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Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit
(Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz — BEEG)

Abschnitt 1
Elterngeld

§ 1 Berechtigte

(1) Anspruch auf Elterngeld hat, wer
1

einen Wohnsitz oder seinen gewdhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat,
mit seinem Kind in einem Haushalt lebt,

dieses Kind selbst betreut und erzieht und

keine oder keine volle Erwerbstatigkeit ausubt.

2Bei Mehrlingsgeburten besteht nur ein Anspruch auf Elterngeld.

(2) "Anspruch auf Elterngeld hat auch, wer, ohne eine der Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1
Nummer 1 zu erflllen,

1.

nach § 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch dem deutschen Sozialversicherungsrecht unter-
liegt oder im Rahmen seines in Deutschland bestehenden &ffentlich-rechtlichen Dienst- oder
Amtsverhaltnisses vorubergehend ins Ausland abgeordnet, versetzt oder kommandiert ist,
Entwicklungshelfer oder Entwicklungshelferin im Sinne des § 1 des Entwicklungshelfer-Geset-
zes ist oder als Missionar oder Missionarin der Missionswerke und -gesellschaften, die Mitglieder
oder Vereinbarungspartner des Evangelischen Missionswerkes Hamburg, der Arbeitsgemein-
schaft Evangelikaler Missionen e. V. oder der Arbeitsgemeinschaft pfingstlich-charismatischer
Missionen sind, tatig ist oder

die deutsche Staatsangehorigkeit besitzt und nur voriibergehend bei einer zwischen- oder tber-
staatlichen Einrichtung tatig ist, insbesondere nach den Entsenderichtlinien des Bundes beur-
laubte Beamte und Beamtinnen, oder wer voribergehend eine nach § 123a des Beamtenrechts-
rahmengesetzes oder § 29 des Bundesbeamtengesetzes zugewiesene Tatigkeit im Ausland
wahrnimmt.

2Dies gilt auch fur mit der nach Satz 1 berechtigten Person in einem Haushalt lebende Ehegatten
oder Ehegattinnen.

(3) "Anspruch auf Elterngeld hat abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 auch, wer

1.

2.
3.

mit einem Kind in einem Haushalt lebt, das er mit dem Ziel der Annahme als Kind aufgenommen
hat,

ein Kind des Ehegatten oder der Ehegattin in seinen Haushalt aufgenommen hat oder

mit einem Kind in einem Haushalt lebt und die von ihm erklarte Anerkennung der Vaterschaft
nach § 1594 Absatz 2 des Blrgerlichen Gesetzbuchs noch nicht wirksam oder iber die von ihm
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beantragte Vaterschaftsfeststellung nach § 1600d des Biirgerlichen Gesetzbuchs noch nicht ent-
schieden ist.
2Fir angenommene Kinder und Kinder im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 sind die Vorschriften die-
ses Gesetzes mit der MaRgabe anzuwenden, dass statt des Zeitpunktes der Geburt der Zeitpunkt
der Aufnahme des Kindes bei der berechtigten Person malfgeblich ist.

(4) Kénnen die Eltern wegen einer schweren Krankheit, Schwerbehinderung oder Todes der Eltern
ihr Kind nicht betreuen, haben Verwandte bis zum dritten Grad und ihre Ehegatten oder Ehegattin-
nen Anspruch auf Elterngeld, wenn sie die tbrigen Voraussetzungen nach Absatz 1 erflllen und von
anderen Berechtigten Elterngeld nicht in Anspruch genommen wird.

(5) Der Anspruch auf Elterngeld bleibt unberthrt, wenn die Betreuung und Erziehung des Kindes
aus einem wichtigen Grund nicht sofort aufgenommen werden kann oder wenn sie unterbrochen
werden muss.

(6) Eine Person ist nicht voll erwerbstatig, wenn ihre Arbeitszeit 32 Wochenstunden im Durchschnitt
des Lebensmonats nicht Ubersteigt, sie eine Beschaftigung zur Berufsbildung ausibt oder sie eine
geeignete Tagespflegeperson im Sinne des § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch ist und nicht
mehr als flnf Kinder in Tagespflege betreut.

(7) Ein nicht freizligigkeitsberechtigter Auslander oder eine nicht freiztigigkeits-berechtigte Auslan-

derin ist nur anspruchsberechtigt, wenn diese Person

1. eine Niederlassungserlaubnis oder eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU besitzt,

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, eine Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltserlaubnis
besitzt, die fur einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten zur Ausibung einer Erwerbsta-
tigkeit berechtigen oder berechtigt haben oder diese erlauben, es sei denn, die Aufenthaltser-
laubnis wurde
a) nach § 16e des Aufenthaltsgesetzes zu Ausbildungszwecken, nach § 19c Absatz 1 des Auf-

enthaltsgesetzes zum Zweck der Beschaftigung als Au-Pair oder zum Zweck der Saisonbe-
schaftigung, nach § 19e des Aufenthaltsgesetzes zum Zweck der Teilnahme an einem Eu-
ropaischen Freiwilligendienst oder nach § 20 Absatz 1 und 2 des Aufenthaltsgesetzes zur
Arbeitsplatzsuche erteilt,

b) nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes zum Zweck eines Studiums, nach § 16d des Aufent-
haltsgesetzes fur Malinahmen zur Anerkennung auslandischer Berufsqualifikationen oder
nach § 20 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes zur Arbeitsplatzsuche erteilt und er ist weder
erwerbstatig noch nimmt er Eltern-zeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgeset-
zes oder laufende Geldleistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch in Anspruch,

¢) nach § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes wegen eines Krieges in seinem Heimatland oder
nach den § 23a oder § 25 Absatz 3 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes erteilt,

3. eine in Nummer 2 Buchstabe ¢ genannte Aufenthaltserlaubnis besitzt und im Bundesgebiet be-
rechtigt erwerbstatig ist oder Elternzeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes
oder laufende Geldleistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch in Anspruch nimmt,

4. eine in Nummer 2 Buchstabe ¢ genannte Aufenthaltserlaubnis besitzt und sich seit mindestens
15 Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhalt oder

5. eine Beschaftigungsduldung gemaf § 60d in Verbindung mit § 60a Absatz 2 Satz 3 des Aufent-
haltsgesetzes besitzt.

Abweichend von Satz 1 Nummer 3 erste Alternative ist ein minderjahriger nicht frei-zugigkeits-

berechtigter Auslander oder eine minderjahrige nicht freizligigkeitsberechtigte Auslanderin un-

abhangig von einer Erwerbstatigkeit anspruchsberechtigt.

(8) 'Ein Anspruch entfallt, wenn die berechtigte Person im letzten abgeschlossenen Veranlagungs-
zeitraum vor der Geburt des Kindes ein zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Absatz 5 des Ein-
kommensteuergesetzes in Héhe von mehr als 250 000 Euro erzielt hat. 2Erfiillt auch eine andere
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Person die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 oder der Absatze 3 oder 4, entfallt
abweichend von Satz 1 der Anspruch, wenn die Summe des zu versteuernden Einkommens beider
Personen mehr als 300 000 Euro betragt.

§ 2 Héhe des Elterngeldes

(1) 'Elterngeld wird in Hohe von 67 Prozent des Einkommens aus Erwerbstatigkeit vor der Geburt

des Kindes gewahrt. Es wird bis zu einem Hochstbetrag von 1 800 Euro monatlich fir volle Lebens-

monate gezahlt, in denen die berechtigte Person kein Einkommen aus Erwerbstétigkeit hat. Das

Einkommen aus Erwerbstatigkeit errechnet sich nach Maligabe der §§ 2c bis 2f aus der um die

Abzlge flr Steuern und Sozialabgaben verminderten Summe der positiven Einklinfte aus

1. nichtselbstéandiger Arbeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Einkommensteuergesetzes
sowie

2. Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstandiger Arbeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 bis 3 des Einkommensteuergesetzes,

die im Inland zu versteuern sind und die die berechtigte Person durchschnittlich monatlich im Be-

messungszeitraum nach § 2b oder in Lebensmonaten der Bezugszeit nach § 2 Absatz 3 hat.

(2) 'In den Féllen, in denen das Einkommen aus Erwerbstatigkeit vor der Geburt geringer als 1000
Euro war, erhoht sich der Prozentsatz von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte fur je 2 Euro, um die
dieses Einkommen den Betrag von 1 000 Euro unterschreitet, auf bis zu 100 Prozent. %In den Fallen,
in denen das Einkommen aus Erwerbstatigkeit vor der Geburt héher als 1 200 Euro war, sinkt der
Prozentsatz von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte fiir je 2 Euro, um die dieses Einkommen den
Betrag von 1 200 Euro Uberschreitet, auf bis zu 65 Prozent.

(3) 'Fur Lebensmonate nach der Geburt des Kindes, in denen die berechtigte Person ein Einkom-
men aus Erwerbstatigkeit hat, das durchschnittlich geringer ist als das Einkommen aus Erwerbsta-
tigkeit vor der Geburt, wird Elterngeld in Hohe des nach Absatz 1 oder 2 maf3geblichen Prozentsat-
zes des Unterschiedsbetrages dieser Einkommen aus Erwerbstéatigkeit gezahlt. 2Als Einkommen
aus Erwerbstatigkeit vor der Geburt ist dabei hochstens der Betrag von 2 770 Euro anzusetzen. 2Der
Unterschiedsbetrag nach Satz 1 ist fur das Einkommen aus Erwerbstatigkeit in Lebensmonaten, in
denen die berechtigte Person Basiselterngeld in Anspruch nimmt, und in Lebensmonaten, in denen
sie Elterngeld Plus im Sinne des § 4a Absatz 2 in Anspruch nimmt, getrennt zu berechnen.

(4) 'Elterngeld wird mindestens in Hohe von 300 Euro gezahit. 2Dies gilt auch, wenn die berechtigte
Person vor der Geburt des Kindes kein Einkommen aus Erwerbstatigkeit hat.

§ 2a Geschwisterbonus und Mehrlingszuschlag

(1) "Lebt die berechtigte Person in einem Haushalt mit
1. zwei Kindern, die noch nicht drei Jahre alt sind, oder

2. drei oder mehr Kindern, die noch nicht sechs Jahre alt sind,

wird das Elterngeld um 10 Prozent, mindestens jedoch um 75 Euro erhoht (Geschwisterbonus). 2Zu
bertcksichtigen sind alle Kinder, fir die die berechtigte Person die Voraussetzungen des § 1 Ab-
satz 1 und 3 erfillt und fur die sich das Elterngeld nicht nach Absatz 4 erhoht.

(2) "Fur angenommene Kinder, die noch nicht 14 Jahre alt sind, gilt als Alter des Kindes der Zeitraum
seit der Aufnahme des Kindes in den Haushalt der berechtigten Person. 2Dies gilt auch fir Kinder,
die die berechtigte Person entsprechend § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 mit dem Ziel der Annahme
als Kind in ihren Haushalt aufgenommen hat.? Fir Kinder mit Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1
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Satz 1 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch liegt die Altersgrenze nach Absatz 1 Satz 1 bei 14
Jahren.

(3) Der Anspruch auf den Geschwisterbonus endet mit Ablauf des Monats, in dem eine der in Ab-
satz 1 genannten Anspruchsvoraussetzungen entfallt.

(4) 'Bei Mehrlingsgeburten erhoht sich das Elterngeld um je 300 Euro fiir das zweite und jedes
weitere Kind (Mehrlingszuschlag). ?Dies gilt auch, wenn ein Geschwisterbonus nach Absatz 1 ge-
zahlt wird.

§ 2b Bemessungszeitraum

(1) 'Fur die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststéandiger Erwerbstatigkeit im Sinne von § 2c

vor der Geburt sind die zwolf Kalendermonate vor dem Kalendermonat der Geburt des Kindes maf3-

geblich. ?Bei der Bestimmung des Bemessungszeitraums nach Satz 1 bleiben Kalendermonate un-

bertcksichtigt, in denen die berechtigte Person

1. im Zeitraum nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 5 Satz 3 Nummer 2 Elterngeld fur ein
alteres Kind bezogen hat,

2. wahrend der Schutzfristen nach § 3 des Mutterschutzgesetzes nicht beschaftigt werden durfte

oder Mutterschaftsgeld nach dem Flnften Buch Sozialgesetzbuch oder nach dem Zweiten Ge-

setz Uber die Krankenversicherung der Landwirte bezogen hat,

eine Krankheit hatte, die maf3geblich durch eine Schwangerschaft bedingt war, oder

Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz in der bis zum 31. Mai 2011 geltenden Fassung oder

nach dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes oder Zivildienst nach dem Zivildienstgesetz

geleistet hat

W

und in den Fallen der Nummern 3 und 4 dadurch ein geringeres Einkommen aus Erwerbstatigkeit
hatte.

3Abweichend von Satz 2 sind Kalendermonate im Sinne des Satzes 2 Nummer 1 bis 4 auf Antrag
der berechtigten Person zu berlicksichtigen. “Abweichend von Satz 2 bleiben auf Antrag bei der
Ermittlung des Einkommens fir die Zeit vom 1. Marz 2020 bis 23. September 2022 auch solche
Kalendermonate unbericksichtigt, in denen die berechtigte Person aufgrund der Covid-19-Pande-
mie ein geringeres Einkommen aus Erwerbstatigkeit hatte und dies glaubhaft machen kann. °*Satz 2
Nummer 1 gilt in den Fallen des § 27 Absatz 1 Satz 1 mit der MalRgabe, dass auf Antrag auch Ka-
lendermonate mit Elterngeldbezug fiir ein alteres Kind nach Vollendung von dessen 14. Lebensmo-
nat unberucksichtigt bleiben, soweit der Elterngeldbezug von der Zeit vor Vollendung des 14. Le-
bensmonats auf danach verschoben wurde.

(2) 'Fur die Ermittlung des Einkommens aus selbststandiger Erwerbstatigkeit im Sinne von § 2d vor
der Geburt sind die jeweiligen steuerlichen Gewinnermittlungszeitraume maf3geblich, die dem letz-
ten abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes zugrunde lie-
gen. 2Haben in einem Gewinnermittlungszeitraum die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 oder
Satz 3 vorgelegen, sind auf Antrag die Gewinnermittlungszeitrdume mafigeblich, die dem diesen
Ereignissen vorangegangenen abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum zugrunde lie-
gen.

(3) "Abweichend von Absatz 1 ist fUr die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststéndiger Er-
werbstatigkeit vor der Geburt der letzte abgeschlossene steuerliche Veranlagungszeitraum malf3-
geblich, wenn die berechtigte Person in den Zeitrdumen nach Absatz 1 oder Absatz 2 Einkommen
aus selbststandiger Erwerbstétigkeit hatte. Haben im Bemessungszeitraum nach Satz 1 die Vo-
raussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 oder Satz 3 vorgelegen, ist Absatz 2 Satz 2 mit der zusatzli-
chen MalRRgabe anzuwenden, dass fiur die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststandiger
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Erwerbstatigkeit vor der Geburt der vorangegangene steuerliche Veranlagungszeitraum mafdgeblich
ist.

(4) "Abweichend von Absatz 3 ist auf Antrag der berechtigten Person fir die Ermittlung des Einkom-
mens aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit allein der Bemessungszeitraum nach Absatz 1 mal3-
geblich, wenn die zu berlicksichtigende Summe der Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft, Ge-
werbebetrieb und selbststandiger Arbeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Einkommen-
steuergesetzes

1. in den jeweiligen steuerlichen Gewinnermittlungszeitraumen, die dem letzten abgeschlossenen
steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes zugrunde liegen, durchschnittlich
weniger als 35 Euro im Kalendermonat betrug und

2. in den jeweiligen steuerlichen Gewinnermittlungszeitrdaumen, die dem steuerlichen Veranla-
gungszeitraum der Geburt des Kindes zugrunde liegen, bis einschlie3lich zum Kalendermonat
vor der Geburt des Kindes durchschnittlich weniger als 35 Euro im Kalendermonat betrug.

2Abweichend von § 2 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 ist fiir die Berechnung des Elterngeldes im Fall des
Satzes 1 allein das Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit maRgeblich. Die fiir die
Entscheidung Uber den Antrag notwendige Ermittlung der Héhe der Einkinfte aus Land- und Forst-
wirtschaft, Gewerbebetrieb und selbststandiger Arbeit erfolgt fir die Zeitrdume nach Satz 1 Nummer
1 entsprechend § 2d Absatz 2; in Fallen, in denen zum Zeitpunkt der Entscheidung kein Einkom-
mensteuerbescheid vorliegt, und fir den Zeitraum nach Satz 1 Nummer 2 erfolgt die Ermittlung der
Hohe der Einkiinfte entsprechend § 2d Absatz 3. “Die Entscheidung lber den Antrag erfolgt ab-
schliel®end auf der Grundlage der Hohe der Einklinfte, wie sie sich aus den gemalR Satz 3 vorgeleg-
ten Nachweisen ergibt.

§ 2c Einkommen aus nichtselbststindiger Erwerbstatigkeit

(1) '"Der monatlich durchschnittlich zu beriicksichtigende Uberschuss der Einnahmen aus nicht-
selbststandiger Arbeit in Geld oder Geldeswert tber ein Zwdlftel des Arbeitnehmer-Pauschbetrags,
vermindert um die Abzlge fur Steuern und Sozialabgaben nach den §§ 2e und 2f, ergibt das Ein-
kommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit. 2Nicht berticksichtigt werden Einnahmen, die im
Lohnsteuerabzugsverfahren nach den lohnsteuerlichen Vorgaben als sonstige Bezlige zu behan-
deln sind. ®Die zeitliche Zuordnung von Einnahmen erfolgt nach den lohnsteuerlichen Vorgaben fir
das Lohnsteuerabzugsverfahren. “MafRgeblich ist der Arbeitnehmer-Pauschbetrag nach § 9a Satz 1
Nummer 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes in der am 1. Januar des Kalenderjahres vor
der Geburt des Kindes fir dieses Jahr geltenden Fassung.

(2) 'Grundlage der Ermittlung der Einnahmen sind die Angaben in den fiir die maRgeblichen Kalen-
dermonate erstellten Lohn- und Gehaltsbescheinigungen des Arbeitgebers 2Die Richtigkeit und Voll-
standigkeit der Angaben in den malfigeblichen Lohn- und Gehaltsbescheinigungen wird vermutet.

(3) 'Grundlage der Ermittlung der nach den §§ 2e und 2f erforderlichen Abzugsmerkmale flir Steuern
und Sozialabgaben sind die Angaben in der Lohn- und Gehaltsbescheinigung, die fir den letzten
Kalendermonat im Bemessungszeitraum mit Einnahmen nach Absatz 1 erstellt wurde. ?Soweit sich
in den Lohn- und Gehaltsbescheinigungen des Bemessungszeitraums eine Angabe zu einem Ab-
zugsmerkmal geandert hat, ist die von der Angabe nach Satz 1 abweichende Angabe malfgeblich,
wenn sie in der Uberwiegenden Zahl der Kalendermonate des Bemessungszeitraums gegolten hat.
3§ 2c Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 2d Einkommen aus selbststiandiger Erwerbstatigkeit

(1) Die monatlich durchschnittlich zu berticksichtigende Summe der positiven Einklinfte aus Land-
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbststandiger Arbeit (Gewinneinktinfte), vermindert um
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die Abzlge flr Steuern und Sozialabgaben nach den §§ 2e und 2f, ergibt das Einkommen aus
selbststandiger Erwerbstatigkeit.

(2) 'Bei der Ermittlung der im Bemessungszeitraum zu berlcksichtigenden Gewinneinkiinfte sind
die entsprechenden im Einkommensteuerbescheid ausgewiesenen Gewinne anzusetzen. 2Ist kein
Einkommensteuerbescheid zu erstellen, werden die Gewinneinklinfte in entsprechender Anwen-
dung des Absatzes 3 ermittelt.

(3) 'Grundlage der Ermittlung der in den Bezugsmonaten zu berlicksichtigenden Gewinneinkiinfte
ist eine Gewinnermittlung, die mindestens den Anforderungen des § 4 Absatz 3 des Einkommen-
steuergesetzes entspricht. 2Als Betriebsausgaben sind 25 Prozent der zugrunde gelegten Einnah-
men oder auf Antrag die damit zusammenhangenden tatsachlichen Betriebsausgaben anzusetzen.

(4) 'Soweit nicht in § 2c Absatz 3 etwas anderes bestimmt ist, sind bei der Ermittlung der nach § 2e
erforderlichen Abzugsmerkmale fir Steuern die Angaben im Einkommensteuerbescheid mafigeb-
lich. 2§ 2c Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Die zeitliche Zuordnung von Einnahmen und Ausgaben erfolgt nach den einkommensteuerrecht-
lichen Grundsatzen.

§ 2e Abaziige fir Steuern

(1) 'Als Abzlige firr Steuern sind Betrage fiir die Einkommensteuer, den Solidaritatszuschlag und,
wenn die berechtigte Person kirchensteuerpflichtig ist, die Kirchensteuer zu berlicksichtigen. ?Die
Abzuge fir Steuern werden einheitlich fur Einkommen aus nichtselbststandiger und selbststandiger
Erwerbstatigkeit auf Grundlage einer Berechnung anhand des am 1. Januar des Kalenderjahres vor
der Geburt des Kindes fiir dieses Jahr geltenden Programmablaufplans flr die maschinelle Berech-
nung der vom Arbeitslohn einzubehaltenden Lohnsteuer, des Solidaritatszuschlags und der Maf3-
stabsteuer fur die Kirchenlohnsteuer im Sinne von § 39b Absatz 6 des Einkommensteuergesetzes
nach den MalRRgaben der Absatze 2 bis 5 ermittelt.

(2) 'Bemessungsgrundlage fir die Ermittlung der Abzlge fiir Steuern ist die monatlich durchschnitt-

lich zu berlicksichtigende Summe der Einnahmen nach § 2c, soweit sie von der berechtigten Person

zu versteuern sind, und der Gewinneinkiinfte nach § 2d. ?Bei der Ermittlung der Abziige flr Steuern
nach Absatz 1 werden folgende Pauschalen bertcksichtigt:

1. der Arbeitnehmer-Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Einkommensteu-
ergesetzes, wenn die berechtigte Person von ihr zu versteuernde Einnahmen hat, die unter § 2c
fallen, und

2. eine Vorsorgepauschale
a) mit den Teilbetragen nach § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b und ¢ des Einkom-

mensteuergesetzes, falls die berechtigte Person von ihr zu versteuernde Einnahmen nach
§ 2c hat, ohne in der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer vergleichbaren Einrichtung
versicherungspflichtig gewesen zu sein, oder
b) mit den Teilbetragen nach § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a bis ¢ des Einkom-
mensteuergesetzes in allen Ubrigen Fallen,
wobei die Hohe der Teilbetrage ohne Bericksichtigung der besonderen Regelungen zur Be-
rechnung der Beitrage nach § 55 Absatz 3 und § 58 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetz-
buch bestimmt wird.

(3) 'Als Abzug fiir die Einkommensteuer ist der Betrag anzusetzen, der sich unter Beriicksichtigung
der Steuerklasse und des Faktors nach § 39f des Einkommensteuergesetzes nach § 2c Absatz 3
ergibt; die Steuerklasse VI bleibt unberlicksichtigt. 2War die berechtigte Person im Bemessungszeit-
raum nach § 2b in keine Steuerklasse eingereiht oder ist ihr nach § 2d zu berticksichtigender Gewinn
hoher als ihr nach § 2c zu berlicksichtigender Uberschuss der Einnahmen Uber ein Zwélftel des
Arbeithnehmer-Pauschbetrags, ist als Abzug fiir die Einkommensteuer der Betrag anzusetzen, der
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sich unter Bertlicksichtigung der Steuerklasse IV ohne Berlicksichtigung eines Faktors nach § 39f
des Einkommensteuergesetzes ergibt.

(4) "Als Abzug fiir den Solidaritatszuschlag ist der Betrag anzusetzen, der sich nach den MaRgaben
des Solidaritatszuschlagsgesetzes 1995 fir die Einkommensteuer nach Absatz 3 ergibt. Freibe-
trage fur Kinder werden nach den MalRgaben des § 3 Absatz 2a des Solidaritatszuschlagsgesetzes
1995 berucksichtigt.

(5) 'Als Abzug flr die Kirchensteuer ist der Betrag anzusetzen, der sich unter Anwendung eines
Kirchensteuersatzes von 8 Prozent fur die Einkommensteuer nach Absatz 3 ergibt. 2Freibetrage flr
Kinder werden nach den Maligaben des § 51a Absatz 2a des Einkommensteuergesetzes bertick-
sichtigt.

(6) Vorbehaltlich der Absatze 2 bis 5 werden Freibetrage und Pauschalen nur berlicksichtigt, wenn
sie ohne weitere Voraussetzung jeder berechtigten Person zustehen.

§ 2f Abziige fiir Sozialabgaben

(1) 'Als Abzuge fiir Sozialabgaben sind Betrage fiir die gesetzliche Sozialversicherung oder fiir eine
vergleichbare Einrichtung sowie fiir die Arbeitsforderung zu berlicksichtigen. ?Die Abzlge fiir Sozi-
alabgaben werden einheitlich fir Einkommen aus nichtselbststandiger und selbststandiger Erwerbs-
tatigkeit anhand folgender Beitragssatzpauschalen ermittelt:

1. 9 Prozent fir die Kranken- und Pflegeversicherung, falls die berechtigte Person in der ge-
setzlichen Krankenversicherung nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 bis 12 des Flnften Buches
Sozialgesetzbuch versicherungspflichtig gewesen ist,

2. 10 Prozent fir die Rentenversicherung, falls die berechtigte Person in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung oder einer vergleichbaren Einrichtung versicherungspflichtig gewesen ist,
und

3. 2 Prozent fur die Arbeitsforderung, falls die berechtigte Person nach dem Dritten Buch Sozi-
algesetzbuch versicherungspflichtig gewesen ist.

(2) 'Bemessungsgrundlage fur die Ermittlung der Abzlge flir Sozialabgaben ist die monatlich durch-
schnittlich zu bertcksichtigende Summe der Einnahmen nach § 2c und der Gewinneinkunfte nach
§ 2d. 2Einnahmen aus Beschaftigungen im Sinne des § 8, des § 8a oder des § 20 Absatz 3 Satz 1
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch werden nicht berticksichtigt. 3Fir Einnahmen aus Beschéafti-
gungsverhaltnissen im Sinne des § 20 Absatz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch ist der Betrag
anzusetzen, der sich nach § 344 Absatz 4 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch fir diese Einnah-
men ergibt, wobei der Faktor im Sinne des § 163 Absatz 10 Satz 2 des Sechsten Buches Sozialge-
setzbuch unter Zugrundelegung der Beitragssatzpauschalen nach Absatz 1 bestimmt wird.

(3) Andere MalRgaben zur Bestimmung der sozialversicherungsrechtlichen Beitragsbemessungs-
grundlagen werden nicht berlcksichtigt.

§ 3 Anrechnung von anderen Einnahmen

(1) 'Auf das der berechtigten Person nach § 2 oder nach § 2 in Verbindung mit § 2a zustehende
Elterngeld werden folgende Einnahmen angerechnet:
1. Mutterschaftsleistungen
a) in Form des Mutterschaftsgeldes nach dem Flnften Buch Sozialgesetzbuch oder nach dem
Zweiten Gesetz Uber die Krankenversicherung der Landwirte mit Ausnahme des Mutter-
schaftsgeldes nach § 19 Absatz 2 des Mutterschutzgesetzes oder
b) in Form des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld nach § 20 des Mutterschutzgesetzes,
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die der berechtigten Person fir die Zeit ab dem Tag der Geburt des Kindes zustehen,

2. Dienst- und Anwarterbeziige sowie Zuschusse, die der berechtigten Person nach beamten- o-
der soldatenrechtlichen Vorschriften fur die Zeit eines Beschéaftigungsverbots ab dem Tag der
Geburt des Kindes zustehen,

3. dem Elterngeld vergleichbare Leistungen, auf die eine nach § 1 berechtigte Person aulerhalb

Deutschlands oder gegeniber einer Uber- oder zwischenstaatlichen Einrichtung Anspruch hat,

Elterngeld, das der berechtigten Person fir ein alteres Kind zusteht, sowie

Einnahmen, die der berechtigten Person als Ersatz fur Erwerbseinkommen zustehen und

a) die nicht bereits fur die Berechnung des Elterngeldes nach § 2 berlcksichtigt werden oder

b) bei deren Berechnung das Elterngeld nicht berticksichtigt wird.

2Stehen der berechtigten Person die Einnahmen nur fiir einen Teil des Lebensmonats des Kindes

zu, sind sie nur auf den entsprechenden Teil des Elterngeldes anzurechnen. 3Flr jeden Kalender-

monat, in dem Einnahmen nach Satz 1 Nummer 4 oder Nummer 5 im Bemessungszeitraum bezo-
gen worden sind, wird der Anrechnungsbetrag um ein Zwolftel gemindert. “Beginnt der Bezug von

Einnahmen nach Satz 1 Nummer 5 nach der Geburt des Kindes und berechnen sich die anzurech-

nenden Einnahmen auf der Grundlage eines Einkommens, das geringer ist als das Einkommen aus

Erwerbstatigkeit im Bemessungszeitraum, so ist der Teil des Elterngeldes in Hoéhe des nach § 2 Ab-

satz 1 oder 2 mafRigeblichen Prozentsatzes des Unterschiedsbetrages zwischen dem durchschnittli-

chen monatlichen Einkommen aus Erwerbstatigkeit im Bemessungszeitraum und dem durchschnitt-
lichen monatlichen Bemessungseinkommen der anzurechnenden Einnahmen von der Anrechnung
freigestellt.

o~

(2) 'Bis zu einem Betrag von 300 Euro ist das Elterngeld von der Anrechnung nach Absatz 1 frei,
soweit nicht Einnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 auf das Elterngeld anzurechnen sind.
“Dieser Betrag erhoht sich bei Mehrlingsgeburten um je 300 Euro fiir das zweite und jedes weitere
Kind.

(3) Solange kein Antrag auf die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 genannten vergleichbaren Leistungen
gestellt wird, ruht der Anspruch auf Elterngeld bis zur mdglichen Héhe der vergleichbaren Leistung.

§ 4 Art und Dauer des Bezugs

(1) 'Elterngeld wird als Basiselterngeld oder als Elterngeld Plus gewahrt. 2Es kann ab dem Tag der
Geburt bezogen werden. *Basiselterngeld kann bis zur Vollendung des 14. Lebensmonats des Kin-
des bezogen werden. “Elterngeld Plus kann bis zur Vollendung des 32. Lebensmonats bezogen
werden, solange es ab dem 15. Lebensmonat in aufeinander folgenden Lebensmonaten von zumin-
dest einem Elternteil in Anspruch genommen wird. °Flr angenommene Kinder und Kinder im Sinne
des § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 kann Elterngeld ab Aufnahme bei der berechtigten Person langs-
tens bis zur Vollendung des achten Lebensjahres des Kindes bezogen werden.

(2) 'Elterngeld wird in Monatsbetragen fiir Lebensmonate des Kindes gezahit. ?Der Anspruch endet
mit dem Ablauf des Lebensmonats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung entfallen ist. *Die Eltern
kénnen die jeweiligen Monatsbetrage abwechselnd oder gleichzeitig beziehen.

(3) 'Die Eltern haben gemeinsam Anspruch auf zwolf Monatsbetrage Basiselterngeld. ?Ist das Ein-
kommen aus Erwerbstatigkeit eines Elternteils in zwei Lebensmonaten gemindert, haben die Eltern
gemeinsam Anspruch auf zwei weitere Monate Basiselterngeld (Partnermonate). 3Statt fiir einen
Lebensmonat Basiselterngeld zu beanspruchen, kann die berechtigte Person jeweils zwei Lebens-
monate Elterngeld Plus beziehen.

(4) 'Ein Elternteil hat Anspruch auf hochstens zwolf Monatsbetrage Basiselterngeld zuziiglich der
hochstens vier zustehenden Monatsbetrage Partnerschaftsbonus nach § 4b. 2Ein Elternteil hat nur
Anspruch auf Elterngeld, wenn er es mindestens fiir zwei Lebensmonate bezieht. *Lebensmonate
des Kindes, in denen einem Elternteil nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 anzurechnende
Leistungen oder nach § 192 Absatz 5 Satz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes
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Versicherungsleistungen zustehen, gelten als Monate, fur die dieser Elternteil Basiselterngeld nach
§ 4a Absatz 1 bezieht.

(5) "Abweichend von Absatz 3 Satz 1 betragt der gemeinsame Anspruch der Eltern auf Basiseltern-
geld fir ein Kind, das

1. mindestens sechs Wochen vor dem voraussichtlichen Tag der Entbindung geboren wurde:
13 Monatsbetrage Basiselterngeld,;

2. mindestens acht Wochen vor dem voraussichtlichen Tag der Entbindung geboren wurde: 14
Monatsbetrage Basiselterngeld;

3. mindestens zwdlf Wochen vor dem voraussichtlichen Tag der Entbindung geboren wurde:
15 Monatsbetrage Basiselterngeld;

4. mindestens 16 Wochen vor dem voraussichtlichen Tag der Entbindung geboren wurde: 16
Monatsbetrage Basiselterngeld.

2Fir die Berechnung des Zeitraums zwischen dem voraussichtlichen Tag der Entbindung und dem
tatsachlichen Tag der Geburt ist der voraussichtliche Tag der Entbindung mal3geblich, wie er sich
aus dem arztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers
ergibt.

3lm Fall von
1. Satz 1 Nummer 1

a) hat ein Elternteil abweichend von Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf héchstens 13 Mo-
natsbetrage Basiselterngeld zuzlglich der hochstens vier zustehenden Monatsbe-
trage Partnerschaftsbonus nach § 4b,

b) kann Basiselterngeld abweichend von Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des 15.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden und

c) kann Elterngeld Plus abweichend von Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des 32.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden, solange es ab dem 16. Lebensmonat in
aufeinander folgenden Lebensmonaten von zumindest einem Elternteil in Anspruch
genommen wird;

2. Satz 1 Nummer 2

a) hat ein Elternteil abweichend von Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf héchstens 14 Mo-
natsbetrage Basiselterngeld zuziglich der hdchstens vier zustehenden Monatsbe-
trage Partnerschaftsbonus nach § 4b,

b) kann Basiselterngeld abweichend von Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des 16.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden und

c) kann Elterngeld Plus abweichend von Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des 32.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden, solange es ab dem 17. Lebensmonat in
aufeinander folgenden Lebensmonaten von zumindest einem Elternteil in Anspruch
genommen wird;

3. Satz 1 Nummer 3
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hat ein Elternteil abweichend von Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf héchstens 15 Mo-
natsbetrage Basiselterngeld zuzlglich der hochstens vier zustehenden Monatsbe-
trage Partnerschaftsbonus nach § 4b,

kann Basiselterngeld abweichend von Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des 17.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden und

kann Elterngeld Plus abweichend von Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des 32.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden, solange es ab dem 18. Lebensmonat in
aufeinander folgenden Lebensmonaten von zumindest einem Elternteil in Anspruch
genommen wird;

4. Satz 1 Nummer 4

a)

hat ein Elternteil abweichend von Absatz 4 Satz 1 Anspruch auf héchstens 16 Mo-
natsbetrage Basiselterngeld zuziglich der hdchstens vier zustehenden Monatsbe-
trage Partnerschaftsbonus nach § 4b,

kann Basiselterngeld abweichend von Absatz 1 Satz 3 bis zur Vollendung des 18.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden und

kann Elterngeld Plus abweichend von Absatz 1 Satz 4 bis zur Vollendung des 32.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden, solange es ab dem 19. Lebensmonat in
aufeinander folgenden Lebensmonaten von zumindest einem Elternteil in Anspruch
genommen wird.

§ 4a Berechnung von Basiselterngeld und Elterngeld Plus

(1) 'Basiselterngeld wird allein nach den Vorgaben der §§ 2 bis 3 ermittelt.

(2) 'Elterngeld Plus wird nach den Vorgaben der §§ 2 bis 3 und den zusétzlichen Vorgaben der
Satze 2 und 3 ermittelt. 2Das Elterngeld Plus betragt monatlich hdchstens die Halfte des Basisel-
terngeldes, das der berechtigten Person zustliinde, wenn sie wahrend des Elterngeldbezugs keine
Einnahmen im Sinne des § 2 oder des § 3 hatte oder hat. *Fur die Berechnung des Elterngeld Plus
halbieren sich:

1. der Mindestbetrag fur das Elterngeld nach § 2 Absatz 4 Satz 1,

2. der Mindestbetrag des Geschwisterbonus nach § 2a Absatz 1 Satz 1,

3. der Mehrlingszuschlag nach § 2a Absatz 4 sowie

die von der Anrechnung freigestellten Elterngeldbetrage nach § 3 Absatz 2.
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§ 4b Partnerschaftsbonus
(1) Wenn beide Elternteile

1. nicht weniger als 24 und nicht mehr als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Lebensmo-
nats erwerbstatig sind und

2. die Voraussetzungen des § 1 erflllen,

hat jeder Elternteil fir diesen Lebensmonat Anspruch auf einen zusatzlichen Monatsbetrag Eltern-
geld Plus (Partnerschaftsbonus).

(2) 'Die Eltern haben je Elternteil Anspruch auf héchstens vier Monatsbetrage Partnerschaftsbo-
nus. 2Sie kdnnen den Partnerschaftsbonus nur beziehen, wenn sie ihn jeweils fir mindestens zwei
Lebensmonate in Anspruch nehmen.

(3) Die Eltern kdnnen den Partnerschaftsbonus nur gleichzeitig und in aufeinander folgenden Le-
bensmonaten beziehen.

(4) Treten wahrend des Bezugs des Partnerschaftsbonus die Voraussetzungen fir einen alleinigen
Bezug nach § 4c Absatz 1 Nummer 1 bis 3 ein, so kann der Bezug durch einen Elternteil nach § 4c¢
Absatz 2 fortgeflhrt werden.

(5) Das Erfordernis des Bezugs in aufeinander folgenden Lebensmonaten nach Absatz 3 und § 4
Absatz 1 Satz 4 gilt auch dann als erfllt, wenn sich wahrend des Bezugs oder nach dem Ende
des Bezugs herausstellt, dass die Voraussetzungen fir den Partnerschaftsbonus nicht in allen Le-
bensmonaten, fur die der Partnerschaftsbonus beantragt wurde, vorliegen oder vorlagen.

§ 4c Alleiniger Bezug durch einen Elternteil

(1) Ein Elternteil kann abweichend von § 4 Absatz 4 Satz 1 zusatzlich auch das Elterngeld fir die
Partnermonate nach § 4 Absatz 3 Satz 2 beziehen, wenn das Einkommen aus Erwerbstatigkeit fur
zwei Lebensmonate gemindert ist und

1. bei diesem Elternteil die Voraussetzungen fiur den Entlastungsbetrag fiir Alleinerziehende
nach § 24b Absatz 1 und 3 des Einkommenssteuergesetzes vorliegen und der andere EI-
ternteil weder mit ihm noch mit dem Kind in einer Wohnung lebt,

2. mit der Betreuung durch den anderen Elternteil eine Gefahrdung des Kindeswohls im Sinne
von § 1666 Absatz 1 und 2 des Blrgerlichen Gesetzbuchs verbunden ware oder

3. die Betreuung durch den anderen Elternteil unmaoglich ist, insbesondere weil er wegen einer
schweren Krankheit oder Schwerbehinderung sein Kind nicht betreuen kann; fur die Fest-
stellung der Unmdglichkeit der Betreuung bleiben wirtschaftliche Griinde und Griinde einer
Verhinderung wegen anderweitiger Tatigkeiten aulder Betracht.

(2) Liegt eine der Voraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3 vor, so hat ein Elternteil, der
in mindestens zwei bis hdchstens vier aufeinander folgenden Lebensmonaten nicht weniger als 24



12
Gesetzestext — BEEG

und nicht mehr als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Lebensmonats erwerbstatig ist, fir
diese Lebensmonate Anspruch auf zusatzliche Monatsbetrage Elterngeld Plus.

§ 4d Weitere Berechtigte

'Die §§ 4, 4a, 4b und 4c gelten in den Fallen des § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend. ?Der Bezug
von Elterngeld durch nicht sorgeberechtigte Elternteile und durch Personen, die nach § 1 Absatz 3
Satz 1 Nummer 2 und 3 Anspruch auf Elterngeld haben, bedarf der Zustimmung des sorgeberech-
tigten Elternteils.

Abschnitt 2
Verfahren und Organisation

§ 5 Zusammentreffen von Anspriichen

(1) Erflllen beide Elternteile die Anspruchsvoraussetzungen, bestimmen sie, wer von ihnen die Mo-
natsbetrage fir welche Lebensmonate des Kindes in Anspruch nimmt.

(2) 'Beanspruchen beide Elternteile zusammen mehr als die ihnen nach § 4 Absatz 3 und § 4b oder
nach § 4 Absatz 3 und § 4b in Verbindung mit § 4d zustehenden Monatsbetrage, so besteht der
Anspruch eines Elternteils, der nicht Uber die Halfte der zustehenden Monatsbetrage hinausgeht,
ungekdurzt; der Anspruch des anderen Elternteils wird gekiirzt auf die vom Gesamtanspruch verblei-
benden Monatsbetrage. 2Beansprucht jeder der beiden Elternteile mehr als die Halfte der ihm zu-
stehenden Monatsbetrage, steht jedem Elternteil die Halfte des Gesamtanspruchs der Monatsbe-
trage zu.

(3) 'Die Absatze 1 und 2 gelten in den Fallen des § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend. ?Wird eine
Einigung mit einem nicht sorgeberechtigten Elternteil oder einer Person, die nach § 1 Absatz 3
Satz 1 Nummer 2 und 3 Anspruch auf Elterngeld hat, nicht erzielt, so kommt es abweichend von
Absatz 2 allein auf die Entscheidung des sorgeberechtigten Elternteils an.

§ 6 Auszahlung
Elterngeld wird im Laufe des Lebensmonats gezahlt, fur den es bestimmt ist.
§ 7 Antragstellung

(1) 'Elterngeld ist schriftlich zu beantragen. 2Es wird riickwirkend nur fiir die letzten drei Lebensmo-
nate vor Beginn des Lebensmonats geleistet, in dem der Antrag auf Elterngeld eingegangen ist. 3Im
Antrag ist anzugeben, flr welche Lebensmonate Basiselterngeld, fiir welche Lebensmonate Eltern-
geld Plus oder fur welche Lebensmonate Partnerschaftsbonus beantragt wird.

(2) 'Die im Antrag getroffenen Entscheidungen kénnen bis zum Ende des Bezugszeitraums gean-
dert werden. 2Eine Anderung kann riickwirkend nur fiir die letzten drei Lebensmonate vor Beginn
des Lebensmonats verlangt werden, in dem der Anderungsantrag eingegangen ist. 3Sie ist auRer in
den Fallen besonderer Harte unzulassig, soweit Monatsbetrage bereits ausgezahlt sind. *Abwei-
chend von den Satzen 2 und 3 kann flrr einen Lebensmonat, in dem bereits Elterngeld Plus bezogen
wurde, nachtraglich Basiselterngeld beantragt werden. °lm Ubrigen finden die fiir die Antragstellung
geltenden Vorschriften auch auf den Anderungsantrag Anwendung.
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(3) "Der Antrag ist auRer im Fall des § 4c und der Antragstellung durch eine allein sorgeberechtigte
Person, zu unterschreiben von der Person, die ihn stellt, und zur Bestatigung der Kenntnisnahme
auch von der anderen berechtigten Person. 2Die andere berechtigte Person kann gleichzeitig

1. einen Antrag auf Elterngeld stellen oder

2. der Behdrde anzeigen, wie viele Monatsbetrage sie beansprucht, wenn mit ihrem Anspruch
die Hochstgrenzen nach § 4 Absatz 3 in Verbindung mit § 4b Uberschritten wirden.

3Liegt der Behdrde von der anderen berechtigten Person weder ein Antrag auf Elterngeld noch eine
Anzeige nach Satz 2 vor, so werden samtliche Monatsbetrage der berechtigten Person ausgezahlt,
die den Antrag gestellt hat; die andere berechtigte Person kann bei einem spateren Antrag abwei-
chend von § 5 Absatz 2 nur die unter Berlcksichtigung von § 4 Absatz 3 in Verbindung mit § 4b vom
Gesamtanspruch verbleibenden Monatsbetrage erhalten.

§ 8 Auskunftspflicht, Nebenbestimmungen

(1) Soweit im Antrag auf Elterngeld Angaben zum voraussichtlichen Einkommen aus Erwerbstatig-
keit gemacht wurden, ist nach Ablauf des Bezugszeitraums flir diese Zeit das tatsachliche Einkom-
men aus Erwerbstatigkeit nachzuweisen.

(1a) 'Die Mitwirkungspflichten nach § 60 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gelten

1. im Falle des § 1 Absatz 8 Satz 2 auch fiir die andere Person im Sinne des § 1 Absatz 8 Satz 2
und

2. im Falle des § 4b oder des § 4b in Verbindung mit § 4d Satz 1 fir beide Personen, die den
Partnerschaftsbonus beantragt haben.

2§ 65 Absatz 1 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

(2) 'Elterngeld wird in den Fallen, in denen die berechtigte Person nach ihren Angaben im Antrag im
Bezugszeitraum voraussichtlich kein Einkommen aus Erwerbstatigkeit haben wird, unter dem Vor-
behalt des Widerrufs fur den Fall gezahlt, dass sie entgegen ihren Angaben im Antrag Einkommen
aus Erwerbstatigkeit hat. 2In den Fallen, in denen zum Zeitpunkt der Antragstellung der Steuerbe-
scheid flr den letzten abgeschlossenen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes nicht vor-
liegt und nach den Angaben im Antrag die Betrage nach § 1 Absatz 8 voraussichtlich nicht tber-
schritten werden, wird das Elterngeld unter dem Vorbehalt des Widerrufs fir den Fall gezahlt, dass
entgegen den Angaben im Antrag die Betrage nach § 1 Absatz 8 Gberschritten werden.

(3) 'Das Elterngeld wird bis zum Nachweis der jeweils erforderlichen Angaben vorlaufig unter Be-
ricksichtigung der glaubhaft gemachten Angaben gezahlt, wenn

1. zum Zeitpunkt der Antragstellung der Steuerbescheid fir den letzten abgeschlossenen Veran-
lagungszeitraum vor der Geburt des Kindes nicht vorliegt und noch nicht angegeben werden
kann, ob die Betrage nach § 1 Absatz 8 Uberschritten werden,

das Einkommen aus Erwerbstatigkeit vor der Geburt nicht ermittelt werden kann,

die berechtigte Person nach den Angaben im Antrag auf Elterngeld im Bezugszeitraum voraus-
sichtlich Einkommen aus Erwerbstétigkeit hat.

wn

§ 9 Einkommens- und Arbeitszeitnachweis, Auskunftspflicht des Arbeitgebers

(1) 'Soweit es zum Nachweis des Einkommens aus Erwerbstatigkeit oder der wochentlichen Ar-
beitszeit erforderlich ist, hat der Arbeitgeber der nach § 12 zustandigen Behdrde fur bei ihm Be-
schaftigte das Arbeitsentgelt, die fir die Ermittlung der nach den §§ 2e und 2f erforderlichen Ab-
zugsmerkmale flr Steuern und Sozialabgaben sowie die Arbeitszeit auf Verlangen zu bescheinigen;
das Gleiche gilt fiir ehemalige Arbeitgeber. ?Fir die in Heimarbeit Beschaftigten und die ihnen
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Gleichgestellten (§ 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes) tritt an die Stelle des Arbeitgebers
der Auftraggeber oder Zwischenmeister.

(2) 'Fur den Nachweis des Einkommens aus Erwerbstatigkeit kann die nach § 12 Absatz 1 zustan-
dige Behdrde auch das in § 108a Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch vorgesehene Ver-
fahren zur elektronischen Abfrage und Ubermittlung von Entgeltbescheinigungsdaten nutzen. 2Sie
darf dieses Verfahren nur nutzen, wenn die betroffene Arbeithehmerin oder der betroffene Arbeit-
nehmer zuvor in dessen Nutzung eingewilligt hat. 3Wenn der betroffene Arbeitgeber ein systemge-
priuftes Entgeltabrechnungsprogramm nutzt, ist er verpflichtet, die jeweiligen Entgeltbescheinigungs-
daten mit dem in § 108a Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch vorgesehenen Verfahren
zu Ubermitteln.

§ 10 Verhaltnis zu anderen Sozialleistungen

(1) Das Elterngeld und vergleichbare Leistungen der Lander sowie die nach § 3 auf die Leistung
angerechneten Einnahmen oder Leistungen bleiben bei Sozialleistungen, deren Zahlung von ande-
ren Einkommen abhangig ist, bis zu einer Héhe von insgesamt 300 Euro im Monat als Einkommen
unberucksichtigt.

(2) Das Elterngeld und vergleichbare Leistungen der Lander sowie die nach § 3 auf die Leistung
angerechneten Einnahmen oder Leistungen dirfen bis zu einer H6he von insgesamt 300 Euro nicht
dafur herangezogen werden, um auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen anderer, auf die kein
Anspruch besteht, zu versagen.

(3) Soweit die berechtigte Person Elterngeld Plus bezieht, bleibt das Elterngeld nur bis zur Halfte
des Anrechnungsfreibetrags, der nach Abzug der anderen nach Absatz 1 nicht zu bericksichtigen-
den Einnahmen flr das Elterngeld verbleibt, als Einkommen unbertcksichtigt und darf nur bis zu
dieser Hohe nicht dafir herangezogen werden, um auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen
anderer, auf die kein Anspruch besteht, zu versagen.

(4) Die nach den Absatzen 1 bis 3 nicht zu berticksichtigenden oder nicht heranzuziehenden Betrage
vervielfachen sich bei Mehrlingsgeburten mit der Zahl der geborenen Kinder.

(5) 'Die Absatze 1 bis 4 gelten nicht bei Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, dem
Zwolften Buch Sozialgesetzbuch, § 6a des Bundeskindergeldgesetzes und dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz. ?Bei den in Satz 1 bezeichneten Leistungen bleiben das Elterngeld und vergleichbare
Leistungen der Lander sowie die nach § 3 auf das Elterngeld angerechneten Einnahmen in Héhe
des nach § 2 Absatz 1 berticksichtigten Einkommens aus Erwerbstatigkeit vor der Geburt bis zu 300
Euro im Monat als Einkommen unberiicksichtigt. *Soweit die berechtigte Person Elterngeld Plus
bezieht, verringern sich die Betrdge nach Satz 2 um die Halfte. *Abweichend von Satz 2 bleibt Mut-
terschaftsgeld gemaf § 19 des Mutterschutzgesetzes in voller Hohe unbericksichtigt.

(6) Die Absatze 1 bis 4 gelten entsprechend, soweit flr eine Sozialleistung ein Kostenbeitrag erho-
ben werden kann, der einkommensabhangig ist.

§ 11 Unterhaltspflichten

'Unterhaltsverpflichtungen werden durch die Zahlung des Elterngeldes und vergleichbarer Leistun-
gen der Lander nur insoweit berlhrt, als die Zahlung 300 Euro monatlich Ubersteigt. 2Soweit die
berechtigte Person Elterngeld Plus bezieht, werden die Unterhaltspflichten insoweit berlhrt, als die
Zahlung 150 Euro Ubersteigt. °Die in den Satzen 1 und 2 genannten Betrage vervielfachen sich bei
Mehrlingsgeburten mit der Zahl der geborenen Kinder. “Die Satze 1 bis 3 gelten nicht in den Fallen
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des § 1361 Absatz 3, der §§ 1579, 1603 Absatz 2 und des § 1611 Absatz 1 des Blrgerlichen Ge-
setzbuchs.

§ 12 Zustiandigkeit; Bewirtschaftung der Mittel

(1) 'Die Landesregierungen oder die von ihnen beauftragten Stellen bestimmen die flr die Ausfiih-
rung dieses Gesetzes zustandigen Behorden. 2Zustandig ist die von den Landern fiir die Durchfiih-
rung dieses Gesetzes bestimmte Behorde des Bezirks, in dem das Kind, fur das Elterngeld bean-
sprucht wird, zum Zeitpunkt der ersten Antragstellung seinen inlandischen Wohnsitz hat. *Hat das
Kind, fir das Elterngeld beansprucht wird, in den Fallen des § 1 Absatz 2 zum Zeitpunkt der ersten
Antragstellung keinen inlandischen Wohnsitz, so ist die von den Landern fur die Durchfiihrung die-
ses Gesetzes bestimmte Behdrde des Bezirks zustandig, in dem die berechtigte Person ihren letzten
inlandischen Wohnsitz hatte; hilfsweise ist die Behdrde des Bezirks zustandig, in dem der entsen-
dende Dienstherr oder Arbeitgeber der berechtigten Person oder der Arbeitgeber des Ehegatten
oder der Ehegattin der berechtigten Person den inlandischen Sitz hat.

(2) Den nach Absatz 1 zustandigen Behdrden obliegt auch die Beratung zur Elternzeit.

(3) 'Der Bund tragt die Ausgaben fiir das Elterngeld. 2Die damit zusammenh&ngenden Einnahmen
sind an den Bund abzufiihren. 3Fir die Ausgaben und die mit ihnen zusammenhangenden Einnah-
men sind die Vorschriften Gber das Haushaltsrecht des Bundes einschlie3lich der Verwaltungsvor-
schriften anzuwenden.

§ 13 Rechtsweg

(1) Uber &ffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der §§ 1 bis 12 entscheiden die Ge-
richte der Sozialgerichtsbarkeit. § 85 Absatz 2 Nummer 2 des Sozialgerichtsgesetzes gilt mit der
MaRgabe, dass die zustandige Stelle nach § 12 bestimmt wird.

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung.
§ 14 BuBgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen § 8 Absatz 1 einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollstadndig oder nicht rechtzeitig
erbringt,

2. entgegen § 9 Absatz 1 eine dort genannte Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig bescheinigt,

3. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch in Ver-
bindung mit § 8 Absatz 1a Satz 1, eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig macht,

4. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch in Ver-
bindung mit § 8 Absatz 1a Satz 1, eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht
rechtzeitig macht oder

5. entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch in Ver-
bindung mit § 8 Absatz 1a Satz 1, eine Beweisurkunde nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder
nicht rechtzeitig vorlegt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e von bis zu zweitausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehoérden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes tiber Ordnungswid-
rigkeiten sind die in § 12 Absatz 1 genannten Behoérden.
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Abschnitt 3
Elternzeit fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

§ 15 Anspruch auf Elternzeit

(1) 'Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Elternzeit, wenn sie
1.
a) mitihrem Kind,
b) mit einem Kind, fir das sie die Anspruchsvoraussetzungen nach § 1 Absatz 3 oder 4 erfiillen,
oder
¢) mit einem Kind, das sie in Vollzeitpflege nach § 33 des Achten Buches Sozialgesetzbuch
aufgenommen haben,
in einem Haushalt leben und
2. dieses Kind selbst betreuen und erziehen.
2Nicht sorgeberechtigte Elternteile und Personen, die nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c
Elternzeit nehmen kdnnen, bedirfen der Zustimmung des sorgeberechtigten Elternteils.

(1a) 'Anspruch auf Elternzeit haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch, wenn sie mit ihnrem

Enkelkind in einem Haushalt leben und dieses Kind selbst betreuen und erziehen und

1. ein Elternteil des Kindes minderjahrig ist oder

2. ein Elternteil des Kindes sich in einer Ausbildung befindet, die vor Vollendung des 18. Lebens-
jahres begonnen wurde und die Arbeitskraft des Elternteils im Allgemeinen voll in Anspruch
nimmt.

2Der Anspruch besteht nur fUr Zeiten, in denen keiner der Elternteile des Kindes selbst Elternzeit

beansprucht.

(2) "Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres eines Kindes.
2Ein Anteil von bis zu 24 Monaten kann zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten ach-
ten Lebensjahr des Kindes in Anspruch genommen werden. ®Die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 3
Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes wird fir die Elternzeit der Mutter auf die Begrenzung nach
den Satzen 1 und 2 angerechnet. “Bei mehreren Kindern besteht der Anspruch auf Elternzeit fiir
jedes Kind, auch wenn sich die Zeitrdume im Sinne der Satze 1 und 2 lberschneiden. °Bei einem
angenommenen Kind und bei einem Kind in Vollzeit- oder Adoptionspflege kann Elternzeit von ins-
gesamt bis zu drei Jahren ab Aufnahme bei der berechtigten Person, langstens bis zur Vollendung
des achten Lebensjahres des Kindes genommen werden; die Satze 2 und 4 sind entsprechend an-
wendbar, soweit sie die zeitliche Aufteilung regeln. ®Der Anspruch kann nicht durch Vertrag ausge-
schlossen oder beschrankt werden.

(3) 'Die Elternzeit kann, auch anteilig, von jedem Elternteil allein oder von beiden Elternteilen ge-
meinsam genommen werden. 2Satz 1 gilt in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe
b und c entsprechend.

(4) 'Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin darf wahrend der Elternzeit nicht mehr als 32 Wo-
chenstunden im Durchschnitt des Monats erwerbstéatig sein. 2Eine im Sinne des § 23 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch geeignete Tagespflegeperson darf bis zu flunf Kinder in Tagespflege be-
treuen, auch wenn die wochentliche Betreuungszeit 32 Stunden Ubersteigt. *Teilzeitarbeit bei einem
anderen Arbeitgeber oder selbststandige Tatigkeit nach Satz 1 bedurfen der Zustimmung des Ar-
beitgebers. *Dieser kann sie nur innerhalb von vier Wochen aus dringenden betrieblichen Griinden
schriftlich ablehnen.

(5) 'Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann eine Verringerung der Arbeitszeit und ihre Ver-
teilung beantragen. 2Der Antrag kann mit der schriftlichen Mitteilung nach Absatz 7 Satz 1 Nummer
5 verbunden werden. 3Uber den Antrag sollen sich der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer oder die
Arbeitnehmerin innerhalb von vier Wochen einigen. *Lehnt der Arbeitgeber den Antrag ab, so hat er
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dies dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin innerhalb der Frist nach Satz 3 mit einer Begrin-
dung mitzuteilen. *Unberiihrt bleibt das Recht, sowohl die vor der Elternzeit bestehende Teilzeitar-
beit unverandert wahrend der Elternzeit fortzusetzen, soweit Absatz 4 beachtet ist, als auch nach
der Elternzeit zu der Arbeitszeit zurlickzukehren, die vor Beginn der Elternzeit vereinbart war.

(6) Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann gegeniber dem Arbeitgeber, soweit eine Eini-
gung nach Absatz 5 nicht mdglich ist, unter den Voraussetzungen des Absatzes 7 wahrend der Ge-
samtdauer der Elternzeit zweimal eine Verringerung seiner oder ihrer Arbeitszeit beanspruchen.

(7) '"Fur den Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit gelten folgende Voraussetzungen:

1. Der Arbeitgeber beschéaftigt, unabhangig von der Anzahl der Personen in Berufsbildung, in der
Regel mehr als 15 Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen,

2. das Arbeitsverhaltnis in demselben Betrieb oder Unternehmen besteht ohne Unterbrechung lan-
ger als sechs Monate,

3. die vertraglich vereinbarte regelmaflige Arbeitszeit soll fir mindestens zwei Monate auf einen

Umfang von nicht weniger als 15 und nicht mehr als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des

Monats verringert werden,

dem Anspruch stehen keine dringenden betrieblichen Griinde entgegen und

der Anspruch auf Teilzeit wurde dem Arbeitgeber

a) fur den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes sieben Wochen und

b) flr den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr

des Kindes 13 Wochen

vor Beginn der Teilzeittatigkeit schriftlich mitgeteilt.

2Der Antrag muss den Beginn und den Umfang der verringerten Arbeitszeit enthalten. 3Die ge-

wiinschte Verteilung der verringerten Arbeitszeit soll im Antrag angegeben werden. “Falls der Ar-

beitgeber die beanspruchte Verringerung oder Verteilung der Arbeitszeit ablehnt, muss die Ableh-

nung innerhalb der in Satz 5 genannten Frist und mit schriftlicher Begriindung erfolgen. °Hat ein

Arbeitgeber die Verringerung der Arbeitszeit

1. in einer Elternzeit zwischen der Geburt und dem vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes nicht
spatestens vier Wochen nach Zugang des Antrags oder

2. in einer Elternzeit zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des
Kindes nicht spatestens acht Wochen nach Zugang des Antrags

schriftlich abgelehnt, gilt die Zustimmung als erteilt und die Verringerung der Arbeitszeit entspre-
chend den Wiinschen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers als festgelegt. ‘Haben Arbeitge-
ber und Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer Gber die Verteilung der Arbeitszeit kein Einvernehmen
nach Absatz 5 Satz 2 erzielt und hat der Arbeitgeber nicht innerhalb der in Satz 5 genannten Fristen
die gewilinschte Verteilung schriftlich abgelehnt, gilt die Verteilung der Arbeitszeit entsprechend den
Winschen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers als festgelegt.”Soweit der Arbeitgeber den
Antrag auf Verringerung oder Verteilung der Arbeitszeit rechtzeitig ablehnt, kann die Arbeithnehmerin
oder der Arbeitnehmer Klage vor dem Gericht fir Arbeitssachen erheben.

o~

§ 16 Inanspruchnahme der Elternzeit

(1) Wer Elternzeit beanspruchen will, muss sie

1. fir den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes spatestens sieben Wochen
und

2. flr den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des
Kindes spatestens 13 Wochen

vor Beginn der Elternzeit schriftlich vom Arbeitgeber verlangen. 2Verlangt die Arbeitnehmerin oder
der Arbeitnehmer Elternzeit nach Satz 1 Nummer 1, muss sie oder er gleichzeitig erklaren, fur wel-
che Zeiten innerhalb von zwei Jahren Elternzeit genommen werden soll.’Bei dringenden Griinden
ist ausnahmsweise eine angemessene kiirzere Frist moglich. “Nimmt die Mutter die Elternzeit im
Anschluss an die Mutterschutzfrist, wird die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des
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Mutterschutzgesetzes auf den Zeitraum nach Satz 2 angerechnet. Nimmt die Mutter die Elternzeit
im Anschluss an einen auf die Mutterschutzfrist folgenden Erholungsurlaub, werden die Zeit der
Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes und die Zeit des Erholungsur-
laubs auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 2 angerechnet. ®Jeder Elternteil kann seine Elternzeit
auf drei Zeitabschnitte verteilen; eine Verteilung auf weitere Zeitabschnitte ist nur mit der Zustim-
mung des Arbeitgebers moglich. "Der Arbeitgeber kann die Inanspruchnahme eines dritten Ab-
schnitts einer Elternzeit innerhalb von acht Wochen nach Zugang des Antrags aus dringenden be-
trieblichen Griinden ablehnen, wenn dieser Abschnitt im Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag
und dem vollendeten achten Lebensjahr des Kindes liegen soll. 8Der Arbeitgeber hat dem Arbeit-
nehmer oder der Arbeitnehmerin die Elternzeit zu bescheinigen. °Bei einem Arbeitgeberwechsel ist
bei der Anmeldung der Elternzeit auf Verlangen des neuen Arbeitgebers eine Bescheinigung des
frGheren Arbeitgebers Uber bereits genommene Elternzeit durch die Arbeitnehmerin oder den Ar-
beitnehmer vorzulegen.

(2) Kénnen Arbeitnehmerinnen aus einem von ihnen nicht zu vertretenden Grund eine sich unmit-
telbar an die Mutterschutzfrist des § 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes anschlieRende El-
ternzeit nicht rechtzeitig verlangen, kénnen sie dies innerhalb einer Woche nach Wegfall des Grun-
des nachholen.

(3) 'Die Elternzeit kann vorzeitig beendet oder im Rahmen des § 15 Absatz 2 verlangert werden,
wenn der Arbeitgeber zustimmt. ?Die vorzeitige Beendigung wegen der Geburt eines weiteren Kin-
des oder in Féllen besonderer Harte, insbesondere bei Eintritt einer schweren Krankheit, Schwer-
behinderung oder Tod eines Elternteils oder eines Kindes der berechtigten Person oder bei erheblich
gefahrdeter wirtschaftlicher Existenz der Eltern nach Inanspruchnahme der Elternzeit, kann der Ar-
beitgeber unbeschadet von Satz 3 nur innerhalb von vier Wochen aus dringenden betrieblichen
Grlinden schriftlich ablehnen. 3Die Elternzeit kann zur Inanspruchnahme der Schutzfristen des § 3
des Mutterschutzgesetzes auch ohne Zustimmung des Arbeitgebers vorzeitig beendet werden; in
diesen Fallen soll die Arbeitnehmerin dem Arbeitgeber die Beendigung der Elternzeit rechtzeitig mit-
teilen. “Eine Verlangerung der Elternzeit kann verlangt werden, wenn ein vorgesehener Wechsel der
Anspruchsberechtigten aus einem wichtigen Grund nicht erfolgen kann.

(4) Stirbt das Kind wahrend der Elternzeit, endet diese spatestens drei Wochen nach dem Tod des
Kindes.

(5) Eine Anderung in der Anspruchsberechtigung hat der Arbeithehmer oder die Arbeitnehmerin dem
Arbeitgeber unverzuglich mitzuteilen.

§ 17 Urlaub

(1) 'Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub, der dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin fir
das Urlaubsjahr zusteht, fiir jeden vollen Kalendermonat der Elternzeit um ein Zwolftel kiirzen. 2Dies
gilt nicht, wenn der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin wahrend der Elternzeit bei seinem oder
ihrem Arbeitgeber Teilzeitarbeit leistet.

(2) Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeithnehmerin den ihm oder ihr zustehenden Urlaub vor dem
Beginn der Elternzeit nicht oder nicht vollstandig erhalten, hat der Arbeitgeber den Resturlaub nach
der Elternzeit im laufenden oder im nachsten Urlaubsjahr zu gewahren.

(3) Endet das Arbeitsverhaltnis wahrend der Elternzeit oder wird es im Anschluss an die Elternzeit
nicht fortgesetzt, so hat der Arbeitgeber den noch nicht gewahrten Urlaub abzugelten.

(4) Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin vor Beginn der Elternzeit mehr Urlaub erhalten,
als ihm oder ihr nach Absatz 1 zusteht, kann der Arbeitgeber den Urlaub, der dem Arbeitnehmer
oder der Arbeitnehmerin nach dem Ende der Elternzeit zusteht, um die zu viel gewahrten Urlaubs-
tage kirzen.
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§ 18 Kiindigungsschutz

(1) 'Der Arbeitgeber darf das Arbeitsverhaltnis ab dem Zeitpunkt, von dem an Elternzeit verlangt

worden ist, nicht kiindigen. ?Der Kiindigungsschutz nach Satz 1 beginnt

1. frGhestens acht Wochen vor Beginn einer Elternzeit bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des
Kindes und

2. frihestens 14 Wochen vor Beginn einer Elternzeit zwischen dem dritten Geburtstag und dem
vollendeten achten Lebensjahr des Kindes.

SWahrend der Elternzeit darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhaltnis nicht kiindigen. “In besonderen

Fallen kann ausnahmsweise eine Kiindigung fur zulassig erklart werden. °Die Zulassigkeitserklarung

erfolgt durch die fur den Arbeitsschutz zustandige oberste Landesbehdrde oder die von ihr be-

stimmte Stelle. °Die Bundesregierung kann mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwal-

tungsvorschriften zur Durchflihrung des Satzes 4 erlassen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen

1. wahrend der Elternzeit bei demselben Arbeitgeber Teilzeitarbeit leisten oder

2. ohne Elternzeit in Anspruch zu nehmen, Teilzeitarbeit leisten und Anspruch auf Elterngeld nach
§ 1 wahrend des Zeitraums nach § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 sowie Satz 5 haben.

§ 19 Kiindigung zum Ende der Elternzeit

Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann das Arbeitsverhaltnis zum Ende der Elternzeit nur
unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von drei Monaten kindigen.

§ 20 Zur Berufsbildung Beschiftigte, in Heimarbeit Beschiftigte

(1) 'Die zu ihrer Berufsbildung Beschaftigten gelten als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen im
Sinne dieses Gesetzes. ?Die Elternzeit wird auf die Dauer einer Berufsausbildung nicht angerechnet,
es sei denn, dass wahrend der Elternzeit die Berufsausbildung nach § 7a des Berufsbildungsgeset-
zes oder § 27b der Handwerksordnung in Teilzeit durchgeflhrt wird. 3§ 15 Absatz 4 Satz 1 bleibt
unberuahrt.

(2) 'Anspruch auf Elternzeit haben auch die in Heimarbeit Beschéftigten und die ihnen Gleichge-
stellten (§ 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes), soweit sie am Stlick mitarbeiten. 2Fir sie tritt
an die Stelle des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwischenmeister und an die Stelle des Ar-
beitsverhaltnisses das Beschéaftigungsverhaltnis.

§ 21 Befristete Arbeitsvertrage

(1) Ein sachlicher Grund, der die Befristung eines Arbeitsverhaltnisses rechtfertigt, liegt vor, wenn
ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin zur Vertretung eines anderen Arbeithehmers oder einer
anderen Arbeitnehmerin fir die Dauer eines Beschaftigungsverbotes nach dem Mutterschutzgesetz,
einer Elternzeit, einer auf Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder einzelvertraglicher Vereinbarung
beruhenden Arbeitsfreistellung zur Betreuung eines Kindes oder flr diese Zeiten zusammen oder
fur Teile davon eingestellt wird.

(2) Uber die Dauer der Vertretung nach Absatz 1 hinaus ist die Befristung fiir notwendige Zeiten
einer Einarbeitung zulassig.

(3) Die Dauer der Befristung des Arbeitsvertrags muss kalendermafig bestimmt oder bestimmbar
oder den in den Absatzen 1 und 2 genannten Zwecken zu entnehmen sein.
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(4) 'Der Arbeitgeber kann den befristeten Arbeitsvertrag unter Einhaltung einer Frist von mindestens
drei Wochen, jedoch friihestens zum Ende der Elternzeit, kiindigen, wenn die Elternzeit ohne Zu-
stimmung des Arbeitgebers vorzeitig endet und der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin die vor-
zeitige Beendigung der Elternzeit mitgeteilt hat. 2Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Arbeitgeber die
vorzeitige Beendigung der Elternzeit in den Fallen des § 16 Absatz 3 Satz 2 nicht ablehnen darf.

(5) Das Kiindigungsschutzgesetz ist im Falle des Absatzes 4 nicht anzuwenden.
(6) Absatz 4 gilt nicht, soweit seine Anwendung vertraglich ausgeschlossen ist.

(7) 'Wird im Rahmen arbeitsrechtlicher Gesetze oder Verordnungen auf die Zahl der beschaftigten
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen abgestellt, so sind bei der Ermittlung dieser Zahl Arbeitneh-
mer und Arbeitnehmerinnen, die sich in der Elternzeit befinden oder zur Betreuung eines Kindes
freigestellt sind, nicht mitzuzahlen, solange fir sie aufgrund von Absatz 1 ein Vertreter oder eine
Vertreterin eingestellt ist. ?Dies gilt nicht, wenn der Vertreter oder die Vertreterin nicht mitzuzahlen
ist. °Die Satze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn im Rahmen arbeitsrechtlicher Gesetze oder Ver-
ordnungen auf die Zahl der Arbeitsplatze abgestellt wird.

Abschnitt 4
Statistik und Schlussvorschriften

§ 22 Bundesstatistik

(1) 'Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses Gesetzes sowie zu seiner Fortentwicklung sind lau-
fende Erhebungen zum Bezug von Elterngeld als Bundesstatistiken durchzuflihren. ?Die Erhebun-
gen erfolgen zentral beim Statistischen Bundesamt.

(2) 'Die Statistik zum Bezug von Elterngeld erfasst vierteljahrlich zum jeweils letzten Tag des aktu-
ellen und der vorangegangenen zwei Kalendermonate fir Personen, die in einem dieser Kalender-
monate Elterngeld bezogen haben, fir jedes den Anspruch auslésende Kind folgende Erhebungs-
merkmale:
1. Art der Berechtigung nach § 1,
2. Grundlagen der Berechnung des zustehenden Monatsbetrags nach Art und Héhe (§ 2 Absatz 1,
2, 3 oder 4, § 2a Absatz 1 oder 4, § 2¢, §§ 2d, 2e oder § 2f),
3. Hohe und Art des zustehenden Monatsbetrags (§ 4a Absatz 1 und Absatz 2) ohne die Berlck-
sichtigung der Einnahmen nach § 3,
Art und Hohe der Einnahmen nach § 3,
5. Inanspruchnahme der als Partnerschaftsbonus gewahrten Monatsbetrage nach § 4b und der
weiteren Monatsbetrage Elterngeld Plus nach § 4c Absatz 2,
Hohe des monatlichen Auszahlungsbetrags,
Geburtstag des Kindes,
8. fur die Elterngeld beziehende Person:
a) Geschlecht, Geburtsjahr und -monat,
b) Staatsangehdrigkeit,
c) Wohnsitz oder gewdhnlicher Aufenthalt,
d) Familienstand und unverheiratetes Zusammenleben mit dem anderen Elternteil,
e) Vorliegen der Voraussetzungen nach § 4c Satz 1 Nummer 1 und
f) Anzahl der im Haushalt lebenden Kinder.
2Die Angaben nach den Nummern 2, 3, 5 und 6 sind fiir jeden Lebensmonat des Kindes bezogen
auf den nach § 4 Absatz 1 moéglichen Zeitraum des Leistungsbezugs zu melden.

s

No

(3) Hilfsmerkmale sind:
1. Name und Anschrift der zustédndigen Behorde,
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2. Name und Telefonnummer sowie Adresse flr elektronische Post der fir eventuelle Rickfragen
zur Verfigung stehenden Person und
3. Kennnummer des Antragstellers oder der Antragstellerin.

§ 23 Auskunftspflicht; Dateniibermittlung an das Statistische Bundesamt

(1) 'Fur die Erhebung nach § 22 besteht Auskunftspflicht. 2Die Angaben nach § 22 Absatz 4 Num-
mer 2 sind freiwillig. *Auskunftspflichtig sind die nach § 12 Absatz 1 zusténdigen Stellen.

(2) 'Der Antragsteller oder die Antragstellerin ist gegeniliber den nach § 12 Absatz 1 zustandigen
Stellen zu den Erhebungsmerkmalen nach § 22 Absatz 2 und 3 auskunftspflichtig. 2Die zustandigen
Stellen nach § 12 Absatz 1 durfen die Angaben nach § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 und Absatz 3
Satz 1 Nummer 4, soweit sie fur den Vollzug dieses Gesetzes nicht erforderlich sind, nur durch tech-
nische und organisatorische Mallnahmen getrennt von den Ubrigen Daten nach § 22 Absatz 2 und
3 und nur fiir die Ubermittlung an das Statistische Bundesamt verwenden und haben diese unver-
zuglich nach Ubermittlung an das Statistische Bundesamt zu I6schen.

(3) Die in sich schlissigen Angaben sind als Einzeldatensatze elektronisch bis zum Ablauf von 30
Arbeitstagen nach Ablauf des Berichtszeitraums an das Statistische Bundesamt zu Gbermitteln.

§ 24 Ubermittlung von Tabellen mit statistischen Ergebnissen durch das Statistische Bun-
desamt

'Zur Verwendung gegentiber den gesetzgebenden Korperschaften und zu Zwecken der Planung,
jedoch nicht zur Regelung von Einzelféllen, tUbermittelt das Statistische Bundesamt Tabellen mit
statistischen Ergebnissen, auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen, an die
fachlich zustéandigen obersten Bundes- oder Landesbehorden. 2Tabellen, deren Tabellenfelder nur
einen einzigen Fall ausweisen, dirfen nur dann Ubermittelt werden, wenn sie nicht differenzierter als
auf Regierungsbezirksebene, im Falle der Stadtstaaten auf Bezirksebene, aufbereitet sind.

§ 24a Ubermittlung von Einzelangaben durch das Statistische Bundesamt

(1) 'Zur Abschéatzung von Auswirkungen der Anderungen dieses Gesetzes im Rahmen der Zwecke
nach § 24 Ubermittelt das Statistische Bundesamt auf Anforderung des fachlich zustandigen Bun-
desministeriums diesem oder von ihm beauftragten Forschungseinrichtungen Einzelangaben ab
dem Jahr 2007 ohne Hilfsmerkmale mit Ausnahme des Merkmals nach § 22 Absatz 4 Nummer 3 flr
die Entwicklung und den Betrieb von Mikrosimulationsmodellen. ?Die Einzelangaben dirfen nur im
hierfir erforderlichen Umfang und mittels eines sicheren Datentransfers Ubermittelt werden.

(2) 'Bei der Verarbeitung der Daten nach Absatz 1 ist das Statistikgeheimnis nach § 16 des Bun-
desstatistikgesetzes zu wahren. 2Daflr ist die Trennung von statistischen und nichtstatistischen Auf-
gaben durch Organisation und Verfahren zu gewahrleisten. *Die nach Absatz 1 (ibermittelten Daten
durfen nur fir die Zwecke verwendet werden, fiir die sie tGbermittelt wurden. “Die Gbermittelten Ein-
zeldaten sind nach dem Erreichen des Zweckes zu I6schen, zu dem sie Ubermittelt wurden.

(3) "Personen, die Empfangerinnen und Empfanger von Einzelangaben nach Absatz 1 Satz 1 sind,
unterliegen der Pflicht zur Geheimhaltung nach § 16 Absatz 1 und 10 des Bundesstatistikgesetzes.
2Personen, die Einzelangaben nach Absatz 1 Satz 1 erhalten sollen, miissen Amtstrager oder fur
den offentlichen Dienst besonders Verpflichtete sein. Personen, die Einzelangaben erhalten sollen
und die nicht Amtstrager oder fir den 6ffentlichen Dienst besonders Verpflichtete sind, sind vor der
Ubermittlung zur Geheimhaltung zu verpflichten. “§ 1 Absatz 2, 3 und 4 Nummer 2 des Verpflich-
tungsgesetzes vom 2. Marz 1974 (BGBI. | S. 469, 547), das durch § 1 Nummer 4 des Gesetzes vom
15. August 1974 (BGBI. | S. 1942) geandert worden ist, gilt in der jeweils geltenden Fassung
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entsprechend. °Die Empfangerinnen und Empfanger von Einzelangaben durfen aus ihrer Tatigkeit
gewonnene Erkenntnisse nur fir die in Absatz 1 genannten Zwecke verwenden.

§ 24b Elektronische Unterstiitzung bei der Antragstellung

(1) Zur elektronischen Unterstlitzung bei der Antragstellung kann der Bund ein Internetportal ein-
richten und betreiben. Das Internetportal ermdglicht das elektronische Ausflllen der Antragsformu-
lare der Lander sowie die Ubermittlung der Daten aus dem Antragsformular an die nach § 12 zu-
standige Behdrde. Zustandig flir Einrichtung und Betrieb des Internetportals ist das Bundesministe-
rium flr Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Die Ausfiihrung dieses Gesetzes durch die nach §
12 zustandigen Behdrden bleibt davon unberihrt.

(2) Das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist fur das Internetportal da-
tenschutzrechtlich verantwortlich. Fur die elektronische Unterstitzung bei der Antragstellung darf
das Bundesministerium fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend die zur Beantragung von Eltern-
geld erforderlichen personenbezogenen Daten sowie die in § 22 genannten statistischen Erhe-
bungsmerkmale verarbeiten, sofern der Nutzer in die Verarbeitung eingewilligt hat. Die statistischen
Erhebungsmerkmale einschliel3lich der zur Beantragung von Elterngeld erforderlichen personenbe-
zogenen Daten sind nach Beendigung der Nutzung des Internetportals unverztiglich zu I16schen.

§ 25 Datenuibermittlung durch die Standesamter

Beantragt eine Person Elterngeld, so darf das flr die Entgegennahme der Anzeige der Geburt zu-
standige Standesamt der nach § 12 Absatz 1 zustandigen Behoérde die erforderlichen Daten Uber
die Beurkundung der Geburt eines Kindes elektronisch Ubermitteln, wenn die antragstellende Per-
son zuvor in die elektronische Datenubermittlung eingewilligt hat.

§ 26 Anwendung der Biicher des Sozialgesetzbuches

(1) Soweit dieses Gesetz zum Elterngeld keine ausdrickliche Regelunag trifft, ist bei der Ausfihrung
des Ersten, Zweiten und Dritten Abschnitts das Erste Kapitel des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
anzuwenden.

(2) § 328 Absatz 3 und § 331 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.
§ 27 Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) 'Ubt ein Elternteil eine systemrelevante Tatigkeit aus, so kann sein Bezug von Elterngeld auf
Antrag fir die Zeit vom 1. Méarz 2020 bis 31. Dezember 2020 aufgeschoben werden. ?Der Bezug
der verschobenen Lebensmonate ist spatestens bis zum 30. Juni 2021 anzutreten. *Wird von der
Méglichkeit des Aufschubs Gebrauch gemacht, so kann das Basiselterngeld abweichend von § 4
Absatz 1 Satz 2 und 3 auch noch nach Vollendung des 14. Lebensmonats bezogen werden. “In
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der Zeit vom 1. Marz 2020 bis 30. Juni 2021 entstehende Liicken im Elterngeldbezug sind abwei-
chend von § 4 Absatz 1 Satz 4 unschadlich.

(2) 'Fur ein Verschieben des Partnerschaftsbonus geniigt es, wenn nur ein Elternteil einen system-
relevanten Beruf auslibt. ?Hat der Bezug des Partnerschaftsbonus bereits begonnen, so gelten al-
lein die Bestimmungen des Absatzes 3.

(3) Liegt der Bezug des Partnerschaftsbonus ganz oder teilweise vor dem Ablauf des 23. Septem-

ber 2022 und kann die berechtigte Person die Voraussetzungen des Bezugs aufgrund der COVID-
19-Pandemie nicht einhalten, gelten die Angaben zur H6he des Einkommens und zum Umfang der
Arbeitszeit, die bei der Beantragung des Partnerschaftsbonus glaubhaft gemacht worden sind.

§ 28 Ubergangsvorschrift

(1) Fur die vor dem 1. September 2021 geborenen oder mit dem Ziel der Adoption aufgenommenen
Kinder ist dieses Gesetz in der bis zum 31. August 2021 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(1a) Soweit dieses Gesetz Mutterschaftsgeld nach dem Finften Buch Sozialgesetzbuch oder nach
dem Zweiten Gesetz Uber die Krankenversicherung der Landwirte in Bezug nimmt, gelten die be-
treffenden Regelungen flr Mutterschaftsgeld nach der Reichsversicherungsordnung oder nach dem
Gesetz Uber die Krankenversicherung der Landwirte entsprechend.

(2) Fir die dem Erziehungsgeld vergleichbaren Leistungen der Lander sind § 8 Absatz 1 und § 9
des Bundeserziehungsgeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2006 geltenden Fassung weiter
anzuwenden.

(3) '§ 1 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 bis 4 in der Fassung des Artikels 36 des Gesetzes vom 12.
Dezember 2019 (BGBI. | S. 2451) ist fir Entscheidungen anzuwenden, die Zeitrdume betreffen, die
nach dem 29. Februar 2020 beginnen. 2§ 1 Absatz 7 Satz 1 Nummer 5 in der Fassung des Artikels
36 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2451) ist fur Entscheidungen anzuwenden,
die Zeitraume betreffen, die nach dem 31. Dezember 2019 beginnen. 3§ 1 Absatz 7 Satz 1 Nummer
2 Buchstabe c in der Fassung des Artikels 12 Nummer 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBI. |
S. 760) ist fur Entscheidungen anzuwenden, die Zeitraume betreffen, die nach dem 31. Mai 2022
beginnen.

(4) '§ 9 Absatz 2 und § 25 sind auf Kinder anwendbar, die nach dem 31. Dezember 2021 geboren
oder nach dem 31. Dezember 2021 mit dem Ziel der Adoption aufgenommen worden sind. 2Zur
Erprobung des Verfahrens kdnnen diese Regelungen in Pilotprojekten mit Zustimmung des Bundes-
ministeriums flir Familie, Senioren, Frauen und Jugend, des Bundesministeriums flr Arbeit und So-
ziales und des Bundesministeriums des Innern, fir Bau und Heimat auf Kinder, die vor dem 1. Ja-
nuar 2022 geboren oder vor dem 1. Januar 2022 zur Adoption aufgenommen worden sind, ange-
wendet werden.
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0.1 Geltung der Richtlinien

Vorbemerkungen

0.1 Geltung der Richtlinien

Das Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit wird nach Artikel 104a Abs. 3 Satz 2 des Grundge-

setzes im Auftrag des Bundes durchgeflhrt. Die Bundesaufsicht erstreckt sich auf GesetzmaRigkeit

und Zweckmafigkeit der Ausfuhrung (s. Artikel 85 Abs. 3, 4 GG). Zur Gewahrleistung einer bundes-

einheitlichen Verwaltungspraxis wird im Einvernehmen zwischen Bund und Landern bei der Durch-

fuhrung des Gesetzes wie folgt verfahren:

— Die nachstehenden Richtlinien werden beachtet; ihre Wahrung wird, falls erforderlich, im Rechts-
mittelverfahren vertreten,

— in Fallen, in denen eine Praxisdnderung erwogen wird, ist das Einvernehmen von Bund und
Landern herbeizufiihren,

— in Fallen, in denen es zu einem Rechtsmittelverfahren vor dem Bundessozialgericht oder vor
einem anderen obersten Gericht des Bundes kommt oder wenn ein nationales Gericht dem Eu-
ropaischen Gerichtshof eine Frage zur Entscheidung vorlegt, ist das Bundesministerium fur Fa-

milie, Senioren, Frauen und Jugend zu unterrichten.

0.2 Sozialrechtlicher Bezugsrahmen

0.21 Erganzende Geltungen der Regelungen des SGB

Das BEEG ist nach § 68 Nr. 15 SGB | Teil des Sozialgesetzbuches. Damit finden die Regelungen
des SGB | und des SGB X erganzend Anwendung, soweit sich aus dem BEEG oder den anderen
Blchern nichts Abweichendes ergibt (§ 37 Satz 1 SGB |). Vorrangige Geltung haben die §§ 1 bis 17
und 31 bis 36 SGB | (§ 37 Satz 3 SGB I). Die Regelungen zum Datenschutz im Zweiten Kapitel des
Zehnten Buches gehen den Regelungen zum Verwaltungsverfahren im Ersten Kapitel des SGB X

vor, soweit sich die Ermittlung des Sachverhaltes auf Sozialdaten erstreckt (§ 37 Satz 3 SGB I).

0.2.2 Unbeachtlichkeit missbrauchlicher Rechtsausiibung

Nach standiger Rechtsprechung des BSG (BSG 23.10.1985, 9a RVg 4/83, Randziffer 22 ff. zitiert
nach juris — zur Geltendmachung von Opferentschadigungsleistungen; BSG, 22.03.1995, 10 RAr
1/94, Randziffer 23 ff. zitiert nach juris — zur Geltendmachung von Konkursausfallgeld; BSG,
17.06.2008 — B 8/9b AY 1/07 R — zur Geltendmachung von Sozialleistungen bei Beeinflussung der
asylrechtlichen Aufenthaltsdauer) kann eine Sozialleistung unter dem Gesichtspunkt des
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Rechtsmissbrauchs nicht geltend gemacht werden, wenn dies sozial unangemessen geschieht und

der rechtsethischen Funktion des Rechts widerspricht.

0.2.2.1 Vorgaben des Bundessozialgerichts

Die Begriffe der ,sozialen Unangemessenheit” und des ,Widerspruchs zur rechtsethischen Funktion
des Rechts® werden in der Rechtsprechung nicht naher erlautert. Bei der Einschatzung, ob eine
missbrauchliche Geltendmachung von Rechten vorliegt, ist der Schutzzweck der jeweiligen Norm
zu berlcksichtigen. Grundsatzlich ist davon auszugehen, dass der Berechtigte den ihm zustehenden

Anspruch im gesetzlich vorgegebenen Rahmen mit legalen Mitteln ausschdpfen kann.

Ein Rechtsmissbrauch ist demnach nur in Ausnahmefallen und nur bei klaren Indikatoren anzuneh-

men. Fir das Elterngeld kdnnen insbesondere die in den folgenden Absatzen behandelten Vorge-

hensweisen wegen Rechtsmissbrauchs unbeachtlich sein. Die Annahme eines rechtsmissbrauchli-

chen Vorgehens ist insbesondere dann gegeben, wenn die jeweilige Rechtsgestaltung

— sich fur die Elterngeld beziehende Person glinstig auf die Bezugshdhe des Elterngeldes auswirkt
(Element der begtinstigenden Wirkung)

— flr den Bemessungs- oder Bezugszeitraum erfolgt (Element des zeitlichen Zusammenhangs)
und

— sozial unangemessen geschieht und der rechtsethischen Funktion des Rechts widerspricht. Dies
ist insbesondere dann der Fall, wenn es — abgesehen von dem Interesse an der Elterngelderho-
hung — an einem zu billigenden Eigeninteresse fehlt (Element des fehlenden bzw. nicht schutz-
wirdigen Eigeninteresses). Die Prifung dieses Kriteriums muss sehr grindlich erfolgen. Nur
wenn keine nachvollziehbaren Griinde fir das jeweilige Vorgehen vom Antragsteller vorgebracht
oder sonst gefunden werden kdénnen, kann die Voraussetzung des fehlenden bzw. nicht schutz-
wurdigen Eigeninteresses angenommen und eine unzulassige Rechtsauslibung in Betracht ge-
zogen werden. Die steuerliche Zulassigkeit steht dabei einer sozialrechtlichen Unbeachtlichkeit

nicht entgegen.

0.2.2.2 Anwendungsbereich

Der Rechtsgedanke der Unbeachtlichkeit der missbrauchlichen Rechtsauslibung findet Anwendung
auf den gesamten Bereich der Elterngeldberechnung und ist demzufolge insbesondere bei der Pri-
fung der Regelungen zur Anspruchsberechtigung (§ 1), der Berechnung des Elterngeldes (§ 2 ff.)

und der Anrechnung (§ 3) zu bericksichtigen.
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0.2.2.3 Fallgruppen

Die folgende Auflistung einiger typischer Fallkonstellationen und ihrer rechtlichen Einordnung ist

nicht abschlief3end.

0.2.2.3.1 Ubergabe der Betriebsinhaberschaft oder Geschiftsfiihrung zum Zeit-
punkt des Elterngeldbezugs

Die Anderung des gesellschaftsrechtlichen oder betrieblichen Regelungsrahmens ohne Anderung
der faktischen Aufgaben- und Verantwortlichkeiten kann ebenfalls eine unzulassige Rechtaustibung
sein. Dies ist etwa dann der Fall, wenn die Antrag stellende Person

e allein, um ein héheres Elterngeld wahrend der Elterngeldbezugszeit zu bekommen,

e im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit dem Elterngeldbezug

e ihre bisherige betriebliche Fuhrungs- oder Inhaberfunktion formal-rechtlich abgibt, tatsachlich

aber innerbetrieblich die vorherige Position behalt.

Eine unzulassige Rechtsauslibung ist erst dann in Betracht zu ziehen, wenn der Wechsel der Ge-
sellschaftsform oder die Ubertragung der Betriebsinhaberschaft zu keinen faktischen Veranderun-
gen hinsichtlich der innerbetrieblichen Verantwortung fihren und (formal) mit einer erheblichen Ein-
kommensminderung verbunden ist. Sind in solchen Fallen — abgesehen von dem Bestreben nach
der Sicherstellung eines mdglichst hohen Elterngeldbezuges — keine nachvollziehbaren Grinde fur
die betrieblichen oder gesellschaftsrechtlichen Anderungen ersichtlich, spricht dies fir die Annahme

eines mangelnden schutzwirdigen Eigeninteresses.

Beispiele:

e Bei Einklinften aus Land- und Forstwirtschaft verschieben Ehepaare wahrend der Bezugszeit-
raume die Arbeit im Betrieb auf den jeweils anderen Ehepartner und erklaren, dass sie selbst
nicht arbeiten.

¢ Eine Inhaberin eines Restaurantbetriebs in der Rechtsform einer GbR mit einem nach § 2d er-
mittelten monatlichen Einkommen von 4.000 Euro wandelt kurz vor der Geburt ihres Kind ihren
Betrieb in die Rechtsform einer GmbH um und gibt an, nunmehr als Angestellte der GmbH mit
einer wochentlichen Arbeitszeit von 20 h und 400 Euro Monatsverdienst beschaftigt zu sein.

e Ein Antragsteller setzt fir die Dauer seiner Elterngeldbezugszeit seine Frau als Geschaftsfiih-
rerin seiner Firma ein und stellt sich im Namen seiner Firma als Angestellten ein, der fur die
Ubernahme von Kontroll- und Aufsichtspflichten eine Aufwandspauschale von 400 Euro monat-
lich bezieht.
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0.2.2.3.3 Lohnverzicht oder Stundenkonten wahrend der Bezugszeit

Der Sinn des Elterngeldes ist es insbesondere, dass Familien sich in der Zeit des Leistungsbezugs
ohne finanzielle Néte vorrangig der Betreuung ihrer Kinder widmen kénnen. Dieser Zweck des El-
terngeldes wird durch vertragliche Gestaltungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, nach der
etwa die Arbeitnehmer ihren Anspruch auf Bezuige erkennbar nur deshalb stunden, um ungeschma-
lert ihren Anspruch auf Elterngeld geltend zu machen, umgangen. Vergleichbares gilt bei dem ge-
zielten Aufbau von Stundenkonten. Durch solche Gestaltungen entfallt Einkommen nach der Geburt
nicht aufgrund der Betreuung des Kindes, sondern aufgrund der genannten vertraglichen Vereinba-

rung.

0.2.2.3.3 Verzicht auf die nachgeburtlichen Mutterschaftsleistungen wahrend der
Schutzfristen nach § 3 Absatz 2 und 3 MuSchG

Der Verzicht auf den Arbeitgeberzuschuss mit der Folge des Erléschens des Anspruchs ist der Ar-
beitnehmerin zwar geman § 397 BGB grundsatzlich méglich, nachdem er ihr als Individualanspruch
zugewachsen ist, jedoch stellt er in Bezug auf das Elterngeld eine unbeachtliche Rechtsausiibung
dar, die im Rahmen der Elterngeldberechnung unberucksichtigt bleiben muss. Die Berechtigte ist
demnach so zu behandeln, als stinde ihr der Anspruch auf den Arbeitgeberzuschuss noch zu. Auf
den Anspruch auf Zahlung von Mutterschaftsgeld gegen die gesetzlichen Krankenkassen kann nicht

wirksam verzichtet werden.

0.2.3 Nachweis der Anspruchsvoraussetzungen

Die Anspruchsvoraussetzungen hat der Antragsteller/die Antragstellerin nachzuweisen und geeig-
nete Beweisurkunden vorzulegen (§ 60 Abs. 1 Nr. 3 SGB 1). Darlber hinaus gilt der Amtsermitt-
lungsgrundsatz, vgl. §§ 20 ff. SGBX. Das bedeutet: Soweit moglich, hat die Behdrde den Sachverhalt
selbst zu ermitteln. Im Einzelfall genugt es folglich, wenn nach Prifung der vorgelegten Schriftstiicke
und der Angaben des Antragstellers/der Antragstellerin, der/die jeweilige Bearbeiter/Bearbeiterin zu
der Uberzeugung gelangt, die Anspruchsvoraussetzung sei gegeben. Die Bewertung ist schriftlich
in der Akte festzuhalten. Fir einen Antrag auf Elterngeld kommen insbesondere folgende Nachweise

in Betracht:

zu den Voraussetzungen des § 1:

— ggf. Personalausweis oder Aufenthaltstitel
— Geburtsurkunde des Kindes (in Ausnahmefallen ist ein beglaubigter Registerauszug des Stan-
desamtes, der Aufenthaltstitel, auf dem das Kind eingetragen ist, SGBII- und Kindergeldbescheid

oder eine Bescheinigung fur die Zurtickstellung der Beurkundung wegen fehlender Unterlagen
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auch fur die endgultige Bewilligung ausreichend), bei nichtehelichen Kindern ggf. Nachweis tber
Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft
ggf. erweiterte Melderegisterauskunft nach § 45 Abs. 1 Bundesmeldegesetz bzw. Meldebeschei-

nigung nach § 18 Abs. 2 Bundesmeldegesetz

zu den Voraussetzungen des § 2:

ggf. Nachweise zum Erwerbseinkommen im Bemessungszeitraum nach § 2b

o bei nichtselbststandiger Arbeit: i.d.R. Lohn- oder Gehaltsabrechnungen der zwolf mal3-
geblichen Monate vor der Geburt des Kindes (§ 2b Abs. 1),

o bei Selbststandigen: i.d.R. Steuerbescheid des letzten abgeschlossenen Veranlagungs-
zeitraum vor der Geburt des Kindes (§ 2b Abs. 2)

bei Teilzeitarbeit im Bezugszeitraum Arbeitszeitbestatigung durch den Arbeitgeber, bei Selbst-

standigen durch eigene Erklarung Gber die Arbeitszeit

Erklarung Uber voraussichtliches Erwerbseinkommen im Bezugszeitraum

zu den Voraussetzungen des § 3:

ggf. Bescheinigung der Krankenkasse lUber das Mutterschaftsgeld und Bescheinigung des Ar-
beitgebers Uber den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld

ggf. sonstige Nachweise Uber Einnahmen im Bezugszeitraum wie z.B. nicht im Zusammenhang
mit der Geburt des Kindes stehende Entgeltersatzleistungen flir die Zeit vor und nach der Geburt,
sonstige dem Elterngeld vergleichbare Leistungen aus dem Ausland, dem Erziehungsgeld ver-

gleichbare Leistungen der Lander

Die Behorde hat den Sachverhalt von Amts wegen zu ermitteln (§§ 20 ff. SGB X).

Die Ausstellung von Geburtsurkunden zum Zwecke der Beantragung von Elterngeld erfolgt fir die
Antragsteller kostenfrei. Die Kostenfreiheit ergibt sich aus § 64 Abs. 2 Satz 1 SGB X.

0.3 Prufablauf zur Elterngeldermittiung

Siehe Anhang II: Ubersicht zur Elterngeldberechnung.

0.4 Haushaltsrecht

Ab 1. Januar 2023 sind bei der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Bundes nach § 12 Abs. 3

BEEG die Vorschriften tUber das Haushaltsrecht des Bundes einschlieBlich der Verwaltungsvor-

schriften das Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden.
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0.5 Fristen zur Aufbewahrung von Elterngeldakten

1.Nach Nr. 4.7.5i. V. m. 4.7.1.2 und 4.3 der Verwaltungsvorschrift fir Zahlungen, Buchflihrung und
Rechnungslegung (§§ 70 bis 72 und 74 bis 80 BHO) - VV-ZBR BHO -, Stand 11/2017 betragt die
Aufbewahrungsfrist fur die zahlungsbegrindenden Unterlagen 5 Jahre. Abweichende Aufbewah-

rungszeiten in Rechts- und Verwaltungsvorschriften bleiben davon unberuhrt.

2. Eine abweichende Aufbewahrungsfrist ergibt sich aus § 32b Absatz 3 EStG i. V. m. § 93c Absatz
1 Nr. 4 AO. Die Elterngeldstelle hat danach die den Finanzbehdrden tGbermittelten Daten aufzuzeich-
nen und diese Aufzeichnungen sowie die der Mitteilung zugrunde liegenden Unterlagen aufzube-
wahren. Die Aufbewahrungsfrist dauert bis zum Ablauf des siebten auf den Besteuerungszeitraum

oder Besteuerungszeitpunkt folgenden Kalenderjahres.

3. Die Regelungen des § 32b Absatz 3 EStG i. V. m. § 93c Absatz 1 Nr. 4 AO gelten fur die Aufbe-
wahrung aller Elterngeldakten, aus denen Daten nach Nummer 2 ab dem Jahr 2018 an die Finanz-
behorde Ubermittelt wurden. Fir alle Elterngeldakten die nicht unter die genannte Regelung fallen,
gilt nach Nummer 1 weiterhin eine Aufbewahrungsfrist von 5 Jahren. Sofern nach landes- oder kom-

munalrechtlichen Regelungen langere Aufbewahrungsfristen gelten, sind diese zu beachten.

4. Die Aufbewahrungsfrist fur eine Elterngeldakte beginnt frihestens mit dem Kalenderjahr, das auf
den Besteuerungszeitraum oder Besteuerungszeitpunkt folgt, bzw. in dem Kalenderjahr, in dem die
(letzte) Mitteilung an die Finanzbehodrde erfolgt. Sofern nach dieser Mitteilung die Elterngeldakte

noch nicht abgeschlossen sein sollte, beginnt die Frist erst nach Abschluss des Vorgangs.



— 0 § 1 Anspruchsberechtigung —
1.0 Allgemeine Vorgaben, Anwendungsbereich

§1 Anspruchsberechtigung

Alle Voraussetzungen fir den Anspruch auf Elterngeld missen grundsatzlich von Anfang an wah-
rend des gesamten Bezugszeitraums, also auch wahrend jedes einzelnen Anspruchsmonats, vor-
liegen. Fur Voraussetzungen, die auf den gesamten Lebensmonat bezogen sind (etwa Minderung
des Einkommens nach § 4a Abs. 2 oder wichentlichen Arbeitszeit im Durchschnitt des Lebensmo-
nats nach § 1 Abs. 6), kommt es allein auf das Vorliegen im Durchschnitt des Lebensmonats an. So
ist etwa eine volle Erwerbstatigkeit am Monatsanfang unschadlich, wenn im Durchschnitt des Le-
bensmonats nicht mehr als 32 Stunden pro Woche gearbeitet wird. Ausnahmen bestehen aullerdem
bei voribergehender Unterbrechung der Betreuung und fur den Lebensmonat, in dem eine Voraus-
setzung wegfallt (§ 1 Abs. 5und § 4 Abs. 2 Satz 2 sowie § 4b).

Die Rechtswirkungen der Vaterschaftsanerkennung nach § 1594 Abs. 1 BGB treten mit Wirksam-
werden der Anerkennung rickwirkend ein. Wird die Vaterschaft beispielsweise im Laufe des zweiten
Lebensmonats nach der Geburt anerkannt, besteht fiir diese Lebensmonate bereits ein Anspruch
auf Elterngeld, da mit dem Wirksamwerden der Vaterschaftsanerkennung auch die Anspruchsvo-

raussetzung der Vaterschaft ab der Geburt vorliegt.

1.0 Allgemeine Vorgaben, Anwendungsbereich

In Fallen, in denen ein Bezug zum europaischen Ausland bzw. zu einem anderen Mitgliedstaat der
EU/EWR oder zu der Schweiz besteht (beispielsweise weil Elternteile in unterschiedlichen Landern
arbeiten und leben), ist stets zu priifen, ob deutsche Rechtsvorschriften oder die Rechtsvorschriften

des anderen Staates anzuwenden sind und welcher Staat vorrangig zur Leistung verpflichtet ist.

Eine Ubersicht zur Prifung der Anspruchsberechtigung findet sich im Anhang II: Ubersicht zur EI-

terngeldberechnung, A. und B.

1.1 Grundsatzliche Berechtigungsvoraussetzungen (Abs. 1)

Anspruch auf Elterngeld hat grundsatzlich, wer jede der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 genannten Voraus-
setzungen erflillt und wenn der Anspruch nicht gem. § 1 Abs. 8 entfallt. Anspruchsberechtigt sind
die Eltern des Kindes. Nach § 1 Abs. 1 Satz 2 besteht bei Mehrlingsgeburten nur ein Anspruch auf
Elterngeld.
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1.1.1 Voraussetzungen nach § 1 Abs. 1 Satz 1

1.1.1.1  Wohnsitz oder gewdhnlicher Aufenthalt: Deutschland (Nr. 1)

Die Eltern mussen im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland einen Wohnsitz oder ihren gewohnli-
chen Aufenthalt haben. Fur die Begriffe ,Wohnsitz“ und ,gewoéhnlicher Aufenthalt® gelten die Best-
immungen des § 30 Abs. 3 SGB I. Fir die Beurteilung des Wohnsitzes oder gewoéhnlichen Aufent-
halts einer Person sind in erster Linie die tatsachlichen Verhaltnisse maf3geblich. Den Absichten und
Vorstellungen der betreffenden Person kann daher nur insofern und solange Bedeutung zukommen,

als nicht tatsachliche oder rechtliche Umstande ihrer Verwirklichung entgegenstehen.

1.1.1.1.1 Wohnsitz

Den Wohnsitz begriindet jemand dort, wo er eine Wohnung unter Umstanden innehat, die darauf
schlie®en lassen, dass er diese Wohnung beibehalten und benutzen wird (§ 30 Abs. 3 Satz 1
SGB I). Ein Wohnsitz liegt nur vor, solange eine Wohnung vorhanden ist, die flr die Verhaltnisse

des Betreffenden ausreichend ausgestattet ist.

Wer sich im Ausland aufhalt, behalt seinen Wohnsitz in Deutschland dann bei, wenn die Wohnung
im Inland auch bei vorzeitiger Ruckkehr sofort wieder genutzt werden kann und der Auslandsaufent-
halt voraussichtlich in der Regel ein Jahr nicht Uberschreiten wird oder tatsachlich nicht uberschrei-
tet.

Mehrfacher Wohnsitz — im In- und/oder Ausland — ist mdglich. Jemand kann auch an dem einen Ort

den Wohnsitz und an einem anderen Ort den gewoéhnlichen Aufenthalt haben.

Hat eine Person sowohl eine Wohnung im Ausland, als auch eine Wohnung im Inland, so reicht es
fur die Feststellung des Inlandswohnsitzes nicht, wenn sie im Inland Uber eine ausreichend ausge-
stattete Wohnung verflgt. Vielmehr mussen die Umstande erkennen lassen, dass sie in dieser nicht
nur voribergehend, sondern dauerhaft verweilt. Fir diese Beurteilung sind die Gesamtumstande
des Einzelfalles mafligebend, unter anderem auch der kurz- und langfristige Lebensmittelpunkt der
Familie. Haben die Eltern vor der Geburt zuletzt nur auslandisches Einkommen, besteht besonderer

Anlass zur Prufung des behaupteten Inlandswohnsitzes.

Ist auf Grund der Einkommensnachweise ersichtlich, dass der Antragsteller zuletzt im Ausland er-
werbstatig war, so hat dieser eine Bescheinigung vorzulegen, aus der deutlich zu erkennen ist, dass
das Arbeitsverhaltnis beendet ist (Kindigungsbestatigung des Arbeitgebers, Aufhebungsvertrag

etc.).
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In Fallen, in denen ein Beschaftigungsverhaltnis im EU/EWR-Ausland/Schweiz vorliegt, unterliegt
der Antragsteller regelmalfig trotz eines moglicherweise in Deutschland bestehenden Wohnsitzes
auslandischen Rechtsvorschriften und kann nur einen nachrangigen Anspruch auf deutsches Eltern-
geld haben (vgl. auch RL Teil Il bei Beschaftigungsverhaltnis im EU/EWR-Ausland/Schweiz). Auch
nach Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses unterliegt der Antragsteller den dortigen Rechts-
vorschriften, wenn er dort Arbeitslosengeld oder eine andere vergleichbare Leistung oder eine Ab-

findung wegen Beendigung des Arbeitsverhaltnisses erhalt.

In Fallen, in denen ein fortbestehendes Beschaftigungsverhaltnis in einem Land besteht, das nicht
Mitgliedstaat der EU/EWR/Schweiz ist, ist davon auszugehen, dass der Aufenthalt in Deutschland
nur Besuchs-, Urlaubs-, Erholungs- oder anderen voribergehenden Zwecken dient und dass der

langfristige Lebensmittelpunkt nicht in Deutschland sein kann.

Generell ist zu beachten, dass die Vorlage einer deutschen Anmeldebescheinigung kein Nachweis

fur einen Lebensmittelpunkt in Deutschland ist.

1.1.1.1.2 Gewohnlicher Aufenthalt

Seinen gewohnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er sich unter Umstanden aufhalt, die erkennen
lassen, dass er an diesem bestimmten Ort oder in diesem bestimmten Gebiet nicht nur voriiberge-
hend verweilt (§ 30 Abs. 3 Satz 2 SGB I). Es kommt nicht auf die Verfigungsgewalt liber die eigene
Wohnung an, sondern auf eine kérperliche Anwesenheit von gewisser Dauer. Dient der Aufenthalt
im Bundesgebiet lediglich Besuchs-, Erholungs-, Kur- oder ahnlichen voribergehenden privaten

Zwecken, ist ein gewohnlicher Aufenthalt nicht gegeben.

1.1.1.1.3 Aussiedler/Spataussiedler

Aussiedler/Spataussiedler sind Deutsche und bedurfen keiner Aufenthaltsgenehmigung fur die Be-
grindung ihres Wohnsitzes oder ihres gewohnlichen Aufenthalts im Bundesgebiet. Deutsche sind
die deutschen Staatsangehorigen sowie die deutschen Volkszugehdrigen (mit oder ohne fremde
Staatsangehorigkeit) und die Ehegatten und Abkémmlinge von deutschen Staatsangehdrigen oder
deutschen Volkszugehdrigen, die in das Bundesgebiet als Aussiedler aufgenommen werden. Kinder
und Ehegatten, die vor der Einreise noch nicht Deutsche waren, aber mit ihrem deutschen Elternteil
bzw. deutschen Ehegatten in das Bundesgebiet als Aussiedler einreisen, werden durch die Auf-
nahme kraft Gesetzes Deutsche, und zwar Deutsche ohne deutsche Staatsangehdrigkeit. Enegatten
von Aussiedler-Abkdmmlingen erwerben diese Rechtstellung mit der Einreise nicht. Sie kénnen El-
terngeld nur unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 7 beanspruchen. Nach dem Gesetz zur Be-

reinigung von Kriegsfolgengesetzen vom 21.12.1992 (BGBI. | S. 2094) bleibt das
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Bundesvertriebenengesetz (BVFG - i.d.F. der Bekanntmachung vom 02.06.1993, BGBI. | S. 829)
Rechtsgrundlage fir die Aufnahme von Aussiedlern. Die nach dem 31.12.1992 eingereisten Aus-
siedler werden als Spataussiedler bzw. Ehegatte oder Abkémmling eines Spataussiedlers bezeich-
net. Der nach dem 31.12.1992 eingereiste nichtdeutsche Ehegatte wird nur dann Deutscher, wenn
die Ehe bei Verlassen des Aussiedlungsgebietes mindestens drei Jahre bestanden hat. Uber die
Eigenschaft als Spataussiedler stellt das Vertriebenen-/Ausgleichsamt auf Antrag eine Bescheini-
gung nach § 15 BVFG aus. Der Nachweis der Aussiedler-/Spataussiedler-/Vertriebeneneigenschaft
ist gefuihrt, wenn der Elternteil den Bundespersonalausweis, den Vertriebenenausweis oder eine

Bescheinigung nach § 15 BVFG vorlegen kann.

Als vorlaufiger Nachweis der Aussiedler-/Spataussiedler-/Vertriebeneneigenschaft bzw. als Ehe-

gatte oder Abkdmmling eines Spataussiedlers gilt

— der Registrierschein des Bundesverwaltungsamtes, Barbarastr. 1, 50735 Kdln, oder

— eine Bescheinigung der ortlichen Behdrde fiir Vertriebenen-, Flichtlings- und Spataussiedlerfra-
gen, dass eine Bescheinigung nach § 15 BVFG beantragt ist und der Antrag Aussicht auf Erfolg
hat.

An die Vorlage des Vertriebenenausweises bzw. der Bescheinigung nach § 15 BVFG Uber die Aus-
siedler-/Spataussiedler-/Vertriebeneneigenschaft bzw. als Ehegatte oder Abkémmling eines Spat-

aussiedlers ist in regelmafligen Abstanden zu erinnern.

Das Anerkennungsverfahren ist zu Gberwachen. Wird die Anerkennung der Vertriebeneneigenschaft
abgelehnt, ist die Bewilligung der Leistung nach § 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X aufzuheben, wenn ein
Wohnsitz oder der gewdhnliche Aufenthalt im Bundesgebiet nicht gegeben ist oder die Vorausset-

zungen des § 1 Abs. 7 nicht vorliegen.

1.1.1.2 Hausliche Gemeinschaft mit seinem Kind (Nr. 2)

1.1.1.2.1 Eigenes Kind

Nr. 2 ist nur bei einem eigenen Kind des Antragstellers erfiillt. Es genlgt nicht, dass ein Antragsteller

das Kind gezeugt hat.

Ein Kind ist stets das eigene Kind der Mutter bzw. der Frau, die es geboren hat (§ 1591 BGB). Um
das eigene Kind des Vaters handelt es sich, wenn dieser zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter
verheiratet ist, die Vaterschaft anerkannt hat oder seine Vaterschaft gerichtlich festgestellt ist
(§ 1592 Nr. 1 bis 3 BGB).
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Ein eigenes Kind ist ferner ein adoptiertes bzw. angenommenes Kind (§ 1754 BGB). Die Urkunde

Uber die Adoption ist vorzulegen.

Bei Auslandsadoptionen ist neben der auslandischen Geburtsbescheinigung des Kindes entweder
die Bescheinigung nach Artikel 23 des Haager Adoptionsiibereinkommens (HAU) oder die Beschei-
nigung uber die Begleitung der Auslandsadoption durch eine Adoptionsvermittlungsstelle nach § 2d
Adoptionsvermittlungsgesetz (AdVermiG) vorzulegen. Wurde das verpflichtende Anerkennungsver-
fahren bereits durchgeflhrt, ist ein positiver Feststellungsbeschluss des Familiengerichts vorzule-

gen.

Sofern das Vermittlungsverfahren bei einer Auslandsadoption bereits vor dem 1. April 2021 einge-
leitet wurde (Altfalle), ist entsprechend der alten Rechtslage (vgl. § 9 AdWirkG) neben der auslandi-
schen Adoptionsurkunde eine amtlich beglaubigte Ubersetzung beizufiigen; auf ein zusatzliches An-

erkennungsverfahren kommt es dann nicht an.

Fir angenommene Kinder ist bei Anwendung des Gesetzes statt des Zeitpunktes der Geburt die

Aufnahme des Kindes bei der berechtigten Person maf3geblich (§ 1 Abs. 3 Satz 2).

1.1.1.2.2 Hausliche Gemeinschaft

Das Kind muss im selben Haushalt wie der Antragsteller leben. Dies ist der Fall, wenn es mit ihm
eine auf Dauer angelegte hausliche Gemeinschaft hat, in der es betreut wird. Eine ,auf Dauer* an-
gelegte hausliche Gemeinschaft bedeutet hier, dass es sich nicht lediglich um eine unbestandige
hausliche Gemeinschaft handeln darf, sondern dass das Kind zumindest flr die Dauer des Eltern-
geldbezuges in hauslicher Gemeinschaft mit dem Elternteil lebt und von diesem betreut wird. Dies
kann z.B. dann der Fall sein, wenn der eine Elternteil fir eine bestimmte Zeit — beispielsweise flr
die Bezugsmonate beim Elterngeld — im Haushalt des anderen Elternteils wohnt und dort das ge-

meinsame Kind betreut.

Eine hausliche Gemeinschaft ist eine Familiengemeinschaft, die eine Schnittstelle von Merkmalen
ortlicher (Familienwohnung), materieller (Vorsorge, Unterhalt) und immaterieller Art (Flrsorge und
Zuwendung) darstellt, wobei sich diese drei Merkmale Uberschneiden kdnnen, keines jedoch ganz-
lich fehlen darf. Wesentlich ist insbesondere die eigenstandige und eigenverantwortliche Wirt-
schaftsfiihrung (BSG-Urteil vom 04.09.2013 — B 10 EG 4/12 R).

Die hausliche Gemeinschaft setzt nicht voraus, dass der Antragsteller einen eigenen Haushalt hat
oder dass der Wohnsitz und der Haushalt, in dem das Kind betreut wird, identisch sind. Die hausliche
Gemeinschaft kann z.B. auch im Haushalt der Grofeltern, einer Einrichtung fur Mutter und Kind oder

in einem Frauenhaus bestehen. In einer Justizvollzugsanstalt bei geschlossenem Vollzug (BSG-
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Urteil vom 04.09.2013 - B 10 EG 4/12 R) kann ein Haushalt in der Regel nicht begriindet werden. In
einer Justizvollzugsanstalt bei offenem oder gelockertem Vollzug oder einer Entziehungsanstalt be-
darf es einer Entscheidung des Einzelfalles anhand der oben genannten Kriterien. In Fallen der
Untersuchungshaft des Antragstellers bleibt der bisherige Haushalt in der Regel bestehen, so dass
fur die Prifung einer nur voriibergehenden Abwesenheit vom Haushalt, die dem Anspruch nicht
entgegensteht, die Regelung zur voribergehenden Unterbrechung der Betreuung nach § 1 Abs. 5
entsprechend anzuwenden ist. Die Kostenlibernahme durch Dritte fiir einzelne Posten des Lebens-
bedarfs andert nichts an der grundsatzlichen Eigenstandigkeit der Wirtschaftsfihrung. Das Wohnen
in einer Sammelunterkunft mit Verpflegung bei ansonsten eigenstandiger Wirtschaftsfihrung steht

einer hauslichen Gemeinschaft daher nicht entgegen.

Die hausliche Gemeinschaft wird nicht dadurch aufgehoben, dass das Kind flr einen Teil des Tages
aulerhauslich, etwa bei Verwandten oder bei einer Tagesmutter, betreut wird. Das Gleiche gilt,
wenn der Antragsteller das kranke Kind regelmaflig und in nicht unwesentlichem Umfang im Kran-
kenhaus besucht und betreut. Bleibt das Kind unmittelbar nach der Geburt flr langere Zeit im Kran-
kenhaus, gilt es als in dem Haushalt des Antragstellers lebend, wenn er das Kind im vorgenannten
Sinn betreut und zugleich sein Haushalt fir die Aufnahme des Kindes zum Zeitpunkt der Entlassung

aus dem Krankenhaus vorgesehen ist.

Lebt das Kind in nicht unerheblichem Umfang sowohl in dem Haushalt der Mutter als auch in dem
Haushalt des Vaters, liegt in beiden Haushalten eine hausliche Gemeinschaft vor. Voraussetzung

ist, dass das Kind mindestens zu einem Drittel bei jedem Elternteil lebt.

1.1.1.3 Betreuung des Kindes und keine volle Erwerbstatigkeit (Nr. 3 und 4)

Bei Elternteilen, die keine oder keine volle Erwerbstatigkeit ausiben und deshalb ihr Kind in einem
Maf betreuen kénnen, das Uber das hinaus geht, was bei voller Erwerbstatigkeit moglich ist, ist ohne
weitere Prifung davon auszugehen, dass sie ihr Kind selbst betreuen und erziehen. Das gilt nur

dann nicht, wenn der Behorde bekannt wird, dass der Antragsteller das Kind nicht selbst betreut.

1.1.1.3.1 Betreuung und Erziehung des Kindes (Nr. 3)

Selbst betreuen heildt nicht allein betreuen. Auch andere Personen oder Institutionen, wie etwa ein
Krankenhaus, in dem das Kind nach der Geburt noch fir eine gewisse Zeit verbleiben muss, oder
eine Kindertageseinrichtung kénnen in die Betreuung und Erziehung des Kindes einbezogen sein,
unabhangig davon, ob die Elterngeld beanspruchende Person erwerbstatig ist oder nicht. Entschei-

dend ist, dass die Elterngeld beanspruchende Person die Betreuung, z. B. in Form von regelmafligen
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Besuchen im Krankenhaus, in nicht unwesentlichem Umfang austibt (siehe auch 1.1.1.2.2 zur haus-

lichen Gemeinschaft).

Bei Auslibung einer Teilzeittatigkeit und bei Schiilern, Studierenden, Auszubildenden und anderen
zur Berufshildung Beschaftigten ist davon auszugehen, dass ein nicht unwesentlicher Teil der Be-

treuung und Erziehung von der das Elterngeld beanspruchenden Person Gbernommen wird.

Die Betreuung und Erziehung wird nicht dadurch unterbrochen, dass das Kind wahrend einer Ab-
wesenheit des Antragstellers z.B. durch Angehdrige, den anderen Elternteil, in Kindertagespflege

oder in 6ffentlichen Betreuungseinrichtungen mit Einverstandnis des Antragstellers mitbetreut wird.

Wird der Behdrde nach Beginn des Leistungsbezuges bekannt, dass eine Betreuung und Erziehung
durch den Elternteil, der das Elterngeld bezieht, tatsachlich nicht erfolgt, ist mangels Vorliegens der
Anspruchsvoraussetzungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 die Bewilligung der Leistung nach § 45 SGB X fur

die Zukunft oder fur die Vergangenheit zurickzunehmen oder nach § 48 SGB X aufzuheben.

1.1.1.3.2 Keine oder keine volle Erwerbstatigkeit (Nr. 4)

Erwerbstatigkeit im Sinne des BEEG ist eine Tatigkeit, die zu Erwerbseinklnften im Sinne des § 2
Abs. 1 Satz 3 fiihrt. Dies kdnnen auch Null- oder Negativeinklnfte (vgl. 2.0.2.1.1) sein. Tatigkeiten,
die zu anderen Einktinften fihren (z.B. zu Einklnften aus Miete und Pacht), werden im Rahmen des
§ 1 nicht berlcksichtigt. Es gilt zu beachten, dass im Einzelfall jedoch auch Kapitalertrage und Pacht-
zinsen steuerrechtlich einer der in § 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 und 2 BEEG aufgeflhrten Einkunftsarten

zugeordnet werden.

Tatigkeiten, die zu Einklnften flhren, die gem. § 3 EStG steuerfrei gestellt sind (etwa Einklnfte aus
Téatigkeiten als Ubungsleiterin oder Ubungsleiter, sog. Ubungsleiterpauschale), stellen keine Er-

werbstatigkeit dar und sind daher auch stundenmafig nicht zu berlcksichtigen.

Als Erwerbstatigkeit kbnnen gelten: Tatigkeiten als Arbeitnehmer, Selbststandiger oder mithelfender
Familienangehdriger. Auch Auszubildende, Anlernlinge, Umschiler, Beschaftigte in einer Werkstatt
fur behinderte Menschen und Volontare Uben eine Erwerbstatigkeit aus, wenn sie in einem Beschaf-
tigungsverhaltnis stehen und dafur Entgelt erhalten. Beamte, Richter, Berufssoldaten und Zeitsolda-
ten sind ebenfalls erwerbstatig im Sinne der Vorschrift. Personen, die einen in § 32 Abs. 4 Satz 1
Nr. 2 Bst. d EStG aufgefiihrten Freiwilligendienst (insbesondere BFD, FSJ und FOJ) ableisten, sind
im elterngeldrechtlichen (nicht notwendigerweise im arbeitsrechtlichen) Sinn erwerbstatig, wenn sie
Einkinfte fur die Ableistung des Dienstes erhalten (zur Steuerpflichtigkeit der im Rahmen eines Frei-
willigendienstes erhaltenen Leistungen siehe 2.1.3.4). Freiwillig Wehrdienstleistende tben eine Er-

werbstatigkeit aus, wenn sie fur die Ableistung ihres Dienstes steuerpflichtige Bezlige erhalten. Auch
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Abgeordnete sind im elterngeldrechtlichen Sinn erwerbstatig, wenn sie Erwerbseinkiinfte (im Sinne
des § 2 Abs. 1 Satz 3) flr ihre Tatigkeit erhalten.

Die Erwerbstatigkeit ist auch wahrend einer Krankheit, solange ein Anspruch auf Lohnfortzahlung
besteht, und wahrend eines bezahlten Urlaubs gegeben. Dies gilt flr Selbstandige entsprechend,
solange die Erwerbstatigkeit nicht unterbrochen wird. Fir die Zeit nach der Geburt fiihren ein ent-
sprechender Entgeltanspruch und der damit einhergehende Bezug von Einkommen aus Erwerbsta-
tigkeit im Sinne von § 2 zur Anwendung der Regelung zum Elterngeld bei Einkommensminderung
in § 2 Abs. 3. Zeiten, in denen sich die berechtigte Person bezahlt von der Arbeit freistellen Iasst
(etwa aufgrund einer — bezahlten — endgultigen Freistellung von der Arbeitsleistung im Rahmen
eines noch bestehenden Arbeitsverhaltnisses oder wahrend eines durch Ansparung von Arbeitsent-
gelt durch vorherigen Verzicht ermdglichten sog. Sabbaticals im Sinne eines Langzeiturlaubs), sind
hingegen nicht als Ausubung einer Erwerbstatigkeit im Sinne des § 1 BEEG zu behandeln (BSG,
Urteil vom 29.08.2012 — B 10 EG 7/11 R, Rn. 36).

Keine Erwerbstatigkeit ist gegeben bei

— Hausfrauen und Hausméannern,

— Schilern und Studierenden,

— Arbeitnehmern, Beamten, Richtern, Berufssoldaten und Zeitsoldaten, die Elternzeit genommen
haben oder von ihrem Arbeitgeber freigestellt worden sind (dabei ist nicht zu prifen, ob die Vo-
raussetzungen fur einen Anspruch auf Elternzeit vorliegen),

— Selbststandigen oder mithelfenden Familienangehérigen, die ihre Erwerbstatigkeit unterbrochen
haben,

— Bezieher von Entgeltersatzleistungen, sofern sie nicht wahrend des Bezugs einer Erwerbstatig-
keit nachgehen,

— Volontaren und Praktikanten, die fur ihre Tatigkeit kein Entgelt erhalten,

— Personen, die einer im o6ffentlichen Interesse liegenden zusatzlichen Arbeitsgelegenheit geman
§ 16 Abs. 3 Satz 2 SGB Il (,Ein-Euro-Job®) nachgehen.

Wahrend eines betrieblichen oder arztlichen Beschaftigungsverbots auerhalb der Schutzfristen vor
oder nach der Entbindung gilt die Frau als erwerbstétig, da sie weiterhin steuerpflichtiges Einkom-

men erhalt.

Wann keine volle Erwerbstatigkeit vorliegt, ist ndher in § 1 Abs. 6 bestimmt.
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1114 Ausnahmen

Insbesondere bei Fallen mit Auslandsbezug kann trotz Erflillens der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 ge-
nannten Anspruchsvoraussetzungen ein vorrangiger Anspruch auf Elterngeld im anderen Staat be-
stehen (vgl. RL Teil II).

1.1.2 Mehrlingsgeburten

Bei Mehrlingsgeburten besteht ein Anspruch auf Elterngeld pro Geburt. Dies gilt auch dann, wenn
die Geburtstage der Mehrlinge auseinanderfallen. Fir jeden weiteren Mehrling wird der Mehrlings-

zuschlag nach § 2a Abs. 4 in Hohe von 300 Euro gezahlt.

§ 1 Abs. 1 Satz 2 BEEG ist auf den Fall der gleichzeitigen Aufnahme mehrerer Kinder in den Haus-
halt mit dem Ziel der Annahme (§ 1 Abs. 3 Nr. 1 BEEG) entsprechend anzuwenden.

1.2 Wohnsitz oder gewohnlicher Aufenthalt auBerhalb Deutschlands (Abs. 2)

1.21 Arbeitnehmer, die gem. § 4 SGB IV dem deutschen Sozialversicherungs-
recht unterliegen (= Entsandte) (Abs. 2 Nr. 1, 1. Alt.)

Einen Anspruch auf Elterngeld hat auch, wer als entsandter Arbeithnehmer gem. § 4 SGB IV dem
deutschen Sozialversicherungsrecht unterliegt. Dies sind entsandte Personen, die im Rahmen eines
im Inland bestehenden Beschaftigungsverhaltnisses fir eine im Voraus begrenzte Zeit ins Ausland
entsandt werden. Folgende Voraussetzungen muissen hierzu entsprechend der Richtlinie zur versi-
cherungsrechtlichen Beurteilung von Arbeithehmern bei Ausstrahlung (§ 4 SGB 1V) und Einstrahlung
(§ 5 SGB V) der deutschen Spitzenverbande der Krankenkassen u. a. vom 02.11.2010 erflllt sein:
— Ein Beschétftigter begibt sich auf Weisung seines Arbeitgebers vom Inland ins Ausland, um dort

eine Beschaftigung flr diesen Arbeitgeber auszutiben. Dem steht nicht entgegen, wenn der Be-

schaftigte eigens fiir eine Beschaftigung im Ausland eingestellt wurde und im Inland noch nicht

fur den Arbeitgeber tatig war (vgl. Richtlinie Aus-/Einstrahlung, S. 12ff.). Entgegen steht aber,

wenn die Person zum Zeitpunkt der Beschaftigungsaufnahme fiir den inlandischen Arbeitgeber
bereits im Ausland lebt. Wird ein Arbeithehmer vom Arbeitgeber vom Inland in das Ausland ver-
liehen, so handelt es sich ebenfalls um eine Ubersendung, sofern der Arbeitgeber die erforderli-
che Verleiherlaubnis nach dem Arbeitgeberiiberlassungsgesetz (AUG) hat.

— Eine zeitliche Begrenzung (,voribergehend*) ist nur dann zu bejahen, wenn die Begrenzung bei
vorausschauender Betrachtungsweise gegeben ist. Die Begrenzung im Voraus kann sich aus

der Eigenart der Beschaftigung oder aus einem Vertrag ergeben. Auf feste Zeitgrenzen (etwa
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zwei Jahre) ist nicht abzustellen. Eine Befristung auf mehrere Jahre ist somit unschadlich. Unter
eine Begrenzung infolge der Eigenart der Beschaftigung fallen Beschaftigungen, die nach allge-
meiner Lebenserfahrung nicht auf Dauer angelegt sind. Dies gilt z. B. fir Beschaftigungen, die
mit Projekten usw. im Zusammenhang stehen, deren Fertigstellung eine absehbare Zeit in An-
spruch nimmt - insbesondere flir Montage- und Einweisungsarbeiten, Arbeiten im Zusammen-
hang mit der Errichtung von Bauwerken und Betriebsanlagen. Auch hier ist in vorausschauender
Betrachtungsweise zu beurteilen, ob Wesen, Inhalt oder Umfang der vorgesehenen Beschafti-
gung deren zeitliche Beschrankung ergeben. Ob eine Entsendung im Voraus vertraglich be-
grenzt ist, Iasst sich dem Arbeitsvertrag entnehmen, wenn dieser ein Datum enthalt, zu dem die
Entsendung endet. Eine vertragliche Begrenzung ist dagegen zu verneinen, wenn ein befristeter
Vertrag vorliegt, der - wenn er nicht gekiindigt wird - sich automatisch fortsetzt. Eine zunachst
begrenzte Entsendung, die nach dem Vertrag fur einen weiteren begrenzten Zeitraum fortgesetzt
werden kann, gilt grundsatzlich auch fur die Verlangerungszeit als im Voraus zeitlich begrenzt
(vgl. Richtlinie Aus-/Einstrahlung, S. 17ff.).

— Der Arbeitsentgeltanspruch muss sich gegen den inlandischen Arbeitgeber richten.

— Ein im Inland bestehendes ,Rumpfarbeitsverhaltnis“ (Abreden tber das Ruhen der Hauptpflich-
ten auf Arbeitsleistung und die Zahlung von Arbeitsentgelt sowie das automatische Wiederauf-

leben der Pflichten bei Rickkehr ins Inland) reicht nicht aus.

Wenn die Hauptpflichten aus dem Beschaftigungsverhaltnis wahrend des Bezugs von Elterngeld
oder wahrend der Elternzeit ruhen (§ 7 Abs. 3 SGB V), ist dies fir das Vorliegen eines Elterngeld-
anspruchs unschadlich. Regelmafig reicht der Nachweis durch eine Bescheinigung der deutschen
gesetzlichen Krankenkasse aus. Bei Ubersteigen der Beitragsbemessungsgrenze ist eine private
Krankenversicherung maoglich, die einer Entsendung im Sinne von § 4 SGB IV nicht entgegensteht. Eine
Bescheinigung einer privaten KV bedeutet im Unterschied zu einer Bescheinigung einer gesetzlichen
KV aber nicht, dass die Person Entsandte im Sinne von § 4 SGB |V ist. Daher sind im Falle einer privaten
Krankenversicherung die oben genannten Voraussetzungen einer Entsendung zu prifen. Fir die Zeit
der Entsendung muss eine Entsendebescheinigung (Bescheinigung A1) beantragen werden. Mit der
Bescheinigung A1 wird fur alle Mitgliedstaaten verbindlich festgelegt, welches Sozialversicherungsrecht
anzuwenden ist. Zustandig fur die Prifung und Ausstellung der Bescheinigung A1 ist entweder die ge-
setzliche Krankenkasse, bei der der Arbeitnehmer pflicht- oder freiwillig versichert ist, oder der Trager

der gesetzlichen Rentenversicherung (sofern der Arbeitnehmer nicht gesetzlich krankenversichert ist).

Zur Entsendung siehe auch Teil Il 3.7. Die Regelungen des uber- bzw. zwischenstaatlichen Rechts
sehen in der Regel vor, dass die Rechtsvorschriften des Entsendestaates lediglich flr eine konkrete
Hochstdauer weiterhin gelten (z. B. 24 Monate bei Entsendungen innerhalb der EU/EWR-

Mitgliedstaaten und der Schweiz).
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Verbeamtete Lehrkrafte im Auslandsschuldienst (ausgenommen Ortslehrkrafte), die von ihrem
Dienstherrn fur den Unterricht an einer deutschen Schule im Ausland zeitlich befristet beurlaubt wur-
den, haben ebenfalls einen Anspruch auf Elterngeld (zur Quasi-Entsendung vgl. BSG-Urteil vom 23.
10. 2003 - B 4 RA 15/03 R). Der Nachweis ist durch eine Bescheinigung des Dienstherrn Uber die
zeitlich befristete Beurlaubung und eine Kopie des Vermittlungs-/Zuweisungsbescheids des Bun-

desverwaltungsamts, Zentralstelle flr das Auslandsschulwesen, zu erbringen.

1.2.2 Abordnung, Versetzung, Abkommandierung ins Ausland (Abs. 2 Nr. 1, Alt. 2)

Bedienstete, die von ihrem inlandischen Dienstherrn im Rahmen ihres in Deutschland bestehenden
offentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhaltnisses vortibergehend ins Ausland abgeordnet, ver-
setzt oder kommandiert sind, haben ebenfalls einen Anspruch auf Elterngeld. Fir die Definition des
Tatbestandmerkmals ,voribergehend® wird auf die Ausfihrungen dazu in RL 1.2.1 verwiesen. Der

Nachweis ist durch eine Bescheinigung des Dienstherrn zu erbringen.

1.2.3 Entwicklungshelfer (Abs. 2 Nr. 2, 1. Alt.)

Anspruchsberechtigt sind auch Entwicklungshelfer im Sinne des § 1 EhfG. Dies sind entsprechend

dem Wortlaut des § 1 EhfG Personen, die

1. in Entwicklungslandern ohne Erwerbsabsicht Dienst leistet, um in partnerschaftlicher Zusam-
menarbeit zum Fortschritt dieser Lander beizutragen (Entwicklungsdienst),

2. sich zur Leistung des Entwicklungsdienstes gegenuber einem anerkannten Trager des Ent-
wicklungsdienstes flr eine ununterbrochene Zeit von mindestens einem Jahr vertraglich ver-
pflichtet hat,
fur den Entwicklungsdienst nur Leistungen erhalt, die dieses Gesetz vorsieht,
das 18. Lebensjahr vollendet hat und Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes

oder Staatsangehodriger eines anderen Mitgliedstaates der Europaischen Gemeinschaften ist.

Als Entwicklungshelfer gilt nach § 1 Abs. 2 EhfG auch, wer durch einen anerkannten Trager des
Entwicklungsdienstes darauf vorbereitet wird, Entwicklungsdienst zu leisten (Vorbereitungsdienst),
fur diesen Vorbereitungsdienst nur Leistungen erhalt, die dieses Gesetz vorsieht, neben dem Vor-
bereitungsdienst keine Tatigkeit gegen Entgelt auslibt und die oben genannten Voraussetzungen
des Absatzes 1 Nr. 2 und 4 erfullt.

Anerkannte Trager des Entwicklungsdienstes sind derzeit folgende sieben Organisationen:

— Arbeitsgemeinschaft fur Entwicklungshilfe e.V. (AGEH), Koln,

— Christliche Fachkrafte International e.V. (CFl), Stuttgart,

— Deutsche Gesellschaft fir Internationale Zusammenarbeit (G1Z), Bonn/Eschborn,
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— Dienste in Ubersee GmbH (DU) Arbeitsgemeinschaft evangelischer Kirchen in Deutschland e.V.,
Leinfelden-Echterdingen,

— Eirene — Internationaler Christlicher Friedensdienst e.V., Neuwied,

— Weltfriedensdienste e.V. (WFD), Berlin und

— Forum Ziviler Friedensdienst (forum ZFD), Bonn.

Das Centrum fur internationale Migration und Entwicklung (CIM, gemeinsame Entwicklungshilfeor-
ganisation der GIZ und der Bundesanstalt fur Arbeit) sowie die politischen Stiftungen sind keine

anerkannten Trager des Entwicklungsdienstes.

1.24 Missionare (Abs. 2 Nr. 2, 2. Alt.)

Anspruch auf Elterngeld haben ferner Missionare der Missionswerke und -gesellschaften, die Mit-
glieder oder Vereinbarungspartner des Evangelischen Missionswerkes Hamburg, der Arbeitsge-
meinschaft Evangelikaler Missionen e.V. oder der Arbeitsgemeinschaft pfingstlich-charismatischer
Missionen sind. Die Mitglieder und Vereinbarungspartner der genannten Missionswerke sind im In-
ternet unter folgenden Adressen zu finden:

www.emw-d.de unter der Rubrik ,Partner®

www.aem.de unter der Rubrik ,Arbeitsgemeinschaft‘ — ,Mitglieder*

www.apcm.de unter der Rubrik ,Mitglieder®.

Anspruchsberechtigt sind auch Missionare, die von ihrem nach § 1 Abs. 2 anerkannten Missions-
werk zur Austbung einer Tatigkeit einer auslandischen Dach- oder Partnerorganisation zugewiesen

worden sind und ihre Bezige von dieser Stelle erhalten.

Missionare von anderen als den in § 1 Abs. 2 Nr. 2 genannten Einrichtungen bzw. Organisationen

sind nicht anspruchsberechtigt.

Die Eigenschaft des Missionars im Sinne des BEEG ist durch eine entsprechende Bescheinigung

des entsendenden Missionswerks bzw. der Missionsgesellschaft nachzuweisen.

1.2.5 Tatigkeit bei einer zwischen- oder uberstaatlichen Einrichtung (Abs. 2 Nr. 3)

Anspruch auf Elterngeld haben auch Personen, die die deutsche Staatsangehérigkeit besitzen und
vorubergehend bei einer zwischen- oder Uberstaatlichen Einrichtung tatig sind. Hierzu zahlen insbe-
sondere nach den Entsendungsrichtlinien des Bundes beurlaubte oder nach § 123a BRRG oder

§ 29 BBG zugewiesene, im Ausland wohnende Beamte des Bundes oder eines Bundeslandes.


http://www.emw-d.de/
http://www.aem.de/
http://www.apcm.de/
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Ein Verzeichnis der zwischen- oder Uberstaatlichen Einrichtungen befindet sich im Anhang zu den
Entsendungsrichtlinien des Bundes vom 16. Februar 2016, im Internet unter folgender Adresse zu

finden:

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/down-

loads/DE/gesetzestexte/richtlinie/entsendungsrichtlinie-bund-2016.html

Der Nachweis ist durch die Zuweisungsverfiigung bzw. Beurlaubung des inlandischen Dienstherrn
zu erbringen. Sofern der Anspruchsteller kein Mitarbeiter des 6ffentlichen Dienstes ist, ist eine ent-

sprechende Bescheinigung der zwischen- oder Uberstaatlichen Einrichtung vorzulegen.

1.2.6 Ehegatten und Lebenspartner

Auch die mit den in § 1 Abs. 2 Satz 1 genannten Personen in einem Haushalt lebenden Ehegatten
und Ehegattinnen haben einen Anspruch auf Elterngeld, wenn sie die Voraussetzungen mit Aus-
nahme des Wohnsitzes oder gewohnlichen Aufenthalts in Deutschland erflllen. Dies gilt auch fur
Lebenspartner und Lebenspartnerinnen. Nach § 21 LPartG gelten Regelungen fir Eheleute, die

nach dem 22. Dezember 2018 in Kraft treten, auch fur Lebenspartner und Lebenspartnerinnen.

§ 1 Abs. 7 ist in diesen Fallen nicht anzuwenden.

1.2.7 Ortlich zustéandige Behérde

Die ortlich zustandige Behdrde fir die in § 1 Abs. 2 aufgelisteten Personen ergibt sich aus
§ 12 BEEG. Dies ist die Behotrde des Bezirks, in dem die berechtigte Person ihren letzten inlandi-
schen Wohnsitz hatte. Hilfsweise ist die Behorde des Bezirks zustandig, in dem der entsendende
Dienstherr oder Arbeitgeber der berechtigten Person oder der Arbeitgeber des Ehegatten, der Ehe-
gattin, und nach § 21 LPartG des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin der berechtigten Person

den inlandischen Sitz hat.

1.3 Mit dem Kind nicht verwandte Anspruchsberechtigte (Abs. 3)

§ 1 Abs. 3 regelt den Anspruch auf Elterngeld fir im Rechtssinne (noch) nicht mit dem Kind ver-

wandte Personen.

Die in den Nrn. 1 bis 3 genannten anspruchsbegriindenden Umstande benennen lediglich Abwei-
chungen von der Anspruchsvoraussetzung des eigenen Kindes (vgl. § 1 Abs. 1 Nr. 2). Die anderen

Anspruchsvoraussetzungen nach Abs. 1 missen zusatzlich erflllt sein.


https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/gesetzestexte/richtlinie/entsendungsrichtlinie-bund-2016.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/gesetzestexte/richtlinie/entsendungsrichtlinie-bund-2016.html
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Der gemeinsame Haushalt mit dem Kind ist in diesen Fallen durch eine Meldebescheinigung nach-

zuweisen.

In den Fallen des Zusammenlebens mit einem Kind des Ehegatten oder der Ehegattin oder nach §
21 LPartG des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin und bei noch nicht anerkannter oder fest-
gestellter Vaterschaft (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 und 3) sind flir den Bezugszeitraum und bei dem Zu-

sammentreffen von Anspriichen die Vorschriften §§ 4d Satz 2 und 5 Abs. 3 Satz 2 zu beachten.

1.3.1 Haushaltsaufnahme mit dem Ziel der Annahme als Kind

Nach Nr. 1 ist anspruchsberechtigt, wer mit einem Kind in einem Haushalt lebt, das er mit dem Ziel
der Annahme als Kind aufgenommen hat. AngeknUpft wird an die tatsachliche Haushaltsaufnahme
mit dem Ziel der rechtlichen Verfestigung dieser Beziehung im Wege der Annahme als Kind gemaf
§§ 1741 ff. BGB. Der Beginn der Adoptionspflege ist durch eine Bestatigung des Jugendamtes oder
der Adoptionsvermittlungsstelle nachzuweisen. Im Fall der Annahme eines Kindes der nichteheli-
chen Partnerin oder des nichtehelichen Partners in einer verfestigten Lebensgemeinschaft ist das
Ziel der Annahme als Kind durch die Vorlage der Bescheinigung Uber die verpflichtende Beratung
bei Stiefkindadoptionen nach § 9a AdVermiG nachzuweisen. Wenn der annehmende Elternteil zum
Zeitpunkt der Geburt mit dem Elternteil des Kindes in einer verfestigten Lebensgemeinschaft lebt,
besteht keine Beratungspflicht (§ 9a Abs. 5i.V.m. Abs. 4 Satz 1 AdVermiG). Dies ist insbesondere
bei lesbischen Paaren der Fall, deren Kind in ihre verfestigte Lebensgemeinschaft hineingeboren
wird. Dann ist der Nachweis der Adoptionspflege entbehrlich, da die Partnerin der Mutter hier in aller
Regel die Elternverantwortung fur das Kind Gbernehmen und es als Stiefkind adoptieren will. Eine
verfestigte Lebensgemeinschaft liegt in der Regel vor, wenn die Personen seit mindestens vier Jah-
ren oder als Eltern eines weiteren gemeinschaftlichen Kindes mit diesem ehedhnlich zusammenle-
ben (§ 1766a Abs. 2 BGB). Haben der Elternteil des Anzunehmenden und der Annehmende bereits
ein gemeinsames Kind, mit dem sie wie eine eheliche Familie zusammenleben, nimmt der Gesetz-
geber im Regelfall ebenfalls eine der Ehe gleichwertige Stabilitat der faktischen Partnerschaft an.

Auf eine bestimmte Dauer des Zusammenlebens kommt es hierbei nicht an.

Wird die Annahme als Kind abgelehnt, entfallt der Anspruch nur fur die Zukunft. § 4 Abs. 2 S. 3 ist

anzuwenden.

In diesen Fallen gilt § 1 Abs. 3 S. 2 fiir die Ubrige Anwendung des BEEG. Danach ist statt des Zeit-
punktes der Geburt der Zeitpunkt der (tatsachlichen) Aufnahme des Kindes in den Haushalt des
Anspruchsberechtigten mal3geblich. Der Beginn des Anspruchs ist also vorverlegt von dem Zeit-
punkt der Annahme als Kind auf den Zeitpunkt der Aufnahme in den Haushalt. Dies gilt auch bei
begleiteten Auslandsadoptionen in Fallen, in denen das Kind noch vor der auslandischen Adopti-

onsentscheidung im Herkunftsstaat in die Familie aufgenommen wird (etwa Zusammenleben in
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einem auslandischen Hotel). Voraussetzung ist, dass das Kind auch nach der Rickkehr der Familie
nach Deutschland in den Haushalt aufgenommen wird. Besteht ein Anspruch auf Elterngeld ab Auf-
nahme in den Haushalt, kommt es auf den Zeitpunkt der spateren Wirksamkeit der Annahme nicht

mehr an.

Wird ein Kind zunachst in Vollzeitpflege ohne das Ziel der Annahme als Kind in den Haushalt auf-
genommen und wandelt sich dieses Verhaltnis spater in eine Adoptionspflege um, besteht ab Beginn
der Adoptionspflege gem. § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BEEG ein Elterngeldanspruch. Der Beginn des
Anspruches richtet sich nach dem Beginn des Adoptionspflegeverhaltnisses. In diesem Fall ist nicht
der Zeitpunkt der tatsachlichen Aufnahme des Kindes in den Haushalt maRgeblich. Abzustellen ist
vielmehr auf das Vorliegen einer Vereinbarung Uber den Beginn des Adoptionspflegeverhaltnisses.
AuRerdem muss die Einwilligung der Eltern in die Adoption oder die Mdglichkeit der Ersetzung zu-
mindest in Aussicht stehen. Zur Bestimmung des konkreten Umwandlungsdatums kann zudem auf
das Datum der Zahlungseinstellung des Pflegegeldes abgestellt werden. Der Beginn der Adoptions-

pflegezeit ist durch eine Bescheinigung der Adoptionsvermittlungsstellen nachzuweisen.

Auch in Fallen der Annahme eines Kindes der nichtehelichen Partnerin oder des nichtehelichen
Partners in einer verfestigten Lebensgemeinschaft ist grundsatzlich nicht der Zeitpunkt der tatséch-
lichen Aufnahme des Kindes in den Haushalt mafigeblich. Hier ist der Zeitpunkt der Durchfiihrung
der verpflichtenden Beratung nach § 9a AdVermiG zugrunde zu legen. Auf die tatsachliche Haus-
haltsaufnahme ist nur in den Fallen einer verfestigen Lebensgemeinschaft abzustellen, fur die ge-
maR § 9a Abs. 5i.V.m. Abs. 4 Satz 1 AdVermiG keine Beratungspflicht besteht.

1.3.2 Haushaltsaufnahme eines Kindes des Ehegatten oder Lebenspartners

Nach Nr. 2 ist anspruchsberechtigt, wer ein Kind des Ehegatten oder der Ehegattin oder nach § 21

LPartG des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin in seinen Haushalt aufgenommen hat.

Kind im Sinne der Vorschrift ist ein Kind des Ehegatten oder Ehegattin oder nach § 21 LPartG des
Lebenspartners oder der Lebenspartnerin, das aus einer anderen Ehe stammt oder aulerhalb einer
Ehe geboren wurde. Die Bezeichnung ,Lebenspartner” betrifft nur die gleichgeschlechtlichen Leben-

spartner, die gemal § 1 LPartG eine Lebenspartnerschaft eingegangen sind.

Grundlage fur die Anspruchsberechtigung ist ebenfalls die tatsachliche Haushaltsaufnahme des Kin-
des. Hier ergibt sich die rechtlich verfestigte Familienbeziehung aus dem Verhaltnis zu dem leibli-
chen Elternteil des Kindes, mit dem der Anspruchsberechtigte die Ehe oder Lebenspartnerschaft

geschlossen hat. Vorzulegen ist die Heirats- bzw. Lebenspartnerschaftsurkunde.
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1.3 Mit dem Kind nicht verwandte Anspruchsberechtigte (Abs. 3)

Zum Begriff der ,Hauslichen Gemeinschaft” siehe 1.1.1.2.2: Lebt das Kind des Ehegatten oder der
Ehegattin oder nach § 21 LPartG des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin in nicht unerhebli-
chem Umfang sowohl in dem Haushalt des Ehegatten oder der Ehegattin oder des Lebenspartners
oder der Lebenspartnerin als auch in dem Haushalt des anderen Elternteils, liegt in beiden Haushal-
ten eine hausliche Gemeinschaft vor. Voraussetzung ist, dass das Kind mindestens zu einem Drittel

bei jedem Elternteil lebt.

1.3.3 Anspruchsberechtigung schon vor Wirksamkeit der Vaterschaft

Nach Nr. 3 ist auch der Noch-Nicht-Vater anspruchsberechtigt, wenn er mit einem Kind in einem
Haushalt lebt und die von ihm erklarte Anerkennung der Vaterschaft nach § 1594 Abs. 2 BGB noch
nicht wirksam oder Uber die von ihm beantragte Vaterschaftsfeststellung nach § 1600d BGB noch
nicht entschieden ist. Die Anerkennung der Vaterschaft kann mit Zustimmung der Mutter zum Bei-
spiel vor dem Jugendamt ohne Einschaltung eines Gerichts erklart werden; eine Vaterschaftsfest-

stellung im Verfahren vor dem Familiengericht ist fir streitige und ungeklarte Falle vorgesehen.

Der Anerkennung oder Feststellung der Vaterschaft wird haufig (noch) die Vaterschaft eines ande-
ren Mannes aufgrund ehelicher Geburt oder vorheriger Anerkennung bzw. Feststellung entgegen-
stehen. Diese Vaterschaft muss erst auf dem Klageweg angefochten und durch rechtskraftiges Ge-
staltungsurteil aufgehoben bzw. das gerichtliche Feststellungsverfahren muss wieder aufgenommen
werden, bevor die Vaterschaft des Noch-Nicht-Vaters rechtswirksam anerkannt oder festgestellt
werden kann (§§ 1592, 1599 ff. BGB). Solange die Vaterschaft eines anderen Mannes besteht, kén-
nen die Rechtswirkungen der Vaterschaft nicht gegentber Dritten geltend gemacht werden (Rechts-
ausUbungssperre der §§ 1594 Abs. 1, 1600d Abs. 4 BGB).

In beiden Varianten erfillt der Noch-Nicht-Vater zum Zeitpunkt der Antragstellung fiir das Elterngeld
deshalb (noch) nicht die fiir die Anspruchsberechtigung grundsatzlich erforderliche Voraussetzung
seiner Vaterschaft. Dies soll ihm jedoch fir den Bezug des Elterngeldes nicht zum Nachteil gerei-
chen, sofern er die zur Begrindung seiner Anspruchsberechtigung notwendigen Schritte unternom-
men hat und seine zum Zeitpunkt der Antragstellung noch nicht wirksam anerkannte oder gerichtlich
festgestellte Vaterschaft lediglich auf die Bearbeitungsdauer nach Einleitung des Verfahrens zurtick-
zufihren ist. Voraussetzung ist also auch, dass nicht ausnahmsweise Anhaltspunkte bekannt sind,

wegen derer die erklarte Anerkennung nicht wirksam werden wird.

Nachweise uber die Einleitung des Verfahrens zur Anerkennung bzw. Feststellung der Vaterschaft
sind zu erbringen. Wahrend des Elterngeldbezuges muss die Elterngeldstelle sich laufend Gber den

Fortgang des Verfahrens zur Anerkennung bzw. Feststellung der Vaterschaft informieren.
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1.4 Bezug des Elterngeldes durch Verwandte (Abs. 4)

Solange das Verfahren des Noch-Nicht-Vaters lauft und weiterhin die Vaterschaft eines anderen
Mannes besteht, erfillen beide gleichzeitig die Anspruchsvoraussetzung der Vaterschaft bzw. der
Noch-Nicht-Vaterschaft. Mehrfachleistungen sind im Ergebnis ausgeschlossen, weil selbst in den
Fallen, in denen beide auch die tbrigen Anspruchsvoraussetzungen fir das Elterngeld erfillen, der
Bezugszeitraum der Eltern und anderen Anspruchsberechtigten nach § 4 Abs. 3 Satz1 und 2 und §

4b i.V. m. § 4d auf zwdlf bzw. 14 Monate begrenzt ist.

Beispiel: Beantragt der Noch-Nicht-Vater mit Zustimmung der sorgeberechtigten Eltern Eltern-
geld fur vier Monate und erfilllt keiner der Berechtigten die Voraussetzungen fur die
Partnermonate, haben die Eltern flr sich selbst nur noch Anspruch auf die verblei-

benden acht der insgesamt zustehenden zwdlf Monatsbetrage.

Einem Anspruch eines Noch-Nicht-Vaters steht nicht entgegen, dass das Verfahren ohne die wirk-
same Anerkennung oder die Feststellung der Vaterschaft endet. Vielmehr entfallt der Anspruch in

diesen Fallen nur fir die Zukunft. § 4 Abs. 2 Satz 3 ist anzuwenden.

1.4 Bezug des Elterngeldes durch Verwandte (Abs. 4)

Verwandte bis zum dritten Grad und ihre Ehegatten oder Ehegattinnen oder nach § 21 LPartG Le-
benspartner oder Lebenspartnerinnen haben anstelle der Eltern einen Anspruch auf Elterngeld,
wenn beide Eltern gestorben sind oder wegen schwerer Krankheit oder Schwerbehinderung in den
ersten 14 Lebensmonaten ihr Kind nicht selbst betreuen kdnnen und in der Person des Verwandten
die Ubrigen Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 vorliegen. Fr eine Person, die die Anspruchsvoraus-
setzungen des § 4c erflllt (Alleinerziehende), mussen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 4 nur bei

ihr vorliegen.

Es handelt sich bei § 1 Abs. 4 um einen Ausnahmetatbestand, dessen Anwendung nur in Betracht
kommt, wenn Elterngeld nicht von anderen Berechtigten (insbesondere Eltern, Stiefeltern oder Per-

sonen, die das Kind in Adoptionspflege genommen haben) beansprucht wird.

Erforderlich ist, dass die Krankheit oder Behinderung der Eltern in ihrer Art und Schwere der eigenen
Betreuung und Erziehung des Kindes entgegensteht. Hinsichtlich der Schwere der Erkrankung
kommt es nur auf ihre Auswirkungen fur die Betreuung und Erziehung des Kindes an. Die Krankheit
oder Behinderung kann ihrer Art nach der Betreuung des Kindes auch dann entgegenstehen, wenn
sie sich in Abstanden wiederholend manifestiert. Der Tatbestand formuliert eine enge, am Sinn und
Zweck des Gesetzes orientierte Ausnahme. Es kommt auf den Einzelfall an. In Zweifelsfallen kann
eine Stellungnahme des Jugendamtes oder eine arztliche Bestatigung zum Nachweis erforderlich
sein. Andere, insbesondere wirtschaftliche Hartefalle, begriinden nicht die Méglichkeit, dass andere

Verwandte als die Eltern Elterngeld in Anspruch nehmen.
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1.5 Vorubergehend keine Betreuung durch die berechtigte Person (Abs. 5)

Voraussetzung ist das Bestehen einer Verwandtschaft bis zum dritten Grad. Der Grad der Verwandt-
schaft wird gemaR § 1589 BGB anhand der Zahl der sie vermittelnden Geburten bestimmt. Bei Ver-
wandtschaft in gerader Linie stammt die eine Person von der anderen ab; bei Verwandtschaft in der
Seitenlinie stammen die betreffenden Personen von derselben dritten Person ab. Im dritten Grad
verwandt sind zum Beispiel das Kind und der Bruder des Vaters (Onkel), vermittelt Giber die Geburten
Kind/Vater, Vater/GrolReltern und GroR3eltern/Bruder des Vaters.

Es macht dabei keinen Unterschied, ob Geschwister voll- oder halbbirtig miteinander verwandt sind,
also ob sie beide Elternteile oder nur ein Elternteil gemeinsam haben; Entsprechendes gilt fur die

anderen Verwandtschaftsbeziehungen.

Gemal § 1 Abs. 4 sind somit UrgroReltern, GroRReltern, Onkel und Tanten und Geschwister sowie
die Ehegatten oder Ehegattinnen oder Lebenspartner oder Lebenspartnerinnen der genannten Ver-

wandten ausnahmsweise anspruchsberechtigt.

Ein Anspruch nach § 1 Abs. 4 besteht auch, wenn parallel Leistungen zum Unterhalt des Kindes
nach § 39 SGB VIII bezogen werden.

1.5 Voriibergehend keine Betreuung durch die berechtigte Person (Abs. 5)

Es ist fur den Anspruch auf Elterngeld unschadlich, wenn das Kind voriibergehend wegen eines
wichtigen Grundes nicht von dem Berechtigten selbst betreut werden kann. Wichtige Griinde im
Sinne dieser Vorschrift sind z.B. Krankheit bzw. Krankenhausaufenthalt des Berechtigten oder des
Kindes, wahrenddessen das Kind tatsachlich nicht im Sinne von Abs. 1 Nr. 3 selbst betreut und
erzogen wird (siehe 1.1.1.3.1), eine Kur oder eine notwendige Prifung; eine Erwerbstatigkeit im
Umfang von mehr als 32 Wochenstunden gilt nicht als wichtiger Grund im Sinne von Abs. 5. Es
muss sich um eine voribergehende Unterbrechung von voraussichtlich jedenfalls nicht mehr als drei
Monaten handeln. Ob sie vorUbergehend ist, ist nach den Verhaltnissen des Einzelfalls zu beurtei-
len. Dauert die Unterbrechung der Betreuung trotz einer anderen Prognose langer als drei Monate,
entfallt ab diesem Zeitpunkt die Anspruchsvoraussetzung der Betreuung des Kindes durch den Be-
rechtigten. Dagegen gilt ab dem Zeitpunkt, von dem an eine Dauer der Unterbrechung von mehr als

drei Monaten prognostiziert wird, die Unterbrechung nicht mehr als voribergehend.

Der Anspruch endet mit Ablauf des Lebensmonats, in dem eine Unterbrechung von mehr als drei
Monaten prognostiziert wird oder in dem die Unterbrechung die Dauer von drei Monaten Uberschrei-

tet. Der Anspruch entfallt also nur flr die Zukunft.

Diese Regelung gilt auch, wenn die Betreuung zunachst nicht aufgenommen werden kann.
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1.6 Keine volle Erwerbstatigkeit (Abs. 6)

1.6 Keine volle Erwerbstatigkeit (Abs. 6)

Mafgeblich fur das Vorliegen einer vollen Erwerbstatigkeit sind nur entgeltliche Tatigkeiten (vgl. im
Einzelnen oben unter 1.1.1.3.2). Im Durchschnitt des Lebensmonats dirfen 32 Wochenstunden
nicht Uberschritten werden. Ausnahmen gelten im Falle einer Beschaftigung zur Berufsbildung und

bei Tagespflegepersonen, die nicht mehr als funf Kinder in Tagespflege betreuen.

1.6.1 Erwerbstatigkeit bis zur Grenze von 32 Wochenstunden

Das in § 1 Abs. 1 Nr. 4 genannte Erfordernis, keine volle Erwerbstatigkeit auszuiben, ist erflllt,
wenn die Arbeitszeit bei Arbeitnehmern, Beamten, Richtern, Selbststéandigen oder mithelfenden Fa-
milienangehdrigen 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Lebensmonats nicht Gbersteigt. Uber-
schreitungen dieser Grenze in einzelnen Wochen sind zulassig, wenn innerhalb eines Lebensmo-
nats durchschnittlich 32 Stunden nicht Gberschritten werden. Soweit mehrere Beschaftigungen aus-
geubt werden, sind die Arbeitszeiten zusammen zu rechnen. Zeiten der Inanspruchnahme der
Schutzfristen vor oder nach der Entbindung sind fiir die 32-Stunden-Grenze unschadlich. Fir diese

Zeiten ist die Einhaltung der 32-Stunden-Grenze zu unterstellen.

Eine Anspruchsberechtigung besteht auch, wenn sowohl vor als auch nach der Geburt keine volle
Erwerbstatigkeit ausgeubt wird. Eine Reduzierung der wochentlichen Arbeitszeit ist also nicht erfor-

derlich.

Fir die Prifung, ob die Arbeitszeit-Grenze eingehalten wird, sind zunachst die zu bertcksichtigen-
den Arbeitsstunden zu ermitteln. MaRgeblich sind zum einen die tatsachlich gearbeiteten Stunden.
Uberstunden sind genauso zu beriicksichtigen wie eventuelle Unterstunden. Zum anderen sind Zei-
ten zu berlcksichtigen, in denen Erwerbseinkommen ohne Arbeitsleistung bezogen wird, insbeson-
dere Urlaubstage, gesetzliche Feiertage, Zeiten eines Beschaftigungsverbots aulerhalb der Schutz-
fristen vor oder nach der Entbindung und Krankentage mit Lohnfortzahlung (zu Ausnahmen in Fallen
einer bezahlten Freistellung von der Arbeitsleistung vgl. 1.1.1.3.2). Ebenfalls zu berlicksichtigen sind
Zeiten der Freistellung zur Pflege eines kranken Kindes, unabhangig davon, ob Erwerbseinkommen
vorliegt. Hier gilt als Arbeitszeit die auf diese Zeiten entfallende vertraglich vereinbarte Arbeitszeit.
Bei einer Funf-Tage-Woche mit 32 Wochenstunden waren das z.B. pro Urlaubstag 6,4 Stunden. Bei
Selbstandigen wird entsprechend verfahren. Als Arbeitszeit gilt dann die auf diese Zeiten entfal-

lende, bei Antragstellung glaubhaft gemachte, durchschnittliche tagliche Arbeitszeit.

Im Falle der Inanspruchnahme von Resturlaub aus Vollzeit wahrend einer Teilzeittatigkeit ist pro
Urlaubstag die wahrend der Teilzeit geltende Sollarbeitszeit zugrunde zu legen. Wird hingegen keine
Teilzeitbeschaftigung ausgelbt, dann gilt pro Urlaubstag die Sollarbeitszeit aus Vollzeit, was zum

Uberschreiten der 32-Stunden-Grenze im Monatsdurchschnitt fiihren kann. Zeiten der Ausiibung
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1.6 Keine volle Erwerbstatigkeit (Abs. 6)

einer Tatigkeit, die gem. Arbeitszeitgesetz nicht als Arbeitszeit gelten (z.B. Zeiten einer Rufbereit-

schaft), werden nicht als Arbeitsstunden bericksichtigt.

Arbeitet eine Person in keiner Woche mehr als 32 Stunden, ist die zulassige Wochenarbeitszeit
eingehalten. Darliber hinaus gibt es zwei weitere nacheinander anzuwendende Mdglichkeiten, um

festzustellen, dass die 32-Stunden-Grenze nicht Gberschritten ist:

1. Die monatsweise Berechnung nach Kalendertagen, da es genligt, wenn die wochentliche

Arbeitszeit im Durchschnitt des Lebensmonats 32 Stunden nicht tUbersteigt

2. sowie fur den Fall Uberproportional vieler Arbeitstage in einem Bezugsmonat, eine monats-

weise Berechnung nach Arbeitstagen.

1. Monatsweise Berechnung nach Kalendertagen

Alle im Bezugsmonat zu bericksichtigenden Arbeitsstunden (Monatsarbeitsstunden) werden ad-
diert. Die so ermittelte Summe wird der zulassigen Arbeitszeit in dem Bezugsmonat gegenliberge-
stellt, die zulassige Arbeitszeit darf nicht Uberschritten sein:

Bei 28 Tagen im Lebensmonat betragt die zulassige Arbeitszeit 128 Stunden,

bei 29 Tagen 133 Stunden,

bei 30 Tagen 138 Stunden und

bei 31 Tagen 142 Stunden.

2. Monatsweise Berechnung nach Arbeitstagen

Arbeitet eine Person in einem Beschaftigungsverhaltnis etwa aufgrund Arbeitszeitverordnung, Tarif-
vertrag oder Arbeitsvertrag an bestimmten Wochentagen nie (etwa im Rahmen einer Finf-Tage-
Woche nie an Samstagen und Sonntagen), ist zu ermitteln, ob die Person an den vereinbarten Ar-
beitstagen durchschnittlich nicht mehr gearbeitet hat, als wochentlich zulassig ist.

Ubersteigt die geleistete monatliche Arbeitszeit in einem Bezugsmonat die nach kalendertaglicher
Berechnung maximal zulassige Gesamtstundenzahl, kann dies darin begriindet liegen, dass im be-
treffenden Lebensmonat (zufallig) Gberproportional viele der vereinbarten Arbeitstage anfallen. In
diesem Fall ist zusatzlich zu prifen, ob die maximal zulassige Arbeitszeit im Durchschnitt der Ar-
beitstage des betreffenden Monats eingehalten wurde.

Anhand der Teilzeitvereinbarung des Antragstellenden wird ermittelt, an wie vielen und welchen Ta-
gen in der Woche gearbeitet wird. Dann wird die durchschnittlich maximal zulassige arbeitstagliche
Stundenzahl des Elternteils ermittelt, indem die zulassige durchschnittliche Gesamtstundenzahl pro
Woche (32) durch die Zahl der vereinbarten Arbeitstage (im Beispiel durch flinf) geteilt wird. Sodann
wird das Ergebnis mit der Zahl der im konkreten Lebensmonat anfallenden, laut Teilzeitvereinbarung

verbindlich festgelegten, Arbeitstage multipliziert.
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1.6 Keine volle Erwerbstatigkeit (Abs. 6)

Beispiele:

Bei einer Flnf-Tage-Woche ergibt sich eine durchschnittliche maximal zulassige arbeitstagliche
Stundenzahl von 6,4 Stunden (32 Wochenstunden geteilt durch 5 Arbeitstage). Diese ist mit der
Zahl der in den Bezugsmonat fallenden vereinbarten Arbeitstage zu multiplizieren.

Bei einer Flinf-Tage-Woche ergibt sich

bei 22 Arbeitstagen eine zulassige Arbeitszeit von 140,8 Stunden und

bei 23 Arbeitstagen von 147,2 Stunden.

Bei einer Vier-Tage-Woche ergibt sich eine durchschnittliche maximal zuldssige arbeitstagliche
Stundenzahl von 8 Stunden (32 Wochenstunden geteilt durch 4 Arbeitstage). Diese ist mit der Zahl

der in den Bezugsmonat fallenden vereinbarten Arbeitstage zu multiplizieren.

Bei einer Vier-Tage-Woche ergibt sich
bei 18 Arbeitstagen eine zulassige Arbeitszeit von 144 Stunden und
bei 19Arbeitstagen von 152 Stunden.

Die Dauer der Beschaftigung und die wochentliche Arbeitszeit sind durch eine Bescheinigung des
Arbeitgebers nachzuweisen. Selbstandige haben zu erklaren, welchen Umfang ihre Arbeitszeit in
der Regel vor dem Elterngeldbezug hatte und welche Vorkehrungen im Betrieb getroffen wurden,
um die gegebenenfalls reduzierte Arbeitszeit aufzufangen. Sollte der Umfang der Arbeitszeit nach
Antragstellung vertraglich oder tatsachlich geandert werden, muss diese Anderung, die fiir die Leis-
tung erheblich ist und Uber die zudem im Antrag Erklarungen abgegeben worden sind, unverzuglich
nach § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch mitgeteilt werden.
Bestehen Zweifel an der Einhaltung des Stundengrenze, etwa auf Grund der Einkommenshoéhe in
den Lohn- und Gehaltsbescheinigungen, kann die Elterngeldstelle im Rahmen der abschlielfienden
Bewilligung nach Ablauf des Bezugszeitraums im Einzelfall weitere Nachweise ber die tatsachlich

geleistete Arbeitszeit verlangen.

1.6.1.1  Abhangig Beschaftigte

Erwerbstatige in abhangiger Beschaftigung, Beamte, Richter, Berufssoldaten und Zeitsoldaten mus-
sen nachweisen, dass ihre durchschnittliche wochentliche Arbeitszeit die Grenze von 32 Stunden

wochentlich nicht Giberschreitet.
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1.6.1.2 Berechnung des Umfangs der Teilzeittatigkeit bei abweichenden Regelun-

gen zur Bemessung des Arbeitsumfangs

Fir zahlreiche Berufsgruppen gelten vom klassischen Modell der Arbeitsstunden abweichende Re-
gelungen zur Bemessung von Arbeitszeit bzw. -umfang. Je nach Tatigkeit wird in Pflichtstunden,
Flugstunden, Héchstbelastungsgrenzen oder auch nach Pensen (Fallzahlen) gerechnet. Die im Ein-
zelfall getroffenen Regelungen folgen jeweils den Bedurfnissen des Berufsfelds und kénnen sich
etwa aus Dienstvereinbarungen, Tarifvertragen, aus EU-Recht oder auch landesrechtlichen Rege-

lungen ergeben.

Ergibt sich im Rahmen der Priifung des Elterngeldantrags, dass eine besondere Arbeitszeitregelung
vorliegen konnte, ist die nach § 1 Abs. 6 BEEG zulassige Hochststundenzahl durch Umrechnung zu
ermitteln. Im Verhaltnis zu einer Vollzeitarbeitszeit von 40 Stunden entsprechen 32 Stunden einem

Erwerbsumfang von 80%, 24 Stunden im Partnerschaftsbonus einem Erwerbsumfang von 60%.

Beispiel 1 (Flugbegleiter mit einer betrieblichen Vollzeit von 20 Flugstunden): Liegt die
betriebliche Vollzeit eines Flugbegleiters bei 20 Flugstunden in der Woche,
entsprechen einer Erwerbstatigkeit von 32 Arbeitsstunden 16 Flugstunden (20 * 0,80).
Einer Erwerbstatigkeit von 24 Arbeitsstunden entsprechen 12 Stunden (20* 0,60).

Beispiel 2: (Lehrer mit einer Pflichtstundenzahl von 27 Stunden): Bei einer grundsatzlichen
Pflichtstundenzahl von 27 Wochenstunden flir Lehrer entsprechen einem Erwerbs-
umfang von 32 Arbeitsstunden 21,6 Pflichtstunden (27 * 0,80). Einem Erwerbsumfang

von 24 Arbeitsstunden entsprechen 16,2 Stunden.

Bei der Berechnung wird die Stundenzahl weder auf- noch abgerundet. Bestehende unterschiedli-

che Landesregelungen, z.B. beamtete Lehrer, sind zu beachten.

1.6.1.3  Selbststandige und mithelfende Familienangehdrige

Fir Selbststandige und mithelfende Familienangehérige ist ebenfalls nur eine Erwerbstatigkeit bis
zu 32 Stunden wdchentlich zulassig. Arbeit im eigenen Haushalt zahlt hierzu nicht. Die Antragsteller
haben zu erklaren, dass sie diese Grenze nicht Uberschreiten und dies glaubhaft zu machen. Dazu
mussen sie erklaren, welchen Umfang ihre Arbeitszeit in der Regel bisher hatte und welche Vorkeh-
rungen im Betrieb getroffen wurden, um die Reduzierung ihrer Tatigkeit aufzufangen (z.B. Einstel-
lung einer Ersatzkraft, Ubernahme von Aufgaben durch vorhandene Mitarbeiter, Reduzierung der

durchgefuhrten Auftrage).
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1.6.1.4 Studierende

Fir Studierende gelten die allgemeinen Regeln Uber zulassige Erwerbstatigkeit. Soweit sie etwa in
einem Praktikum, welches nicht nach den Ausbildungs- und Prifungsordnungen vorgeschrieben ist,
ein Entgelt erhalten oder eine entgeltliche wissenschaftliche Tatigkeit austben, gilt fir sie ebenso
wie bei anderen entgeltlichen Tatigkeiten die 32-Stunden-Grenze (zur Ausnahme bei von den Aus-
bildungs- und Prifungsordnungen vorgeschrieben — auch entgeltlichen — Praktika siehe 1.6.2.1).
Das Studium selbst ist keine entgeltliche Tatigkeit und damit keine Erwerbstatigkeit. Auch die Zeit
fur Lehrveranstaltungen wird bei der Bestimmung des Umfangs der Erwerbstatigkeit nicht bertck-

sichtigt.

1.6.2 Ausnahmen von der 32-Stunden-Grenze

Nach Abs. 6, Variante 2 und 3 ist eine Person nicht voll erwerbstatig, wenn sie eine Beschaftigung
zur Berufsbildung auslibt oder sie eine geeignete Tagespflegeperson im Sinne des § 23 SGB VIl
ist und nicht mehr als funf Kinder in Tagespflege betreut. Der zeitliche Umfang dieser Tatigkeiten
bleibt bei der Ermittlung der durchschnittlich monatlichen Wochenarbeitszeit nach Abs. 6, Variante 1
unbertcksichtigt. Die maximal zuldssige Héchststundenzahl im Partnerschaftsbonus gilt bei diesen

Personen als eingehalten.

1.6.2.1 Beschaftigung zur Berufsbildung

Ein Antragsteller Ubt keine volle Erwerbstatigkeit aus, wenn er zur Berufsbildung beschaftigt ist. Als
Beschéaftigungen zur Berufsbildung gelten solche Beschaftigungen, die im Rahmen einer Berufsaus-
bildung, beruflichen Fortbildung oder Umschulung ausgetibt werden, und zwar unabhangig von der
Dauer und der Vergutung. Es muss sich um Mal3nahmen im Sinne des Berufsbildungsgesetzes, des
SGB Il (Arbeitsférderung) und des Bundesausbildungsférderungsgesetzes oder um vergleichbare

Maflinahmen (z.B. Europaischer Sozialfonds, Garantiefonds) handeln.

Als Berufsausbildung gelten die betriebliche Ausbildung, der Vorbereitungsdienst in den einzelnen
Laufbahnen des o6ffentlichen Dienstes, Praktika von Studenten, die nach Ausbildungs- und Pri-
fungsordnungen vorgeschrieben sind, und die Vorbereitung auf die Promotion im Rahmen der Gra-

duiertenférderung.

Personen, die einen in § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Bst. d EStG aufgefiihrten Freiwilligendienst (insbe-
sondere BFD, FSJ und FOJ) ableisten, sind im elterngeldrechtlichen Sinn erwerbstétig, wenn sie
Erwerbseinklnfte (im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 3) fiir die Ableistung des Dienstes erhalten (siehe
1.1.1.3.2).
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Das Ausbildungsverhaltnis bzw. die berufliche Fortbildung oder Umschulung sind durch Bescheini-

gung des Arbeitgebers oder MaRnahmetragers nachzuweisen.

1.6.2.2 Tagespflegepersonen

Tagespflegepersonen, die ihre Eignung im Sinne des § 23 SGB VIII nachweisen, verlieren ihren
Anspruch auf Elterngeld unter Umstanden auch dann nicht, wenn sie langer als 32 Stunden in der
Woche arbeiten. Dies setzt voraus, dass sie neben der Betreuung ihres oder ihrer Kinder héchstens
funf weitere Kinder in Kindertagespflege betreuen. Bei der Begrenzung auf eine Betreuung von nicht
mehr als funf Kindern bleiben eigene Kinder also au3er Betracht, wahrend jedes Kind in Kinderta-

gespflege unabhangig von den konkreten Betreuungszeiten als ein Kind im Sinne dieser Vorschrift

gilt.

1.6.2.3 Zusatzliche Erwerbstatigkeit

Ist eine Tagespflegeperson oder eine zur Berufsbildung beschaftigte Person zusatzlich erwerbstétig,
sind die Stunden der Erwerbstatigkeit mit den Stunden der Kindertagespflege oder Berufsbildung
zusammen zu rechnen. Die von der berechtigten Person fir Kindertagespflege oder Berufsbildung
aufgewendete Zeit wird mit maximal 32 Wochenstunden berticksichtigt. Eine zusatzliche Erwerbs-
tatigkeit als Tagespflegeperson oder von zur Berufsbildung Beschaftigten ist damit mdglich, soweit

die Kindertagespflege oder Berufsbildung weniger als 32 Wochenstunden umfassen (vgl. 1.6.2 ).

1.7 Nicht freizigigkeitsberechtigte Auslander (Abs. 7)

1.71 Abgrenzung nicht freiziigigkeitsberechtigte Auslander / freiziigigkeitsbe-
rechtigte Auslander

Grundsatzlich haben alle Personen, unabhangig von ihrer Staatsangehdrigkeit, die die allgemeinen
Anspruchsvoraussetzungen des § 1 erfilllen (insbesondere Wohnsitz oder gewdhnlicher Aufenthalt),
einen Anspruch auf deutsches Elterngeld. Eine Ausnahme regelt § 1 Abs. 7 lediglich fir nicht frei-

zugigkeitsberechtigte Auslander.

Nicht freizigigkeitsberechtigte Auslander sind Auslander, die
a) nicht EU/EWR-Burger oder Schweizer sind oder
b) als EU/EWR-Birger oder Schweizer nicht die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 Gesetz uber die

allgemeine Freizlgigkeit von Unionsburgern (FreizigG/EU) erfillen.
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Das FreizigG/EU gilt

a) flur Staatsangehorige anderer Mitgliedstaaten der Europaischen Union,

b) flr Staatsangehdrige Islands, Liechtensteins und Norwegens (Abkommen Uber den Europai-
schen Wirtschaftsraum vom 2. Mai 1992 in der Fassung des Anpassungsprotokolls vom 17.
Marz 1993) und

c) fir Staatsangehérige der Schweiz (Abkommen zwischen der EG und ihren Mitgliedstaaten ei-

nerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits Uber die Freizlgigkeit).

EU/EWR-Burger und Schweizer sind danach freizugigkeitsberechtigt, wenn sie die Voraussetzun-
gen des § 2 Abs. 2 FreizigG/EU erflllen. Das ist der Fall, wenn sie sich als Arbeitnehmer, zur Ar-
beitssuche oder zur Berufsausbildung in Deutschland aufhalten, sie niedergelassene selbststandig
Erwerbstatige, Erbringer oder Empfanger von Dienstleistungen oder Verbleibeberechtigte sind.
Auch Familienangehdrige und nicht Erwerbstatige sind unter den Voraussetzungen der §§ 3 und 4
FreizGgG/EU freizligigkeitsberechtigt. Dabei ist unerheblich, ob es sich bei dem Familienangehéri-

gen um einen EU/EWR-Burger oder Schweizer oder einen Drittstaatsangehoérigen handelt.

Bei Staatsangehorigen der Europaischen Union einschlieRlich des Europaischen Wirtschaftsraums
und der Schweiz ist regelmaflig davon auszugehen, dass sie freizlgigkeitsberechtigt sind. Zweifel
an der Freizugigkeit kdnnen insbesondere bestehen, wenn konkrete Umstande bekannt werden, die
darauf schlielRen lassen, dass der Antragsteller kein Daueraufenthaltsrecht nach dem FreizigG/EU
hat und

— weder erwerbstatig ist

— noch arbeitssuchend ist,

— noch Uber einen ausreichenden Krankenversicherungsschutz (ggf. auch im Heimatland) verflgt.

Sie konnen auch bestehen in Fallen der Verwendung von gefalschten oder verfalschten Dokumen-
ten, Vorspiegelung falscher Tatsachen - etwa Uber ein tatsachlich nicht bestehendes Arbeitsverhalt-
nis oder einen tatsachlich nicht bestehenden Wohnsitz - oder dann, wenn ein Familienangehériger
einen Unionsbirger nicht zur Herstellung oder Wahrung einer familidaren Lebensgemeinschaft be-
gleitet oder ihm zu diesem Zweck nachzieht (§ 2 Abs. 7 Freizigigkeitsgesetz/EU; Artikel 35 Freizl-
gigkeits-RL).

Bei Zweifeln an der Freizligigkeitsberechtigung muss sich die Elterngeldstelle im Rahmen ihrer
Amtsermittlungspflicht an die Auslanderbehdrde wenden. Die férmliche Feststellung der fehlenden
oder verlorenen Freizigigkeit von Unionsbirgern nach dem FreizigG/EU obliegt allein den Auslan-
derbehoérden oder im Streitfall den Verwaltungsgerichten (BSG, Urteil vom 27.03.2020, B 10 EG
5/18R). Bis zu einer derartigen Entscheidung der zustandigen Auslanderbehdérde wird das Freizu-

gigkeitsrecht vermutet.
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Die Elterngeldstelle sollte beim Freizligigkeitsberechtigten vor Bewilligung der Leistung nachfragen,
ob eine Entscheidung der Auslanderbehoérde Uber den Verlust des Rechts auf Einreise und Aufent-
halt nach §§ 2 Abs. 7, 5 Abs. 4, oder 6 Abs. 1 FreiziigG/EU ergangen ist. Im Fall der Leistungsbe-
willigung weist die Elterngeldstelle den Freiziigigkeitsberechtigten darauf hin, dass eine Entschei-
dung der Auslanderbehorde tber das Nichtvorliegen der Freiziigigkeitsberechtigung nach § 60 SGB

| unverziglich mitzuteilen ist.

Der Europaische Wirtschaftsraum umfasst zur Zeit folgende Staaten: Belgien, Bulgarien, Danemark,
Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Polen, Portugal, Ru-

manien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern.

1.71.1  Sonderregeln fir britische Staatsangehorige
Das Vereinigte Kdnigreich ist am 01.02.2020 aus der Europaischen Union ausgetreten.

Britische Staatsangehorige, die im Besitz eines Aufenthaltsdokuments (GB) nach § 16 Abs. 2 S. 1
FreizigG/EU sind (sog. ,Alt-Briten*; Titel nach Art. 50 EUV, Art. 18 Abs. 4 des Austrittsabkommens),
sind fir den Anwendungsbereich des BEEG als freiztigigkeitsberechtigt anzusehen. Sie kénnen Fa-
milienleistungen wie deutsche Staatsangehdrige oder Unionsburger beziehen; § 1 Abs. 7 ist nicht

zu prufen.

Auf welche Personen die EU-Koordinierungsregelungen der VO (EG) Nr. 883/2004 und VO (EG) Nr.
987/2009 auch nach Ablauf des Ubergangszeitraums am 31.12.2020 Anwendung finden, legt Art.
30 des Abkommens Uber die Austritt des Vereinigten Kénigreich GroRbritannien und Nordirland aus
der Europaischen Union und der Europaischen Atomgemeinschaft (Austrittsabkommen) fest. Grund-
satzlich erfordert Artikel 30 des Austrittsabkommens eine Situation, in denen sich Personen am Ende
des Ubergangszeitraums in einer grenziberschreitenden Situation befinden, die gleichzeitig das
Vereinigte Kénigreich und einen Mitgliedstaat betrifft. Die Koordinierungsvorschriften finden Anwen-

dung, solange ein Sachverhalt im Sinne des Artikel 30 des Austrittsabkommens vorliegt.

Personen, die nicht dem Austrittsabkommen unterliegen, werden ab 01.01.2021 als Drittstaatsan-
gehorige behandelt. Das betrifft beispielsweise britische Staatsangehorige, die erst nach dem
31.12.2020 einen Wohnsitz in Deutschland begriinden oder eine Erwerbstatigkeit hier aufnehmen.

In diesen Fallen ist ein Anspruch nach § 1 Abs. 7 zu prufen.
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1.7.2 Anspruchsvoraussetzungen fiir nicht freiziigigkeitsberechtigte Auslander

1.7.21  Anspruchsberechtigte Auslander

Ein nicht freizligigkeitsberechtigter Auslander ist nur anspruchsberechtigt, wenn angenommen wer-

den kann, dass die Person sich dauerhaft in Deutschland aufhalten wird. Das ist der Fall, wenn

1. eine Niederlassungserlaubnis (§ 9 Aufenthaltsgesetz — unbefristeter Aufenthaltstitel, der zur
Ausubung einer Erwerbstatigkeit berechtigt) erteilt wurde,

2. eine Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EU (§ 9a Aufenthaltsgesetz — der Niederlassungserlaubnis
gleichgestellt) erteilt wurde,

3. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte oder eine Mobiler ICT-Karte erteilt wurde, wenn diese flr
einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten zur Auslibung einer Erwerbstatigkeit berechtigt
oder berechtigt hat oder diese erlaubt, oder

4. eine Aufenthaltserlaubnis (§ 7 AufenthG — befristeter Aufenthaltstitel) erteilt wurde, die fur einen
Zeitraum von mindestens sechs Monaten zur Ausibung einer Erwerbstatigkeit berechtigt oder
berechtigt hat oder diese erlauben.

5. Ein nicht freiztigigkeitsberechtigter Auslander ist fir Zeitraume ab dem 1.1.2020 ebenfalls an-
spruchsberechtigt, wenn er eine Beschaftigungsduldung gemaR § 60d in Verbindung mit § 60a
Absatz 2 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes besitzt (§ 1 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 — neu -).

Die Regelungen, wann ein Aufenthaltstitel zu einer Erwerbstatigkeit (umfasst auch selbststandige
Erwerbstatigkeiten) berechtigt, wurde mit § 4a Aufenthaltsgesetz — neu — zum 1.3.2020 grundle-
gend geandert. Seitdem gilt, dass Auslander, die einen Aufenthaltstitel besitzen, eine Erwerbstatig-
keit ausliben dirfen, es sei denn, ein Gesetz bestimmt ein Verbot. Ist eine Erwerbstatigkeit nach
dem Aufenthaltsgesetz grundsatzlich verboten, kann sie aber individuell erlaubt werden. Jeder Auf-
enthaltstitel Iasst erkennen, ob die Ausibung einer Erwerbstatigkeit erlaubt ist und ob sie Be-

schrankungen unterliegt.

Es reicht nicht aus, wenn der Titel den Zusatz ,Erwerbstatigkeit / Beschaftigung nur mit Genehmi-
gung der Auslanderbehdrde gestattet” enthalt. Ein solcher Eintrag im Aufenthaltstitel erlaubt nicht
die Erwerbstatigkeit; er zeigt lediglich auf, dass die Erwerbstatigkeit erlaubt werden kann. Besteht
die Erwerbsberechtigung nicht mehr, da der Titelinhaber beispielsweise die bestimmte Tatigkeit
nicht mehr auslbt, er nicht mehr fir den Arbeitgeber tatig ist oder eine Befristung ausgelaufen ist,
so steht dies dem Anspruch auf Elterngeld nicht entgegen. Erforderlich ist gemaf § 1 Abs. 7 Satz 1

Nr. 2 lediglich, dass die Aufenthaltserlaubnis irgendwann einmal zur Erwerbstatigkeit berechtigt hat.
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Die Voraussetzungen des § 1 Abs. 7 sind ab Erteilung des Titels erflillt. Beantragt der Auslander die
Verlangerung seines Aufenthaltstitels oder die Erteilung eines anderen Aufenthaltstitels, gilt der bis-
herige Aufenthaltstitel vom Zeitpunkt seines Ablaufs bis zur Entscheidung der Auslanderbehérde als
fortbestehend (§ 81 Abs. 4 AufenthG). Auch fiur diesen Zwischenraum sind die Voraussetzungen
des § 1 Abs. 7 erfiillt.

Keinen Anspruch auf Elterngeld haben Auslander, die keine Aufenthaltserlaubnis haben (mit Aus-
nahme der Beschéaftigungsduldung gemaf § 60d in Verbindung mit § 60a Absatz 2 Satz 3 des Auf-
enthaltsgesetzes). Die Voraussetzung des § 1 Abs. 7 Nr. 2 ist erflllt, wenn zu Beginn eines Lebens-
monats die berechtigte Person im Besitz einer giltigen Aufenthaltserlaubnis ist, die fir einen Zeit-
raum von mindestens sechs Monaten zur Ausibung einer Erwerbstatigkeit berechtigt oder berech-
tigt hat oder diese erlaubt. Nach der Rechtsprechung des BSG kann auch in Fallen, in denen die
Beschaftigungserlaubnis rickwirkend erteilt wird, der Elterngeldanspruch dementsprechend erst fir
den Lebensmonat nach Ausstellung der Erlaubnis entstehen. Aufgrund des Lebensmonatsprinzips
entsteht der Anspruch auf Elterngeld nach Erfullung aller Anspruchsvoraussetzungen erst mit Be-
ginn des nachsten Lebensmonats (vgl. BSG, Teilurteil vom 30.09.2010, B 10 EG 9/09R). Ab dem
Lebensmonat der Erteilung des Titels kann der Anspruch nur entstehen, wenn diese am ersten Tag
des Lebensmonats erfolgt. Ist absehbar, dass eine Voraussetzung wahrend des Zeitraums des Be-
zugs von Elterngeld entfallen wird, so ist die Bewilligung zeitlich zu befristen (vgl. zum Beginn und
Ende des Anspruchs auch RL zu § 4).

Wird die Verlangerung des Aufenthaltstitels oder die Erteilung eines anderen anspruchsberechtigen-
den Aufenthaltstitels vor dem Ablauf des urspringlichen Aufenthaltstitels beantragt, jedoch erst nach
dessen Ablauf erteilt, besteht auch fur die Zeit bis zur erneuten Erteilung durchgehend Anspruch auf
Leistungen nach dem BEEG. In diesem Zeitraum besitzen die Antragsteller i. d. R. eine ,Fiktionsbe-
scheinigung® nach § 81 Abs. 4 und 5 AufenthG, mit der die Aufenthaltserlaubnis fort gilt. Im Falle
einer Ablehnung des Aufenthaltstitels durch die Auslanderbehérde kénnen also Leistungen nach
dem BEEG nicht riickwirkend zurtickgefordert werden, da der Rechtsgrund fir die Gewahrung des
BEEG bis zur Entscheidung der Auslandsbehérde gem. § 81 Abs. 4 AufenthG fortwirkt. Der Eltern-
geldanspruch entfallt friihestens ab dem Zeitpunkt der negativen Entscheidung der Auslanderbe-

horde.

Bei einer Fiktionsbescheinigung nach § 81 Abs. 3 AufenthG besteht hingegen kein Anspruch auf
Elterngeld, da es sich nur um eine Erlaubnisfiktion handelt, die noch keinen rechtmaRigen Aufenthalt

des Auslanders vermittelt.

Eine Ausnahme besteht bei den Fallen der Gefllichteten aus der Ukraine: Wenn die Fiktionsbeschei-
nigung nach § 81 Abs. 5i.V.m. Abs. 3 AufenthG einen Hinweis auf die kiinftige Erteilung eines Titels
auf Grundlage des § 24 AufenthG enthalt, kann Elterngeld bewilligt werden.
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Wird einer leistungsberechtigten Person durch die Auslanderbehdrde keine Fiktionsbescheinigung
mehr ausgestellt, weil Gber die Titelerteilung bereits entschieden und der Druck der Aufenthaltser-
laubnis bereits bei der Bundesdruckerei in Auftrag gegeben wurde, besteht gleichfalls ein Anspruch
auf Leistungen nach dem BEEG. Die Elterngeldstellen fordern in diesem Fall von der leistungsbe-

rechtigten Person beziehungsweise der Auslanderbehdrde einen geeigneten Nachweis an.

Ersatzbescheinigungen, die die Auslanderbehérde bis zum 31.05.2022 ausgestellt hat, dirfen bis
zum 31.10.2022 anerkannt werden. Dabei soll die Ersatzbescheinigung grundsatzlich die Informati-
onen des gesetzlich vorgesehenen Vordrucks der Fiktionsbescheinigung enthalten. Sie muss die
Beantragung der Aufenthaltserlaubnis bescheinigen. Anlaufbescheinigungen, Verteilbescheinigun-
gen mit FREE oder Ankunftsnachweise genugen diesem Erfordernis nicht. Zudem ist bei Vorlage
einer Ersatzbescheinigung die Speicherung im Auslanderzentralregister (AZR) zu prifen (durch Ab-
stimmung mit der Auslanderbehdrde). Das Ergebnis der Prifung ist zu dokumentieren. Sofern die
Gultigkeit der Fiktionsbescheinigung befristet ist, kdnnen Leistungen dennoch bewilligt werden. Die
weitere Gliltigkeit der Fiktionsbescheinigung, deren zweimalige Verlangerung maglich ist, ist zwin-
gend nachzuhalten, entweder durch Verklrzung des Bewilligungszeitraums oder durch eine ent-
sprechende Nachfrage bei den Leistungsberechtigten oder der Auslanderbehdrde wahrend des lau-
fenden Bewilligungszeitraums. Denkbar ist auch eine weitere AZR-Abfrage dazu, ob zwischenzeit-

lich Uber die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis entschieden worden ist.

1.7.2.2 Ausnahmen

§ 1 Abs. 7 Nr. 2 Satz 1 normiert allerdings Ausnahmen zu dem Grundsatz, dass Inhaber einer
Aufenthaltserlaubnis, die flr einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten zur Auslbung einer

Erwerbstatigkeit berechtigt oder berechtigt hat oder diese erlaubt, anspruchsberechtigt sein kénnen.

1.7.2.2.1 Ausnahmen nach Abs. 7 Nr. 2, Buchst. a, b und d

Nicht anspruchsberechtigt sind trotz Berechtigung zur Erwerbstatigkeit fur einen Zeitraum von min-

destens sechs Monaten:

0 Personen mit Aufenthaltserlaubnissen nachfolgenden Paragraphen:

- § 16e AufenthG (zu Ausbildungszwecken),

- § 19¢ Abs. 1 AufenthaltsG (zum Zweck der Beschaftigung als Au-Pair oder zum Zweck der Sai-

sonbeschaftigung),

- § 19e AufenthG (zum Zweck der Teilnahme an einem Européischen Freiwilligendienst) oder
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- § 20 Abs. 1 und 2 AufenthG (zur Arbeitsplatzsuche).

Eine Aufenthaltserlaubnis nach
- § 16b AufenthG (zum Zweck des Studiums),

- § 16d AufenthG (zum Zweck der Anerkennung einer im Ausland erworbenen Berufsqualifikation)

oder
- § 20 Abs. 3 AufenthG (zur Arbeitsplatzsuche)

berechtigt nach § 1 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b) nur dann zum Bezug von Elterngeld, wenn die
Person erwerbstatig ist, Elternzeit oder laufende Geldleistungen nach dem Dritten Buch Sozialge-

setzbuch (SGB Ill) in Anspruch nimmt.

1.7.2.2.2 Ausnahmen nach Abs. 7 Satz 1 Nr. 2, Buchst. c in Verbindung mit Nr. 3
und Nr. 4 und Abs. 7 Satz 2

Nicht anspruchsberechtigt sind zudem Personen, die Inhaber einer in § 1 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2

Buchst. ¢ genannten Aufenthaltserlaubnis nach

— §23 Abs. 1 des AufenthG, wenn die Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 AufenthG wegen
eines Krieges in ihrem Heimatland erteilt wurde (Aufenthaltsgewahrung durch die obersten Lan-
desbehdérden);

— § 23 a AufenthG (Aufenthaltsgewahrung in Harteféllen),

— (Fur Entscheidungen, die Zeitrdume betreffen, die vor dem 1. Juni 2022 begonnen haben:
§ 24 AufenthG (Aufenthaltsgewahrung zum voribergehenden Schutz)) oder

— § 25 Abs. 3 bis 5 AufenthG (Aufenthalt aus humanitaren Griinden)

sind, es sei denn,

- sie sind im Bundesgebiet berechtigt erwerbstatig oder nehmen Elternzeit nach § 15 BEEG oder
laufende Geldleistungen nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch in Anspruch (§ 1 Abs. 7 Satz 1
Nr. 3),

- sie halten sich seit mindestens 15 Monaten erlaubt, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet auf
(§ 1 Abs. 7 Satz 1 Nr. 4) oder
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- sie sind minderjahrig (§ 1 Abs. 7 Satz 2). Minderjahrige Personen sind dementsprechend ohne
weitere Voraussetzungen anspruchsberechtigt. Fir sie muss also weder eine Erwerbstatigkeit, El-

ternzeit, Bezug von SGB llI-Leistungen, noch eine Mindestaufenthaltsdauer vorliegen.

Ein mind. 15 monatiger Aufenthalt im Bundesgebiet im Sinne der Vorschrift ist nicht gegeben, wenn
ein rechtmafiger Aufenthalt z.B. in Form einer Duldung vorlag, es dann zu einer Unterbrechung
kam, in der kein Aufenthaltstitel vorlag und der Aufenthalt folglich nicht rechtmafig war und erst ab
einem spateren Zeitpunkt (wieder) eine Aufenthaltserlaubnis ausgestellt wird. Derartige Unterbre-

chungen der RechtmaRigkeit des Aufenthalts fihren dazu, dass die Frist von neuem beginnt.

1.7.2.3  Ubergangsregelung fiir Aufenthaltstitel nach den §§ 16/ 16 Abs. 5, 16b Abs.
3,17 Abs. 3,17a/17a Abs. 4, 17b, 18 Abs. 3 (i.V.m. § 12 oder § 15a BeschV),
18c, 18d, und 20 Abs. 7 Aufenthaltsgesetz, die bis zum 29.2.2020 erteilt wur-
den (§ 1 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a) und b), und Fortgeltung von vor dem
1. Januar 2005 erteilten Aufenthaltsrechten

Zum 1.3.2020 hat sich die Nummerierung der Paragraphen im Aufenthaltsgesetz, an die § 1 Abs. 7
Satz 1 Nr. 2 Buchst a) und b) angeknupft wird, geandert.

¢ Aufenthaltstitel, die ab dem 1.3.2020 ausgestellt werden, sind nach § 1 Abs. 7 BEEG (neue

Fassung ab 1.3.2020) unproblematisch zu prufen.

o FUr Aufenthaltstitel, die bis zum 29.2.2020 ausgestellt wurden, wurde noch die ,alte“ Num-
merierung der Paragraphen im Aufenthaltsgesetz angewandt. Hier gilt folgende Ubergangs-
regelung nach § 101 Abs. 4 AufenthG n.F.:

»Ein Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 3 und 4, der vor dem 1. Marz 2020 erteilt wurde, gilt
mit den verfligten Nebenbestimmungen entsprechend dem der Erteilung zu Grunde liegenden Auf-

enthaltszweck und Sachverhalt im Rahmen seiner Glltigkeitsdauer fort.”

Dementsprechend sind Anspriche von Personen mit Aufenthaltstiteln, die bis zum 29.2.2020 aus-
gestellt wurden, zwar nach der neuen Fassung von § 1 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a) und b) zu
prufen, jedoch ist bei der Anspruchsprifung die Nummerierung der alten Rechtslage in die Numme-

rierung der neuen Rechtslage zu Ubersetzen.

Beispiel: Eine Person hat einen Aufenthaltstitel im Dezember 2019 nach § 17b AufenthG (alt) erhal-
ten. Der Aufenthaltstitel nach § 17b AufenthG (alt) hat ab dem 1.3.2020 die Nummerierung § 16e
AufenthG (neu). Die Person hat damit entgegen dem Wortlaut von § 1 Abs. 7 BEEG (neue Fassung)

keinen Anspruch auf Elterngeld.
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Zur besseren Ubersicht sind im folgenden Auszug aus dem Gesetzestext die alten Paragraphen in

Klammern neben den neuen Paragraphen eingefiigt.

2. eine Blaue Karte EU, eine ICT-Karte, eine Mobiler-ICT-Karte oder eine Aufenthaltserlaubnis be-

sitzt, die fiir einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten zur Ausiibung einer Erwerbstétigkeit

berechtigen oder berechtigt haben oder diese erlauben, es sei denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde

a)

b)

nach § 16e (alt: § 17b) des Aufenthaltsgesetzes zu Ausbildungszwecken, nach § 19c
Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes zum Zweck der Beschéftigung als Au-Pair (alt: § 18
Abs. 3 AufenthG i.V.m. § 12 BeschV) oder zum Zweck der Saisonbeschéftigung (alt: §
18 Abs. 3 AufenthG i.V.m. § 15a BeschV), nach § 19e des Aufenthaltsgesetzes zum
Zweck der Teilnahme an einem Européischen Freiwilligendienst (alt: § 18d) oder nach §
20 Absatz 1 (§ ist neu — gab es vorher nicht) und 2 (alt: § 18c) des Aufenthaltsgesetzes

zur Arbeitsplatzsuche erteilt,

nach § 16b des Aufenthaltsgesetzes zum Zweck eines Studiums (alt: § 16), nach § 16d
des Aufenthaltsgesetzes fiir Mallnahmen zur Anerkennung ausléndischer Berufsqualifi-
kationen (alt: § 17a) oder nach § 20 Absatz 3 des Aufenthaltsgesetzes zur Arbeitsplatz-
suche (alt: § 16 Abs. 5, § 16b Abs. 3, § 17 Abs. 3, § 17a Abs. 4 und § 20 Abs. 7) erteilt
und er ist weder erwerbstétig noch nimmt er Elternzeit nach § 15 des Bundeselterngeld-
und Elternzeitgesetzes oder laufende Geldleistungen nach dem Dritten Buch Sozialge-

setzbuch in Anspruch,

nach § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes wegen eines Krieges in seinem Heimatland
oder nach den §§ 23a, 24* oder § 25 Absatz 3 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes (Diese §§

sind gleichgeblieben. Hier gab es keine Anderungen.) erteilt, ...

*[Achtung: Hier wird der Unterschied zwischen den Regelungen vor und nach dem 1. Marz 2020
dargestellt. § 24 AufenthG wurde durch Artikel 12 Nummer 1 des Gesetzes vom 23. Mai 2022 (BGBI.

| S. 760) in dieser Aufzahlung gestrichen. Diese neue Fassung ist fiir Entscheidungen anzuwenden,

die Zeitrdume betreffen, die nach dem 31. Mai 2022 beginnen.]

Eine vor dem 1. Januar 2005 erteilte Aufenthaltsberechtigung oder unbefristete Aufenthaltserlaubnis

gilt gem. § 101 Abs.1 Satz 1 AufenthG fort als Niederlassungserlaubnis entsprechend dem ihrer

Erteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck und Sachverhalt.
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Eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis, die nach § 1 Abs. 3 des Gesetzes tiber MalRnahmen fir im Rah-
men humanitarer Hilfsaktionen aufgenommene Fliichtlinge oder in entsprechender Anwendung dieses
Gesetzes erteilt worden ist, und eine anschlielend erteilte Aufenthaltsberechtigung gelten fort als Nie-
derlassungserlaubnis nach § 23 Abs. 2 AufenthG (§ 101 Abs. 1 Satz 2 AufenthG).

Die Ubrigen Aufenthaltsgenehmigungen gelten fort als Aufenthaltserlaubnisse entsprechend dem ihrer
Erteilung zu Grunde liegenden Aufenthaltszweck und Sachverhalt (§ 101 Abs. 2 AufenthG). Es ist also
zu prufen, welcher Titel nach neuem AufenthG zu erteilen gewesen ware. Gegebenenfalls ist hierzu die

Amtshilfe der Auslanderbehdrde in Anspruch zu nehmen.

1.7.24 Staatenlose

Staatenlose haben nur dann einen Anspruch auf Elterngeld, wenn sie einen der in § 1 Abs. 7 ge-

nannten Aufenthaltstitel besitzen.

1.7.2.5 Sonderregeln fur marokkanische, tunesische, algerische und tiirkische

Staatsangehorige — Europa-Mittelmeer-Abkommen und ARB 3/80

Liegen die Voraussetzungen des § 1 Abs. 7 nicht vor, kann sich eine Anspruchsberechtigung aber
aus Regelungen internationaler Abkommen ergeben. Solche Regelungen liegen fir marokkanische,
tunesische, algerische und turkische Staatsangehdrige vor (Art. 65 der Europa-Mittelmeer-Abkom-
men mit Marokko und Tunesien, Art. 68 Europa-Mittelmeer-Abkommen mit Algerien und Art. 3 As-
soziationsratsbeschluss (ARB) 3/80 vom 19.9.1980 im Rahmen des Assoziationsabkommen EWG-
Turkei vom 12.9.1963).

Nach diesen Abkommen sollen marokkanische, tunesische, algerische bzw. turkische Arbeithnehmer
und deren Familienangehdrige hinsichtlich Familienleistungen nicht anders als eigene Staatsange-
hérige des Gastlandes (hier als Deutsche) behandelt werden (Gleichbehandlungsgrundsatz); d.h.,
es kann fur diese Drittstaater und deren Familienangehdérige ein Anspruch auf Elterngeld bei Vorlie-
gen der allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen bestehen, auch wenn sie keinen Aufenthaltstitel
nach § 1 Abs. 7 besitzen.

§ 4 Abs. 2 AufenthG verpflichtet tirkische Staatsangehdrige, denen nach dem Assoziierungsabkom-
men EWG/Turkei ein Aufenthaltsrecht zusteht, das Bestehen des Aufenthaltsrechts durch den Be-
sitz einer Aufenthaltserlaubnis nachzuweisen. Zur Bewilligung von Elterngeld ist dieser (deklaratori-
sche) Titel vorzulegen. Wird der Titel nicht rechtzeitig vorgelegt, ist das Assoziierungsabkommen zu

prufen.



40
— 0 § 1 Anspruchsberechtigung —
1.7 Nicht freizligigkeitsberechtigte Auslander (Abs. 7)

1.7.2.6  Priifschritte zur Prifung der Europa-Mittelmeer-Abkommen und des ARB

1.

3/80
Der Antragsteller ist marokkanischer, tunesischer, algerischer oder tiirkischer Staatsange-
horiger oder ein sich rechtmafig im Gebiet eines EU/EWR-Mitgliedstaats aufhaltender Fami-
lienangehoriger (z.B. die Ehefrau) eines solchen Staatsangehdrigen.
Der marokkanische, tunesische, algerische oder tirkische Staatsangehdrige muss sich recht-
maBig in Deutschland aufhalten; auch eine Duldung ist als ausreichend anzusehen. Ist der
Familienangehdrige Antragsteller, muss zusatzlich gepruft werden, ob der Familienangehérige
sich rechtmaRig in einem Mitgliedstaat aufhalt.
Der marokkanische, tunesische, algerische oder tirkische Staatsangehdérige muss Arbeitnehmer
i.S. der 0.g. Abkommen sein; d.h., dass er gegen mindestens ein Risiko, das von den Zweigen
eines Systems der sozialen Sicherheit fur Arbeitnehmer erfasst wird, pflichtversichert oder frei-
willig weiterversichert ist (z.B. Unfallversicherung, Rentenversicherung, Arbeitslosenversiche-
rung, Krankenversicherung).
Ausreichend ist z.B. eine Pflichtversicherung in der Krankenversicherung nach § 5 SGB V. Dies
gilt auch fur Personen, die nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V pflichtversichert sind. Personen, die
vor der fehlenden Absicherung im Krankheitsfall zuletzt gesetzlich krankenversichert waren, un-
terliegen grundsatzlich der (nachrangigen) Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung (§ 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V). Mal3geblich ist, ob die betreffende Person vor dem Verlust
ihrer Absicherung im Krankheitsfall zuletzt bei einer gesetzlichen Krankenkasse im Inland oder
auch in einem EU- / EWR-Staat oder der Schweiz versichert war. So wird z.B. ein Selbstandiger,
dessen freiwillige Mitgliedschaft in einer gesetzlichen Krankenkasse beendet worden war und
der danach keinen Zugang zu einer anderen gesetzlichen oder privaten Krankenversicherung
finden konnte, gesetzlich pflichtversichert.
Die Arbeitnehmereigenschaft kann auch durch die Rentenversicherung begriindet werden, die
auf der Anerkennung der Kindererziehungszeiten gemal § 56 SGB VI beruht. [Beachte: Voraus-
setzung ist u.a. die Erziehung des Kindes im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland, d.h., dass
der erziehende Elternteil sich mit seinem Kind dort gewohnlich aufhalt (z.B. bei Asylbewerbern
in der Regel nicht gegeben). Ob Kinderziehungszeiten anerkannt werden, ist von der Deutschen
Rentenversicherung (DRV) zu priufen. Die DRV stellt bei Vorliegen der Anerkennungsvorausset-
zungen eine Bescheinigung aus, die als Nachweis fir die Elterngeldprifung dienen kann. Die
Vormerkung von Kindererziehungszeiten nach § 57 SGB VI ist jedoch nicht ausreichend.
Stellt ein Familienangehériger des Arbeitnehmers den Antrag auf Elterngeld (z.B. die Ehefrau
des Arbeitnehmers), muss der Familienangehérige nicht zusatzlich auch Arbeitnehmer sein. Es
reicht aus, wenn der marokkanische, tunesische, algerische oder turkische Staatsangehorige

Arbeitnehmer ist.
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4. Der marokkanische, tunesische, algerische oder tirkische Staatsangehérige, der die o0.g. Vo-
raussetzungen erflllt hat, oder sein Familienangehdériger, falls dieser den Antrag stellt, muss nun

auch die allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen des § 1 erfiillen.

Liegen diese Voraussetzungen auch vor, hat der marokkanische, tunesische, algerische oder tiirki-

sche Staatsangehorige bzw. dessen Familienangehdriger einen Anspruch auf Elterngeld.

1.7.2.7 Das Vorlaufige Europaische Abkommen uber soziale Sicherheit (Eu-

roparat)

Soweit sich tlrkische Staatsangehorige auf das Vorlaufige Europaische Abkommen Uber soziale
Sicherheit berufen, ist zu beachten, dass dieses nur fur Familienbeihilfen gilt. Elterngeld ist eine
Familienleistung und fallt somit nicht in den Anwendungsbereich des Abkommens (vgl. Urteil BSG
vom 23.09.2004 — B 10 EG 3/04 R, Rn. 23).

1.7.2.8 Sonderregelung nach der VO (EU) Nr. 1231/2010 (DrittstaaterVO) in grenz-

tberschreitenden Sachverhalten zwischen EU-Mitgliedstaaten

§ 1 Abs. 7 ist fur Drittstaatsangehorige, die aufgrund der DrittstaaterVO in den Anwendungsbereich
der Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und 987/2009 einbezogen werden, nicht zu prifen. Denn nach
Art. 4 Verordnung (EG) Nr. 883/04 gilt eine grundsétzliche Gleichbehandlung mit den Staatsange-
hérigen des prifenden Mitgliedstaats (,Gleichbehandlung: Sofern in dieser Verordnung nichts an-
deres bestimmt ist, haben Personen, fur die diese Verordnung gilt, die gleichen Rechte und Pflichten
aufgrund der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats wie die Staatsangehorigen dieses Staates®).
Nach der DrittstaaterVO werden Drittstaatsangehérige (und ihre Familienangehdrigen und Hinter-
bliebenen im Sinne der Verordnung) in den Anwendungsbereich der Verordnungen (EG)
Nr. 883/2004 und 987/2009 einbezogen, die ausschliellich aufgrund ihrer Staatsangehdrigkeit nicht
bereits unter die genannten Verordnungen fallen, wenn sie ihren rechtmafligen Wohnsitz im Hoheits-
gebiet eines Mitgliedstaats haben und sich in einer Lage befinden, die nicht ausschlielich einen einzigen
Mitgliedstaat betrifft (siehe hierzu RL Teil II).
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1.7.3 NATO-Truppenmitglieder

1.7.31 Grundsatz: kein Anspruch

Nach Artikel 13 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut (ZA-NATO-Truppenstatut) sind
Mitglieder einer in Deutschland stationierten Truppe der NATO-Streitkrafte, Mitglieder des zivilen
Gefolges sowie deren Ehegatten und Lebenspartner grundsatzlich von der Anwendung der deut-
schen Rechtsvorschriften iber soziale Sicherheit und damit auch von der Anwendung des BEEG
ausgenommen. Diese sollen nach der internationalen Regelung des ZA-NATO-Truppenstatuts in
den Systemen der sozialen Sicherheit der Entsendestaaten eingegliedert sein und bleiben. NATO-
Truppenmitglieder sowie deren Ehegatten und Lebenspartner haben daher keinen Anspruch auf
Elterngeld. Dies gilt auch, wenn der Ehegatte oder Lebenspartner des NATO-Truppenmitglieds
deutscher Staatsangehdriger ist. Anders als das BErzGG trifft das BEEG keine Ausnahmeregelung
zu Art. 13 ZA-NATO-Truppenstatut.

1.7.3.2 Ausnahme: sozialversicherungspflichtig Erwerbstatige

Eine Ausnahme gilt jedoch dann, wenn NATO-Truppenmitglieder, Mitglieder des zivilen Gefolges
und ihre Angehdrigen im Bemessungszeitraum in Deutschland auferhalb der NATO-Streitkrafte Ein-
kommen aus abhangiger Beschaftigung oder selbstandiger Tatigkeit erzielt haben (BSG vom 30.
September 2010, B 10 EG 11/09 R; BSG vom 25. Februar 1992, 4 RA 34/91; BFH vom 8. August
2013, lll R 22/12). Dieser Personenkreis ist ausnahmsweise auch dann nicht vom Leistungsbezug
ausgeschlossen, wenn im Bezugszeitraum Einkommen aus Erwerbstatigkeit in Deutschland aulRer-
halb der NATO-Streitkrafte erzielt wird. Erzielt eine antragstellende Person — insbesondere aus einer
selbstandigen Erwerbstatigkeit — kein Einkommen, ist es ausreichend, wenn sie in allen Zweigen der
Sozialversicherung (Arbeitslosenversicherung, Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Renten-
versicherung, Unfallversicherung) versichert ist. Ausreichend ist auch, wenn ihre Arbeitnehmer in
allen Zweigen der Sozialversicherung erfasst sind. Ein so begriindeter Anspruch kann nach den
Koordinierungsvorschriften auch dann vorliegen, wenn das Truppenmitglied die Ehegattin/der Ehe-
gatte oder die Lebenspartnerin/der Lebenspartner des NATO-Truppenmitglieds im EU-Ausland

wohnt.

Ist das Truppenmitglied, die Ehegattin/der Ehegatte oder die Lebenspartnerin/ der Lebenspartner in
Deutschland aufRerhalb der NATO-Streitkrafte abhangig beschéaftigt oder selbstandig tatig, so muss
sie oder er alle allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen eines Anspruchs auf Elterngeld erfiillen,
um einen eigenen Anspruch zu haben. Bei Personen, die nicht deutsche Staatsangehdrige sind, ist
neben den Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 auch zu prufen, ob sie freizugigkeitsberechtigt sind.

Freizigigkeitsberechtigte EU/EWR-Burger oder Schweizer haben einen Anspruch auf deutsches
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Elterngeld, wahrend nicht freizligigkeitsberechtigte Staatsangehdrige einen der in § 1 Abs. 7 ge-

nannten Aufenthaltstitel besitzen missen, um einen Anspruch auf deutsches Elterngeld zu haben.

Wenn das Truppenmitglied, die Ehegattin/der Ehegatte oder die Lebenspartnerin/der Lebens-
partner, eines NATO-Mitglieds EU/EWR-Staatsangehdrige/r ist und ihren/seinen Wohnsitz in
Deutschland hat, aber einer sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung im EU-Ausland nachgeht,
sind die Koordinierungsvorschriften der VO 883/2004 und DVO 987/2009 anzuwenden, nach denen
sich in diesen Fallen ein nachrangiger Anspruch in Deutschland ergibt. Im Rahmen der Prifung des
nachrangigen Anspruchs in Deutschland ist die Beschaftigung im EU-Ausland einer Beschaftigung
in Deutschland grundsatzlich gleichzustellen, so dass ebenfalls ein Anspruch auf deutsches Eltern-

geld bestehen kann.

1.7.4 Mitglieder und Beschaftigte diplomatischer Missionen und konsularischer

Vertretungen

1.7.41 Mitglieder und Beschaftigte diplomatischer Missionen und konsularischer

Vertretungen Deutschlands im Ausland

Mitglieder bei deutschen diplomatischen Missionen und konsularischen Vertretungen, also Perso-
nen mit besonderem diplomatischem oder konsularischem Status, unterliegen weiterhin den deut-
schen Rechtsvorschriften und kdnnen unabhangig vom Wohnsitzerfordernis deutsches Elterngeld

beziehen.

Beschaftigte bei deutschen diplomatischen Missionen und konsularischen Vertretungen im Ausland,
die keinen besonderen diplomatischen oder konsularischen Status haben und regelmaflig auf dem
lokalen Arbeitsmarkt angeworben werden (sog. Ortskrafte), haben grundsatzlich nur Anspruch auf
Elterngeld, soweit sie in der Bezugszeit die Voraussetzungen des § 1, insbesondere das Wohn-

sitzerfordernis nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, erflllen.

Sowohl fur Mitglieder als auch fir Ortskrafte aus EU/EWR-Staaten und der Schweiz bei deutschen
diplomatischen Missionen und konsularischer Vertretungen im Ausland kénnen die VO 883/2004
und DVO 987/2009 zur Anwendung kommen. Sobald der Anwendungsbereich der VO 883/2004

eréffnet ist, geht sie den Regelungen des Wiener Ubereinkommens vor (vgl. Teil Il 3.9).
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1.7.4.2 Mitglieder und Beschaftigte diplomatischer Missionen und konsularischer

Vertretungen anderer Staaten in Deutschland

Fir Mitglieder und Beschaftigte diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen anderer
Staaten in Deutschland gilt das Wiener Ubereinkommen (iber diplomatische Beziehungen bzw. das
Wiener Ubereinkommen iiber konsularische Beziehungen. Nach Art. 33 Abs. 1, Art. 37 Abs. 1 und
2 des Wiener Ubereinkommens Uber diplomatische Beziehungen (BGBI. 1964 Il S. 957) bzw. Art.
48 des Wiener Ubereinkommens Uber konsularische Beziehungen (BGBI. 1969 Il S. 1585) sind sie
von der Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften tber soziale Sicherheit und damit auch von

der Anwendung des BEEG ausgenommen. Dazu zahlen:

a) Diplomaten und Berufskonsularbeamte,

b) Mitglieder des Verwaltungspersonals und des technischen Personals der Missionen und Ver-
tretungen,

c) Mitglieder des dienstlichen Hauspersonals der Missionen und Vertretungen, wenn sie weder
die deutsche Staatsangehorigkeit besitzen noch im Bundesgebiet standig ansassig sind,

d) ausschlieBlich bei einem Diplomaten oder Konsularbeamten beschéftigte private Hausange-
stellte, die weder die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzen noch im Bundesgebiet standig
ansassig sind, sofern sie den Rechtsvorschriften des Entsendestaates oder eines dritten Staa-
tes Uber soziale Sicherheit unterstehen,

e) die zum Haushalt eines Diplomaten oder Konsularbeamten gehérenden Familienmitglieder
(Ehepartner, Kinder, Eltern), sofern sie nicht die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzen,

f)  die zum Haushalt eines Mitgliedes des Verwaltungspersonals oder des technischen Personals
gehdrenden Familienmitglieder, wenn sie weder die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzen

noch in Deutschland standig anséassig sind.

Der Ausschluss der Anwendbarkeit des Bundeselterngeldgesetzes gilt nicht, wenn die Personen
eine Tatigkeit als Arbeithnehmer ausuben, die der Versicherungspflicht nach dem SGB Il — Arbeits-

férderungsgesetz — unterliegt.

Sobald der Anwendungsbereich der VO 883/2004 erdffnet ist, geht sie den Regelungen des Wiener

Ubereinkommens vor

1.8 Entfallen des Anspruchs bei Uberschreitung der Einkommensgrenze

Ein Anspruch auf Elterngeld entfallt, wenn das zu versteuernde Einkommen nach § 2 Abs. 5 EStG
(d.h. das Einkommen immer vermindert um die Freibetrdge nach § 32 Abs. 6 EStG und um die
sonstigen vom Einkommen abzuziehenden Betrage) bei einer berechtigten Person 250.000 Euro im

letzten abgeschlossenen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes Ubersteigt.
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Entsprechend dem gesetzgeberischen Willen sind aus Griinden der Verwaltungspraktikabilitat bei
der Ermittlung des Einkommens nur Kapitaleinkinfte zu berlicksichtigen, die im Einkommensteuer-
bescheid berlcksichtigt sind (Nicht zu bericksichtigen sind dementsprechend z. B. solche Kapital-
ertrage, die der Abgeltungssteuer gem. § 32d EStG unterliegen und aus dem Einkommensteuerbe-
scheid nicht hervorgehen). Bei berechtigten Personen, die in einer Ehe, nichtehelichen Lebensge-
meinschaft oder eingetragenen Partnerschaft leben und bei denen auch die andere Person (anderer
Elternteil, Partner oder Partnerin) nach Abs. 1 Nr. 2 oder Abs. 3 oder 4 berechtigt ist, entfallt der
Anspruch, wenn die Summe des zu versteuernden Einkommens im letzten abgeschlossenen Ver-
anlagungszeitraum vor der Geburt 300.000 Euro Uberschreitet. Soweit erforderlich, muss zum Nach-

weis des zu versteuernden Einkommens der Einkommensteuerbescheid vorgelegt werden.

Mit dieser Regelung wird auch die Einkommenssituation des anderen Elternteils bzw. einer anderen
anspruchsberechtigten Person bertcksichtigt. Ist bei der Berechnung der Einkommensgrenze auf
das Paareinkommen abzustellen, ist allein mafigeblich, dass die Anspruchsvoraussetzung des
Abs. 1 Nr. 2 (Elternteil) bzw. die Sonderfalle nach Abs. 3 und 4 vorliegen. Es kommt nicht darauf an,
dass der Partner auch die Voraussetzungen gem. § 1 Abs. 1 Nr. 1 (Wohnsitz), Nr. 3 (Kind selbst
betreuen) und Nr. 4 (keine (volle) Erwerbstatigkeit) erflllt.

Liegt ein Nachweis Uber das zu versteuernde Einkommen im letzten abgeschlossenen Veranla-
gungszeitraum vor der Geburt nicht vor, so ist bei der Bescheidung des Antrags gem. § 8 Abs. 2

Satz 2 zu verfahren.

§2 Hoéhe des Elterngeldes
2.0 Allgemeine Vorgaben
2.01 Inhalt und Aufbau der Regelungen der §§ 2 ff.

Die §§ 2 ff. regeln die Berechnung der Elterngeldes:

— § 2 regelt die grundsatzlichen Vorgaben zur Elterngeldhdhe.

— § 2aregelt besondere Elterngeld-Erhéhungstatbestande.

— § 2b trifft Vorgaben zum Bemessungszeitraum.

— Die §§ 2c und 2d regeln die Ermittlung von Einkommen aus nichtselbststéandiger bzw. selbst-
standiger Erwerbstatigkeit im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 und 3 und haben einen einheitlichen
Aufbau.

— Die §§ 2e und 2f regeln die Ermittlung der Abzuge fur Steuern und Sozialabgaben. Sie gelten
einheitlich fur die Ermittlung des Bemessungseinkommens ebenso wie fir die Ermittlung des

Einkommens wahrend der Bezugszeit.
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Begriffsbestimmungen

MaRgebliche Einkommensbegriffe
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Fir die Elterngeldberechnung kénnen folgende vier Einkommensbegriffe (zzgl. dem Ausgangswert

fur die Steuerabzilige) unterschieden werden:

grundlage fir
die Steuerab-
ziige

gende Einkunfte ohne Abzug des elterngel-

drechtlichen Arbeitnehmer-Pauschbetrags

- ohne pauschal besteuerte Einnahmen
(bei Einkommen aus nichtselbststandiger
Erwerbstatigkeit)

- abzlglich Freibetragen und Pauschalen
(z.B. steuerlicher Arbeitnehmer-Pausch-
betrag, Vorsorgepauschale, Sonderaus-
gabenpauschale und ggf. Freibetrage fir
altere Geschwisterkinder)

= ,Bemessungsgrundlage fiir die Ermitt-
lung der Abziige fir Steuern® (§ 2e
Abs. 2)

Einkommens- | Erlauterung/Verwendung im Gesetz Bedeutung
begriff
Elterngeld- monatlich durchschnittlich zu berlcksichti- | -  Ausgangswert zur Berechnung des
Brutto gende (Brutto-)Einkiinfte aus nichtselbst- Elterngeld-Nettos
standiger und selbststandiger Erwerbstatig- | - Vergleichswert fiir die Feststellung
keit (ggf. mit Abzug des elterngeldrechtli- der Einkommensminderung im
chen Arbeitnehmer-Pauschbetrags vor der Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 2 und §
Durchschnittsbildung) 4¢c Abs. 1
ohne Abziige fir Steuern und Sozialabga-
ben
= zu beriicksichtigende Einkiinfte (§ 2e
Abs. 2 Satz 1, § 2f Abs. 2 Satz 1)
Ausgangs- monatlich durchschnittlich zu berlcksichti- | -  Wert, der zur Berechnung der Ab-
wert fiir die | gende Einkinfte ohne Abzug des elterngel- ziige fir Steuern in das Berech-
Steuerabziige | drechtlichen Arbeithehmer-Pauschbetrags nungsprogramm auf Grundlage des
- ohne pauschal besteuerte Einnahmen lohnsteuerlichen Programmablauf-
(bei Einkommen aus nichtselbststandiger plans eingespeist wird
Erwerbstatigkeit - die Erhéhung des Einkommens aus
- ggf. zzgl. des Arbeitnehmer-Pauschbe- selbststéndiger dient dazu, Abwei-
trags bei Einkommen aus ausschliel3lich chungen vom lohnsteuerlichen Pro-
selbststandiger Erwerbstatigkeit grammablaufplan zu vermeiden und
den programmablaufplangesteuer-
ten Abzug des Arbeithehmer-
Pauschbetrags bei ausschlieflich
selbststandiger Erwerbstatigkeit zu
neutralisieren
Bemessungs- | monatlich durchschnittlich zu berticksichti- | - (§ 2e Abs. 2 - 6)

- Zwischenergebnis innerhalb der Be-
rechnung der Abzlge fur Steuern
nach dem lohnsteuerlichen Pro-
grammablaufplan; Wert wird grund-
satzlich nicht gesondert ausgewie-
sen

Bemessungs-
grundlage fiir
die Sozialab-
gabenabziige

monatlich durchschnittlich zu bertcksichti-

gende Einklinfte ohne Abzug des elterngel-

drechtlichen Arbeitnehmer-Pauschbetrags

- ohne Einnahmen aus geringfligiger Ta-
tigkeit und

- mit Umrechnung von Midijob-Einkom-
men (Ubergangszonenentgelt)

= ,Bemessungsgrundlage fiir die Ermitt-
lung der Abzlige fiir Sozialabgaben* (§ 2f
Abs. 2)

- (§2fAbs. 2-3)
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Elterngeld-
Netto

Elterngeld-Brutto vermindert um die Abzlge

fur Steuern und Sozialabgaben

= zu beriicksichtigendes Einkommen (§ 2c
Abs. 18Satz 1, § 2d Abs. 1 Satz 1, vgl. unter
2.1.3, 2¢.1 und 2d.1

Elterngeld-Netto im Bemessungszeitraum

(ggf. unter Berlicksichtigung der Deckelung

nach § 2 Abs. 3 Satz 2 = Bemessungsein-

kommen):

= ,Einkommen aus Erwerbstétigkeit vor der
Geburt” (§ 2 Abs. 1 Satz 1)

= Einkommen ,im Bemessungszeitraum
nach § 2b“ (§ 2 Abs. 1 Satz 3, 1. Vari-
ante)

- Bezugsgroflie zur Bestimmung der
Ersatzrate (§ 2 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 2)

- Ausgangswert zur Berechnung der
Elterngeldhdhe fir Bezugsmonate
ohne Einkommen

- Ausgangswert zur Berechnung des
Einkommensunterschiedsbetrags
fir Bezugsmonate mit Einkommen
(§ 2 Abs. 3)

- Bezugsgrofie fir die Berechnung
des Elterngeldfreibetrags nach
§ 10 Abs. 5 Satz 2

Elterngeld-Netto im Bezugszeitraum:

= Einkommen aus Erwerbstétigkeit nach
der Geburt, vgl. § 2 Abs. 3

= Einkommen ,in Monaten der Bezugszeit
nach § 2 Abs. 3“ (§ 2 Abs. 1 Satz 3, 2.
Var.)

- Abzugswert bei der Berechnung
des Einkommensunterschiedsbe-
trags fur Bezugsmonate mit Ein-
kommen (§ 2 Abs. 3)

Von diesen Begriffen sind zudem folgende Einkommensbegriffe zu unterscheiden:

Einkommens- | Erlauterung/Verwendung im Gesetz Bedeutung
begriff
Fir die Ein- |- steuerrechtliche Begriffsbestimmung
kommens- - § 2 Abs. 5a EStG ist nicht anwendbar
grenze gem. § | - mit Berlicksichtigung des vertikalen Ver-
1 Abs. 8 maB- lustausgleichs
gebliches Ein- | = 7y versteuerndes Einkommen nach § 2
kommen Abs. 5 des Einkommensteuergesetzes*
(vgl. § 1 Abs. 8)
Summe der | - steuerrechtliche Begriffsbestimmung - vgl.§2 Abs. 1 Satz 3

positiven Ein-
kiinfte

- Nichtberlcksichtigung des vertikalen

Verlustausgleich

kein Einkom-

- elterngeldrechtlicher Begriff

- §2Abs. 1 (Lebensmonate ohne Einkom-

men, Nicht- | - liegt vor, wenn die berechtigte Person men) vgl. 2.0.2.2.2

einkiinfte keine Einnahmen und/oder Ausgaben | - Beachte aber Ausfihrungen zum Begriff
aufgrund von Erwerbstatigkeit hat der Null- und Nichteinkunfte

Null- und Ne- | - elterngeldrechtlicher Begriff - vgl.2.0.2.1.1

gativein- - liegen vor, wenn die berechtigte Person | - § 2 Abs. 3 (Lebensmonate mit Null- und

kiinfte Einnahmen und Ausgaben mit einem Negativeinkiinften gelten im Rahmen der

Saldo von null Euro oder einem negati-
vem Wert hat

Ermittlung des Einkommens nach der
Geburt als in Lebensmonate mit Einkom-
men) vgl. 2.0.2.2.2

- Belaufen sich die Einklnfte (beispiels-
weisebei ausschlieBlich negativen Ein-
kinften) im Zeitraum nach § 2 Abs. 3 in
der Summierung der positiven Einkinfte
auf null, bestimmt sich die Elterngeldbe-
rechnung nach § 2 Abs. 1, vgl. auch
23.1.1.1.
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Einkommens-
unterschieds-
betrag

elterngeldrechtlicher Begriff

wird im Rahmen des § 2 Abs. 3 nur flr
Lebensmonate mit Einkommen ermittelt
.Unterschiedsbetrages dieser Einkom-
men aus Erwerbstatigkeit®, vgl. §2
Abs. 3

Einkommens-

elterngeldrechtlicher Begriff

§ 2b Abs. 1 Satz 2, 2. Halbsatz

minderung §4 Abs. 3 Satz 2 und § 4c Abs. 1
Uberschuss elterngeldrechtlicher Begriff Vergleichswert fir die Bestimmung der
der Einnah- Elterngeld-Brutto aus nichtselbststandi- Steuerklasse nach § 2e Abs. 3 S. 2, 2.
men aus ger Erwerbstatigkeit (§ 2d Abs. 1 Satz 1) Var.
nichtselbst-
standiger Er-
werbstatig-
keit tber ein
Zwolftel des
Arbeitneh-
mer-Pausch-
betrags
Gewinnein- elterngeldrechtlicher Begriff Vergleichswert flr die Bestimmung der
kiinfte Summe der positiven selbststandigen Er- Steuerklasse nach § 2e Abs.3 S. 2, 2.
werbseinkinfte Var.
Elterngeld-Brutto aus selbststandiger Er- § 2d Abs. 1,2d.0.2  Begriffsbestim-
werbstatigkeit (§ 2d Abs. 1 Satz 1) mung ,Gewinneinkinfte"
Ubergangszo- Anteil der Midijob-Einnahmen, der sozial- zu berlcksichtigender Einnahmebetrag
nenentgelt versicherungsrechtlich als beitragspflich- im Rahmen der Bestimmung der Bemes-

tig in Ansatz gebracht wird. Das Uber-
gangszonenentgelt berechnet sich nach
der Ubergangszonenformel des § 163
Abs. 10 SGB VI

sungsgrundlage fir die Sozialabgaben-
abzlge

2.0.2.1.1 Beriicksichtigung von Negativ und Nulleinkiinften

Die Einkommensbetrage kénnen jeweils auch null betragen oder negativ sein (vgl. auch Begriffsbe-

stimmungen 2.0.2.1, Stichwort Null- und Negativeinkinfte). Sie werden — je nach Regelungskontext

— wie folgt berlcksichtigt

Bei der Bestimmung

der Lebensmonate mit Einkommen nach § 2 Abs. 3 (vgl. 2.0.2.2.2) und

des Bemessungszeitraumes nach § 2b (2.1.1.1.2 — Bericksichtigung von Kalendermonaten

ohne Einkommen im Bemessungszeitraum und 2b.3.1 MalRgeblichkeit des Veranlagungszeit-

raums (Satz 1) Malgeblichkeit des Veranlagungszeitraums (Satz 1))

sind Monate, in denen die Erwerbstatigkeit zu Null- oder Negativeinkinften flhrt, elterngeldrechtlich

als Monate mit Einkommen aus Erwerbstatigkeit zu behandeln.

Bei der Ermittlung der Einkunfte nach § 2 Abs. 1 Satz 3 werden vor der Ermittlung der Summe der

positiven Einklinfte aus Erwerbstatigkeit innerhalb jeder Einkunftsart Gewinne und Verluste mitei-

nander verrechnet (Bertcksichtigung des horizontalen Verlustausgleichs, vgl. 2.0.3.1 und 2.1.3.1.3).

Negative Betradge werden insoweit als negative Rechenposten berlcksichtigt.
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Bei der Bildung der Summe aus den positiven Einklinften (§ 2 Abs. 1 Satz 3) werden negative Ein-
kinfte mit dem Wert null angesetzt (Unzulassigkeit des vertikalen Verlustausgleichs, vgl. 2.1.1.1.3,
2.1.3.1.3)

2.0.2.1.1.1 Feststellung der Ausiibung einer Erwerbstatigkeit

Im Regelungszusammenhang des § 1 Abs. 1 Nummer 4, Abs. 6 ist wie bisher auch dann von der
Auslbung einer Erwerbstatigkeit auszugehen, wenn die antragstellende Person nur Null- und Ne-
gativeinkinfte hat (vgl. 1.1.1.3.2).

2.0.2.1.1.2 Bestimmung von Einkommensberechnungszeitraumen

Bei der Bestimmung

1 der Lebensmonate mit Einkommen nach § 2 Abs. 3 (vgl. 2.0.2.2.2) und

1 des Bemessungszeitraumes nach § 2b (2.1.1.1.2 — BerUcksichtigung von Kalendermonaten
ohne Einkommen

im Bemessungszeitraum und 2b.3.1 Mafgeblichkeit des Veranlagungszeitraums

(Satz 1))

sind Monate, in denen die Erwerbstatigkeit zu Null- oder Negativeinklnften flhrt, elterngeldrecht-

lich als Monate mit Einkommen aus Erwerbstatigkeit zu behandeln.

2.0.2.1.1.3 Ermittlung und Berlicksichtigung von Einkommen

Bei der Ermittlung der Einklinfte nach § 2 Abs. 1 Satz 3 werden vor der Ermittlung der Summe der
positiven Einklinfte aus Erwerbstatigkeit innerhalb jeder Einkunftsart Gewinne und Verluste mitei-
nander verrechnet (Beriicksichtigung des horizontalen Verlustausgleichs, vgl. 2.0.3.1 und
2.1.3.1.3). Negative Betrage werden insoweit als negative Rechenposten berticksichtigt.

Bei der Bildung der Summe aus den positiven Einklnften (§ 2 Abs. 1 Satz 3) werden negative Ein-
kinfte mit dem Wert null angesetzt (Unzuldssigkeit des vertikalen Verlustausgleichs, vgl. 2.1.1.1.3,
2.1.3.1.3)).

Belaufen sich die Einklnfte (beispielsweise bei ausschliel3lich negativen Einklnften) im Zeitraum
nach § 2 Abs. 3 in der Summierung der positiven Einklnfte auf null, bestimmt sich die Elterngeld-
berechnung nach § 2 Abs. 1 (BSG, Urteil vom 04.09.2013, B 10 EG 18/12 R, vgl. auch 2.3.1.1.1).

2.0.2.1.2 Feststellung des Einkommenswegfalls

Voraussetzung fir die Zahlung einkommensabhangigen Elterngeldes ist es, dass die berechtigte

Person vor der Geburt des Kindes fur die Elterngeldberechnung mafigebliches Einkommen hatte,
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das nach der Geburt ganz oder teilweise weggefallen ist. Die Berechnung des einkommensabhan-
gigen Elterngeldes fiir Bezugsmonate mit vollstdndigem Einkommenswegfall bestimmt sich nach § 2

Abs. 1, die fur Bezugsmonate mit teilweisem Einkommenswegfall bestimmt sich nach § 2 Abs. 3.

Keine Voraussetzung zur Feststellung eines Einkommenswegfalls ist das Fortbestehen des Arbeits-
verhaltnisses zum oder nach dem Zeitpunkt der Geburt. Die Geburt oder die Betreuung des Kindes
mussen fir den Einkommenswegfall nicht ursachlich sein. Bei der Ermittlung des Elterngeldes
kommt es damit sowohl bei der Berechnung nach § 2 Abs. 1 als auch bei der Berechnung nach § 2
Abs. 3 auf den rein tatsachlichen Einkommenswegfall an. Zur Feststellung des weggefallenen Ein-
kommens vgl. 2.1.0.1 Anwendungsbereich, Geltung fiir Bezugsmonate mit vollstandigem Einkom-

menswegfall und 2.3.1 Ermittlung des Einkommensunterschiedsbetrages (Satz 1 und 2).
2.0.2.1.3 Feststellung von Einkommensminderungen

Bei folgenden Anlassen ist im Rahmen der Elterngeldberechnung zu prifen, ob eine Einkommens-

minderung erfolgt:

— Bestimmung der auszuklammernden Kalendermonate nach § 2b Abs. 1 Satz 2, 2. Teilsatz (]...]
,und in den Fallen der Nrn. 3 und 4 dadurch ein geringeres Einkommen aus Erwerbstatigkeit
hatte.“ [gemeint ist: gegenlber dem Einkommen in den anderen Kalendermonaten des Bemes-

sungszeitraums; zum Vorgehen bei Selbststandigen siehe 2b.1.2.3])

— Feststellung der Einkommensminderung nach § 4 Abs. 3 Satz 2 und § 4c Abs. 1 (,eine Minde-
rung des Einkommens aus Erwerbstatigkeit erfolgt* [gemeint ist: gegenuber dem Elterngeld-
Brutto im Bemessungszeitraum]). Zu Besonderheiten bei der Bestimmung von Einkommensmin-
derungen in der Bezugszeit vgl. 4.3.2.1 Inanspruchnahme der Partnermonate und 4c.1.1 Allein-
erziehende..

Im Unterschied zur Ermittlung des Einkommensunterschiedsbetrags nach § 2 Abs. 3 ist bei der Fest-
stellung der Einkommensminderung im Sinne dieser Regelungen der Einkommensunterschied nicht
betragsmalig zu ermitteln. Vielmehr gentgt die Feststellung, dass das Einkommen in den betref-
fenden Monaten gegenliber dem jeweils mal3geblichen Voreinkommens abgesunken ist. Nur in Aus-
nahmefallen wird dazu eine genaue Berechnung des Elterngeld-Bruttos erforderlich sein. Das EI-
terngeld-Netto fur Monate, in denen die Einkommensminderung gepruft wird, ist in diesen Fallen

nicht notwendigerweise zu ermitteln.

2.0.2.2 MaRgebliche Einkommensberechnungszeitraume

Soweit die Hohe des Elterngeldes einkommensabhangig ist, sind fir die Ermittlung des Elterngeld-

Nettos zwei Zeitrdume (Einkommensberechnungszeitraume) zu unterscheiden:
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2.0.2.2.1 Bemessungszeitraum

Der Bemessungszeitraum nach § 2b ist maf3geblich fir die Einkommensermittlung vor der Geburt. Es
ist das Erwerbseinkommen entscheidend, das die berechtigte Person in diesem Zeitraum durchschnitt-

lich monatlich hatte.
2.0.2.2.2 Bezugszeitraum — Bezugsmonate mit und ohne Einkommen

Der Bezugszeitraum bezeichnet die Lebensmonate, fur die Elterngeld beantragt und tatsachlich in
Anspruch genommen wird. Er ist zu unterscheiden von der Rahmenfrist fir den Leistungsbezug
(Abs. 1), in der Elterngeld bezogen werden kann (vgl. 4.1 Elterngeldvarianten und Rahmenfrist fur
den Leistungsbezug (Abs. 1) und 7.2.1Anderung des Antrags (Absatz 2 Satz 1)).

Fir die Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum sind immer die einzelnen Lebensmonate
des Kindes malgeblich, fir die Elterngeld beantragt wird. Dabei ist es gleichgdltig, ob die Monate
aufeinander folgend in Anspruch genommen werden oder nicht. Unterschieden wird innerhalb des
als Einheit begriffenen Bezugszeitraums ausschlief3lich zwischen Lebensmonaten ohne Erwerbs-

einkommen einerseits und Lebensmonaten mit Erwerbseinkommen andererseits.

Jeder dieser beiden Zeitrdume bildet fir sich genommen erneut eine Einheit. Jede Erwerbstatigkeit
fuhrt dabei zu einem Einkommen, dessen konkrete Hohe in Ausnahmefallen allerdings null Euro
betragen oder auch negativ sein kann (vgl. 2.0.2.1.1Null- und Negativeinkiinfte). Belaufen sich die
EinkUnfte (beispielsweise bei ausschlie3lich negativen Einkinften) im Zeitraum nach § 2 Abs. 3 in
der Summierung der positiven Einkinfte auf null, bestimmt sich die Elterngeldberechnung nach § 2
Abs. 1 (BSG, Urteil vom 04.09.2013, B 10 EG 18/12 R, vgl. auch 2.3.1.1.1und Rundschreiben des
BMFSFJ vom 20.08.2014 zum Urteil des BSG vom 04.09.2013).Gesonderte Ermittlung der vier

malfgeblichen Einkommenswerte flir den Bemessungszeitraum und den Bezugszeitraum

Die Ermittlung der vier verschiedenen Einkommenswerte (Elterngeld-Brutto, Elterngeld-Netto und
der zwei Bemessungsgrundlagen fiir die Abzlige fir Steuern und Sozialabgaben) erfolgt fir den
Bemessungszeitraum und den Bezugszeitraum gesondert, um dem Charakter des Elterngeldes
als Einkommensersatzleistung Rechnung zu tragen. Die Einkommensdurchschnittswerte sind flr
den Bemessungszeitraum kalendermonatsbezogen, die flir den Bezugszeitraum lebensmonatsbe-
zogen. Es ist dementsprechend fiir jeden dieser vier Einkommensbegriffe zwischen den Einkom-
mensbetragen fur den Bemessungszeitraum einerseits und den fur den Bezugszeitraum anderer-

seits zu unterscheiden.

Grundsatzlich folgt die Einkommensermittlung fur den Bemessungszeitraum und den Bezugszeit-
raum den gleichen Regeln. Eine Ubersicht zu Unterschieden bei der Ermittlung des Einkommens im

Bemessungszeitraum und Bezugszeitraum findet sich unter 2.1.3.0.1.
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2.0.2.3 MaRgebliche Betrachtungszeitraume zur Ermittlung der Abzugsmerkmale

fiir Steuern und Sozialabgaben

Bei der Bestimmung der malRgeblichen Abzugsmerkmale fir Steuern bzw. fir Sozialabgaben sind
nur Kalendermonate des Bemessungszeitraumes einzubeziehen, in denen die berechtigte Person
Einnahmen hatte, die in der jeweiligen Bemessungsgrundlage fiir die Steuer- bzw. Sozialabgaben-
abzlge zu berlcksichtigen sind. Kalendermonate des Bemessungszeitraumes ohne Einnahmen
sind demnach nicht bei der Ermittlung des Uberwiegenden Abzugsmerkmals mitzuzahlen. Gleiches
gilt fur die Abzugsmerkmale in Kalendermonaten, in denen die berechtigte Person ausschlie3lich
Einnahmen hat, die nicht in der jeweiligen Bemessungsgrundlage bertcksichtigt werden, da sie nicht
pragend fur die Ermittlung der jeweiligen Abzlige sein kdnnen. Dementsprechend kann der Betrach-
tungszeitraum zur Ermittlung der Abzugsmerkmale fir Steuern bzw. fir Sozialabgaben weniger Ka-
lendermonate umfassen als der Bemessungszeitraum zur Einkommensermittlung. Ein Beispielsfall
zur Bestimmung des mal3geblichen Betrachtungszeitraumes findet sich in Anhang lll, Beispielsfall
9.

Zur Bestimmung der fur die Ermittlung der Abzugsmerkmale mafRgeblichen Lohn- und Gehaltsbe-
scheinigungen vgl. 2¢.3.1.2 MafRgeblichkeit der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 3
Satz 1).

2.0.2.3.1 MaRgeblicher Betrachtungszeitraum zur Ermittlung der Abzugsmerkmale

fur Steuern

Der maligebliche Betrachtungszeitraum zur Ermittlung der Abzugsmerkmale fir Steuern setzt sich
aus allen Kalendermonaten zusammen, in denen die berechtigte Person individuell zu versteuernde
Einnahmen nach § 2c oder Gewinneinkiinfte nach § 2d hat (vgl. § 2e Abs. 2). Kalendermonate mit
ausschlief3lich pauschal besteuerten Einnahmen werden dementsprechend bei der Bestimmung des
mafgeblichen Betrachtungszeitraums zur Ermittlung der Abzugsmerkmale fur Steuern nicht bertck-

sichtigt. Vgl. auch Beispielsfalle im Anhang Ill: Elterngeldberechnung in Beispielsfallen.

2.0.2.3.2 MaRgeblicher Betrachtungszeitraum zur Ermittlung der Abzugsmerkmale

fur Sozialabgaben

Der mafgebliche Betrachtungszeitraum zur Ermittlung der Abzugsmerkmale fiir Sozialabgaben
setzt sich aus allen Kalendermonaten zusammen, in denen die berechtigte Person Einnahmen hat,
die nicht nach § 2f Abs. 2 Satz 2 von den Bemessungsgrundlage fir die Sozialabgabenabzlige aus-
genommen sind. Kalendermonate, in denen die berechtigte Person ausschlief3lich Einnahmen aus

Beschaftigungen im Sinne des § 2f Abs. 2 Satz 2 hat, werden dementsprechend bei der Bestimmung
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des malgeblichen Betrachtungszeitraums zur Ermittlung der Abzugsmerkmale fir Sozialabgaben

nicht berticksichtigt. Vgl. auch Beispielsfalle im Anhang lll: Elterngeldberechnung in Beispielsfallen.

2.0.3 Berechnungsschritte zur Ermittlung des Elterngeldes

2.0.31 Ermittlung des Bemessungseinkommens (§ 2 Abs. 1)

Die Ermittlung des Bemessungseinkommens nach § 2 Abs. 1 erfolgt in folgenden Berechnungs-

schritten (vgl. Tabelle im Anhang II: Ubersicht zur Elterngeldberechnung, unter C.):

— Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bemessungszeitraum (monatlich durchschnittliche Er-
werbseinklnfte vor der Geburt),

— Ermittlung der Abzlige fir Steuern im Bemessungszeitraum (nach § 2e),

— Ermittlung der Abzlige fir Sozialabgaben im Bemessungszeitraum (nach § 2f) und

— Ermittlung des Elterngeld-Nettos im Bemessungszeitraum (= Bemessungseinkommen).

Das Elterngeld-Brutto im Bemessungszeitraum sind die monatlich durchschnittlich zu berticksichti-
genden (Brutto-)Einkinfte in den Kalendermonaten des Bemessungszeitraumes. Fr die Ermittlung
des Elterngeld-Bruttos im Bemessungszeitraum ist grundsatzlich nur die Zuordnung zum Bemes-
sungszeitraum wesentlich; soweit einzelne Monatsbetrage zu bilden sind, dienen diese nur als Re-
chenposten. Im Rahmen der Elterngeldberechnung werden dabei Verluste mit Gewinnen derselben
Einkunftsart verrechnet (horizontaler Verlustausgleich, vgl. 2.1.3.1.3). Die Zusammenfassung der
Einkinfte aus den vier erfassten Einkunftsarten und die Begrenzung des Einkommens auf die
Summe der positiven Einkinfte (Unzulassigkeit des vertikalen Verlustausgleichs, vgl. 2.1.3.1.3) er-
folgt erst fur den zu errechnenden Durchschnittsbetrag. Zu Einzelfragen der Einkommensbertick-

sichtigung vgl. 2.1.3.

Vom Elterngeld-Brutto werden zur Ermittlung des Elterngeld-Nettos die Abzlige flr Steuern und So-
zialgaben nach den Vorgaben der §§ 2e und 2f in pauschalierter Form vorgenommen. Die tatsach-
lichen Abzugsbetrage sind unbeachtlich. Grundlage der Ermittlung der Abzlge ist nicht das Eltern-
geld-Brutto, sondern die jeweilige besondere Bemessungsgrundlage fir die Steuer- bzw. Sozialab-
gabenabzlige nach den § 2e Abs. 2 ff bzw. § 2f Abs. 2. Damit wird die aus der Lohnabrechnung
bekannte Differenzierung zwischen Gesamt-, Steuer- und Sozialversicherungs-Brutto nachvollzo-
gen, um Uber die elterngeldrechtliche Berechnung der Abzige Werte zu erreichen, die den tatsach-

lichen Abztugen mdglichst nahekommen.
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2.0.3.2 Ermittlung des Einkommensunterschiedsbetrags (§ 2 Abs. 3), Einkommen

im Bezugszeitraum

Die Ermittlung des weggefallenen Einkommens (§ 2 Abs. 3) erfolgt in folgenden Berechnungsschrit-

ten (vgl. Tabelle im Anhang II: Ubersicht zur Elterngeldberechnung, unter D.):

— Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum (monatlich durchschnittliche Erwerbsein-
kinfte in Bezugsmonaten mit Einkommen)

— Ermittlung der Abzlge fur Steuern im Bezugszeitraum

— Ermittlung der Abzlige fir Sozialabgaben im Bezugszeitraum

— Ermittlung des Elterngeld-Nettos im Bezugszeitraum

— Berechnung des Einkommensunterschiedsbetrags

Da auch fir die Bezugsmonate mit Einkommen gemal Abs. 3 das monatlich durchschnittlich zu
bericksichtigende Einkommen aus Erwerbstatigkeit (Elterngeld-Netto) herangezogen wird, erfolgt
dessen Berechnung grundsatzlich wie fur den Zeitraum vor der Geburt. Bei Einnahmen aus nicht-
selbststandiger Erwerbstatigkeit erfolgt der Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags nach der Um-
rechnung auf den jeweiligen Lebensmonat (vgl. 2c.1.3 Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus
nichtselbststandiger Arbeit (Satz 3) und 2c.1.4 Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrages bei der Er-
mittlung des Elterngeld-Bruttos (Satz 1 und 4))

2.0.3.3 Berechnung der Elterngeldhdhe

Die Berechnung der Elterngeldhdhe erfolgt in folgenden Berechnungsschritten:

— Bestimmung der (fir Bezugsmonate mit und ohne Einkommen einheitlich geltenden) Ersatzrate
(§ 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2)
— Berechnung der Elterngeldhdhe flir Bezugsmonate ohne Einkommen

— Gesonderte Berechnung der Elterngeldhéhe fur Bezugsmonate mit Einkommen

Eine Ubersicht zur Berechnung der Elterngeldhéhe findet sich im Anhang II: Ubersicht zur Elternge-

Idberechnung, E.

2.0.3.3.1 Allgemeine Vorgaben zur Berechnung der Elterngeldh6he, Rundungsre-

geln

Das Elterngeld wird in Monatsbetragen fur ganze Lebensmonate des Kindes gezahlt. Eine tageweise
Umrechnung kann allerdings erforderlich sein, wenn das monatliche Elterngeld nur zu einem Teil —

etwa im Rahmen der Anrechnung — zu bericksichtigen ist (vgl. etwa 3.1.2 und 4.4.3)
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Euro-Betrage werden auf volle Cent gerundet. Ist die Ziffer an der ersten wegfallenden Dezimalstelle

kleiner als 5 wird ab-, sonst aufgerundet. Dies gilt auch fiir Zwischenergebnisse einer Berechnung.

2.0.3.3.2 Unterschiedliche Elterngeldbetrage fiir Bezugsmonate mit und ohne Ein-

kommen

Fir Lebensmonate ohne Erwerbseinkommen berechnet sich das Elterngeld nach § 2 Abs. 1 nur auf
Grundlage des Bemessungseinkommens. Fir Lebensmonate mit Erwerbseinkommen berechnet
sich das Elterngeld nach § 2 Abs. 3 aus der Differenz zwischen dem Bemessungseinkommen und

dem Elterngeld-Netto im Bezugszeitraum (Einkommensunterschiedsbetrag).

204 Prifablauf zur Ermittlung der Elterngeldhohe

Eine Ubersicht zur Ermittlung der Elterngeldhdhe und insbesondere des monatlichen Erwerbsein-

kommens findet sich im Anhang II: Ubersicht zur Elterngeldberechnung, C bis F.

21 Einkommensabhangiges Elterngeld fiir Bezugsmonate ohne Einkommen
(Abs. 1)

Das einkommensabhangige Elterngeld fir Bezugsmonate ohne Einkommen, d.h. bei vollstandigem

Einkommenswegfall bestimmt sich nach § 2 Abs. 1.

21.0 Allgemeine Vorgaben

21.0.1  Anwendungsbereich, Geltung fiir Bezugsmonate mit vollstandigem Ein-

kommenswegfall

Abs. 1 regelt die Berechnung des einkommensabhangigen Elterngeldes fir Bezugsmonate ohne
Einkommen (Elterngeld flr Bezugsmonate mit vollstandigem Einkommenswegfall). Die Berechnung
des einkommensabhangigen Elterngeldes fir Bezugsmonate mit Einkommen (Elterngeld fir Be-

zugsmonate mit teilweisem Einkommenswegfall) richtet sich nach Abs. 3 (vgl. 2.3).

21.0.2 Bedeutung des ermittelten Wertes zum Bemessungseinkommen

Dem Bemessungseinkommen kommt im Rahmen der weiteren Berechnung und Anrechnung des
Elterngeldes folgende Bedeutung zu (vgl. auch 2.0.2.1):
— BezugsgréRe zur Bestimmung der Ersatzrate (§ 2 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2)
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— Ausgangswert zur Berechnung der Elterngeldhéhe fir Bezugsmonate ohne Einkommen

— Ausgangswert zur Berechnung des Einkommensunterschiedsbetrags fir Bezugsmonate mit Ein-
kommen (§ 2 Abs. 3)

— Bezugsgrofe fur Elterngeldfreibetrag nach § 10 Abs. 5 Satz 2

— nicht: Vergleichswert fur die Feststellung der Einkommensminderung im Sinne des § 4 Abs. 3
Satz 2 und § 4c Abs. 1 — malgeblich ist insoweit das Elterngeld-Brutto (vgl. auch 2.0.2.1.3 und

4.3.2.1 Inanspruchnahme der Partnermonate)

Wegen der Regelung des § 10 Abs. 5 Satz 2 BEEG, wonach insbesondere bei Grundsicherungs-
leistungsempfangern mit Einkommen vor der Geburt das Elterngeld bis zu einem Betrag von
300 Euro bei der Berechnung von Grundsicherungsleistungen nicht bericksichtigt wird, ist die Héhe
des Elterngeld-Nettos im Bemessungszeitraum in geeigneter Form (auf dem Elterngeldbescheid o-
der jedenfalls auf Antrag in einem gesonderten Verwaltungsakt) auszuweisen. Der Elterngeldbe-
scheid bzw. der gesonderte Verwaltungsakt stellt insofern einen feststellenden Verwaltungsakt dar,

welcher den Rechtsweg erdffnet. Adressat ist nur die berechtigte Person.

211 Ermittlung des Bemessungseinkommens (Satze 1 und 3)

Ersetzt werden grundsatzlich 67 Prozent des im Bemessungszeitraum nach § 2b monatlich durch-
schnittlich zu berticksichtigenden Einkommens aus Erwerbstatigkeit (Elterngeld-Netto im Bemes-
sungszeitraum). Dies gilt auch, wenn der Bezugszeitraum fur das Elterngeld nicht mit dem Tag der

Geburt beginnt, sondern etwa erst in den Lebensmonaten 13 und 14.

2111  Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bemessungszeitraum (Abs. 1 Satz 3
i.V.m. § 2c Abs. 1 und 2 und § 2d Abs. 1 und 2)

Der Prifablauf fiir das Elterngeld-Brutto im Bemessungszeitraum findet sich im Anhang Il: Ubersicht

zur Elterngeldberechnung, unter C.I.

2.1.1.1.1 Ermittlung des Bemessungszeitraumes (§ 2b)

Der Bemessungszeitraum bestimmt sich nach § 2b. Danach werden flr die Ermittlung des Einkom-
mens ausschlieBlich aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit grundsatzlich die zwdlf Kalendermo-
nate vor der Geburt herangezogen. Fur Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit ist grund-
satzlich der letzte abgeschlossene Veranlagungszeitraum vor der Geburt fur die Einkommensermitt-
lung zugrunde zu legen. Zu Einzelheiten der Bestimmung des Bemessungszeitraums vgl. § 2b. Der

Bemessungszeitraum ist maRgeblich fir die Ermittlung der zu bericksichtigenden Einklnfte vor der
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Geburt und fur die Bestimmung des maldgeblichen Betrachtungszeitraumes zur Ermittlung der Ab-

zugsmerkmale.

2.1.1.1.2 Ermittlung der zu beriicksichtigenden Brutto-Einkiinfte im Bemessungs-
zeitraum (§ 2 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 2c und § 2d), ggf. Wahrungsumrech-

nung

Ausgangspunkt fiir die Berechnung des Bemessungseinkommens sind die im Bemessungszeitraum
zu bericksichtigenden Brutto-Erwerbseinkiinfte. Die Ermittlung der zu berlicksichtigenden Einkiinfte
erfolgt bis zur Berechnung der Summe der positiven monatlich durchschnittlichen Einklinfte nach
Einkunftsarten getrennt. Zunachst sind die im Bemessungszeitraum nach § 2b zu bertcksichtigen-
den Einklnfte zu ermitteln. Kalendermonate ohne Erwerbseinkommen aus Erwerbstatigkeit werden
nicht ausgespart, sondern mit dem Betrag null in die Berechnung aufgenommen. Bei der Ermittlung
der Bruttoeinklnfte aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit erfolgt der monatliche Abzug des
Zwolftes des Arbeitnehmerpauschbetrages vor der Durchschnittsbildung. Bei der Ermittlung der
Bruttoeinkunfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit werden innerhalb einer Einkunftsart Gewinne
und Verluste miteinander verrechnet (horizontaler Verlustausgleich, vgl. 2.1.3.1.3). Die Betrage fur
die einzelnen Einkunftsarten aus selbststandiger Erwerbstatigkeit sind dabei grundsatzlich unmittel-

bar dem Steuerbescheid zu entnehmen.

Zur Bestimmung der zu berucksichtigenden Erwerbseinkunfte siehe: 2.1.3 Zu bericksichtigende
Brutto-Einklnfte (Satz 3), 2c.1 Zu berlcksichtigende Brutto-Einkinfte aus nichtselbststandiger
Erwerbstatigkeit (Abs. 1)Zu berlicksichtigende Brutto-Einkiinfte nichtselbststandiger Erwerbstatig-
keit, 2d.1  Zu bertcksichtigende Brutto-Einkiinfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1)Zu

bericksichtigende Brutto-Einkilinfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit).

2.1.1.1.3 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der Brutto-Einkiinfte im Be-

messungszeitraum

Nach der Ermittlung der zu berlcksichtigenden Brutto-Einklnfte ist die Summe der positiven Er-
werbseinklnfte zu bilden. Dazu sind die fur die einzelnen Einkunftsarten ermittelten Betrage zu ad-
dieren. Dabei werden nur die positiven Erwerbseinkinfte berlcksichtigt. Ein Verlustausgleich zwi-
schen verschiedenen Einkunftsarten (kein vertikaler Verlustausgleich, vgl. § 2 Abs. 1 Satz 3
»,Summe der positiven Einkunfte®, vgl. auch 2.1.3.1.3) findet nicht statt. Sollte fur eine Einkunftsart
ein negativer Wert ausgewiesen sein, ist diese Einkunftsart an dieser Stelle mit dem Wert null anzu-
setzen. Die so ermittelte Summe der positiven Einkinfte ist durch zwélf (Zahl der Monate im Bemes-

sungszeitraum) zu teilen.
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Beispiel:

Geburt 30. Oktober 2013. Einkommen Oktober bis Dezember 2012 jeweils 1.400 Euro, Januar bis
Juni 0 Euro, Juli bis September -700, 600 und 1.900 Euro. Die Summe aller Einkommen betragt
6.000 Euro. Das monatlich durchschnittlich zu berlcksichtigende Einkommen betragt ein Zwdlftel

davon, das sind 500 Euro.

21.1.2 Ermittlung der Abzuge fur Steuern im Bemessungszeitraum (§ 2e)

Von dem Elterngeld-Brutto im Bemessungszeitraum sind zum einen die Abzlge fir Steuern vorzu-
nehmen. Die Bemessungsgrundlage fir die Steuerabziige entspricht jedoch nicht dem Elterngeld-
Brutto, vielmehr ist sie gesondert nach den Vorgaben des § 2e Abs. 2 - 6 zu ermitteln. Insoweit wird
die aus der Lohnabrechnung bekannte Unterscheidung von Gesamtbrutto, Steuerbrutto (= lohnsteu-
erlich berucksichtigter Arbeitslohn ohne Abzug der Freibetrdge und Pauschalen) und dem zu ver-
steuernden Einkommen (= lohnsteuerlich berlcksichtigter Arbeitslohn mit Abzug der Freibetrage
und Pauschalen) nachvollzogen. Die Bemessungsgrundlage fir die Steuerabziige im Bemessungs-

zeitraum und die fUr die Steuerabzlige im Bezugszeitraum werden gesondert ermittelt.

Die Ermittlung der Abzlige fir Steuern erfolgt gemeinsam fiir Einkiinfte aus nichtselbststandiger und
selbststandiger Erwerbstatigkeit. Bei der Ermittlung der elterngeldrechtlichen Abzige flr Steuern
besteht die Besonderheit, dass sie auf Grundlage einer Berechnung anhand des am 1. Januar des
Kalenderjahres vor der Geburt des Kindes fir dieses Jahr geltenden Programmablaufplans fir die
maschinelle Berechnung der vom Arbeitslohn einzubehaltenden Lohnsteuer, des Solidaritatszu-
schlags und der Mal3stabsteuer fur die Kirchenlohnsteuer im Sinne von § 39b Abs. 6 EStG ermittelt
wird. Im Rahmen der Ermittlung der Abzlige fir Steuern sollen die Vorgaben des lohnsteuerlichen

Programmablaufplans unverandert iGbernommen werden.

Daher ist zunachst der Ausgangswert fiir die Steuerabziige zu bestimmen, der in das lohnsteuerliche
Berechnungsprogramm eingespeist werden muss. Heranzuziehen ist dazu die Summe der Einnah-
men nach § 2c, soweit sie von der berechtigten Person zu versteuern sind, und der Gewinneinkiinfte
nach § 2d (vgl. § 2e Abs. 2 Satz 1). Der so ermittelte Betrag ist zur Bildung des monatlichen Durch-
schnitts durch zwdlf zu teilen (= Anzahl der Monate im Bemessungszeitraum). Hat die berechtigte
Person Einkommen ausschliel3lich aus selbststandiger Erwerbstatigkeit, ist nach § 2e Abs. 2 Satz 2
Nr. 1 bei der Ermittlung der Abzlige fir Steuern kein Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags vor-
zunehmen. Um den innerhalb des lohnsteuerlichen Berechnungsprogramms standardmafnig vorge-
sehenen Abzug des Arbeithnehmer-Pauschbetrags wieder auszugleichen, ist der Betrag fur die mo-
natlich durchschnittlichen Gewinneinktnfte in diesen Fallen um den Arbeitnehmer-Pauschbetrag zu

erhohen.
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Von dem auf diese Weise allein nach elterngeldrechtlichen Vorgaben bestimmten Ausgangswert fur
die Steuerabziige (vgl. 2.0.2.1) werden innerhalb des lohnsteuerlichen Berechnungsprogramms
nach den Vorgaben des lohnsteuerlichen Programmablaufplans unter Berlicksichtigung der eltern-
geldrechtlichen Abzugsmerkmale fir Steuern Freibetrdge und Pauschale abgezogen (u.a. Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag, Vorsorgepauschale und Sonderausgabenpauschale sowie ggf. Freibetrage
fur Kinder im Rahmen der Berechnung der Abzlge flr den Solidaritatszuschlag und die Kirchen-
steuer). Die so berechnete Bemessungsgrundlage fur die Steuerabziige findet naherungsweise
seine steuerrechtliche Entsprechung in dem vom Lohnabrechnungsverfahren bekannten zu versteu-
ernden Einkommen (= lohnsteuerlich berlcksichtigter Arbeitslohn mit Abzug der Freibetrage und

Pauschalen).

Die Abzige fur Steuern werden ebenfalls programmgesteuert nach den Vorgaben des lohnsteuerli-
chen Programmablaufplans und anhand der mafgeblichen Abzugsmerkmale vorgenommen, die
nach den Vorgaben des § 2c Abs. 3, 2d Abs. 4 und § 2e Abs. 3 ermittelt wurden. Allein die Ermittlung
der Abzlge fiir Kirchensteuer erfolgt wiederum nach allein elterngeldrechtlichen Vorgaben, da mit
dem lohnsteuerlichen Programmablaufplan insoweit nur die Bemessungsgrundlage ermittelt wird.

Zu Einzelheiten der Ermittlung der Abzuge fur Steuern vgl. § 2e.

2.1.1.3 Ermittlung der Abzige fiir Sozialabgaben im Bemessungszeitraum (§ 2f)

Von dem Elterngeld-Brutto im Bemessungszeitraum sind zum anderen die Abziige flr Sozialabga-

ben abzuziehen, um das Bemessungseinkommen zu erhalten.

Die Ermittlung der Abzlige flr Sozialabgaben erfolgt — anders als die Ermittlung der Abzlge fiir
Steuern — allein nach elterngeldrechtlichen Vorgaben. Auch hier ist zunachst die Bemessungsgrund-
lage zu ermitteln, die ebenfalls nicht mit dem Elterngeld-Brutto Ubereinstimmt. Bei der Berechnung
des monatlichen Durchschnitts sind die Einkinfte, die im Rahmen der Bemessungsgrundlage fur die
Sozialabgabenabzlige zur berlcksichtigen sind, durch zwoélf zu teilen. Dies gilt auch, wenn nicht in
allen Kalendermonaten Einkuinfte erzielt wurden, die in die Bemessungsgrundlage einflieien. Auch
hier wird insoweit die aus der Lohnabrechnung bekannte Unterscheidung — von Gesamtbrutto und
Sozialversicherungsbrutto — nachvollzogen. Die elterngeldrechtlichen Vorgaben zur Bestimmung

der Bemessungsgrundlage fur die Sozialabgabenabzlge finden sich in § 2f Abs. 2 und 3.

Von so ermittelten Bemessungsgrundlage werden die Abzuge fur Sozialabgaben anhand der Bei-
tragssatzpauschalen des § 2f Abs. 1 berechnet. Die Abzlge erfolgen fur jeden der dort genannten
drei Vorsorgebereichen gesondert, wenn das entsprechende Abzugsmerkmal bei der berechtigten
Person vorliegt. Wie bei den Abzigen flr Steuern gelten die anhand der Angaben fir den Bemes-

sungszeitraum ermittelten Abzugsmerkmale flr Sozialabgaben einheitlich auch fir die
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Einkommensermittlung im Bezugszeitraum. Die Ermittlung der Abzige flr Sozialabgaben erfolgt

gemeinsam fir Einklnfte aus nichtselbststéandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit.

21.1.4 Ermittlung des Elterngeld-Nettos im Bemessungszeitraum (Bemessungs-
einkommen) (Abs. 1 Satz 3)

Das Bemessungseinkommen ergibt sich, indem das Elterngeld-Brutto im Bemessungszeitraum
(2.1.1.1) um die Abzuge fur Steuern und Sozialabgaben im Bemessungszeitraum (2.1.1.2 und

2.1.1.3) verringert wird.

21.1.5 Berechnung der Elterngeldhodhe, insb. Anwendung der Ersatzquote (Abs. 1
Satz 1i.V.m. Abs. 2)

Das so ermittelte Bemessungseinkommen ist Grundlage fir die Berechnung der Elterngeldhdhe.
Abs. 1 Satz 1 sieht vor, dass Elterngeld in H6he von 67 Prozent des Einkommens aus Erwerbsta-
tigkeit vor der Geburt des Kindes gewahrt wird. Die Hohe der Ersatzrate ist ggf. nach § 2 Abs. 2 —in
Abhangigkeit von der Hohe des Bemessungseinkommens — zu dndern. Zur Berechnung der Eltern-

geldhdéhe im Einzelnen siehe 2.0.3.3.

21.2 Deckelung des Elterngeldes auf den Hochstbetrag von 1.800 Euro fur Be-

zugsmonate ohne Einkommen (Satz 2)

Als Ausgleich vollstandig wegfallenden Erwerbseinkommens werden héchstens 1.800 Euro gezahilt.
Diese Grenze gilt nur flir das einkommensabhangige Elterngeld. Sie kann durch den Geschwister-

bonus oder den Mehrlingszuschlag berschritten werden.

213 Zu berucksichtigende Brutto-Einkiinfte (Satz 3)

21.3.0 Anwendungsbereich und systematische Einordnung

§ 2 Abs. 1 Satz 3 bestimmt den elterngeldrechtlichen Einkommensbegriff und trifft damit allgemeine

Vorgaben:

— zur Ermittlung als Elterngeld-Brutto zu berlcksichtigenden Einkiinfte (siehe dazu im Folgenden)
und

— zur Ermittlung des Elterngeld-Nettos (siehe dazu im Einzelnen unter 2.1.1.4 zur Ermittlung des
Elterngeld-Nettos im Bemessungszeitraum und 2.3.1.4 zur Ermittlung des Elterngeld-Nettos im

Bezugszeitraum).
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Zu Besonderheiten bei der Ermittlung der zu berlcksichtigenden Einklinfte aus nichtselbststandiger
Erwerbstatigkeit sind zudem § 2c Abs. 1 (unter 2c¢.1 Zu berlcksichtigende Brutto-Einkilnfte
aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1)) und bei der Ermittlung der zu berticksichtigenden
Einklnfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit (Gewinneinkinfte) § 2d Abs. 1 zu beachten (unter
2d.1).

Zur Unterscheidung der fir die Elterngeldberechnung mal3geblichen vier elterngeldrechtlichen Ein-
kommensbegriffe (Elterngeld-Brutto, Elterngeld-Netto und der Bemessungsgrundlagen jeweils zur

Ermittlung der Abzlige fur Steuern und Sozialabgaben) siehe 2.0.2.1.

2.1.3.0.1 Geltung der Begriffsbestimmung des § 2 Abs. 1 Satz 3 fur die Einkom-

mensermittlung im Bemessungszeitraum und Bezugszeitraum

Die Begriffsbestimmung des § 2 Abs. 1 Satz 3 gilt grundsatzlich einheitlich fur die Einkommenser-
mittlung im Bemessungszeitraum und Bezugszeitraum. Im Einzelnen sind jedoch insbesondere fol-

gende systematisch bedingte Unterschiede zu beachten:
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Einkommensermittlung im Bemes-

sungszeitraum

Einkommensermittlung im Bezugszeit-
raum

Bestimmung des
maRgeblichen Be-
rechnungszeitrau-
mes

(Kalender-)Monate ohne Erwerbsein-
kommen werden grundsatzlich nicht aus-
geklammert (vgl. § 2b), vgl. 2.1.1.1.2 und
2b.3.1 Malgeblichkeit des Ver-
anlagungszeitraums (Satz 1)MaRgeb-
lichkeit des Veranlagungszeitraums
(Satz 1)

(Lebens-)Monate ohne Erwerbseinkom-
men (vgl. § 2 Abs. 3) — Monate mit einer Er-
werbstatigkeit, die zu Null- oder Negativein-
kinften fihrt, sind insoweit Monate mit Ein-
kommen, vgl. 2.0.2.1, Begriff ,Null- und Ne-
gativeinkiinfte, und 2.0.2.2.2.

Negative Einkiinfte,
Verlustausgleich

Negative Einkinfte werden bis zur Ermittlung der Summe der positiven Einkinfte als
Rechenposten bericksichtigt (Beriicksichtigung des horizontalen Verlustausgleichs).
Da elterngeldrechtlich jedoch nur die Summe der positiven Einkiinfte zu berticksichti-
gen ist, ist eine Verrechnung mit negativen Einklinften einer anderen Einkunftsart nicht
moglich (Unzuldssigkeit des vertikalen Verlustausgleichs). Vgl. 2.1.3.1.3

Unbekannte Ein-

kiinfte

agf. Arbeitgeber-Verdienstbescheini-
gung nach § 9

Vorlaufige Bescheidung aufgrund von
Prognoseentscheidung (§ 8 Abs. 3), gdf.
Arbeitgeber-Verdienstbescheinigung nach

§9

Elterngeld-Netto
(Durchschnitts-
werte)

kalendermonatsbezogen

lebensmonatsbezogen

Abzug eines Zwolf-
tels des Arbeitneh-
mer-Pauschbe-
trags bei der Ermitt-
lung des Eltern-
geld-Bruttos  aus
nichtselbststindi-
ger Erwerbstitig-
keit

1. kalendermonatsbezogene Ermitt-
lung der zu berucksichtigen Ein-
kinfte, ggf. Wahrungsumrechnung

2. Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags

3. Durchschnittsbildung (ggf. zusam-
men mit Einklnften aus selbststan-
diger Erwerbstatigkeit)

1. kalendermonatsbezogene Ermittlung
der zu berlcksichtigen Einkulinfte, ggf.
Wahrungsumrechnung

2. Umrechnung des kalendermonatlichen
Einkommens auf Lebensmonate

3. Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags

4. Durchschnittsbildung (ggf. zusammen
mit Einklinften aus selbststandiger Er-
werbstatigkeit)

Durchschnittsbil-
dung

zu beriicksichtigende Summe der Ge-
samteinklnfte geteilt durch zwdlf (Zahl
der Monate im Bemessungszeitraum)

zu berlcksichtigende Summe der Ge-
samteinklnfte geteilt durch die Zahl der
Bezugsmonate mit Einkommen

§ 2 Abs. 1 Satz 3 legt lediglich einheitliche Regeln zur Einkommensermittlung im Bemessungszeit-

raum und Bezugszeitraum fest. Die Uber diese Regeln ermittelten Einkommenswerte unterscheiden

sich jedoch aufgrund der gesonderten Einkommensermittlung fiir Bezugsmonate mit und ohne Ein-

kommen.

2.1.3.0.2 Verhaltnis von § 2 Abs. 1 Satz3 und § 3

In systematischer Auslegung der Regelungen zu den zu bericksichtigenden Brutto-Einkiinften (§ 2

Abs. 1 Satz 3, § 2c Abs. 1 und § 2d Abs. 1) einerseits und der Anrechnungsregelungen in § 3 ande-

rerseits ergibt sich die Nichtberlcksichtigung bestimmter Erwerbseinkiinfte im Rahmen des § 2

Abs. 1 Satz 3. Vgl. dazu im Einzelnen 2.1.3.3, Stichwort ,Einklinfte mit Einkommensersatzfunktion®).
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2.1.3.1  Steuerliche Vorgaben fir die elterngeldrechtlichen Einkommensbegriffe

Nur Einkommen aus Erwerbstatigkeit wird dem Elterngeld zu Grunde gelegt. Berlicksichtigt wird die
Summe der positiven im Inland zu versteuernden Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewer-
bebetrieb, selbststandiger Arbeit und nichtselbststandiger Arbeit nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4
Einkommensteuergesetz (EStG) nach naherer MalRgabe der §§ 2b ff.

Pachtzinsen und Kapitalertrage werden als Einklnfte aus Vermietung und Verpachtung sowie Ka-
pitaleinkiinfte nicht bertcksichtigt. Teilweise werden sie jedoch steuerrechtlich einer der in § 2 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 EStG aufgefihrten Einkunftsarten zugeordnet. So kann im Einzelfall ein Pacht-
zins als Einnahme aus Land- und Forstwirtschaft gelten, etwa bei Verpachtung eines zu einem land-
wirtschaftlichen Betrieb gehérenden Grundstiicks. Auch kdnnen einzelne Kapitalertrage steuerrecht-

lich als Einkunfte aus Gewerbebetrieb gelten.

§ 2 Abs. 5a EStG findet keine Anwendung, denn das Elterngeld wahlt mit der Beschrankung auf die
Summe der positiven Einkunfte einen eigenen AnknlUpfungspunkt. Zum elterngeldrechtlichen Ein-
kinftebegriff vgl. auch BSG, Urteil vom 17.02.2011, B 10 EG 17/09 R — Streikgeld; BSG, Urteil vom
17.02.2011, B 10 EG 21/09 R — Arbeitslosengeld; BSG, Urteil vom 17.02.2011, B 10 EG 20/09 R —
Krankengeld; BSG, Urteil vom 18.08.2011, B 10 EG 8/10 R — Verletztengeld; BSG, Urteil vom
21.02.2013, B 10 RG 12/12 — Insolvenzgeld.

Im Sinne der gesetzgeberischen Zielsetzung eines moglichst einfachen Elterngeldvollzugs sind die
Regelungen zur Elterngeldberechnung in der Weise auszulegen, dass der elterngeldrechtliche Ein-
kommensbegriff weitgehend mit dem steuerlichen Einkommensbegriff Gbereinstimmt. Nur dann kén-
nen die in der Bescheinigungspraxis gebrauchlichen Entgeltdaten in der Regel fur die Elterngeldbe-
rechnung ibernommen werden. Zur Einkommensermittlung sind nach § 2c Abs. 2 und 3 daher nur
die (ggf. nach steuerlichen Grundsatzen aktualisierten) Lohn- und Gehaltsbescheinigungen des Ar-
beitgebers fir die maligeblichen Kalendermonate heranzuziehen (zur Richtigkeits- und Vollstandig-
keitsvermutung vgl. 2¢.2.3 Einzelfragen zur Nutzung der Lohn- und Gehaltsbescheinigun-
gen und 2¢.3 Nachweis der Abzugsmerkmale Uber Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
(Abs. 3)). Insbesondere die Neuregelung zu den sonstigen Bezligen im Haushaltsbegleitgesetz
2011 vom 09.12.2010in § 2c Abs. 1 Satz 2 (§ 2 Abs. 7 Satz 2 a.F.) und die Gesetzesklarstellung zu
den sonstigen Bezligen in § 2c im Rahmen der Einfihrung des Elterngeld Plus bestatigen, dass es

der Wille des Gesetzgebers ist, auf die tatsachliche steuerliche Behandlung abzustellen.
2.1.3.1.1 Erwerbseinkiinfte im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 -4 EStG

Die Ermittlung der EinkUnfte innerhalb jeder Einkunftsart erfolgt dementsprechend nach steuerrecht-

lichen Grundsatzen unter Berlicksichtigung der Besonderheiten des Elterngeldes.
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Es werden nur Einkiinfte der genannten vier steuerrechtlichen Einkunftsarten berlcksichtigt. Nach
§ 2 Abs. 1 Satz 2 EStG bestimmt sich nach den §§ 13 bis 24 EStG, zu welcher Einkunftsart die
Einkinfte im einzelnen Fall gehéren. Wie sich aus der Systematik des EStG ergibt, stellt § 24 EStG
die Einordnung als Einklinfte im Sinne des § 2 Abs. 1 EStG klar, macht jedoch noch eine Zuordnung
zu einer bestimmten Einkunftsart des § 2 Abs. 1 EStG erforderlich. Beispielsweise kdnnen Aus-
gleichszahlungen an Handelsvertreter gemaly § 89b des Handelsgesetzbuchs (Karenzentschadi-
gungen) nach § 24 Nr. 1 Buchst. ¢ EStG als Einkommen aus nichtselbststandiger Arbeit nach § 2
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 EStG einzuordnen sein. In diesem Zusammenhang ist auch § 2 Abs. 2 Nr. 4 der

Lohnsteuerdurchfihrungsverordnung (LStDV) zu beachten.
2.1.3.1.2 Nichtberiucksichtigung von steuerfreien Einnahmen im Sinne des § 3 EStG

Steuerfreie Einnahmen im Sinne der §§ 3 — 3¢ EStG stellen nach der steuerrechtlichen Systematik
von vornherein keine Einklinfte dar und werden nicht als Einkommen bertcksichtigt, ohne dass es
auf die Frage ankommt, ob sie sonst als Einkommen aus Erwerbstatigkeit anzusehen waren. Dies

betrifft alle in Abschnitt I1.2. (§ 3 — 3c) EStG genannten Einnahmen wie beispielsweise:

v Beitrage des Arbeitgebers aus dem ersten Dienstverhéltnis in eine Pensionskasse, einen
Pensionsfonds oder fur eine Direktversicherung, soweit sie insgesamt im Kalenderjahr 4 %
der Beitragsbemessungsgrenze in der Rentenversicherung fir Arbeiter und Angestellte nicht
Uberschreiten

Bergmannspramien

Geldwert vom Arbeitgeber Uberlassener typischer Berufskleidung

Reisekostenvergitungen

Trinkgelder

AN N NN

Ubungsleitereinnahmen nach § 3 Nr. 26 EStG bis zur Héhe der Ubungsleiterpauschale in

Hohe von 2.400 Euro (ab dem Veranlagungszeitraum 2021 in Hohe von 3.000 Euro)

v Einnahmen aus ehrenamtlichen Tatigkeiten nach § 3 Nr. 26a EStG bis zur H6he der Ehren-
amtspauschale in Héhe von 720 Euro (ab dem Veranlagungszeitraum 2021 in Héhe von 840
Euro), jedoch fiir dieselbe Téatigkeit nicht zusatzlich zur Ubungsleiterpauschale nach § 3
Nummer 26 EstG

v Aufwandsentschadigungen fir ein ehrenamtliches politisches Engagement nach § 3 Nr. 12
Satz 2 EStG in Hoéhe von mindestens 200 Euro monatlich (ab 01.01.2021 in H6he von 250
Euro); durch landesrechtliche Regelungen kann die Hohe des steuerfreien Monatsbetrags
angepasst werden

v' Vorteile des Arbeitnehmers aus der privaten Nutzung betrieblicher Personalcomputer und

Telekommunikationsgerate
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v' Einnahmen und Entnahmen im Zusammenhang mit dem Betrieb von Photovoltaikanlagen
nach MalRgabe des § 3 Nr. 72 EStG (ab 01.01.2022; zur Rechtslage bis 31.12.2021 vgl.
2.1.3.4 Einzelfragen bei der Ermittlung der zu berlcksichtigenden Einkiinfte und 2b.3.1

Mafgeblichkeit des Veranlagungszeitraums (Satz 1))

v Zuschlage fir Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit nach MaRgabe des § 3b EStG

2.1.3.1.3 Beriicksichtigung des horizontalen Verlustausgleichs, Unzulassigkeit des

vertikalen Verlustausgleichs

Im Rahmen der Elterngeldberechnung werden Verluste mit Gewinnen derselben Einkunftsart ver-
rechnet (horizontaler Verlustausgleich). Beispielsweise werden negative Einklinfte aus einem Ge-
werbebetrieb mit positiven Einklnften aus einem anderen Gewerbebetrieb derselben Person — ggf.
auch kalenderjahresibergreifend — miteinander verrechnet, da es sich um Einklinfte derselben Ein-
kunftsart handelt.

Da jedoch nur die positiven Einklinfte elterngeldrechtlich berticksichtigt werden, ist eine Verrech-
nung mit negativen Einklinften einer anderen Einkunftsart nicht moglich (Unzulassigkeit des vertika-
len Verlustausgleichs). Weder mindern Verluste aus selbststandiger Arbeit Einkinfte aus nicht-
selbststandiger Arbeit noch etwa Verluste aus Gewerbebetrieb (Einklnfte im Sinne des § 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 EStG) oder Einkunfte aus Land- und Forstwirtschaft (Einklnfte im Sinne des § 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 EStG). Im Rahmen der Bildung der Summe der positiven Einkunfte werden Einkunfts-

arten mit negativem Werten mit null Euro angesetzt.

Vgl. zur Beriicksichtigung von Verlusten bei der Einkommensermittlung 2.0.3.1. Siehe auch Uber-
sicht unter 2.1.3.0.1.

2.1.3.1.4 Steuerliche Grundsatze der zeitlichen Zuordnung von Einkiinften

Die gesetzliche Formulierung ,Einklnfte haben® dient der Klarstellung, dass das elterngeldrechtliche
Einkommen auch hinsichtlich der zeitlichen Zuordnung von Einnahmen nach steuerlichen Vorgaben
bestimmt wird. (Die Formulierung stellt sicher, dass den gesetzlich vorgesehenen Nachweisdoku-
menten (etwa Lohn- und Gehaltsbescheinigung und Steuerbescheid) die gesetzgeberisch beabsich-

tigte Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermutung beigemessen werden kann.

Die zeitliche Zuordnung von Einnahmen und Ausgaben im Bemessungs- bzw. Bezugszeitraum be-
stimmt sich entsprechend der steuerrechtlichen Grundsatze je nach Art des Einkommensnachwei-
ses (Bilanz oder Einnahmen-Uberschuss-Rechnung) entweder nach dem Zufluss- oder nach dem
Realisationsprinzip, ggf. unter Berucksichtigung von bereichsspezifischen Besonderheiten, wie etwa
im Lohnsteuerrecht. Die Anwendung dieser Grundsatze ist im BEEG in § 2¢ Abs. 1 Satz 3 und § 2d
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Abs. 5 geregelt (vgl. 2¢.1.3 Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus nichtselbststandiger Ar-
beit (Satz 3)).

2.1.3.2 Im Inland zu versteuerndes Einkommen

Grundsatzlich sind nur Einklnfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbststandiger
Arbeit und nichtselbststandiger Arbeit, die im Inland zu versteuern sind, als Einkommen aus Er-

werbstatigkeit bei der Berechnung des Elterngeldes zu bertcksichtigen.

2.1.3.2.1 Beriucksichtigung von Auslandseinkiinften, die in der EU, im EWR oder in

der Schweiz zu versteuern sind, Wahrungsumrechnung

Einkommen, das in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union, in einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz versteuert wird, ist
»im Inland zu versteuerndem Einkommen* gleichgestellt (vgl. Artikel 5 VO (EG) 883/2004). Der In-
landsbesteuerung gleichgestellt sind damit Einkommen, die in den in Teil Il der RL unter dem Glie-

derungspunkt 2.1aufgelisteten Landern versteuert werden.

Auslandisches Einkommen vor der Geburt des Kindes, das im Inland zu versteuern ist oder im Inland
zu versteuerndem Einkommen gleichgestellt ist und das nicht auf Euro lautet, ist mit dem Wechsel-
kurs am Tag der Zahlung umzurechnen. Der Tag der Zahlung ist das Datum fur die Zahlung, das
aus der Abrechnung ersichtlich ist. Ist kein Datum ersichtlich, ist das Datum der Abrechnung bzw.

der 15. des jeweiligen Monats, in dem die Zahlung erfolgt ist, entscheidend.

Fir die Wahrungsumrechnung ist der von der Europaischen Zentralbank veréffentlichte Referenz-

wechselkurs mafigeblich (auf der Seite der EZB: http://www.ecb.int/stats/exchange/eu-

rofxref/html/index.en.html). Wird fur die fremde Wahrung von der Europaischen Zentralbank ein Re-

ferenzkurs nicht veréffentlicht, wird das Einkommen — in Anlehnung an die Vorgaben nach § 17a
SGB IV — nach dem von der Deutschen Bundesbank ermittelten Mittelkurs fir die Wahrung des
betreffenden Landes umgerechnet; fur Lander mit differenziertem Kurssystem ist der Kurs fir den

nichtkommerziellen Bereich zugrunde zu legen.

2.1.3.2.2 Nichtberiicksichtigung von Auslandseinkiinften, die nicht in der EU, im

EWR oder der Schweiz zu versteuern sind

Einnahmen, die nicht im Inland zu versteuern sind und auch nicht im Inland zu versteuerndem Ein-
kommen gleichgestellt sind, sind keine Einklinfte nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 EStG und wer-
den daher auch nicht erfasst, wenn sie inhaltlich den Einklnften nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4
EStG entsprechen. (vgl. RL Teil Il 3.9a Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von EU-Organen
und EU-Institutionen, EU-Beamte)


http://www.ecb.int/stats/exchange/eurofxref/html/index.en.html
http://www.ecb.int/stats/exchange/eurofxref/html/index.en.html
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Bei der Elterngeldberechnung nicht beriicksichtigt werden damit

o Einklnfte, die die berechtigte Person aulerhalb der EU, des EWR oder der Schweiz hat und
die zur Vermeidung von Doppelbesteuerung im Inland, in einem Mitgliedstaat der Europaischen
Union, in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschafts-
raum oder in der Schweiz steuerbefreit sind,

¢ Einnahmen, die nach deutschem Steuerrecht zwar als Einklinfte zu qualifizieren waren, aber
aufgrund von supra- oder internationalrechtlichen Regelungen fir einen bestimmten Personen-
kreis nicht nach nationalem Recht zu versteuern sind, und

e Einnahmen, die nur nach dem Steuerrecht eines Staates aulterhalb der EU, des EWR oder der

Schweiz zu versteuern sind oder Uberhaupt keiner staatlichen Besteuerung unterliegen.

2.1.3.3 Nichtberiucksichtigung von Erwerbseinkiinften aufgrund von elterngeld-

rechtlichen Sonderregelungen

Die Bericksichtigung von Einnahmen kann aufgrund von vorrangigen Sonderregelungen im BEEG
ausgeschlossen sein. Zu den auf diese Weise von der Berlcksichtigung ausgeschlossen Einnah-

men gehdren beispielsweise:

— Einnahmen, die bereits nach § 3 anzurechnen sind (Vermeidung der doppelten Berticksichti-
gung) — dazu im Einzelnen: 2.1.3.4Stichwort ,Einklnfte mit Einkommensersatzfunkton“ und
3.0.1 (Anwendungsbereich, Verhaltnis zu § 2 Abs. 3) und

— Sonstige Beziige im Sinne des § 2c Abs. 1 Satz 2 — vgl. dazu 2.1.3.4 Stichwort ,Sonstige Be-
zuge® und 3.0.1 (Anwendungsbereich, Verhaltnis zu § 2 Abs. 3).

21.3.4 Einzelfragen bei der Ermittlung der zu berticksichtigenden Einkiinfte

In der Regel sind Einkiinfte steuerpflichtig (vgl. § 2 Abs. 1 Satz 1 EStG: ,Der Einkommensteuer un-
terliegen ...“) und finden damit auch fiir das Elterngeld Berlcksichtigung. Nicht zu berticksichtigen
sind allein steuerfreie Einnahmen, die in den §§ 3, 3a und 3b EStG abschlieRend aufgezahlt sind.
Nach den steuerlichen Vorgaben ergeben sich insbesondere folgende Einordnungen von Einnah-
men (Fur EinkUnfte aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit sind ergédnzend die Ausfiihrungen un-

ter 2c.2.3 Einzelfragen zur Nutzung der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen zu beachten):

* Altersversorqung, Auszahlungsbetrage

Bei der Auszahlung von Leistungen der betrieblichen Altersversorgung sind fiir Zwecke der El-

terngeldberechnung zwei Varianten zu unterscheiden:
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(1) Auszahlung der Vorsorgeleistungen als verspatete Lohnzahlung i.S.d. § 19 EStG

Die Aufwendungen des Arbeitgebers bzw. die Uber die Entgeltumwandlung generierten Be-
trage bei der Direktzusage und der Finanzierung Uber die Unterstlitzungskasse werden erst
in der Auszahlungsphase, also in der Rentenbezugszeit, als (nachtragliche) ,andere Beziige
im &ffentlichen und privaten Dienst” im Sinne des § 19 EStG (lohn-)steuerpflichtig. Sie werden als

verspatet ausgezahlter Lohn behandelt.

Auswirkungen auf die Elterngeldberechnung: Diese Rentenzahlungen sind Lohnzahlungen
im Sinne des § 19 EStG und damit Erwerbseinkommen im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 3 in
Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 4 EStG. Sie sind bei der Elterngeldberechnung in vollem Um-

fang als zu berlcksichtigende Einkunfte zu behandeln.

(2) Auszahlung der Vorsorgeleistungen als sonstige Einkunfte im Sinne des § 22 EStG

Die Auszahlungsleistungen Uber die anderen Durchfihrungswege der betrieblichen Alters-
versorgung (Direktversicherung, Pensionskasse und Pensionsfonds) werden als sonstige
Einklnfte im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 7 EStG behandelt, wobei sie entweder voll steuer-
pflichtig nach § 22 Nr. 5 oder lediglich mit dem Ertragsanteil steuerpflichtig nach § 22 Nr. 1
Satz 3 EStG sind.

Auswirkungen auf die Elterngeldberechnung: Da sie keine Erwerbseinklinfte im Sinne des
§ 2 Abs. 1 Nr. 1-4 EStG darstellen, werden sie in der Auszahlungsphase nicht im Rahmen

der Elterngeldberechnung als zu berlcksichtigende Einklinfte behandelt.

Auslandseinkinfte

siehe 2.1.3.2

Bundesfreiwilligendienst (BFD), FSJ, FOJ

Entsprechend der allgemeinen elterngeldrechtlichen Vorgaben sind von den Einkommensbe-
standteilen, die die berechtigte Person im Freiwilligendienst (insbesondere BFD, FSJ und FOJ)
hat (z.B. Taschengeld, unentgeltliche Unterkunft oder Verpflegung) nur die als Einkommen zu

berlcksichtigen, die steuerlich als Einkiinfte einzuordnen sind.

Das Taschengeld oder vergleichbare Geldleistungen sind bei den in § 32 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2
Bst. d EStG aufgefiihrten Freiwilligendiensten (insbesondere BFD, FSJ und FOJ) gemaR § 3
Nr. 5 Bst. d EStG steuerfrei gestellt und somit nicht bei der Elterngeldberechnung als Einkom-
men zu berlcksichtigen. Weitere Bezlige wie z. B. eine unentgeltliche Unterkunft oder Verpfle-
gung, die steuerlich als Einkunfte einzuordnen sind, sind weiterhin als Einkommen zu bertck-

sichtigen.
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Dienstbezige fir Zeiten eines Beschéaftigungsverbots

Bezlige und Zuschusse im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 (Dienst- und Anwarterbeziige so-
wie Zuschusse, die der berechtigten Person nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschrif-
ten fur Zeiten eines Beschaftigungsverbots fur das den Anspruch auslésende Kind zustehen)
werden wegen des Vorrangs der spezielleren Regelung nicht im Rahmen des § 2 Abs. 3 be-

rucksichtigt.

Einklinfte mit Einkommensersatzfunktion und andere Einnahmen im Sinne des § 3

EinklUnfte mit Einkommensersatzfunktion im Bemessungszeitraum sind grundsatzlich nach § 2
Abs. 1 zu bertcksichtigen. Wahrend der Bezugszeit sind diese Einklinfte grundsatzlich nur nach
§ 3 zu berticksichtigen. Nur Einkiinfte mit Einkommensersatzfunktion im Sinne des § 3 Abs. 1
Satz 1 Nr. 5 werden vorrangig nach § 2 Abs. 3 bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Be-

zugszeitraum berucksichtigt.

im Bemessungs- im Bezugszeitraum
zeitraum

nach § 2 Abs. 1 nach § 2 Abs. 3 nach § 3
Einkiinfte mit Einkom- ja ja nein
mensersatzfunktion im (wg. § 3 Abs. 1 Satz 1
Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 5 Buchst. a)
Satz 1 Nr. 5 (z.B. Karen-
zentschadigung)
Andere Einkiinfte im ja nein ja
Sinne des § 3 Abs. 1 (wg. Vorrang des spezi-
Satz 1 (Z.B. Dienstbe- elleren Gesetzes)
ziige)

Erlduterung:

e Als Einklnfte mit Einkommensersatzfunktion, die nach diesen MalRgaben einzuordnen sind,

kommen insbesondere in Betracht:

v' Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. § 18 Justizvergiitungs- und -entscha-
digungsgesetz (JVEG)

v' Karenzentschadigungen nach den §§ 74 bis 75d HGB

v Ubergangsgebiihrnisse und Ausgleichsbeziige nach §§ 11, 11a Soldatenversorgungs-
gesetz (SVG)

Eine zusatzliche Berlcksichtigung als Einkommensersatzleistungen im Rahmen der An-

rechnung nach § 3 erfolgt nicht (vgl. § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Buchst. a). Diese Einklnfte

werden im Ergebnis ohne Anrechnungsfreibetrage im Sinne des § 3 Abs. 2, aber stattdes-

sen nur in Hohe der jeweiligen Ersatzrate berticksichtigt. Auf das Bemessungseinkommen

und die Bestimmung des Elterngeldfreibetrags nach § 10 Abs. 5 Satz 2 kénnen diese Ein-

nahmen keinen Einfluss haben, da die berechtigte Person sie erst nach der Geburt hat.
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¢ Andere Einklnfte, die zu den in § 3 genannten Einnahmen gehdren, werden nicht als Ein-
kommen im Sinne des § 2 Abs. 3 bertlicksichtigt, da § 3 insoweit als die speziellere Rege-
lung vorgeht. Dies gilt beispielsweise fir Einklinfte, soweit die berechtigte Person sie als
Dienstbeziige in Zeiten des Beschaftigungsverbots nach der Geburt nach § 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 bezieht. Dazu kénnen auch Einnahmen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 zahlen, soweit in
einem EU- Mitgliedstaat gezahltes Elterngeld unionsrechtlich Einkiinften nach dem EStG
gleichgestellt ist, die die berechtigte Person im Inland hat. In diesen Fallen werden die Ein-
nahmen nur nach § 3 berucksichtigt und nicht im Rahmen des § 2 Abs. 3. Vgl. 2.1.3.3 und
3.0.1.

Midijob-Einkommen

Midijob-Einkommen werden nach den allgemeinen Regeln beriicksichtigt. Flir Zwecke der Be-
rechnung der Abzige flr Sozialabgaben missen sie gesondert ermittelt werden, da sie nicht in
voller Héhe, sondern nur in Héhe des Ubergangszonenentgeltes Rahmen der Ermittlung der
Abzuge flir Sozialabgaben berlcksichtigt werden (vgl. § 2f.2.3). Zur Nutzung der Lohn- und Ge-
haltsbescheinigung bei der Ermittlung von Midijob-Einkommen sind die Ausfihrungen unter

2c.2.3.3 Ermittlung von Einkommen) zu beachten.

Pauschal besteuerte Einnahmen

Zu den zu berticksichtigenden Einklnften (und nicht zu den steuerfreien Einnahmen) gehéren
auch vom Arbeitgeber pauschal besteuerte Einnahmen. Diese Bezlige werden in voller Hohe
bei der Einkommensermittlung eingerechnet, und zwar auch dann, wenn die pauschal vom Ar-
beitgeber entrichtete Lohnsteuer zivilrechtlich auf die Arbeithehmerin oder den Arbeitnehmer
abgewalzt wird. So zahlen beispielsweise Einnahmen aus einem sog. Minijob (vgl. § 40a EStG)
oder Zukunftssicherungsleistungen, etwa Direktversicherungen, in den Fallen des § 40b EStG

zum fUr das Elterngeld mafigeblichen Einkommen.

Zur Ermittlung von pauschal besteuerten Einnahmen anhand der Angaben in der Lohn- und
Gehaltsbescheinigung vgl. 2¢.2.3.2 Ermittlung von pauschal besteuerten Einnahmen,

u.a. auch im Sinne des § 2e Abs. 2.

Hinweis:

Pauschal besteuerte Bezuge, die abstrakt-generell bei Anwendung des Lohnsteuerabzugsver-
fahrens als sonstige Bezlige zu behandeln waren, sind elterngeldrechtlich bei der Bemessungs-
grundlage nicht zu bericksichtigen (vgl. Entscheidung des BSG vom 08.03.2018 - B 10 EG 8/16
R, Rundschreiben vom 28.11.2018, 2.c.1.1.2 am Ende).
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Photovoltaikanlagen und Blockheizkraftwerke

Bei kleinen Photovoltaikanlagen und vergleichbaren Blockheizkraftwerken unterstellt die Finanz-
verwaltung auf schriftlichen Antrag der steuerpflichtigen Person in allen offenen Veranlagungs-
zeitrdaumen, dass diese nicht mit Gewinnerzielungsabsicht betrieben werden. Bei ihnen liegt
grundsatzlich eine steuerlich unbeachtliche Liebhaberei vor. Der Antrag wirkt auch fur die Folge-
jahre. Einklinfte aus diesen Anlagen sind nicht zu versteuern. Verluste werden steuerlich nicht
anerkannt. Dies ergibt sich aus dem Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen, das am
8. Dezember 2021 im Bundessteuerblatt 2021 Teil I, S. 2202 - 2204, veroffentlicht wurde. Ge-
winne und Verluste aus diesen Anlagen sind damit auch beim Elterngeld nicht zu bericksichti-

gen (zur steuerlichen Behandlung von Photovoltaikanlagen ab 01.01.2022 vgl.2.1.3.1.2).

Sonstige Bezlige

Sonstige Bezlige im Sinne des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG stellen wegen § 2c Abs. 1 Satz 2 kein
Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 3 dar, vgl. 2c.1.1.2 Nichtberlcksichtigung  von
sonstigen Bezligen (Satz 2). Sonstige Bezlige wahrend der Bezugszeit kbnnen aber als anrech-
nungsfahige Leistungen nach § 3 zu berlcksichtigen sein, wenn sie zu den in § 3 Abs. 1 Satz 1
genannten Einnahmen gehdren, vgl. 3.0.1 Anwendungsbereich, Verhaltnis zu § 2 Abs. 3. Zur
Ermittlung von Sonstigen Bezigen anhand von Lohn- und Gehaltsbescheinigungen vgl.

2c.2.3.1 Ermittlung von sonstigen Bezligen im Sinne des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG.

Einklinfte, die aus Grinden der Steuerfreistellung des Existenzminimums nicht besteuert wer-

den

Zur Bemessungsgrundlage des Elterngeldes gehéren die Einkiinfte selbst dann, wenn fiir diese

tatsachlich keine Einkommenssteuer anfallt, weil es zur Anwendung von Kinderfreibetragen
nebst Freibetragen flr den Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf des Kindes
gekommen ist (§ 32 Abs. 6 EStG). Das Gleiche gilt auch, soweit keine Steuer anfallt, weil das
aufgrund der Einkunfte ermittelte zu versteuernde Einkommen den Grundfreibetrag nicht Uber-
steigt (§ 32a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 EStG).

« EinkUlnfte, die aufgrund von Freibetrdgen und Freigrenzen nicht besteuert werden

Einklnfte, die unterhalb eines bestimmten Betrages nicht besteuert werden, etwa weil sie Steu-
erfreigrenzen (z.B. Harteausgleich bei geringfugigen Nebeneinkinften nach § 46 Absatz 3 und
5 EStG) oder Freibetragen (z.B. § 13 Abs. 3 EStG — Freibetrag bei Einkiinften aus Land- und

Forstwirtschaft) unterliegen, gelten grundsatzlich als steuerbare Einkinfte und flihren damit
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elterngeldrechtlich zum Vorliegen von Einkinften. Sie sind daher bei der Elterngeldberechnung

als Einkommen auch der Héhe nach zu berlcksichtigen.

Steuerfreie Einnahmen im Sinne des §8§ 3, 3a und 3b EStG

Steuerfreie Einnahmen im Sinne des §§ 3, 3a und 3b EStG sind hingegen nicht zu berticksich-
tigen (vgl. auch 2.1.3.1.2). Dies gilt auch fir Einnahmen, die nur bis zu einem bestimmten Betrag

nicht beriicksichtigt werden, z.B. Ubungsleitungspauschale nach § 3 Nr. 26 EStG.

Steuerfrei gestellte Teilbetrage

Jahrliche Steuerfreibetrage und Pauschalen, die zur Steuerfreiheit bestimmter Einnahmen flihren

(etwa Einnahmen im Sinne der Ubungsleiterpauschale in Hohe von 2.400 Euro (ab dem Veranla-

gungszeitraum 2021 in H6he von 3.000 Euro ) nach § 3 Nr. 26 EStG), werden jeweils bezogen auf

den steuerlichen Veranlagungszeitraum, in der Regel das Kalenderjahr, in voller Hohe fur die maf3-

geblichen Einkommensberechnungszeitraume bertcksichtigt.

Es ist folgendermalen zu verfahren:

Umfasst der Einkommensberechnungszeitraum nur einige Kalendermonate eines Kalender-
jahrs, wird der volle Steuerfreibetrag auf die Einnahmen in diesen Kalendermonaten ange-
wandt. Die Einnahmen auferhalb des Einkommensberechnungszeitraums werden in diesem

Fall nicht bertcksichtigt.
Beispiel:

Im Bezugszeitraum Mai bis September 2021 werden erstmals Einnahmen aus einer Tatigkeit
im Sinne des § 3 Nr. 26 EStG bezogen. Fur diese Einnahmen wird der Steuerfreibetrag in vol-
ler Hohe berlcksichtigt. Hierbei ist es unerheblich, ob die berechtigte Person nach Ende des

Bezugszeitraums weiterhin diese Tatigkeit austibt.

Wenn sich ein Einkommensberechnungszeitraum (v.a. Bezugszeitraum mit Monaten mit Ein-
kommen) Uber zwei Kalenderjahre erstreckt, ist fir jedes Jahr gesondert der volle Jahressteu-

erfreibetrag zugrunde zu legen.

Beispiel:

Im Bezugszeitraum September 2020 bis Marz 2021 werden erstmals Einnahmen aus einer Ta-
tigkeit im Sinne des § 3 Nr. 26 EStG bezogen. Auf die Einnahmen September 2020 bis De-
zember 2020 wird ein voller Steuerfreibetrag angewandt. Auf die Einnahmen Januar bis Marz

2021 wird ebenfalls ein voller Steuerfreibetrag angewandt.
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Fur Einnahmen im Bemessungszeitraum und Einnahmen im Bezugszeitraum, die in dasselbe
Kalenderjahr fallen, wird auf die Summe der Einnahmen ein Steuerfreibetrag in voller H6he an-

gewandt.

Beispiel:

Ein hauptberuflich angestellter Vater beansprucht Elterngeld fiir sein 2021 geborenes Kind.
Erstmals im Kalenderjahr 2021 erzielte er zuséatzlich Einnahmen aus einer selbststandigen Ne-
bentatigkeit im Sinne des § 3 Nr. 26 EStG. Diese Einnahmen erzielte er im Kalenderjahr 2021

sowohl im Bemessungs- (2.000 Euro) als auch im Bezugszeitraum (4.000 Euro).
Im Rahmen der endglltigen Bewilligung ist wie folgt zu verfahren:

1. Schritt: Prifung, ob fir die Bestimmung des Bemessungszeitraums § 2b Absatz 1, 3 oder 4

BEEG anzuwenden ist.

Auf die Summe der Einnahmen im Bemessungs- und Bezugszeitraum ist der volle Jahressteu-
erfreibetrag anzuwenden. Nach Abzug des Freibetrages nach § 3 Nr. 26 EStG verbleiben
demnach fiir das Kalenderjahr 2021 steuerpflichtige Einnahmen aus der selbststandigen Ne-
bentatigkeit von 3.000 Euro (= (2.000 € + 4.000 €) - 3.000 € Freibetrag). Diese steuerpflichti-
gen Einnahmen sind anteilig im Verhaltnis der in den mafigeblichen Einkommensberech-

nungszeitraumen jeweils insgesamt erzielten Einnahmen zu bertcksichtigen:

o Einnahmen insgesamt: 6.000 Euro
o Anteil Bemessungszeitraum: ein Drittel (2.000 Euro = ein Drittel von 6.000 Euro)

o Anteil Bezugszeitraum: zwei Drittel (4.000 Euro = zwei Drittel von 6.000 Euro)

Die steuerpflichtigen Einnahmen von 3.000 Euro sind insofern in diesem Verhaltnis auf Be-
messungs- und Bezugszeitraum zu verteilen. Das bedeutet: 1.000 Euro (= ein Drittel von 3.000
Euro) sind fur den Bemessungszeitraum und 2.000 Euro (= zwei Drittel von 3.000 Euro) sind

fur den Bezugszeitraum zu berucksichtigen.

Da damit im Zwdlfmonatszeitraum vor der Geburt steuerpflichtige Einnahmen aus einer selbst-
standigen Erwerbstatigkeit vorliegen, ist fir die Bemessung des Elterngeldes nunmehr § 2b
Absatz 3 BEEG (hier: Kalenderjahr 2020) anzuwenden.

2. Schritt: Ermittlung des Einkommens im Bezugszeitraum

Da aufgrund des nunmehr anzuwendenden § 2b Absatz 3 BEEG im Kalenderjahr 2021 eltern-
geldrechtlich kein Bemessungseinkommen zu berlcksichtigen ist, ist der Freibetrag nach § 3
Nr. 26 EStG in voller Hohe auf das Einkommen im Bezugszeitraum anzuwenden. Demnach
hat der Vater im Bezugszeitraum steuerpflichtige Einnahmen aus der selbststandigen Neben-
tatigkeit von 1.000 Euro (= 4.000 Euro — 3.000 Euro Freibetrag). Dies gilt auch, wenn im
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Rahmen der endglltigen Bewilligung der Bemessungszeitraum nach § 2b Absatz 4 BEEG be-
stimmt wird, da nach § 2b Absatz 4 Satz 2 BEEG fir die Berechnung des Elterngeldes allein
das Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit maRgeblich ist. Die GUber dem (antei-
ligen) Freibetrag liegenden geringfligigen selbststandigen Einkiinfte bleiben nach Malkgabe
des § 2b Abs. 4 Satz 2 BEEG im Bemessungszeitraum unberticksichtigt, so dass der Freibe-
trag nach § 3 Nr. 26 EStG auch in diesen Fallen in voller Hohe auf das Einkommen im Be-

zugszeitraum anzuwenden ist.

Fur den Fall, dass die berechtigte Person in den fir die Elterngeldberechnung mafigeblichen
Zeitraumen Einnahmen aus mehreren der nach § 3 Nr. 26 EStG beglinstigten Tatigkeiten hat,
ist der Freibetrag — der steuerlichen Behandlung entsprechend (LStR 3.26 Abs. 8 Satz 2) — nur
einmal auf die Summe der Einnahmen aller beglnstigten Tatigkeiten anzusetzen. Sollte diese
Summe den Freibetrag Ubersteigen, sind die steuerpflichtigen Einnahmen auf die Monate, in
denen Einnahmen aus einer Tatigkeit im Sinne des § 3 Nr. 26 EStG bezogen wurden, aufzu-

teilen.

Beispiel:

Im Bezugszeitraum Marz bis November 2021 werden Einnahmen aus zwei selbststandigen
Nebentatigkeiten im Sinne des § 3 Nr. 26 EStG bezogen:

o 2.900 Euro fur die Tatigkeit in den Lebensmonaten Juni bis Oktober

o 700 Euro fur eine weitere Tatigkeit im Lebensmonat November.

Auf die Summe der Einnahmen ist der volle Jahressteuerfreibetrag anzuwenden. Nach Abzug
des Freibetrages nach § 3 Nr. 26 EStG verbleiben steuerpflichtige Einnahmen von 600 Euro (=
(2.900 Euro+ 700 Euro) - 3.000 Euro Freibetrag). Diese steuerpflichtigen Einnahmen sind in den
Monaten, in denen Einnahmen aus einer Tatigkeit im Sinne des § 3 Nr. 26 EStG bezogen wur-
den, anteilig - in Abhangigkeit von der Anzahl der Monate (hier = 6) - zu bericksichtigen, das
heift, in den Lebensmonaten Juni bis November jeweils 100 Euro (ein Sechstel von 600 Euro).
Dies gilt auch, wenn die begunstigten Tatigkeiten zeitgleich ausgeubt werden.

O

Steuerrickzahlungen

Steuerrlickzahlungen beziehen sich auf bereits abgeschlossene Veranlagungszeitraume und
werden bei ihrem Zufluss nicht erneut besteuert. Sie gehoéren nicht zu den Einklinften im Sinne
des § 2 Abs. 1 EStG. Gleiches gilt fir Steuererstattungen durch den Arbeitgeber im Rahmen

eines automatisierten Lohnsteuerausgleichs gemaf § 42b EStG.
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*  Wertguthaben
Wertguthaben, die nach § 7b SGB IV in Verbindung mit § 7c Abs. 1 Nr. 1b SGB IV ausgezahlt

werden, gehoéren zu den Einkinften aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit. Dies ergibt sich
aus den im BMF-Schreiben vom 17.6.2009 erlauterten Regelungen zur steuerlichen Behandlung
von Zeitwertkonten. Danach 16st grundsatzlich erst die Auszahlung des Guthabens wahrend der
Freistellung Zufluss von Arbeitslohn und damit eine Besteuerung aus. Rechtsgrundlage fur die
Besteuerung ist hier allgemein § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4i.V.m. § 19 EStG.

2.2 Besondere Ersatzraten (Abs. 2)

220 Allgemeine Vorgaben

2.2.01 Systematik der Regelungen zu den Ersatzraten

Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 wird Elterngeld in Héhe von 67 Prozent des Einkommens aus Erwerbstatig-
keit vor der Geburt des Kindes gewahrt. Nach der gesetzlichen Konzeption enthalt § 2 Abs. 1 Satz 1

die grundsatzliche Regelung zur Ersatzrate, die durch Regelungen in § 2 Abs. 2 modifiziert wird.

2.2.0.2 Einheitliche Geltung der Ersatzrate fiir Bezugsmonate mit und ohne Ein-

kommen

Die nach § 2 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 2 festgelegte Ersatzrate gilt einheitlich fur die Berechnung
der Elterngeldhdhe fir Bezugsmonate mit und ohne Einkommen. Mafistab zur Festlegung der Er-
satzrate ist ausschlieRlich das Bemessungseinkommen. Der Unterschiedsbetrag nach § 2 Abs. 3 ist

fur die Festlegung der Ersatzrate ohne Bedeutung.

2.21 Geringverdienerregelung (Satz 1)

Fir je zwei volle Euro, die das nach Abs. 1 zu berilicksichtigende Einkommen vor der Geburt des
Kindes (Elterngeld-Netto im Bemessungszeitraum, Bemessungseinkommen) unter 1.000 Euro im
Kalendermonat liegt, wird die Ersatzrate von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte bis auf maximal 100
Prozent angehoben. Die maximale Ersatzrate wird bei einem Bemessungseinkommen von 340 Euro
vor der Geburt erreicht.

Beispiel: Bei einem Bemessungseinkommen zwischen 996,01 Euro und 998,00 Euro betragt
die Ersatzrate 67,1 Prozent.
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Beispiel: Bei einem Bemessungseinkommen von 389 Euro betragt die Ersatzrate 97,5 Prozent:
1 000 Euro — 389 Euro = 611 Euro
da die Ersatzrate nur alle 2 Euro steigt, werden 610 Euro als Differenz bericksichtigt
610 Euro / 2 Euro *0,1 Prozentpunkte = 30,5 Prozentpunkte
67 Prozentpunkte + 30,5 Prozentpunkte = 97,5 Prozentpunkte

222 Abgesenkte Ersatzrate (Satz 2)

In den Fallen, in denen das Bemessungseinkommen hoher als 1 200 Euro war, sinkt der Prozent-
satz von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte flr je 2 Euro, um die das mafR3gebliche Einkommen den
Betrag von 1 200 Euro Uberschreitet, auf bis zu 65 Prozent. Ab einem Bemessungseinkommen von

1 240 Euro betragt die Ersatzrate damit 65 Prozent.

Beispiel:  Bei einem Bemessungseinkommen von 1 210 Euro betragt die Ersatzrate 66,5 Prozent.

23 Einkommensabhédngiges Elterngeld fur Bezugsmonate mit Einkommen
(Abs. 3)

Das einkommensabhangige Elterngeld fir Bezugsmonate mit Einkommen, d.h. bei teilweisem Ein-

kommenswegfall, bestimmt sich nach § 2 Abs. 3.

23.0 Anwendungsbereich, Geltung fur Bezugsmonate mit teilweisem Einkom-

menswedgfall

Abs. 3 regelt den Fall, dass in einem oder mehreren, nicht notwendigerweise zusammenhangenden
Bezugsmonaten bis zur Vollendung des 32. Lebensmonats des Kindes Einkommen aus Erwerbsta-
tigkeit bezogen wird. Fur diese Bezugsmonate mit Einkommen (vgl. 2.3.1.1.1) ist das Elterngeld fir

jede Bezugsform (fuir Basiselterngeld und Elterngeld Plus) gesondert zu berechnen.

2.31 Ermittlung des Einkommensunterschiedsbetrages (Satz 1 und 2)

Die Bestimmung des Elterngeld-Nettos im Bezugszeitraum unterscheidet sich in den nachfolgenden

Punkten von der Ermittlung des Bemessungseinkommens:
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2311 Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum (Abs. 3 Satz 1 i.V.m.
Abs. 1 Satz 3i.V.m. § 2c Abs. 1 und 2 und § 2d Abs. 1 und 3)

Eine Ubersicht zum Priifablauf fiir das Elterngeld-Brutto im Bezugszeitraum findet sich im Anhang

I1: Ubersicht zur Elterngeldberechnung, unter D.I.

2.3.1.1.1 Ermittlung der Bezugsmonate mit Einkommen (Abs. 3 Satz 1)

Fir die Einkommensberechnung im Bezugszeitraum sind alle Bezugsmonate mit Einkommen aus
Erwerbstatigkeit zu ermitteln. In Betracht kommen alle Lebensmonate des Kindes bis zur Vollendung
des Elterngeldbezugs, in denen Einkommen aus Erwerbstatigkeit bezogen wird. Die Monate missen
nicht notwendigerweise zusammenhangen. Fir die Elterngeldberechnung werden alle Bezugsmo-
nate mit Einkommen als eine Einheit betrachtet, auch wenn sie nicht zusammenhangend sind (vgl.
auch 2.0.2.1 und 2.0.2.2.2). Ggdf. erfolgt die Berechnung nach Abs. 3 auch flr einen einzelnen Mo-

nat.

Jede Erwerbstatigkeit flihrt zu einem Einkommen, dessen konkrete Héhe in Ausnahmefallen aller-
dings im Saldo auch null Euro betragen oder auch negativ sein kann. Dies kann insbesondere auch
dann der Fall sein, wenn ein Gewerbe von einer Vertretung ausgeulbt wird und sich die Betriebsein-
nahmen und -ausgaben ausgleichen. In diesen Fallen ergibt die Summe der positiven Einkinfte null.
Wie fur Lebensmonate ohne Einnahmen und Ausgaben bestimmt sich das einkommensabhangige
Elterngeld in diesen Fallen nach Abs. 1 (vgl. BSG, Urteil vom 04.09.2013, B 10 EG 18/12 R und
Rundschreiben des BMFSFJ vom 20.08.2014 zum Urteil des BSG vom 04.09.2013). Zur Abgren-

zung von Lebensmonaten mit und ohne Einkommen vgl. auch 2.0.2.2.2).

2.3.1.1.2 Ermittlung der zu beriicksichtigenden Brutto-Einkunfte im Bezugszeit-
raum (§ 2 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 2c und § 2d), Wahrungsumrechnung

Die Bestimmung des Elterngeld-Nettos im Bezugszeitraum erfolgt, soweit die Zeit nach der Antrag-
stellung betroffen ist, zunachst auf Grundlage einer Prognose und nach Ablauf des Bezugszeitraums

endglltig.

Ausgangspunkt fiir die Berechnung des Elterngeld-Nettos im Bezugszeitraum sind die in den ein-
zelnen Lebensmonaten des Kindes zu berlcksichtigenden Brutto-Erwerbseinkinfte. Zur Bestim-
mung dieser Brutto-Erwerbseinkinfte siehe: 2.1.3 (allgemein), 2c.1  Zu berucksichtigende Brutto-
Einklnfte aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1)Zu bertcksichtigende Brutto-Einkiinfte
nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit, 2d.1 Zu berucksichtigende Brutto-Einklinfte aus selbst-

standiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1).
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Der Prifungsablauf ist wie folgt:

—  Ermittlung der zu bericksichtigenden Einklinfte zundchst getrennt nach Einkunftsarten; Wéah-

rungsumrechnung

Zunachst sind die zu bericksichtigenden Einklnfte getrennt nach Einkunftsart zu ermitteln. In-
nerhalb einer Einkunftsart werden Gewinne und Verluste miteinander verrechnet (horizontaler
Verlustausgleich, vgl. 2.1.3.1.3). Der laufende Arbeitslohn wird — wie auch bei der Einkom-
mensermittiung vor der Geburt — anhand der kalendermonatlichen Lohn- und Gehaltsbeschei-
nigungen ermittelt, §§ 2, 2c Abs. 1 und 2. Die zu berucksichtigenden Einklinfte aus selbststan-
diger Erwerbstatigkeit werden nach dem gesetzlichen Regelfall im Bezugszeitraum anhand der
Einnahmen aus den Gewinneinkinften vorgenommen. Ein Ruckgriff auf den Steuerbescheid
erfolgt hier nicht. Als Betriebsausgaben werden dann in pauschalierter Form grundsatzlich 25%
der Gewinneinnahmen zugrunde gelegt, auf Antrag werden die tatsachlichen Betriebsausgaben
berlcksichtigt (§ 2d Abs. 3 Satz 2). Gewinneinkunfte im Bezugszeitraum missen mit einer Be-
triebseinnahmenaufstellung bzw. einer Einnahmen-Uberschuss-Rechnung oder Bilanz von der

berechtigten Person nachgewiesen werden, §§ 2, 2d Abs. 3.

Soweit auslandisches Einkommen zu berilcksichtigen ist, das im Inland zu versteuerndem Ein-

kommen gleichgestellt ist, das nicht auf Euro lautet und das nach der Geburt des Kindes bezo-

gen wird, ist dieses zudem umzurechnen. Fir die Umrechnung gelten folgenden Vorgaben:

e FUr die Prognoseentscheidung ist das Einkommen mit dem Wechselkurs am 15. des Kalen-
dermonats vor dem Monat, in dem die Bewilligung erfolgt, umzurechnen.

e Bei der abschlieenden Einkommensprufung ist entsprechend RL 2.1.3.2.1 umzurechnen.

Nicht bertlicksichtigt werden Einnahmen, die bereits im Rahmen des § 3 beriicksichtigt werden.
Hierzu gehoren beispielsweise Dienst- und Anwarterbeziige sowie Zuschusse, die der berech-
tigten Person nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften fir Zeiten eines Beschafti-
gungsverbots fir das den Elterngeldanspruch auslésende Kind im Bezugszeitraum zustehen
(§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2). Vgl. dazu auch 2.1.3.3 (Nichtbericksichtigung von Erwerbseinkiinften
aufgrund von elterngeldrechtlichen Sonderregelungen) und 3.0.1 (Anwendungsbereich, Ver-
haltnis zu § 2 Abs. 3).

— Anteilige Umrechnung der kalendermonatlichen Einklinfte aus nichtselbststindiger Erwerbsta-

tigkeit auf die maRgeblichen Lebensmonate

Nach der Ermittlung der zu bertcksichtigenden Einkinfte und noch vor dem Abzug des Arbeit-
nehmer-Pauschbetrags sind die zu berticksichtigenden Brutto-Einnahmen aus nichtselbststan-
diger Erwerbstatigkeit, die nach Kalendermonaten gezahlt werden, nach den Vorgaben des

2¢.1.2 Umrechnung des kalendermonatlichen Einkommens auf den Lebensmonat bei
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Einkommen in der Bezugszeit auf die jeweiligen Lebensmonate umzurechnen, soweit die be-
rechtigte Person innerhalb des Bezugsmonats an den jeweiligen Kalendertagen Einkommen
hatte.

Bei der lebensmonatsbezogenen Ermittlung der Einkinfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit
ist keine Umrechnung auf Lebensmonate erforderlich. Die steuerrechtlichen Grundsatze zur
zeitlichen Zuordnung von Einnahmen sind flr die Ermittlung der Einnahmen im Bezugszeitraum
mit der MaRgabe anzuwenden, dass an die Stelle des Besteuerungszeitraums derjenige des
Elterngeldbezugs tritt. Einklinfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit sind daher nach Zu- und
Abflussprinzip dem jeweiligen Lebensmonat zuzuweisen. Zuflisse aullerhalb des Bezugszeit-
raums werden grundsatzlich nicht auf den Lebensmonat umgerechnet. Ausnahmsweise sind
folgende, steuerrechtlich Gber mehrere Jahre bertcksichtigungsfahige, Einnahmen und Ausga-
ben auf den Lebensmonat umzurechnen:
— Investitionsabzugsbetrage (vgl. 2d.3.2 Ermittlung der Betriebsausgaben in der
Bezugszeit (Satz 2))
— Betrage zur Absetzung fur Abnutzung (AfA) (vgl. 2d.3.2 Ermittlung der Betriebsaus-
gaben in der Bezugszeit (Satz 2))

— Lebensmonatsweiser Abzug eines Zwolftels des Arbeitnehmer-Pauschbetrags von den Einnah-

men aus nichtselbststindiger Erwerbstatigkeit (elterngeldrechtlich)

Der Abzug des elterngeldrechtlichen Arbeithehmer-Pauschbetrags von den Brutto-Einnahmen
aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit nach § 2c Abs. 1 Satz 3 erfolgt erst nach der Umrech-
nung der kalendermonatsbezogenen Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit auf
den Lebensmonat. Vgl. 2c.1.4.2 Lebensmonatsweiser Abzug eines Zwodlftels des Ar-

beithnehmer-Pauschbetrags bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum.

2.3.1.1.3 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der Brutto-Einkiinfte im Be-

zugszeitraum

Sodann sind die in den Bezugsmonaten mit Erwerbseinkommen zu berlcksichtigende Brutto-Ein-
kinfte aus den unterschiedlichen Einkunftsarten zu addieren. Dabei werden nur die positiven Er-
werbseinklnfte berlcksichtigt. Ein Verlustausgleich zwischen verschiedenen Einkunftsarten (kein
vertikaler Verlustausgleich, vgl. § 2 Abs. 1 Satz3 ,Summe der positiven Einkinfte®, vgl. auch
2.1.3.1.3) findet nicht statt. Sollte fiir eine Einkunftsart ein negativer Wert ausgewiesen sein, ist diese
Einkunftsart an dieser Stelle mit dem Wert null anzusetzen. Die so ermittelte Summe der positiven

Einklnfte ist durch die Zahl der Bezugsmonate mit Erwerbseinkommen nach der Geburt zu teilen.
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2.3.1.2 Ermittlung der Abziige fir Steuern im Bezugszeitraum (§ 2e)

Sodann sind die Abzlige fir Steuern nach § 2e zu ermitteln. Die Bemessungsgrundlage fir die Steu-
erabzlge wird flur die Bezugsmonate mit Einkommen gesondert ermittelt (Bemessungsgrundlage flr
die Steuerabziige im Bezugszeitraum). Zur Ermittlung des Ausgangswerts fiir die Steuerabzlige sind
die zu berucksichtigenden Einkunfte durch die Anzahl der Bezugsmonate mit Einkommen zu teilen.
Dies gilt unabhangig davon, ob es sich in diesen Monaten um Einkommen handelt, das fur den
Abzug fur Steuern relevant ist oder nicht. Die anhand der Angaben fur den Bemessungszeitraum
ermittelten Abzugsmerkmale gelten einheitlich auch fur die gesamte Einkommensermittlung im Be-
zugszeitraum. Die Ermittlung der Abziige fiur Steuern erfolgt gemeinsam fiir Einkinfte aus nicht-
selbststandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit. Im Ubrigen gelten die Ausfiihrungen unter

2.1.1.2 zur Ermittlung der Abzlge fur Steuern im Bemessungszeitraum entsprechend.

2.3.1.3 Ermittlung der Abzlige fur Sozialabgaben im Bezugszeitraum (§ 2f)

Auch die Bemessungsgrundlage flr die Sozialabgabenabziige wird flr die Bezugsmonate mit Ein-
kommen gesondert ermittelt (Bemessungsgrundlage flr die Sozialabgabenabzliige im Bezugszeit-
raum). Die Bemessungsgrundlage ergibt sich, indem die Summe der fir die Abzlge fir Sozialabga-
ben zu bericksichtigenden Einkiinfte durch die Anzahl der Bezugsmonate mit Einkommen geteilt
wird. Dabei ist es unerheblich, ob es sich in diesen Monaten um Einkommen handelt, das fur den

Abzug flr Sozialabgaben relevant ist oder nicht.

Zur Ermittlung der Abzlige fiir Sozialabgaben vgl. § 2f. Im Ubrigen gelten die Ausfiihrungen unter

2.1.1.3 zur Ermittlung der Abzuge fir Sozialabgaben im Bemessungszeitraum entsprechend.

2.3.1.4 Ermittlung des Elterngeld-Nettos im Bezugszeitraum

Das Elterngeld-Netto im Bezugszeitraum ergibt sich, indem das Elterngeld-Brutto fiir die Bezugsmo-
nate mit Einkommen (2.3.1.1) um die Abzlge fir Steuern und Sozialabgaben in Bezugsmonaten mit
Einkommen (2.3.1.2 und 2.3.1.3) verringert wird.

2.3.2 Deckelung des Bemessungseinkommens auf den Hochstbetrag von

2.770 Euro fur Bezugsmonate mit Einkommen (Satz 2)

Als Bemessungseinkommen wird hochstens ein Betrag von 2.770 Euro berlcksichtigt. Liegt das
nach § 2 Abs. 1 ermittelte Bemessungseinkommen dariber, wird der Differenzbetrag also nur zwi-

schen dem Elterngeld-Netto im Bezugszeitraum und 2.770 Euro gebildet.
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2.3 Einkommensabhéangiges Elterngeld fir Bezugsmonate mit Einkommen (Abs. 3)

Beispiel: Das Bemessungseinkommen betragt 5.000 Euro. Betragt das Elterngeld-Netto im Be-
zugszeitraum 2.570 Euro, wird als wegfallendes Erwerbseinkommen (Einkommens-
unterschiedsbetrag) nur die Differenz zwischen 2.770 und 2.570 Euro bericksichtigt.
Das sind 200 Euro. 65 Prozent davon sind 130 Euro. Diese Summe wird auf den Min-
destbetrag aufgestockt. Die berechtigte Person kann also ein Elterngeld von 300 Euro

in Anspruch nehmen.

Bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum werden auch einzelne monatliche
Brutto-Einklinfte, die in einem Bezugsmonat die Bertcksichtigungsgrenze von 2.770 Euro Uberstei-
gen, in voller Héhe bericksichtigt, da dieser Monatswert nur die Bedeutung eines Rechenpostens
hat (zur Berucksichtigung negativer Einklinfte im Rahmen des horizontalen Verlustausgleichs vgl.
2.1.3.0.1 und 2.1.3.1.3).

Belaufen sich die Einklnfte (beispielsweise bei ausschliellich negativen Einkunften) im Zeitraum
nach § 2 Abs. 3 in der Summierung der positiven Einkunfte auf null, bestimmt sich die Elterngeldbe-
rechnung nach § 2 Abs. 1 (BSG, Urteil vom 04.09.2013, B 10 EG 18/12 R, vgl. Rundschreiben des
BMFSFJ vom 20.08.2014 zum Urteil des BSG vom 04.09.2013 und 2.3.1.1.1).

Die Hoéchstbetragsgrenze des § 2 Abs. 3 Satz 2 findet insoweit keine Anwendung.

2.3.3 Berechnung des Einkommensunterschiedsbetrages (Abs. 3 Satz 1 und 2)

Der Unterschiedsbetrag errechnet sich, indem das Bemessungseinkommen um das Elterngeld-
Netto im Bezugszeitraum vermindert wird (Abs. 1 Satz 1i.V.m. Abs. 2). Dabei kann das Einkommen
in einem Bezugsmonat durchaus hdher als das Bemessungseinkommen sein. Ist das Elterngeld-
Netto im Bezugszeitraum allerdings durchschnittlich genauso hoch wie oder héher als das Bemes-
sungseinkommen, besteht kein Anspruch auf einkommensabhangiges Elterngeld nach Abs. 3. Nur
der Anspruch auf den Mindestbetrag nach Abs. 4 und ggf. die Zuschlage nach den § 2a Abs. 1-3
(Geschwisterbonus) und Abs. 4 (Mehrlinge) bleibt unberihrt.

Beispiel: Das Bemessungseinkommen betragt 2.000 Euro und das Elterngeld-Netto im Be-
zugszeitraum 1.000 Euro (nurim 11. und 12. Lebensmonat). Dann betragt das Eltern-
geld fur die Lebensmonate 1 bis 10, in denen die berechtigte Person kein Erwerbs-
einkommen hat und in denen das Elterngeld daher nach Abs. 1 zu berechnen ist,
1.300 Euro (2.000 Euro * 0,65) monatlich. In den Lebensmonaten 11 und 12, in denen
Erwerbseinkommen zu berlcksichtigen ist, findet hingegen Abs. 3 Anwendung. Die
Differenz zwischen dem Einkommen vor der Geburt (Bemessungseinkommen) und
dem Einkommen nach der Geburt (Elterngeld-Netto im Bezugszeitraum) betragt
1.000 Euro (2.000 Euro — 1.000 Euro). Da das Einkommen vor der Geburt Uber



82
— 0 § 2Hdbhe des Elterngeldes —
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1.240 Euro lag, wird die Ersatzrate von 65 Prozent angewendet. Das Elterngeld in
diesen Monaten betragt deshalb 650 Euro monatlich (1.000 Euro * 0,65).

234 Berechnung der Elterngeldhohe, insb. Anwendung der Ersatzrate auf den
Unterschiedsbetrag (Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 2)

Ist Elterngeld-Netto im Bezugszeitraum nach Abs. 3 geringer als das Bemessungseinkommen nach
Abs. 1, so wird die Ersatzrate zur Berechnung des Elterngeldes in Monaten mit Einkommen auf den
Unterschiedsbetrag angewendet. Die Berechnung der Elterngeldhdhe erfolgt einheitlich fir Bezugs-
monate mit und ohne Einkommen mit der Ersatzrate, die sich nach Abs. 1 und 2 allein nach dem
Bemessungseinkommen bemisst. Im Ubrigen gelten die allgemeinen Vorgaben zur Berechnung der
Elterngeldhdhe, vgl. 2.1.1.5.

23.5 Berechnungsarten des Elterngeldes

Der neue § 2 Abs. 3 Satz 3 ermdglicht eine differenzierte Berechnung des Elterngeldes. Das Ein-
kommen aus Erwerbstatigkeit nach der Geburt ist flir Lebensmonate, in denen die berechtigte Per-
son Basiselterngeld in Anspruch nimmt, und flr Lebensmonate, in denen sie Elterngeld Plus in An-
spruch nimmt, getrennt zu berechnen. Dies fuhrt dazu, dass die berechtigte Person bis zu vier, an

ihre jeweiligen Einkommensverhaltnisse angepasste Elterngeldbetrage erhalt:
1. Basiselterngeld fir Lebensmonate ohne Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 1,

2. Basiselterngeld fur Lebensmonate mit Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 3 Satz 3,

1. Variante,
3. Elterngeld Plus ohne Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 1,

4. Elterngeld Plus fur Lebensmonate mit Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 3 Satz 3,

2. Variante.

Um einen an ihre Einkommensverhaltnisse in den jeweiligen Stufen ihres beruflichen Wiederein-
stiegs beziehungsweise der Reduzierung der Erwerbstatigkeit angepassten Einkommensersatz zu
bekommen, kann die berechtigte Person beispielsweise fur die Phase mit geringem Einkommen
Basiselterngeld mit Teilzeiteinkommen geltend machen und in der Phase mit héherem Einkommen
Elterngeld Plus, das nur den geringeren durchschnittlichen Einkommenswegfall in den Lebensmo-

naten mit Einkommen ausgleicht, dafiir aber doppelt so lang gewahrt wird.

Wird der Partnerschaftsbonus in Anspruch genommen, flhrt dies dazu, dass die bereits bezogenen

Elterngeld Plus-Monate mit Teilzeiteinkommen unter Berlcksichtigung des (voraussichtlichen)



83
— 0 § 2Hdbhe des Elterngeldes —
2.4 Mindestbetrag

Einkommens der Partnerschaftsbonus-Monate neuberechnet werden. Dies liegt daran, dass die
Partnerschaftsbonus-Monate wie Elterngeld Plus-Monate zu behandeln sind. Nur Basiselterngeld
und Elterngeld Plus-Monate sind getrennt zu berechnen. Die Inanspruchnahme des Partnerschafts-
bonus kann dazu fihren, dass ein Rickzahlungsanspruch auf bereits ausgezahltes Elterngeld ent-
steht.

24 Mindestbetrag

Der Mindestbetrag des Elterngeldes belauft sich auf 300 Euro. Er bezieht sich nur auf das Elterngeld
nach § 2, da die Zuschlage nach § 2a ihrerseits an das bereits unter Anwendung des Abs. 4 ermit-
telte Elterngeld anknipfen. Er kommt zur Anwendung,

— wenn die berechtigte Person vor der Geburt kein Einkommen aus Erwerbstatigkeit hat (Bsp.
Hausfrauen und -manner, Rentnerinnen und Rentner, Empfangerinnen und Empfanger von ALG
| oder II),

— wenn das bericksichtigte Einkommen vor der Geburt so klein ist, dass es ohne den Mindestbe-
trag trotz Anhebung der Ersatzrate nach Abs. 2 zu einem Elterngeld unter 300 Euro fiihren
wirde,

— wenn der Einkommenswegfall nach der Geburt so klein ist, dass das Elterngeld ohne den Min-
destbetrag weniger als 300 Euro betragen wirde (beispielsweise bei einer Reduzierung der Er-
werbstatigkeit um nur wenige Stunden), oder

— wenn das Einkommen nach der Geburt Gberhaupt nicht reduziert wird (z.B. durchgehende Be-

schaftigung unter 32 Wochenstunden).

Wird nur der Mindestbetrag beantragt, ist eine Einkommensermittlung grundsatzlich nicht erforder-

lich. Etwas anderes kann sich aus der Prufung der Voraussetzungen der Partnermonate ergeben.
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2a.1 Geschwisterbonus (Abs. 1)

§ 2a Geschwisterbonus und Mehrlingszuschlag

2a1 Geschwisterbonus (Abs. 1)

2a.11 Berechnung des Geschwisterbonus (Satz 1)

Der Geschwisterbonus ist ein Zuschlag, dessen Héhe sich nach dem Betrag berechnet, der bereits
nach § 2 in Anspruch genommen werden kann, d.h. nach dem einkommensabhangigen Elterngeld
von mindestens 300 und maximal 1.800 Euro ohne Berlcksichtigung des Mehrlingszuschlags nach
§ 2a Abs. 4. Dieser Betrag ist in einem ersten Schritt zu bestimmen und dann um 10 Prozent, min-

destens jedoch 75 Euro, zu erhéhen.

2a.1.2 Geschwisterkinder (Satz 1 Nr. 1 und 2)

Voraussetzung fir den Geschwisterbonus ist, dass

— die berechtigte Person mit zwei Kindern, die das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet haben
(§ 2a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1), oder

— mit drei oder mehr Kindern, die das sechste Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§ 2a Abs. 1
Satz 1 Nr. 2),

in einem Haushalt lebt.

Bericksichtigt werden nur Kinder, fiir die die berechtigte Person auch die weiteren Voraussetzungen
des § 1 Abs. 1 und 3 erfillt (§ 2a Abs. 1 Satz 2). Es muss sich also um eigene Kinder dieser Person
handeln, sofern nicht eine der Ausnahmen des § 1 Abs. 3 eingreift. Die Person muss diese Kinder
selbst betreuen und erziehen und darf keine volle Erwerbstatigkeit austuben. Das Kind, anlasslich
dessen Geburt das Elterngeld beantragt wird, wird bei der Bestimmung der Zahl der Kinder, mit der

die Person in einem Haushalt lebt, mitgezahit.

Handelt es sich um eine Mehrlingsgeburt, werden jedoch der zweite und jeder weitere Mehrling, fir
die sich das Elterngeld bereits um den Zuschlag nach Abs. 4 (s.u.) erhéht, nicht mitgezahlt. Handelt
es sich bei den anderen Geschwistern um Mehrlinge, werden diese wie Einzelgeburten nach der

Kopfzahl berlcksichtigt.

Wird innerhalb des Bezugszeitraums fir ein alteres Kind ein weiteres Kind geboren, kann es dazu
kommen, dass fir beide Kinder nunmehr der Geschwisterbonus zu zahlen ist. Fiir das altere Kind
ist zu beachten, dass es sich bei der Geburt des Geschwisterkindes um ein anspruchsbegriindendes

Merkmal handelt, das hinzutritt. Erfolgt die Geburt nicht am ersten Tag eines Lebensmonats des
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2a.2Altersgrenze in Sonderfallen (Abs. 2)

alteren Kindes, kann der Geschwisterbonus daher erst ab dem darauf folgenden Monat gezahlt wer-
den. Fir den Wegfall des Merkmals siehe 2a.3. Darliber hinaus wird das Elterngeld fiir das altere
Kind auf das Elterngeld fir das jungere Kind nach MalRgabe von § 3 Abs. 1 Nr. 4 angerechnet (s.
3.1.1.4).

Auch Mehrlingskinder kdnnen bei der Gewahrung des Geschwisterbonus fir ein anderes Kind zu
berlcksichtigen sein, das nicht mit ihnen zusammen geboren wurde. Umgekehrt kann bei Mehr-
lingsgeburten ein Geschwisterbonus zu gewahren sein, wenn die Mehrlinge noch Geschwister ha-
ben, die die Voraussetzungen des § 2a Abs. 1 bis 3 BEEG erfillen.

2a.2 Altersgrenze in Sonderfallen (Abs. 2)

2a.2.1 Adoption (Satz 1 und 2)

Bei adoptierten alteren Geschwisterkindern und solchen, die mit dem Ziel der Adoption in den Haus-
halt aufgenommen worden sind, tritt bei der Berechnung des Alters der Zeitpunkt der Aufnahme in
den Haushalt an die Stelle der Geburt. Dies entspricht der Regelung in § 1 Abs. 3 Satz 2. Wie bei
Geschwisterkindern mit Behinderung (vgl. § 2a Abs. 2 Satz 3) werden adoptierte Kinder jedoch
héchstens mit einem Lebensalter von 14 Jahren bei der Gewahrung des Geschwisterbonus berlck-

sichtigt.

2a.2.2 Kinder mit Behinderung (Satz 3)

Fir altere Geschwisterkinder mit Behinderung verschiebt sich die Altersgrenze, bis zu der sie Be-
rucksichtigung finden kénnen, auf 14 Jahre. Ein Kind mit Behinderung steht also bis zur Vollendung
seines 14. Lebensjahres einem Kind ohne Behinderung unter drei Jahren gleich. Die Behinderung
muss durch Feststellung gem. § 152 Abs. 1 SGB IX oder durch den Schwerbehindertenausweis
(wird ab GdB 50 ausgestellt) nachgewiesen werden. Ein Grad der Behinderung unter 20 kann des-

halb nicht bertcksichtigt werden.

2a.3 Wegfall des Geschwisterbonus bei Uberschreiten der Altersgrenzen
(Abs. 3)

Der Anspruch auf den Geschwisterbonus entfallt mit dem Ablauf des Lebensmonats, in dem die fir
die Anwendbarkeit der Regelung maf3geblichen alteren Geschwisterkinder die jeweilige Alters-

grenze Uberschreiten. Dies gilt auch fir den Fall, dass eine Voraussetzung des Abs. 1 Satz 2 entfallt.
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2a.4 Mehrlingszuschlag (Abs. 4)

Die Regelung stellt damit klar, dass auch fir den Geschwisterbonus gilt, was im Ubrigen bereits aus
§ 4 Abs. 2 Satz 2 folgt.

2a.4 Mehrlingszuschlag (Abs. 4)

Nach Satz 1 erhéht sich bei Mehrlingsgeburten sowie im Fall der gleichzeitigen Aufnahme mehrerer
Kinder in den Haushalt mit dem Ziel der Annahme der nach § 2 berechnete Elterngeldbetrag um je

300 Euro fur den zweiten und jeden weiteren Mehrling.

Beispiel: Bei einem Bemessungseinkommen von 3.000 Euro besteht nach einer Zwillingsge-
burt Anspruch auf den Hochstbetrag des einkommensabhangigen Elterngeldes von
1.800 Euro zuzuglich 300 Euro fur den Zwilling. Die Anspruchsvoraussetzungen fur
den Geschwisterbonus sind nicht erfullt (vgl. 2a.1.2 Geschwisterkinder  (Satz 1
Nr. 1 und 2)).

Abs. 4 Satz 2 stellt klar, dass der Mehrlingszuschlag wie nach bisheriger Rechtslage auch zusatzlich

zum Geschwisterbonus gezahlt wird, der fir ein anderes Geschwisterkind gewahrt wird.
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2b.1Bemessungszeitraum fur das Einkommen ausschlieflich aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1)

§2b Bemessungszeitraum

§ 2b regelt den Bemessungszeitraum, der der Ermittlung des Bemessungseinkommens nach § 2

Abs. 1 zugrunde zu legen ist.

Die Einkommensermittlung richtet sich je nach Einkommensart nach § 2c oder § 2d. So sind fir die
elterngeldrechtliche Berechnung des Einkommens aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit nicht
die Angaben im Einkommensteuerbescheid mafigeblich, sondern die Entgeltdaten in den Lohn- und
Gehaltsbescheinigungen (§ 2c Abs. 2 und 3).

Die Regelungen zum Bemessungszeitraum sind mafgeblich fir die Ermittlung des Bemessungsein-
kommens. Der maligebliche Einkommensberechnungszeitraum fur die Einkommensberechnung im
Bezugszeitraum bestimmt sich nach § 2 Abs. 3 Satz 1, vgl. 2.3.1.1.1. Ein Prufungsschema fur die
Bestimmung des Bemessungszeitraumes findet sich im Anhang II: Ubersicht zur Elterngeldberech-

nung, unter C.1.1.

2b.1 Bemessungszeitraum fiir das Einkommen ausschlieBlich aus nichtselbst-

standiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1)

Abs. 1 trifft Vorgaben fir den Bemessungszeitraum bei Einkommen aus nichtselbststandiger Er-
werbstatigkeit im Sinne von § 2c. Die Vorgaben gelten fir die Ermittlung aller Berechnungsgrundla-
gen flr Einkommen im Bemessungszeitraum (Elterngeld-Brutto, Elterngeld-Netto und die Bemes-
sungsgrundlagen fiur die Steuer- und Sozialabgabenabziige). Besonderheiten kénnen sich ggf. bei
der Ermittlung des mafigeblichen Betrachtungszeitraumes zur Ermittlung der Abzugsmerkmale er-
geben (vgl. 2.0.2.3). Die aufgrund der Angaben aus dem Bemessungszeitraum ermittelten mafigeb-

lichen Abzugsmerkmale flr Steuern und Sozialabgaben gelten auch fir den Bezugszeitraum.

2b.1.1 MaRgeblichkeit des Zwolfmonatszeitraums (Satz 1)

Nach § 2b Abs. 1 Satz 1 sind fir die Ermittlung des Bemessungseinkommens grundsatzlich die
zwolf Kalendermonate vor dem Kalendermonat der Geburt des Kindes mafgeblich. Nicht unterschie-
den wird innerhalb der zwolf Kalendermonate zwischen Kalendermonaten mit oder ohne Einkommen.

Auch Kalendermonate mit negativen Einkunften werden mit einbezogen.

Der Zwdlfmonatszeitraum nach Abs. 1 Satz 1 ist nur in Fallen mafigeblich, in denen die elterngeld-
berechtigte Person ausschlieRlich Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit hat. In Fal-
len, in denen auch Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit zu bertcksichtigen ist, richtet
sich der Bemessungszeitraum fur die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststandiger Erwerbs-

tatigkeit nach Abs. 3 (steuerlicher Veranlagungszeitraum).
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Unabhangig vom Bemessungszeitraum erfolgt der Nachweis Uiber das Einkommen aus nichtselbst-

standiger Erwerbstatigkeit stets Gber die Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (vgl. § 2c Abs. 2).

2b.1.2 Bestimmung des Zwolfmonatszeitraums (Satz 2)

Bei der Bestimmung der zwolf Kalendermonate sind Kalendermonate auszuklammern, in denen ein
Ausklammerungstatbestand nach Satz 2 erfillt ist. Die Aufzahlung der Ausklammerungstatbestande

ist abschlieRend.

Kalendermonate, in denen die berechtigte Person vor der Geburt des Kindes fur mindestens einen
Tag einen Ausklammerungstatbestand erfullt, werden bei der Bestimmung der zwolf fir die Einkom-
mensermittlung vor der Geburt des Kindes heranzuziehenden Kalendermonate ubersprungen. Der
Bemessungszeitraum verschiebt sich also um die Zahl der Ubersprungenen Kalendermonate weiter

in die Vergangenheit, ohne dass sich die Zahl der bertcksichtigten Kalendermonate (12) andert.

Beispiel: Geburt des Kindes 1. Januar 2013. Mutterschaftsgeld und Arbeitgeberzuschuss wer-
den seit dem 20. November 2012 bezogen. Durch eine schwangerschaftsbedingte
Erkrankung ist nach dem Ende des Lohnfortzahlungszeitraums vom 5. Juni bis 31.
Juli 2012 kein Einkommen bezogen worden. Dann sind fur die Einkommensermittlung
vor der Geburt die Monate Juni, Juli, November und Dezember 2012 nicht zu berick-
sichtigen. Zu berucksichtigen ist hingegen das Einkommen der Monate September
2011 bis Mai 2012 und August bis Oktober 2012.

2b.1.2.1 Zeiten des Elterngeldbezugs fur ein alteres Kind (Nr. 1)

Bei der Bestimmung des Bemessungszeitraums bleiben fir das Elterngeld Kalendermonate unberiick-
sichtigt, in denen fir ein lteres Kind im Zeitraum des § 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 und Abs. 5 Satz 3 Nummer

2 Basiselterngeld oder Elterngeld Plus bezogen wurde.

Monate, in denen nach dem 14. Lebensmonat des Kindes im Zeitraum nach § 4 Abs. 1 Satz 4 Elterngeld
Plus bezogen wird, sind hingegen grundséatzlich bei der Elterngeldberechnung zu bertcksichtigen (Aus-

nahme: Siehe nachfolgende Ausflhrungen bei zu frih geborenen Kindern).

Der Verweis auf § 4 Abs. 5 Satz 3 Nummer 2 ist ungenau und daher nach Sinn und Zweck der Norm

auszulegen.
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2b.1Bemessungszeitraum fur das Einkommen ausschlieflich aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1)

Daher ist wie folgt auszuklammern:

. Falls das altere Kind mindestens 6 Wochen vor dem errechneten Termin geboren wurde,
werden bis zu seinem 15. Lebensmonat alle Kalendermonate ausgeklammert, in denen El-

terngeld beansprucht wurde;

. falls es mindestens 8 Wochen vor dem errechneten Termin geboren wurde, bis zum 16.
Lebensmonat;

. falls es mindestens 12 Wochen vor dem errechneten Termin geboren wurde, bis zum 17.
Lebensmonat;

. falls es mindestens 16 Wochen vor dem errechneten Termin geboren wurde, bis zum 18.
Lebensmonat.

Die Ausklammerung gilt fir Bemessungszeitraume fiir das jungere Kind, welches nach dem 1. Septem-
ber 2021 geboren wird, wenn das altere Kind ein Friihchen im Sinne des § 4 Abs. 5 war. Es kommt nicht

darauf an, dass auch das altere Kind nach dem 1. September 2021 geboren wurde.

2b.1.2.2 Zeiten der mutterschutzgesetzlichen Beschaftigungsverbote oder des Be-

zugs von Mutterschaftsgeld (Nr. 2)

Nach Nr. 2 finden die Ausklammerungstatbestande auf Frauen Anwendung, die die Schutzfristen
nach § 3 MuSchG in Anspruch genommen haben, mit oder ohne Mutterschaftsgeld zu beziehen
(gesetzlich oder privat versicherte Arbeitnehmerinnen). Die Ausklammerungstatbestande nach Nr. 2
kdénnen auch bei einer Schwangerschaft mit einem alteren, den Elterngeldanspruch nicht auslésen-
den Kind erflillt werden. Der Nachweis erfolgt tber eine Bescheinigung Uber das Beschaftigungs-

verbot.

Eine Ausklammerung von Monaten mit Beschaftigungsverboten nach entsprechenden beamten-
und soldatenrechtlichen Vorschriften unterbleibt, da wahrend dieser Schutzfristen den berechtigten
Personen die Beziige unverandert weitergezahlt werden und somit keine Einkommensminderung

vorliegt, die Anlass zu einer entsprechenden Regelung geben kdnnte.

Die Regelung, wonach Kalendermonate mit Mutterschaftsgeldbezug ausgeklammert werden, hat
bei Selbststandigen, fir die keine Schutzfristen bestehen, eine eigenstandige Bedeutung (z.B.
Selbststandige, die Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung nach § 9 SBG V sind und Mut-
terschaftsgeld nach § 24i Abs. 2 Satz7 SGB V bzw. § 200 Abs. 2 Satz 7 RVO in der bis zum
29.10.2012 geltenden Fassung beziehen).
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2b.1.2.3 Zeiten schwangerschaftsbedingter Erkrankungen (Nr. 3)

Nach Nr. 3 liegt ein Ausklammerungstatbestand vor, wenn die berechtigte Person eine Krankheit
hatte, die maf3geblich durch eine Schwangerschaft bedingt war. Diese Voraussetzung kann auch
dann erfillt sein, wenn die Krankheit durch eine vorangegangene Schwangerschaft mafgeblich be-
dingt war. Dementsprechend sind auch Kalendermonate auszuklammern, flir die der Arzt eine Er-
krankung attestiert, die auf eine Schwangerschaft zuriickzufihren ist, auch wenn es sich um eine
"Folgeerkrankung" handelt, die eben nicht im Zusammenhang mit der "aktuellen" Schwangerschaft
steht. Die Regelung dient auch der Verwaltungsvereinfachung, da in Fallen kurzer Geburtenfolge
bei der Elterngeldberechnung ggf. dieselben Monate auszuklammern sind, die bereits bei der EI-
terngeldberechnung fir ein alteres Geschwisterkind ausgeklammert wurden und daher dasselbe

Bemessungseinkommen zugrunde gelegt werden kdnnte.

Der Tatbestand ist nur dann erflllt, wenn die berechtigte Person wegen einer Erkrankung oder Ver-
schlimmerung einer Vorerkrankung, die mafRgeblich auf eine Schwangerschaft zurickzuflhren ist

(arztliches Attest erforderlich), ein geringeres Einkommen hat.

Die Einkommensminderung muss unmittelbare Folge der schwangerschaftsbedingten Erkrankung
sein. Dementsprechend reicht es nicht aus, wenn die Erkrankung der betroffenen Schwangeren Ur-
sache fur den Einkommenswegfall bzw. die Einkommensminderung bei einer anderen Person ist,
da diese Einkommensminderung nicht unmittelbar auf der schwangerschaftsbedingten Krankheit,
sondern auf der eigenen Entscheidung der berechtigten Person beruht, die Erwerbstatigkeit aus
anderen Grunden (etwa wegen der Betreuung alterer Kinder) zu unterbrechen oder einzuschranken
(vgl. BSG-Urteil vom 27.06.2013 (B 10 EG 10/12 R).

Selbststandige Mutter weisen das Vorliegen der Voraussetzungen fir den Ausklammerungstatbe-

stand der schwangerschaftsbedingten Erkrankung wie folgt nach:
1. arztliches Attest;

2. Glaubhaftmachung der Mutter, dass sie auf Grund der schwangerschaftsbedingten Erkrankung
in diesem Zeitraum nicht oder nicht im selben Umfang wie ohne die Erkrankung arbeiten konnte und
deshalb ein geringeres Einkommen hatte; zur Glaubhaftmachung kann eine schlichte Erklarung aus-
reichen, wenn sie geeignet ist, die Uberzeugung von der Wahrscheinlichkeit des glaubhaft gemach-

ten Sachverhalts zu begriinden;

3. Nachweis, dass sie vor der schwangerschaftsbedingten Erkrankung ein Erwerbseinkommen er-

zielte (z.B. durch die Vorlage einer EUR oder von Rechnungen).



91
— § 2b Bemessungszeitraum —
2b.1Bemessungszeitraum fur das Einkommen ausschlieflich aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1)

2b.1.2.4 Zeiten des Wehrpflicht- oder Zivildienstes (Nr. 4)

Nach Nr. 4 bleiben Kalendermonate grundsatzlich unbericksichtigt, in denen die berechtigte Person
Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz in der bis zum 31. Mai 2011 geltenden Fassung oder nach
dem Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes oder Zivildienst nach dem Zivildienstgesetz geleistet
hat. Dienste, die ihre besondere rechtliche Grundlage im Wehrverfassungsrecht hatten und mit be-
sonderen Einschrankungen auch hinsichtlich der Berufsaustbungsfreiheit verbunden waren, sollen

nicht zu einem Nachteil bei der Berechnung des einkommensabhangigen Elterngeldes fuhren.

Zusatzliches Erfordernis der Einkommensminderung in den Fallen der Nrn. 3 und 4

Nach Satz 2 Halbsatz 2 ergibt sich die Rechtsfolge des Satzes 2 in den Fallen der Nrn. 3 und 4 nur
dann, wenn die berechtigte Person durch die Erfillung eines der Ausklammerungstatbestande
(Krankheit beziehungsweise Wehr- oder Zivildienst) ein geringeres Einkommen aus Erwerbstatigkeit
hatte. Vgl. dazu 2.0.2.1.3.

In den haufigen Fallen der Nrn. 1 und 2 sind die betreffenden Kalendermonate aus Grunden der
Verwaltungspraktikabilitdt grundsatzlich ohne Einkommensprifung auszuklammern. Dementspre-
chend werden nach Satz 2 grundsatzlich auch Kalendermonate ausgeklammert, in denen die be-
rechtigte Person in Zeiten des Beschaftigungsverbotes kein geringeres Einkommen hat (zum Bei-

spiel Mutter ohne Erwerbseinkommen im Mutterschaftsgeldbezug).

2b.1.3 Verzicht auf Ausklammerung (Satz 3)

Soweit die Tatbestande des Abs. 1 Satz 2 erfillt sind, erfolgt die Ausklammerung der betreffenden
Kalendermonate grundsatzlich von Amts wegen. Eines gesonderten Antrags bedarf es — anders als
in den Fallen des Abs. 1 Satz 3 und 4 sowie der Abs. 2 und 3 — nicht. Abs. 1 Satz 3 raumt der
elterngeldberechtigten Person allerdings das Recht ein, auf die Ausklammerung nach Abs. 1 Satz 2
zu verzichten. Der Verzicht kann gesondert fur einzelne Ausklammerungstatbestande oder — ggf.
auch innerhalb eines Ausklammerungstatbestandes — fiir einzelne Kalendermonate wirksam erklart

werden.

2b1.4 Einkommensausfille aufgrund der Covid-19-Pandemie (Satz 4)

Nach § 2b Abs. 1 Satz 4 kann die berechtigte Person auf Antrag Kalendermonate ausklammern,
wenn sie in der Zeit vom 1. Marz 2020 bis zum 23. September 2022 Einkommensausfalle aufgrund
der Covid-19-Pandemie hatte. Die Regelung ist weit auszulegen. Einkommensausfalle aufgrund

der Covid-19-Pandemie kdnnen z.B. durch Kurzarbeit, Freistellung, Arbeitslosigkeit, Krankheit der
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berechtigten Person oder eines zum Haushalt gehérenden betreuungsbedirftigen Kindes oder

SchlieBung des ausgeilibten Gewerbes eintreten.

Zu den Einkommensminderungen aufgrund der Covid-19-Pandemie zéhlen auch mittelbare Ande-
rungen der Einkommenssituation, wie zum Beispiel Arbeitszeitreduzierung, Unterbrechung oder
Nichtwiederaufnahme der Erwerbstatigkeit zugunsten der Kinderbetreuung oder der Pflege einer
angehdorigen Person, wenn diese nicht anderweitig sichergestellt werden kann. Dazu gehdren auch
Zeiten des Bezugs der Verdienstausfallentschadigung nach dem Infektionsschutzgesetz und der
erweiterten Kinderkrankentage, wenn Kitas und Schulen pandemiebedingt geschlossen sind oder
die Betreuung eingeschrankt ist. Zeiten, in denen Eltern wegen der einrichtungsbezogenen Impf-
pflicht nicht arbeiten kénnen, da sie nicht geimpft sind, kdnnen ebenfalls ausgeklammert werden.

Es kdnnen auch nur einzelne Kalendermonate ausgeklammert werden.

Die berechtigte Person muss den Einkommensausfall aufgrund der Covid-19-Pandemie glaubhaft
machen. Als geeignete Unterlagen hierflir kommen Bescheinigungen, Weisungen oder Anordnun-
gen des Arbeitgebers und - bei Selbstandigen - ein Vergleich zum Steuerbescheid des Vorjahres

in Betracht. Die Kausalitat zwischen Einkommensausfall und der Pandemie kann ebenfalls glaub-
haft gemacht werden durch Vorlage z.B. von Anordnungen der Gesundheitsamter zur SchlieRung
bestimmter Betriebe oder Einrichtungen oder durch Vorlage von Bescheiden z.B. Uber den Bezug

von Arbeitslosengeld erst ab dem 1. Marz 2020 oder spater.

Kdnnen Eltern im Einzelfall konkrete Nachweise (z.B. Bescheinigung des Arbeitgebers) nicht vorle-
gen, reicht die Glaubhaftmachung. Zur Glaubhaftmachung kann eine schlichte Erklarung ausrei-
chen, wenn sie geeignet ist, die Uberzeugung von der Wahrscheinlichkeit des glaubhaft gemach-
ten Sachverhalts zu begriinden. Ist die Angabe der Antragstellerin oder des Antragstellers nach
allgemeiner Lebenserfahrung naheliegend und besteht kein Anlass, an der Wahrscheinlichkeit des
vorgebrachten Sachverhaltes zu zweifeln, kann sich die Einholung weiterer Nachweise eribrigen
(vgl. Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, 9. Auflage 2018, § 32 Rn. 40).

Im Falle der Einkommensminderung zugunsten der Kinderbetreuung ist ein schriftlicher Nachweis

der Kita oder der Schule Uber die Schlielfung bzw. den eingeschrankten Betrieb ausreichend.

Beispiel:
Das Kind kommt im April 2021 zur Welt. Der nicht-selbststandige Vater hat ein alteres Kind, fur das
er im Bemessungszeitraum im Januar 2021 Kinderkrankengeld aufgrund von pandemiebedingten

SchulschlieBungen bezog. Dadurch minderte sich sein Erwerbseinkommen in diesem Monat.
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Der Vater beantragt, dass der Monat Januar 2021 ausgeklammert wird. Als Nachweis fligt er eine
Bescheinigung der Krankenkasse Uber den Bezug des Kinderkrankengeldes und eine E-Mail der
Schule Uber die SchulschlieBung bei. Bei der Bestimmung des Bemessungszeitraums wird der
Monat Januar 2021 ausgelassen. Der Bemessungszeitraum verschiebt sich um einen Monat in die

Vergangenheit.

Fir den Fall, dass der Vater die Ausklammerung des Monats Januar 2021 nicht beantragt, wirde
dieser Monat mit dem reduzierten Erwerbseinkommen in die Berechnung des Elterngeldes einflie-

Ren.

Die Regelung gilt gleichermalfen fir Nicht-Selbstandige, nach den weiteren Vorgaben der Absatze
2 und 3 auch fur Selbstandige und fur Eltern mit Mischeinkommen. Durch das ,Zweite Gesetz zur
Anderung des Bundeselterngeld und Elternzeitgesetzes* wurde § 2b Abs. 1 u.a. dahingehend ge-
andert, dass aus Satz 3 Satz 4 wurde. Die Verweisung in den Absatzen 2 und 3 des § 2b Abs. 2
auf § 2b Abs. 1 Satz 3 ist anzupassen und durch Satz 4 zu ersetzen. Bis zu einer entsprechenden

Gesetzesanderung ist der Verweis sinngemal} zu bertcksichtigen.

2b.1.5 Zeiten des aufgeschobenen Elterngeldbezugs fiir ein dlteres Kind (Satz 5)

Ubt ein Elternteil eine systemrelevante Tatigkeit aus und macht von der Moglichkeit der Verschie-
bung von Elterngeldmonaten fiir die Zeit vom 1. Marz 2020 bis zum 31. Dezember 2020 Gebrauch
(vgl. 27.1.1), so kann er diese Monate auf Antrag bei der Bestimmung des Bemessungszeitraums
beim Elterngeld fir ein weiteres Kind ausklammern, auch wenn der Elterngeldbezug nach Vollen-
dung des 14. Lebensmonats des alteren Kindes erfolgt. Ausgeklammert werden allein die Kalen-
dermonate mit Elterngeldbezug fir ein alteres Kind, die wegen der Covid-19-Pandemie von der
Zeit vor Vollendung des 14. Lebensmonats auf spater verschoben werden.

Die Bestimmung, welche der verschobenen Monate als Monate ,vor Vollendung des 14. Lebens-
monats® gelten, erfolgt auf Grundlage der Reihenfolge des Bezugs ohne Verschiebung (siehe Bei-
spiel 2 und vgl. 27.1.1 Verschiebung des Elterngeldbezugs durch Eltern mit systemrelevanten
Berufen (Satz 1)).

Beispiel 1: Die Mutter bezieht fiir das erste Kind ab Geburt 10 Lebensmonate Basiselterngeld, der
Vater mochte im Anschluss 4 Lebensmonate Basiselterngeld beziehen. Da er Arzt ist und nun we-
gen der Covid-19-Pandemie im Krankenhaus gebraucht wird, verschiebt er seine Monate auf den

21.-24. Lebensmonat des Kindes. Das zweite Kind wird im 28. Lebensmonat des alteren Kindes
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geboren. Der Vater kann Kalendermonate mit Elterngeldbezug flr das altere Kind flr dessen 21.-

24. Lebensmonat ausklammern.

Beispiel 2: Die Mutter bezieht ab Geburt 6 Monate Basiselterngeld, danach plante sie eigentlich
einen Bezug von weiteren 12 Monaten Elterngeld Plus. Als Arztin nimmt sie jedoch wegen der Co-
vid-19-Pandemie ihre Tatigkeit vorzeitig wieder auf, als ihr Kind 12 Monate alt ist. Den Bezug der
weiteren, noch nicht verbrauchten 6 Monate Elterngeld Plus verschiebt sie auf den 21.-26. Lebens-
monat des Kindes. Das zweite Kind wird im 28. Lebensmonat des alteren Kindes geboren. Die
Mutter hat nur 2 der verschobenen Monate vom Zeitraum vor Vollendung des 14. Lebensmonats
auf danach verschoben. Sie kann also Kalendermonate mit Elterngeldbezug fur das altere Kind fir
dessen 21.-22. Lebensmonat ausklammern, diese Monate entsprechen in der Reihenfolge den Le-

bensmonaten 13 und 14 ohne Verschiebung.

Die Regelung des Satz 4 ist — anders als die Regelung in Satz 3 — nicht auf einen Zeitraum festge-
legt. Die Verschiebung nach § 27 Abs.1 Satz 1 ist spatestens bis zum 30. Juni 2021 anzutreten.
Entsprechend kdnnen auch noch danach liegende Kalendermonate mit Elterngeldbezug fur ein al-

teres Kind auf Grundlage des Satz 4 ausgeklammert werden.

Die Regelung gilt fir Nicht-Selbstéandige, nach den weiteren Vorgaben der Abs. 2 und 3 auch fur
Selbstandige und fur Eltern mit Mischeinkommen, da § 2b Abs. 2 und 3 jeweils auf Abs. 1 Satz 2

verweisen, der durch die Regelung des Abs. 1 Satz 4 voriibergehend konkretisiert wird.

2b.2 Bemessungszeitraum fiir das Einkommen ausschlieBlich aus selbststandi-
ger Erwerbstatigkeit (Abs. 2)

§ 2b Abs. 2 regelt den Bemessungszeitraum zur Ermittlung von Einkommen aus selbststandiger
Erwerbstatigkeit im Sinne von § 2d. Die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststandiger Er-
werbstatigkeit in Mischfallen richtet sich ausschlieRlich nach den Vorgaben unter 2b.3 Bemessungs-
zeitraum fiur das Einkommen aus Mischeinkinften (Abs. 3) und unter 2b.4 Antragsrecht flr Eltern

mit geringen selbststandigen Einklnften (Abs. 4).

2b.21 MaRgeblichkeit der Gewinnermittlungszeitraume (Satz 1)

Nach Satz 1 sind als Bemessungszeitraum flir die Ermittlung des Einkommens aus selbststandiger
Erwerbstatigkeit stets die je nach Art der Erwerbstatigkeit steuerrechtlich vorgegebenen Gewinner-

mittlungszeitrdume (vgl. § 4a EStG) malgeblich, die dem letzten abgeschlossenen steuerlichen
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Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes zugrunde liegen. Abgeschlossen ist ein Veranla-
gungszeitraum mit Ablauf des letzten Tages des Veranlagungszeitraums und nicht erst mit Zugang

des Einkommensteuerbescheides.

Da einem Veranlagungszeitraum unterschiedliche Gewinnermittlungszeitraume fiir die verschiede-
nen Einkunftsarten zugewiesen sein kdnnen (§ 4a EStG — Kalenderjahr, Wirtschaftsjahr), ist eine
einheitliche Festlegung des Bemessungszeitraumes fur die unterschiedlichen Arten selbststandiger

Erwerbstatigkeit nicht mdglich.

Bei Land- und Forstwirten ist der Gewinn des Wirtschaftsjahres auf das Kalenderjahr, in dem das
Wirtschaftsjahr beginnt, und auf das Kalenderjahr, in dem das Wirtschaftsjahr endet, entsprechend
dem zeitlichen Anteil aufzuteilen. Im Ergebnis ist damit sichergestellt, dass die Angaben aus dem

Einkommensteuerbescheid entsprechend den Vorgaben des § 2d Gbernommen werden kdnnen.

MalRgeblich ist jeweils der Gewinnermittlungszeitraum, der der jeweiligen Einkunftsart im Veranla-
gungszeitraum zu Grunde liegt. Dieser kann vom Veranlagungszeitraum abweichen (Wirtschafts-
jahr, vgl. § 4a EStG).

Beispiel 1: Geburt des Kindes am 1. Mai 2021, Nebenerwerbslandwirtschaft mit Wirtschaftsjahr
1. Juli 2019 bis 30. Juni 2020.

Fir die Einkommensermittlung wird auf die Gewinnermittlungszeitrdume des letzten
abgeschlossenen Veranlagungszeitraums — hier: 2020 — zurlickgegriffen. Der Gewinn
aus der Nebenerwerbslandwirtschaft wird gem. § 4a Abs. 2 Nr. 1 EStG zeitanteilig
bestimmt. Er setzt sich zusammen aus 6/12 des Gewinns des Wirtschaftsjahres 1.
Juli 2019 bis 30. Juni 2020 und 6/12 des Gewinns des Wirtschaftsjahres 1. Juli 2020
bis 30. Juni 2021. Die Uberschneidung mit dem Geburtstermin ist als Folge der steu-

erlichen Regelung nicht zu korrigieren.

Beispiel 2: Geburt des Kindes am 1. September 2021, Topferwerkstatt mit Wirtschaftsjahr 1. Juli
2019 bis 30. Juni 2020.

Fur die Einkommensermittlung wird auf die Gewinnermittlungszeitraume des letzten
abgeschlossenen Veranlagungszeitraums — hier: 2020 — zurlickgegriffen. Der Gewinn
aus der Topferwerkstatt wird gem. § 4a Abs. 2 Nr. 2 EStG bestimmt. Er besteht aus
dem Gewinn des Wirtschaftsjahres 1. Juli 2019 bis 30. Juni 2020.
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2b.2.2 Voraussetzung der Verschiebung des Bemessungszeitraums, Antragser-
fordernis (Satz 2)

Abs. 2 Satz 2 raumt der elterngeldberechtigten Person das Recht ein, den Bemessungszeitraum zu
verschieben, wenn im zunachst mafRgeblichen Bemessungszeitraum ein Tatbestand nach Abs. 1
Satz 2 oder Satz 4 vorliegt, siehe dazu auch 2b.1.4 Einkommensausfalle aufgrund der Covid-19-
Pandemie (Satz 4) . Die Verschiebung erfolgt — anders als die Ausklammerung nach Abs. 1 — nur
auf Antrag.MafRgeblich sind dann die Gewinnermittlungszeitrdume, die dem diesen Ereignissen vo-
rangegangenen steuerlichen Veranlagungszeitraum zugrunde liegen. Die Vorverlagerung des Be-

messungszeitraums kann mehrfach erfolgen.

Beispiel: Ein Kind ist am 13. Februar 2013 geboren. Fir den Bemessungszeitraum geman § 2b
Abs. 2 Satz 1 BEEG sind die steuerliche Gewinnermittiungszeitrdume mafgeblich,
die dem letzten abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt
des Kindes zugrunde liegen, also dem Jahr 2012. Grundlage fur die steuerliche Ver-
anlagung 2012 sind 6/12 des Gewinns des Wirtschaftsjahres 1. Juli 2011 bis 30. Juni
2012 und 6/12 des Gewinns des Wirtschaftsjahres 1. Juli 2012 bis 30. Juni 2013.

Liegt ein Verschiebetatbestand (z. B. Elterngeldbezug fiir ein alteres Kind) im Novem-
ber 2011 vor (und damit aulRerhalb des Veranlagungsjahres 2012, aber im Wirt-
schaftsjahr 1. Juli 2011 bis 30. Juni 2012), muss auf Antrag eine Verschiebung erfol-
gen. Da der Verschiebetatbestand auch innerhalb der beiden Wirtschaftsjahre liegt,
die dem Veranlagungszeitraum 2011 zugrunde liegen, findet eine Vorverlagerung auf
den Veranlagungszeitraum 2010 statt (mit den Gewinnermittlungszeitraumen der
Wirtschaftsjahre 1. Juli 2009 bis 30. Juni 2010 und 1. Juli 2010 bis 30. Juni 2011).

Der Antrag auf Verschiebung der Bemessungszeitraume kann nur einheitlich fir alle Einkunftsarten
gestellt werden. Dies soll sicherstellen, dass die Bemessungszeitraume fir die Ermittlung von Ein-
kommen aus nichtselbststandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit grundsatzlich deckungs-

gleich sind (Grundsatz der Deckungsgleichheit der Bemessungszeitraume).

2b.3 Bemessungszeitraum fiir das Einkommen aus Mischeinkiinften (Abs. 3)

§ 2b Abs. 3 ist eine Ausnahmeregelung zu Abs. 1 und regelt den Bemessungszeitraum fir das Ein-
kommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit in Fallen, in denen die berechtigte Person ent-
weder im Zwolfmonatszeitraum nach Abs. 1 oder im Bemessungszeitraum nach Abs. 2 Einkommen

aus selbststandiger Erwerbstatigkeit hat (sog. Mischeinkiinfte).
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Sind die Voraussetzung nach Abs. 3 erfiillt, ist fir die Bestimmung des Einkommens aus nichtselbst-
standiger Erwerbstatigkeit der letzte abgeschlossene Veranlagungszeitraum zugrunde zu legen, es
sei denn die selbststandigen Einkiinfte sind sehr gering und die berechtigte Person macht von ihrem
Antragsrecht Gebrauch, vgl. RL 2b. 4 Antragsrecht fir Eltern mit geringen selbststandigen Einkinf-
ten (Abs. 4). Damit sind die Bemessungszeitraume fur Einkommen aus selbststandiger Erwerbsta-
tigkeit und nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit grundsatzlich deckungsgleich. Indem ein Auseinan-
derfallen der Bemessungszeitraume grundsatzlich vermieden wird, werden zudem fir den jeweiligen

Bemessungszeitraum alle Erwerbseinklnfte vollstandig erfasst.

Die fur das Elterngeld mafigebliche Brutto-Einkiinfte aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit sind
auch fur diesen Zeitraum anhand der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen nach den Vorgaben der
§ 2c zu ermitteln. Es ist fir das Einkommen aus nichtselbststandiger Arbeit nicht auf den Einkom-

mensteuerbescheid zurickzugreifen.

2b.3.1 MaRgeblichkeit des Veranlagungszeitraums (Satz 1)

Nach Abs. 3 Satz 1 ist in Fallen, in denen die berechtigte Person auch Einkommen aus selbststan-
diger Erwerbstatigkeit hat, abweichend vom Zwdlfmonatszeitraum nach Abs. 1 der nach Abs. 2
malgebliche Veranlagungszeitraum (= Kalenderjahr) fir die Ermittlung des Einkommens aus nicht-
selbststandiger Erwerbstatigkeit zugrunde zu legen. Im Rahmen dieser Prifung sind bei der Bildung
des Zwodlfmonatszeitraums nach Abs. 1 die Ausklammerungstatbestande zu berlcksichtigen, es sei
denn die berechtige Person hat darauf verzichtet (vgl. RL Punkt 2b.1.3). Bei der Bestimmung des
malfgeblichen Veranlagungszeitraums nach Abs. 2 finden die Verschiebetatbestande hingegen nur
auf Antrag Anwendung. Die Anwendung des Abs. 3 richtet sich allein danach, ob die berechtigte
Person in den malgeblichen Zeitrdumen Einkommen aus selbststéandiger Erwerbstatigkeit hatte.
Daher ist auch dann nach Abs. 3 der Veranlagungszeitraum zur Ermittlung der Einkinfte aus nicht-
selbststandiger Erwerbstatigkeit zugrunde zu legen, wenn die berechtigte Person nur im Zwdlfmo-
natszeitraum nach Abs. 1 Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit hat. Zur Verschie-
bung des Bemessungszeitraums bei Mischeinkiinften siehe auch BSG, Urteil vom 27.10.2016, Az.
B 10 EG 4/15 R und BSG, Urteil vom 21.06.2016, Az. B 10 EG 8/15 R.

Einkilnfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit liegen auch vor, wenn die berechtigte Person eine
selbststandige Erwerbstatigkeit ausgelbt hat, die im Saldo zu Null- oder Negativeinkiinfte geflhrt
hat (vgl. 2.0.2.1.1), siehe hierzu auch BSG, Urteil vom 27.10.2016, Az. B10 EG 5/15 R. In Betracht
kommt dann allerdings die Inanspruchnahme des Antragsrechts nach Abs. 4, vgl. Antragsrecht flr

Eltern mit geringen selbststéandigen Einkunften (Abs. 4).

Anderes gilt jedoch, wenn sie in den betreffenden Zeitrdumen weder Einnahmen noch Ausgaben

hatte (Nichteinklinfte, vgl. 2.0.2.1). Ist im Steuerbescheid eine selbstandige Tatigkeit mit ,Null
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ausgewiesen, ist grundsatzlich davon auszugehen, dass die berechtigte Person in der entsprechen-
den Einkunftsart keine Einkilinfte hatte, vgl. RL Punkt 2d.2 Nachweis der Gewinnein-

kinfte flir den Bemessungszeitraum (Abs. 2).

Gewinne und Verluste aus dem Betrieb einer kleinen Photovoltaikanlage oder eines vergleichbaren
Blockheizkraftwerkes werden — auf Antrag beim Finanzamt - steuerlich nicht berlcksichtigt (siehe
hierzu Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen, veroffentlicht im Bundessteuerblatt 2021
Teil I, S.2202 - 2204). Diese Gewinne oder Verluste fuhren daher nicht zum Vorliegen von Misch-
einkunften. Als Nachweis dienen ein Einkommensteuerbescheid oder eine Kopie des Antrags an
das Finanzamt. Im Einzelfall reicht auch eine Glaubhaftmachung, dass ein entsprechender Antrag
bei der Finanzverwaltung eingereicht werden wird (zur steuerlichen Behandlung von Photovoltaik-
anlagen ab 01.01.2022 vgl. 2.1.3.1.2))..

Einklnfte, die nach §§ 3, 3a und 3b EStG steuerfrei sind (wie etwa Einkunfte aus Tatigkeiten als
Ubungsleiterin oder Ubungsleiter, sog. Ubungsleiterpauschale), gehéren nach der steuerrechtlichen
Systematik nicht zum ,zu versteuernden Einkommen® und fiihren daher nicht zum Vorliegen von
Mischeinkiinften. Selbsténdige Einkiinfte aus einer Tatigkeit als Ubungsleiterin oder Ubungsleiter
(unterhalb des Freibetrages) dirfen daher nicht zu einer Verschiebung des Bemessungszeitraums
gem. § 2b Abs. 3 fuhren. Einklinfte aus selbststédndiger Erwerbstatigkeit im Geburtsmonat bleiben
ebenfalls im Rahmen des § 2b stets unberlcksichtigt, da die Bemessungszeitrdume nach Abs. 1

und 2 hochstens bis zum Monat vor der Geburt reichen.

Auf diese Weise stellt Abs. 3 zum einen den Grundsatz der Deckungsgleichheit der Bemessungs-
zeitrdume sicher. Zum anderen wird gewahrleistet, dass im mafRgeblichen Bemessungszeitraum das
Einkommen aus Erwerbstatigkeit vollstandig erfasst wird. Zu beachten ist allerdings, dass nach
Abs. 2 fur das Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit der Gewinnermittlungszeitraum fur
die jeweilige Erwerbstatigkeit maRgeblich ist, der in bestimmten Fallen auch vom Kalenderjahr ab-

weichen kann.

Abs. 3 findet im Wesentlichen Anwendung auf Falle, in denen sowohl Einkommen aus nichtselbst-
standiger als auch aus selbststandiger Erwerbstatigkeit zu berticksichtigen ist. Allerdings ist nach
Abs. 3 fur die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit der Zeitraum
nach Abs. 2 aber auch dann mafRygeblich, wenn die berechtigte Person im nach Abs. 1 ermittelten
Zwolfmonatszeitraum Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit hat, das im Ergebnis nicht

nach Abs. 2 zu beriicksichtigen ist.

Beispiel: Wie in Beispiel 2 (2b.2.1 MaRgeblichkeit der Gewinnermittlungszeitraume
(Satz 1)) ist die Geburt des Kindes am 1. September 2013, Topferwerkstatt mit



99
— § 2b Bemessungszeitraum —
2b.3Bemessungszeitraum fur das Einkommen aus Mischeinkinften (Abs. 3)

Wirtschaftsjahr 1. Juli 2011 bis 30. Juni 2012, daneben jedoch zuséatzlich eine 2

Stelle als angestellter Berufsschullehrer.

Wie oben wird hinsichtlich der Einkiinfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit auf die
Gewinnermittlungszeitraume des letzten abgeschlossenen Veranlagungszeitraums —
hier 2012 — zuruckgegriffen. Der Gewinn aus der Topferwerkstatt wird gem. § 4a
Abs. 2 Nr. 2 EStG bestimmt. Er besteht aus dem Gewinn des Wirtschaftsjahres 1. Juli
2011 bis 30. Juni 2012.

Fur die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststandiger Tatigkeit sind hingegen

die Einkunfte des Kalenderjahres 2012 zu Grunde zu legen.

2b.3.2 Voraussetzung der Verschiebung des Bemessungszeitraums, Antragser-
fordernis (Satz 2)

Abs. 3 Satz 2 raumt der elterngeldberechtigten Person das Recht ein, den Bemessungszeitraum
einheitlich zu verschieben, wenn im Bemessungszeitraum nach Satz 1 die Voraussetzungen des
Abs. 1 Satz 2 oder Satz 4 vorgelegen haben, siehe dazu auch 2b.1.4 Einkommensausfalle aufgrund
der Covid-19-Pandemie (Satz 4). Dabei wird der Grundsatz der Deckungsgleichheit der Bemes-

sungszeitrdume sichergestellt.

Im Unterschied zu Abs. 1, wonach Kalendermonate mit Ausklammerungstatbestanden von Amts
wegen ausgeklammert werden, wird der Bemessungszeitraum in den Fallen der Abs. 2 und 3 nur
auf Antrag der berechtigten Person verschoben. Der Antrag auf Verschiebung kann nur einheitlich
fur alle Einklnfte aus nichtselbststandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit ausgeubt werden.
Ebenso wie der Antrag nach Abs. 2 Satz 2 wirkt sich der Antrag nach Abs. 3 Satz 2 daher einheitlich

auf alle Einkunftsarten aus.

Haben im Bemessungszeitraum nach Abs. 3 Satz 1 die Voraussetzungen des Abs. 1 Satz 2 oder
Satz 4 vorgelegen, gilt auf Antrag der berechtigten Person damit Folgendes: Zum einen sind geman
Abs. 2 Satz 2 fir die Ermittlung des Einkommens aus selbststandiger Erwerbstatigkeit die Gewinner-
mittlungszeitraume zu berlcksichtigen, die dem vorangegangenen steuerlichen Veranlagungszeit-
raum zugrunde liegen. Zum anderen ist zusatzlich zu diesen Vorgaben geman Satz 2 fir die Ermitt-
lung des Einkommens aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit vor der Geburt der vorangegangene

steuerliche Veranlagungszeitraum malgeblich.
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2b.4 Antragsrecht fur Eltern mit geringen selbststandigen Einklinften (Abs. 4)

Eltern mit geringen selbststandigen Nebeneinkinften kdnnen beantragen, dass ihr Elterngeld allein
anhand ihres Einkommens aus nichtselbstandiger Erwerbstatigkeit bemessen wird. Es gilt dann
der Bemessungszeitraum der zwolf Kalendermonate vor der Geburt gema § 2 b Abs. 1. Die ge-
ringen Einklnfte aus Land und Fortwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstandiger Arbeit werden

dann fur die Elterngeldbemessung nicht bericksichtigt.

2b.4.1 Grundvoraussetzungen des Antragsrechts (Satz 1)

Die Voraussetzungen fur das Antragsrecht sind gegeben, wenn die monatlich durchschnittlich zu

bertcksichtigende Summe der Einklinfte der berechtigten Person aus Land- und Forstwirtschaft,

Gewerbebetrieb und selbststandiger Arbeit

- in den Gewinnermittlungszeitraumen des letzten abgeschlossenen Veranlagungszeit-
raums (Zeitraum nach Nummer 1)

- und im Kalenderjahr der Geburt in den Kalendermonaten vor dem Monat der Geburt
(Zeitraum nach Nummer 2)

jeweils durchschnittlich geringer als 35 Euro im Monat war. Der Durchschnittswert von 35 Euro im

Monat wird pro Kalenderjahr ermittelt. Im Kalenderjahr der Geburt flieRen nur die Kalendermonate

bis vor dem Monat der Geburt in die Durchschnittsbildung ein. Ausklammerungstatbestande kom-

men nicht zur Anwendung, weil die Zeitrdume fir die Prifung der Grundvoraussetzungen des An-

tragsrechts, wie dargestellt, gesetzlich festgelegt sind.

Beispiel: Priifabfolge fiir das Antragsrecht nach Abs. 4

Geburt des Kindes am 1. August 2022. Angestellte Erzieherin mit einer 2 Stelle, da-

neben 1-2 padagogische Workshops im Jahr auf Rechnung

Fir die Feststellung, ob die Voraussetzungen fiir das Antragsrecht bestehen, wird
zunachst betrachtet, ob in den Gewinnermittlungszeitraumen des letzten abge-
schlossenen Veranlagungszeitraums — hier: 2021 — und im Kalenderjahr der Geburt
— hier 2022- in den Kalendermonaten vor dem Monat der Geburt (Januar-Juli 2022)
selbstandiges Einkommen zugeflossen ist. Sodann wird geprift, ob das selbststan-
dige Einkommen je Kalenderjahr (also 2021 und Januar bis Juli 2022) durchschnitt-

lich geringer als 35 Euro im Monat war.

Beispiel: Feststellung des Unterschreitens der 35-Euro-Grenze
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Geburt des Kindes am 1. August 2022. Angestellte Erzieherin mit einer %2 Stelle, da-
neben 1 Workshop im Februar 2021 (Verdienst: 290 Euro) und 1 Workshop im Feb-
ruar 2022 (Verdienst: 220 Euro).

Die berechtigte Person hatte sowohl im letzten abgeschlossenen Veranlagungszeit-
raum — hier: 2021 — als auch im Kalenderjahr der Geburt — hier 2022- selbstandiges
Einkommen. Im Kalenderjahr 2021 lag dieses Einkommen unter 35 Euro im Monat
(290/12= 24,20 Euro). Im Kalenderjahr 2022 lag dieses Einkommen ebenfalls unter
35 Euro im Monat (220/7= 31,40 Euro).

Die Voraussetzungen des Antragsrechts sind erfiillt.

Anders als bei der Berechnung des Einkommens aus selbststandiger Erwerbstatigkeit geman § 2d
werden bei der Bildung der Summe der Einklinfte flir das Antragsrecht negative Einklinfte aus
Land und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstandiger Arbeit miteinander verrechnet (sog.
Vertikaler Verlustausgleich). Beispielsweise werden negative Einkunfte aus einem Gewerbebetrieb

mit positiven Einklnften aus selbststandiger Arbeit oder aus Land- und Forstwirtschaft verrechnet.

2b.4.2 Berucksichtigung allein des Einkommens aus nichtselbstandiger Erwerbs-
tatigkeit (Satz 2)

Erflllt die berechtigte Person die Voraussetzungen und macht von ihrem Antragsrecht Gebrauch,
ist fur die Hohe des Elterngeldes allein das Einkommen aus nicht-selbststandiger Erwerbstatigkeit
malfigeblich. Malkgeblicher Bemessungszeitraum ist der Zeitraum der zwoIf Kalendermonate vor
der Geburt gemal § 2 b Abs. 1. Das geringe Einkommen aus selbstandiger Erwerbstatigkeit,
Land- und Forstwirtschaft oder Gewerbebetrieb wird nicht berlcksichtigt, auch wenn es in dem
Zwolf-Monats-Zeitraum zugeflossen ist.

Die Regelung hat keine Auswirkungen auf die Berlcksichtigung der Tatigkeit im Bezugszeitraum.
Im Bezugszeitraum ist die Tatigkeit nach Art, Umfang und Hohe der Einklnfte wie gewohnt zu be-

ricksichtigen.

2b.4.3 Nachweise zur Feststellung der Hohe der Einkiinfte (Satz 3)

Die Feststellung Uber die Héhe der Einklinfte erfolgt auf Grundlage der folgenden Nachweise:

- Fir den letzten abgeschlossenen Veranlagungszeitraum (Zeitraum nach Satz 1 Num-
mer 1) ist, soweit er bereits vorliegt, der Einkommensteuerbescheid heranzuziehen. Ist
kein Einkommensteuerbescheid zu erstellen oder liegt dieser zum Zeitpunkt der Ent-

scheidung noch nicht vor, ist eine Gewinnermittiung nach den Mal3staben des § 2d
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Absatz 3 vorzulegen, vgl. 2d.3 Nachweis der Gewinneinkinfte in Bezugsmonaten (Abs.
3).

- Fir die Feststellung der Héhe der monatlich zu berticksichtigenden Summe der Ein-
kinfte in den zu bericksichtigenden Monaten des Kalenderjahres der Geburt (Zeitraum
nach Satz 1 Nummer 2) ist ebenfalls eine Gewinnermittlung nach den Mal3stédben des
§ 2d Absatz 3 vorzulegen, vgl. 2d.3 Nachweis der Gewinneinklnfte in Bezugsmonaten
(Abs. 3).

2b.4.4 AbschlieBende Entscheidung iliber die Lage des Bemessungszeitraums
(Satz 4)

Die Entscheidung tiber den Antrag erfolgt abschlielend anhand der bis zum Zeitpunkt der Ent-

scheidung vorgelegten Unterlagen. Uber den Antrag wird auch firr den Fall, dass aus anderen

Grinden das Elterngeld gemal § 8 Absatz 3 vorlaufig bewilligt wird, im Rahmen der dann erfol-

genden abschliellienden Entscheidung nicht neu entschieden. Dies gilt auch dann, wenn die spater

festgestellte tatsachliche Hohe der Einkinfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit abweicht und

dadurch die 35-Euro-Grenze Uberschritten wiirde.

§ 2c Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit

2c.0 Allgemeine Vorgaben

2c.0.1 Anwendungsbereich

§ 2c regelt die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit im Sinne des
§ 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1. Die Regelung gilt fur die Ermittlung des Einkommens im Bemessungszeit-
raum und Bezugszeitraum gleichermal3en. Sie gilt auch fur Einkiinfte, die im EU-Ausland oder einem

gleichgestellten Staat zu versteuern sind.

2c.0.2 Prufablauf zur Ermittlung des Elterngeld-Nettos aus nichtselbststandiger
Erwerbstatigkeit

Abs. 1 trifft Vorgaben fir die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit.
Danach ergeben sich die Einklinfte aus nichtselbststandiger Erwerbstéatigkeit aus dem monatlich
durchschnittlich zu berticksichtigenden Uberschuss der Einnahmen ber ein Zwélftel des Arbeitneh-
mer-Pauschbetrags nach Abs. 1 Satz 3. Das Elterngeld-Netto ergibt sich wiederum, indem die Ein-

kinfte (ggf. einschlieBlich der nach §2d zu ermittelnden Einkinfte aus selbststandiger
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Erwerbstatigkeit) um die Abzlge flr Steuern und Sozialabgaben nach §§ 2e und 2f vermindert wer-
den. Zum Bemessungszeitraum siehe § 2b Abs. 1 und 3. Zur Ermittlung der Bezugsmonate mit Ein-
kommen (Abs. 3 Satz 1) siehe 2.3.1.1.1.

2c1 Zu berucksichtigende Brutto-Einkiinfte aus nichtselbststiandiger Erwerbs-
tatigkeit (Abs. 1)

Ausgangspunkt fur die Ermittlung der zu berlcksichtigenden Einkunfte (Elterngeld-Brutto aus
nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit) ist in Ubereinstimmung mit § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, Abs. 2
Nr. 2 EStG der Uberschuss der Einnahmen in Geld oder Geldeswert (iber ein Zwdlftel des Arbeit-
nehmer-Pauschbetrags nach § 9a Satz 1 Nr. 1 Buchst. a EStG. Als sonstige Bezlige im Sinne von
§ 38a Abs. 1 Satz 3 EStG behandelte Einnahmen werden nach Satz 2 nicht bertcksichtigt. Zur Be-
rechnung des Einnahmenuberschusses im Sinne des § 2c Abs. 1 (Elterngeld-Brutto aus nicht-
selbststandiger Erwerbstatigkeit) ist von den zu bertcksichtigenden Einnahmen aus nichtselbst-

standiger Erwerbstatigkeit ein Zwdlftel des Arbeitnehmer-Pauschbetrags abzuziehen, siehe

2c.1.3 Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus nichtselbststandiger Arbeit (Satz 3)
Fur die zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus nichtselbststandiger Arbeit gelten die lohnsteuer-

rechtlichen Vorgaben fir das Lohnsteuerabzugsverfahren. Mit dieser Regelung wird der Steuer-
rechtsakzessorietat des Elterngeldes Ausdruck verliehen. Voraus- bzw. Nachzahlungen von lau-
fendem Arbeitslohn sind damit jeweils in dem Monat zu berucksichtigen, fur den (und nicht in dem)
die jeweilige Zahlung erfolgt (LStR 39b.5 Abs. 4 Satz 1). Diese Regelung wurde wegen des Urteils
des Bundessozialgerichts zur Zuordnung von laufendem Arbeitslohn zum Bemessungsentgelt
nach dem strengen Zuflussprinzip (Urteil vom 27. Juni 2019 - B 10 EG 1/18 R) notwendig.

2c.1.4 Abzug des Arbeithehmer-Pauschbetrages bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos
(Satz 1 und 4).

2c.1.0 Allgemeine Vorgaben zur Ermittlung der zu beriicksichtigenden Einklinfte

aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit

2c.1.0.1 Anwendungsbereich und systematische Einordnung von § 2c

Zum zu berucksichtigendem Einkommen bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos allgemein vgl.
2.1.3, zum zu berlcksichtigendem Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit vgl. 2d.1 Zu

bertcksichtigende Brutto-Einklinfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1).

Das Elterngeld-Brutto aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit ist zu unterscheiden von den Be-
messungsgrundlagen flr die Steuer- und Sozialabgabenabzilige. Fur sie gelten die spezielleren Re-

geln der §§2e Abs.2 bis 6 und 2f Abs.2 und 3. Im Einzelnen unterscheiden sich diese
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Berechnungsgrundlagen im Hinblick auf die Beriicksichtigung von Einklinften aus nichtselbststandi-

ger Erwerbstatigkeit wie folgt:

Elterngeld-Brutto Bemessungsgrundlage fiir die | Bemessungsgrundlage fiir die
Steuerabziige Sozialabgabenabziige

1. Ermittlung der zu bericksichtigenden Einnahmen anhand der kalendermonatlichen Lohn- und Ge-
haltsbescheinigungen

laufender Arbeitslohn,
§2,8§2c Abs. 1 und 2; § 2e Abs. 2 Satz 1; § 2f Abs. 2 Satz 1

Nichtbertcksichtigung sonstiger Bezlige, § 2c Abs. 1 Satz 2

Nichtbertcksichtigung pauschal
besteuerter Einnahmen, Be-
schrankung auf den individuell zu
versteuernden laufenden Ar-
beitslohn, § 2e Abs. 2 Satz 1

Nichtberucksichtigung von Einnah-
men aus geringflgiger Beschafti-
gung, § 2f Abs. 2 Satz 2

mit Umrechnung von Midijob-Ein-
kommen, § 2f Abs. 2 Satz 3

2. ggf. anteilige Umrechnung der kalendermonatlichen Einkiinfte auf die mal3geblichen Lebensmonate (bei
Ermittlung des Einkommens im Bezugszeitraum)

3. Monatsweise Abzug eines (kein Abzug eines Arbeitnehmer-
Zwolftels des Arbeitnehmer- Pauschbetrags)
Pauschbetrags von den Ein-
kinften aus nichtselbststan-
diger Erwerbstatigkeit (eltern-
geldrechtlich)

4. Berechnung des monatlichen Durchschnitts der Brutto-Einkiinfte, gemeinsam fiir Einklinfte aus nicht-
selbststandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit

(§ 2 Abs. 1 Satz 3, § 2c Abs. 1 Satz 1, § 2e Abs. 2 Satz 1, § 2f Abs. 2 Satz 1)

Abzug eines  Arbeitnehmer-
Pauschbetrags erfolgt auf die
Summe der monatliche durch-
schnittlichen Einnahmen inner-
halb der Steuerberechnung auf
Grundlage des lohnsteuerlichen
Programmablaufplans

Zu den Unterschieden zur Einkommensermittlung im Bemessungszeitraum und im Bezugszeitraum
vgl. 2.1.3.0.1.

2c.1.0.2 Prufablauf zur Ermittlung des Elterngeld-Bruttos aus nichtselbststandiger

Erwerbstatigkeit

Die Ermittlung des Elterngeld-Bruttos aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit erfolgt in folgenden

Prifungsschritten:

1. Ermittlung der kalendermonatlich zu berticksichtigenden Einnahmen aus nichtselbststandiger
Erwerbstatigkeit (2¢.1.1.1 Einnahmen in Geld oder Geldeswert (Satz 1)und 2c.1.1.2

Nichtberlicksichtigung von sonstigen Bezligen (Satz 2))
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2. ggf. Umrechnung der kalendermonatlich zu berticksichtigenden Einnahmen auf die malfgebli-
chen Lebensmonate bei Einkommen im Bezugszeitraum (2¢.1.2 Umrechnung des kalender-

monatlichen Einkommens auf den Lebensmonat bei Einkommen in der Bezugszeit)

3. 2c.1.4 Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrages bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos
(Satz 1 und 4)

4. Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu berticksichtigenden Einklnfte (Elterngeld-
Brutto, 2¢.1.5 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu berlcksichtigenden
Brutto-Einklnfte)

Vgl. auch Darstellung der Berechnungsschritte zur Ermittlung des Elterngeldes im Anhang II: Uber-
sicht zur Elterngeldberechnung, C.1.2/3 und D.1.2/3.

2c.1.1 Laufender Arbeitslohn (Satze 1 und 2)

Zur Ermittlung des Elterngeld-Bruttos aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit ist nach § 2c Abs. 1
der laufende Arbeitslohn der berechtigten Person zu ermitteln. Auslandseinkiinfte, die nicht auf Euro
lauten, sind an dieser Stelle nach den Vorgaben zur Wahrungsumrechnung unter 2.1.3.2.1 umzu-

rechnen.

Zur Ermittlung der Bemessungsgrundlagen fur die Abzuge fur Steuern und Sozialabgaben enthalten
§ 2e Abs. 2 bis 5 und § 2f Abs. 2 und 3. besondere Vorgaben.

2c.1.1.1 Einnahmen in Geld oder Geldeswert (Satz 1)
Bei der Ermittlung der Einnahmen ist neben den §§ 8 bis 9a EStG auch § 19 EStG zu beachten.

Zahlungen wahrend der Bezugszeit, die zu den in § 3 Abs. 1 Satz 1 genannten Einnahmen gehdren,
werden — mit Ausnahme der Einnahmen nach § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Buchst. a —in diesem Zeitraum

nicht als Einkommen aus Erwerbstatigkeit berlcksichtigt.

2c.1.1.2 Nichtberiucksichtigung von sonstigen Bezugen (Satz 2)

Nach der geltenden Regelung sind im Lohnsteuerabzugsverfahren nach § 38a Abs. 1 Satz 3 und
§ 39b EStG steuerrechtlich als sonstige Bezlige behandelte Einnahmen bei der Elterngeldberech-
nung nicht zu berlcksichtigen. MaRRgeblich ist die tatsachliche steuerliche Verbuchung. Die durch
die bestandskraftig gewordene Lohnsteueranmeldung des Arbeitgebers erfolgte Einordnung von
Lohnbestandteilen als sonstiger Bezug (oder als laufender Arbeitslohn) ist grundsatzlich materiell-

rechtlich nicht zu prifen, sondern als richtig der Entscheidung der Elterngeldbehérde zugrunde zu
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legen (vgl. Urteil des BSG vom 14.12.2017 - B 10 EG 7/17 R - BSGE 125, 62 = SozR 4-7837 § 2c
Nr. 2, RdNr. 34, 36; Senatsurteil vom 14.12.2017 - B 10 EG 4/17 R - SozR 4-7837 § 2c Nr. 1 RdNr.
35, 37).Hintergrund dessen ist, dass die Erklarung des Arbeitgebers in der Lohn- und Gehaltsab-

rechnung grundsatzlich Bindungswirkung entfaltet.
Ausnahmen von der Bindungswirkung gelten jedoch in den Fallen, in denen

. die Elterngeldbehoérde eigene Bedenken hat oder Einwande des Elterngeldberechtigten
gegen die Richtigkeit der Angaben des Arbeitgebers in den Lohn- oder Gehaltsbeschei-

nigungen erfolgen und

. die Elterngeldbehoérde greifbare Anhaltspunkte dafir hat, dass die Bindungswirkung der
Lohnsteueranmeldung durch einen nachfolgenden Einkommensteuerbescheid wegge-

fallen ist oder wegfallen kann.

In diesen Fallen erfolgt eine eigenstandige Prufung der materiellen lohnsteuerrechtlichen Vorgaben
iS des § 2c Abs 1 Satz 2 BEEG durch die Elterngeldbehoérde (vgl. Urteil des BSG vom 25. Juni 2020,
AZ: B 10 EG 3/19 R).

Liegt ein Einkommensteuerbescheid flr den betreffenden Zeitraum vor, ist die Prifung der materi-
ellen lohnsteuerrechtlichen Vorgaben ohne Weiteres eréffnet. Liegt noch kein Einkommensteuerbe-
scheid flr den betreffenden Zeitraum vor, machen die Elterngeldberechtigten jedoch glaubhaft, dass
sie eine Einkommensteuererklarung fur den betreffenden Zeitraum bei der Finanzverwaltung abge-
geben haben oder abgeben werden, ist die Prifung der materiellen lohnsteuerrechtlichen Vorgaben
ebenfalls eroffnet. Die Elterngeldbehdrden kdnnen dann bereits von einer Beendigung der Bin-

dungswirkung der Lohnsteueranmeldung ausgehen (vgl. Rundschreiben vom 14.04.2021).

§ 2c Abs. 1 Satz 2 stellt klar, dass die Einordnung von Lohn- und Gehaltsbestandteilen als sonstige
Bezlige allein nach lohnsteuerlichen Vorgaben (§ 38a Abs. 1 Satz 3 EStG; Lohnsteuer-Richtlinien
— LStR -, als nach Artikel 108 Absatz 7 des Grundgesetzes erlassene Verwaltungsvorschriften) er-
folgt. Nur dann ist es moglich, die Lohn- und Gehaltsbescheinigungen entsprechend der gesetzge-
berischen Zielsetzung nach § 2c Abs. 2 als aussagekraftige Grundlage der elterngeldrechtlichen
Einkommensermittiung zu nutzen (Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermutung der Lohn- und Ge-

haltsbescheinigungen).

Nach lohnsteuerlichen Vorgaben ist ein sonstiger Bezug Arbeitslohn, der nicht als laufender, son-

dern insbesondere als einmaliger Arbeitslohn gezahlt wird. GemaR der flr Bezige ab dem
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01.01.2015 geltende LStR 39b. 2 Abs. 2 (Lohnsteueranderungsrichtlinie 2015 — LStAR 2015 vom
22.10.2014; BStBI. | 2014, S. 1344), gehdren zu den sonstigen Beziigen beispielhaft:

1. dreizehnte und vierzehnte Monatsgehalter,

2. einmalige Abfindungen und Entschadigungen,

3. Gratifikationen und Tantiemen, die nicht fortlaufend gezahlt werden,

4. Jubildaumszuwendungen,

5. Urlaubsgelder, die nicht fortlaufend gezahlt werden, und Entschadigungen zur Abgeltung nicht-
genommenen Urlaubs,

6. Vergutungen fur Erfindungen,

7. Weihnachtszuwendungen,

8. Nachzahlungen und Vorauszahlungen, wenn sich der Gesamtbetrag oder ein Teilbetrag der
Nachzahlung oder Vorauszahlung auf Lohnzahlungszeitraume bezieht, die in einem anderen Jahr
als dem der Zahlung enden, oder wenn Arbeitslohn flir Lohnzahlungszeitraume des abgelaufenen
Kalenderjahres spater als drei Wochen nach Ablauf dieses Jahres zuflief3t,

9. Ausgleichszahlungen fiir die in der Arbeitsphase erbrachten Vorleistungen auf Grund eines Al-
tersteilzeitverhaltnisses im Blockmodell, das vor Ablauf der vereinbarten Zeit beendet wird,

10. Zahlungen innerhalb eines Kalenderjahres als viertel- oder halbjahrliche Teilbetrage. Dies kon-

nen beispielsweise sein: Provisionen, Bonuszahlungen

Sonstige Bezlige sind in diesem Zusammenhang solche Entgeltbestandteile, deren Zahlungszeit-
rdume von dem als Regel vorgesehenen Zahlungsturnus fur Arbeitslohn nicht nur unerheblich ab-
weichen. MaRgeblich ist die Abweichung von dem Lohnzahlungszeitraum, den die Vertragsparteien
arbeitsrechtlich zugrunde gelegt haben. Zahlungen, die davon abweichend in anderen Zeitinterval-
len erfolgen, sind als sonstige Bezlige anzusehen, selbst wenn es sich dabei ihrerseits um gleich-
bleibende Intervalle handelt. Ist also z. B. fir die Zahlung eines Grundgehalts ein monatlicher Zah-
lungszeitraum vereinbart, ist auch bei anderen Entgeltbestandteilen eine lickenlose monatliche Zah-
lung im Bemessungszeitraum erforderlich, um diese als laufenden Arbeitslohn betrachten zu kénnen
(vgl. Urteil des BSG vom 25. Juni 2020, AZ: B 10 EG 3/19 R).

In den Fallen, in denen kein Lohnsteuerabzugsverfahren nach MalRgabe der §§ 38a, 39b EStG
durchgefiihrt wird , ist bei pauschal besteuerten Beziigen zwischen sonstigen Bezligen und laufen-
dem Arbeitslohn im Rahmen der Bemessungsgrundlage nach den oben genannten Abgrenzungen
zu unterscheiden: Pauschal besteuerte Bezlige (z.B. bei Minijobs), die abstrakt-generell bei Anwen-
dung des Lohnsteuerabzugsverfahrens als sonstige Bezlige zu behandeln waren, sind daher eltern-
geldrechtlich bei der Bemessungsgrundlage nicht zu bertcksichtigen (vgl. Entscheidung des BSG
vom 08.03.2018 - B 10 EG 8/16 R, Rundschreiben vom 28.11.2018).
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Davon zu unterscheiden ist der Fall der tatsachlichen Nettoberechnung fir Grenzgangerinnen und

Grenzganger. Einnahmen, die zwar im Lohnsteuerabzugsverfahren als sonstige Bezlige im Sinne

des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG zu behandeln waren, auf die das Lohnsteuerabzugsverfahren aber

tatsachlich nicht angewendet wird, werden bei der Elterngeldberechnung bericksichtigt. Dement-

sprechend erfolgt bei Einklinften aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit,

— die Grenzganger mit Wohnsitz in Deutschland von einem im Ausland ansassigen Arbeitgeber
beziehen oder

— die Arbeitnehmer mit Wohnsitz im Ausland im Inland beziehen (beschrankt Steuerpflichtige im
Sinne des § 1 Abs. 4 EStG), die aufgrund der 183-Tage Regelung (vgl. BMF-Schreiben vom
14.09.2006 ,Steuerliche Behandlung des Arbeitslohns nach den Doppelbesteuerungsabkom-
men*, Geschaftszeichen: IV B 6 - S 1300 — 367/06) nicht dem Lohnsteuerabzug im Inland unter-
liegen,

keine Unterscheidung zwischen laufendem Arbeitslohn und Arbeitslohn, der den sonstigen Bezutgen

im Sinne des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG vergleichbar ware.

2c.1.2 Umrechnung des kalendermonatlichen Einkommens auf den Lebensmonat

bei Einkommen in der Bezugszeit

Hat die berechtigte Person in den Bezugsmonaten (Lebensmonaten) ein kalendermonatsbezogenes
Einkommen, erfolgt eine Umrechnung des Einkommens fur den Kalendermonat entsprechend des
Umfangs der Erwerbstétigkeit vor bzw. nach dem und wahrend des Elterngeldbezugs. Tage mit
Bezug einer Einkommensersatzleistung in dem Kalendermonat (im und auf3erhalb des Bezugszeit-
raums) werden bei der Umrechnung nicht berticksichtigt. Insoweit erfolgt eine taggenaue Beruck-
sichtigung (vgl. Beispiel RL-Punkt 2c¢.1.2.1 Umrechnung von Einkommen fur Kalendermonate mit

durchgehendem Stundenumfang auf den Lebensmonat).

Die Umrechnung des Einkommens eines Kalendermonats auf die Tage des Lebensmonats erfolgt
in Anknlpfung an die vereinbarte regelmafige Arbeitszeit (volle Stunden/gerundet). Wenn ein ent-
sprechender Nachweis nicht méglich ist, sind die tatsachlichen Arbeitsstunden zugrunde zu legen.

Hilfsweise erfolgt eine proportionale Umrechnung. Es gelten folgende Vorgaben:
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Umrechnung von Einkommen fiir Kalendermonate mit durchgehendem

Stundenumfang auf den Lebensmonat

In Fallen, in denen die nichtselbststandige Arbeit wahrend der Bezugszeit mit durchgehendem Stun-

denumfang ausgeubt wird, erfolgt die Umrechnung des in den Kalendermonaten zu berucksichti-

genden Einkommens auf das in den Lebensmonaten zu bericksichtigende Einkommen tagbezogen.

Beispiel:

Variante 1:

Variante 2:

Variante 3:

Geburt des Kindes am 5. Marz 2021. Zu berucksichtigendes Einkommen vor der Ge-
burt 2.000 Euro, nach der Geburt 1.000 Euro im Februar 2022 und 1.500 Euro im
Marz 2022. Der Februar 2022 hat 28 Tage, der Marz 31 Tage. Der Lebensmonat
beginnt jeweils am 5. eines Monats um 0:00 Uhr und endet am 4. eines Monats um

24:00. Der Bezugszeitraum endet mit dem 12. Lebensmonat.

Dann sind in dem vom 5. Januar bis 4. Februar dauernden 11. Lebensmonat des
Kindes 142,86 Euro als Einkommen zu berlcksichtigen (4/28 von 1.000 Euro) und in
dem vom 5. Februar bis zum 4. Marz dauernden 12. Lebensmonat 1050,69 Euro
(24/28 von 1.000 Euro zuzuglich 4/31 von 1.500 Euro). Das durchschnittliche Einkom-
men nach der Geburt in den zwei Monaten mit Erwerbseinkommen betragt
596,78 Euro.

Am 3. und 4. Februar wurde Kinderkrankengeld bezogen. Das Einkommen im Feb-
ruar betragt 930 Euro. In dem vom 5. Januar bis 4. Februar dauernden 11. Lebens-
monat des Kindes sind 71,54 Euro als Einkommen zu berlicksichtigen (2/26 von 930
Euro) und in dem vom 5. Februar bis zum 4. Marz dauernden 12. Lebensmonat
1.052,01 Euro (24/26 von 930 Euro zuzlglich 4/31 von 1.500 Euro). Das durchschnitt-
liche Einkommen nach der Geburt in den zwei Monaten mit Erwerbseinkommen be-
tragt dann 561,78 Euro.

Am 6. und 7. Marz wurde Kinderkrankengeld bezogen (auferhalb des Bezugszeit-
raums). Das Einkommen im Marz betragt 1.400 Euro. In dem vom 5. Februar bis 4.
Marz dauernden 12. Lebensmonat des Kindes sind 1.050,25 Euro als Einkommen zu
bertcksichtigen (24/28 von 1.000 Euro zuziglich 4/29 von 1.400 Euro). Das durch-
schnittliche Einkommen nach der Geburt in den zwei Monaten mit Erwerbseinkom-
men betragt 596,56 Euro.
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2c.1.2.2 Feststellung des Einkommens fir Lebensmonate, in denen nicht gearbeitet

wurde

In Fallen, in denen die nichtselbststandige Arbeit wahrend der Bezugszeit nicht ausgetbt wird, ist

das Einkommen aus nichtselbststandiger Arbeit grundsatzlich mit null Euro anzusetzen.

Beispiel: Vater, Geburt des Kindes am 5. Marz 2013. Einkommen aus nichtselbststandiger Ar-
beit vor der Geburt 2.000 Euro. Elterngeldbezug vom 5. April bis 4. Juni 2013. In die-
ser Zeit wird Erwerbstatigkeit ausgesetzt, also Elternzeit mit Elterngeldbezug in An-
spruch genommen. Vorher und nachher wird Vollzeit gearbeitet. Da die berechtigte
Person wahrend des Elterngeldbezugs kein Einkommen hat, wenn auch die Auszah-
lung etwa des Einkommens fiir die ersten Apriltage Ende April erfolgt, wird dieses

Einkommen nicht als Einkommen wahrend des Elterngeldbezugs beriicksichtigt.

Eine weitere Einkommensermittlung findet nur in Sonderfallen statt, etwa wenn in der Bezugszeit
leistungsunabhangig fortlaufende Bezlige (etwa in Form von Zuschissen, z.B. steuerpflichtiger pau-
schaler Kostenersatz fir ,Home Office®, oder in Form von Sach- und Dienstleistungen, z.B. fortlau-
fende Nutzung des Dienstwagens) gewahrt werden oder eine Auszahlung von Wertguthaben nach
§ 7c SGB |V erfolgt. Insbesondere der geldwerte Vorteil fur die fortlaufende private Nutzung des
Dienstwagens ist dementsprechend nach den Angaben in der Lohn- und Gehaltsbescheinigung als
Einkommen auch wahrend des Elterngeldbezuges zu berlcksichtigen, es sei denn, der Dienstwa-
gen wurde fir den ganzen Lebensmonat dem Arbeitgeber zuriickgegeben. Dies ist durch eine ge-
sonderte Bestatigung des Arbeitgebers nachzuweisen. Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag ist davon
abzuziehen. Nutzungsentgelte (z.B. eine Zuzahlung oder auch die Ubernahme von individuellen
Kosten wie Sprit oder Versicherung durch den Arbeitnehmer) mindern den Wert des geldwerten
Vorteils aus der Dienstwagenuberlassung und damit den steuerlichen Ansatz. Der Wert des geld-
werten Vorteils kann lediglich bis zu einem Betrag von 0 € gemindert werden. Kein Nutzungsentgelt

ist der Barlohnverzicht des Arbeitnehmers im Rahmen einer Gehaltsumwandlung.

2c.1.2.3 Umrechnung von Einkommen fur Kalendermonate auf Lebensmonate bei

wechselndem Arbeitsstundenumfang

In Fallen, in denen die nichtselbststandige Arbeit wahrend der Bezugszeit mit wechselndem Stun-
denumfang ausgetbt wird, erfolgt die Umrechnung des in den Kalendermonaten zu berticksichti-
genden Einkommens auf das in den Lebensmonaten zu beriicksichtigende Einkommen mit einer

Gewichtung nach Stunden-Anteilen.

Beispiel: Vater, Geburt des Kindes am 5. Marz 2013. Einkommen aus nichtselbststandiger Ar-
beit (volle Stelle zu 40 Stunden) vor dem Elterngeldbezug 2.000 Euro.
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Elterngeldbezug vom 5. April bis 4. Juni 2013. In dieser Zeit zu berlcksichtigendes
Einkommen aus nichtselbststandiger Arbeit infolge einer Viertelstelle von 500 Euro.

Vorher und nachher wird Vollzeit gearbeitet.

Als Einkommen fur den zweiten Lebensmonat ist das Einkommen fur die Zeit vom 5.
bis zum 30. April und fur die Zeit vom 1. bis zum 4. Mai zu berucksichtigen. Wenn in
den Bezugsmonaten keine Besonderheiten auftreten (etwa sonstige Bezlge im Sinne
des § 38a EStG, Nachzahlungen), kann fur den Lebensmonat das Einkommen aus
dem Kalendermonat Mai zugrunde gelegt werden, auf den ebenfalls aufgrund einer
Viertelstelle 500 Euro entfallen. Bei Besonderheiten sind die zu berticksichtigenden

Einkommen anteilig zu ermitteln:

Zunachst sind etwa fir den April die sonstigen Bezlige herauszurechnen. Das zu be-
rucksichtigende Einkommen fir den 5. bis 30. April ist wie folgt zu ermitteln: Das April-
Einkommen in H6he von beispielsweise 711 Euro entfallt zu vier 40-Stunden-Anteilen
auf den 1. bis zum 4. April (4 mal 40 = 160 Stunden-Anteile) und zu 26 10-Stunden-
Anteilen auf den 5. bis zum 30. April (26 mal 10 = 260 Stunden-Anteile), das ergibt
insgesamt 420 Stundenanteile, sodass das April-Einkommen durch 420 zu teilen und
fur den 5. bis zum 30. April wiederum mit 260 zu multiplizieren ist. 711 geteilt durch
420 mal 260 ergibt 440,14. Sodann ist das Mai-Einkommen, das auf den zweiten

Lebensmonat entfallt, zu errechnen.

Schematisch ergeben sich fur die zu berucksichtigenden April-Tage folgende Berechnungsschritte:

Schritt 1:

Schritt 2:

Schritt 3:

Feststellung des grundsétzlich zu beriicksichtigenden kalendermonatlichen Einkom-

mens

711 Euro

Zerlegung des kalendermonatlichen Einkommens in Stunden-Anteile

Zahl der Kalendertage mit einem bestimmten taglichen oder wéchentlichen Stunden-
Anteil (im Beispiel 4 Tage mit einem Stunden-Anteil von 40 Wochenstunden) plus
Zahl der Kalendertage mit einem anderen bestimmten taglichen oder wochentlichen
Stunden-Anteil (im Beispiel 26 Tage mit einem Stunden-Anteil von 10 Wochenstun-
den)

Kurz: (4 mal 40) plus (26 mal 10) = 160 plus 260 = 420 Stunden-Anteile

Gewichtung der Stunden-Anteile des kalendermonatlichen Einkommens, die auf den

Lebensmonat entfallen
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Zahl der Stunden-Anteile, die in den Lebensmonat fallen (im Beispiel 26 mal 10
= 260), im Verhaltnis zu den gesamten Stundenanteilen (im Beispiel von 420), also
260/420tel

Schritt 4: Berechnung/Gewichtung des anteiligen Einkommens

711 Euro mal 260/420 = 440,14 Euro

Ergebnis: Von dem Aprileinkommen entfallen 440,14 Euro auf den zweiten Lebensmonat als
Einkommen im Bezugszeitraum. Es ist mit dem gesondert zu berechnenden Anteil

des Maieinkommens zu addieren.

2c.1.3 Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus nichtselbststandiger Arbeit (Satz
3)

Fir die zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus nichtselbststandiger Arbeit gelten die lohnsteuer-
rechtlichen Vorgaben fir das Lohnsteuerabzugsverfahren. Mit dieser Regelung wird der Steuer-
rechtsakzessorietat des Elterngeldes Ausdruck verliehen. Voraus- bzw. Nachzahlungen von laufen-
dem Arbeitslohn sind damit jeweils in dem Monat zu berlcksichtigen, flir den (und nicht in dem) die
jeweilige Zahlung erfolgt (LStR 39b.5 Abs. 4 Satz 1). Diese Regelung wurde wegen des Urteils des
Bundessozialgerichts zur Zuordnung von laufendem Arbeitslohn zum Bemessungsentgelt nach dem
strengen Zuflussprinzip (Urteil vom 27. Juni 2019 - B 10 EG 1/18 R) notwendig.

2c1.4 Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrages bei der Ermittlung des Eltern-
geld-Bruttos (Satz 1 und 4)

2c.1.4.0 Allgemeine Vorgaben

Werbungskosten fir Arbeithehmerinnen und Arbeithehmer kdnnen im Rahmen des Lohnsteuerab-
zugsverfahrens pauschaliert berticksichtigt werden. Die Einkommensberechnung des Elterngeldes
knUpft zur Erleichterung des Verwaltungsvollzugs an diese Regelung an und bestimmt als monatli-
chen Abzug fir Werbungskosten ohne Mdglichkeit des Nachweises héherer oder niedrigerer Kosten
ein Zwolftel des Arbeithehmer-Pauschbetrags nach § 9a Satz 1 Nr.1 EStG, d.h. nach gegenwartig
geltendem Recht ein Zwdlftel von 1.230 Euroab 01.01.2023. Dies entspricht einem monatlichen Be-
trag von 102,50 Euro (Hinweis: Nach § 2e Abs. 1 Satz 2 BEEG wird fur die maschinelle Berechnung
der am 1. Januar des Kalenderjahres vor der Geburt des Kindes geltende Programmablaufplan her-
angezogen. Der neue Arbeithehmer-Pauschbetrag in Hohe von z.B. jahrlich 1.230 Euro kommt bei

der maschinellen Berechnung erst fur Geburten ab 01.01.2024 zur Anwendung, da der neue
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Arbeitnehmer-Pauschbetrag noch nicht in dem am 01.01.2022 geltenden Programmablaufplan ab-
gebildet ist). Der Abzug erfolgt auch dann, wenn die berechtigte Person im Ausland Einkiinfte hat,
und zwar unabhangig davon, ob im betreffenden auslandischen Steuerrecht ein Abzug vorgesehen

ist, der mit dem Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags im deutschen Steuerrecht vergleichbar ist.

2c.1.4.0.1 Anknupfung an den steuerrechtlichen Arbeitnehmer-Pauschbetrag des
§ 9a Satz 1 Nr.1 EStG, maRgebliche Fassung bei Gesetzesanderungen
(Satz 4)

Satz 3 trifft Konkretisierungen fir den in Satz 1 zu berticksichtigenden Arbeithehmer-Pauschbetrag.
Aus Griinden der Verwaltungsvereinfachung werden unterjahrige Anderungen des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags nicht berlicksichtigt. Fiir den Arbeitnehmer-Pauschbetrag wird danach auf den glei-
chen Geltungszeitpunkt abgestellt wie flir den nach § 2e maligeblichen Programmablaufplan. Der
Arbeitnehmer-Pauschbetrag ist auch dann eindeutig festgelegt, wenn flir das Kalenderjahr vor der
Geburt aufgrund von besonderen steuerlichen Anwendungsvorschriften mehr als eine Regelung

zum Arbeitnehmer-Pauschbetrag gelten sollte.

2c.1.4.0.2 Einordnung in den Prufablauf

Der Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags erfolgt nach der ggf. erforderlichen Umrechnung der
kalendermonatlich zu beriicksichtigenden Einnahmen aus nichtselbststéandiger Erwerbstatigkeit auf
die mafdgeblichen Lebensmonate (2c.1.2 Umrechnung des kalendermonatlichen Einkommens
auf den Lebensmonat bei Einkommen in der Bezugszeit) und vor der Berechnung des monatlichen
Durchschnitts der zu berlcksichtigenden Brutto-Einkunfte (2¢.1.5 Berechnung des monatlichen

Durchschnitts der zu bertcksichtigenden Brutto-Einkunfte).

2c¢.1.4.0.3 Abgrenzung zur Berucksichtigung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags bei
der Ermittlung der Bemessungsgrundlagen fir die Abziige fir Steuern

und Sozialabgaben

Im Unterschied dazu wird bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage fir die Steuerabziige der
Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags erst nach der Berechnung des monatlichen Durchschnitts
der zu bertcksichtigenden Einklnfte innerhalb des Steuerberechnungsprogramms auf Grundlage
des lohnsteuerlichen Programmablaufplans vorgenommen (vgl. 2e.2.2.1 Abzug des Ar-

beithehmer-Pauschbetrags (Nr. 1)).

Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage fir die Sozialabgabenabziige erfolgt kein Abzug des

Arbeithehmer-Pauschbetrags.
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2c.1.41 Monatsweiser Abzug eines Zwolftels des Arbeitnehmer-Pauschbetrags

Durch die gesetzlich vorgesehene Zwolftelung des Arbeithehmer-Pauschbetrags kommt zum Aus-
druck, dass der Abzug auf monatlicher Basis erfolgen soll. Die elterngeldrechtliche Berlicksichtigung
des Arbeitnehmer-Pauschbetrags erfolgt unabhangig davon, ob die berechtigte Person im gesamten
Monat Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit hat oder nur in einem Teil des Monats
und ob sie tatsachlich Steuern zahlt oder nicht. Durch den Abzug kann ein positives monatliches
Einkommen bis auf maximal null Euro gemindert werden. Es erfolgt auch bei mehreren Beschafti-
gungsverhaltnissen fur jeden Monat, fir den im Bemessungszeitraum oder im Bezugszeitraum das

Einkommen zu berechnen ist, nur ein Abzug.

2c.1.4.2 Lebensmonatsweiser Abzug eines Zwolftels des Arbeitnehmer-Pauschbe-

trags bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum

Bei der Berechnung des Elterngeld-Bruttos in der Bezugszeit wird der Arbeitnehmer-Pauschbetrag
erst nach Umrechnung der kalendermonatlich zu berilicksichtigenden Einnahmen aus nichtselbst-
standiger Erwerbstatigkeit auf die betreffenden Lebensmonate vom Einkommen in den einzelnen

Lebensmonaten abgezogen.

2c.1.4.3 Abzug eines Zwolftels des Arbeithehmer-Pauschbetrags vor der Berech-
nung des monatlichen Durchschnitts der Brutto-Einkuinfte

Nach § 2c Abs. 1 Satz 1 ist der durchschnittlich monatliche Uberschuss der (monatsbezogenen)
Einnahmen Uber dem Arbeithnehmer-Pauschbetrag fiir das Einkommen aus nichtselbststandiger Er-
werbstatigkeit maligeblich. Danach ist erst flr den Einnahmeniberschuss aus nichtselbststandiger
Erwerbstatigkeit nach § 2c Abs. 1 Satz 1 der Durchschnitt zu berechnen. Dementsprechend wird der
Arbeitnehmer-Pauschbetrag vom Einkommen in den einzelnen Monaten abgezogen, nicht vom mo-
natlich durchschnittlichen Einkommen. Vgl. bereits 2c.1.4.0.2 Einordnung in den Prifab-

lauf.

2c.1.5 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu beriicksichtigenden
Brutto-Einklinfte

Die Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu berticksichtigenden Brutto-Einklnfte aus
nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit erfolgt erst nach dem Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbe-
trags. Zur Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bemessungszeitraum sind die zu berlcksichtigenden
Gesamterwerbseinklnfte durch 12 (= Anzahl der Monate im Bemessungszeitraum) und zur Ermitt-

lung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum durch die Anzahl der Bezugsmonate mit Einkommen
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2)
zu teilen. Vgl. auch 2d.1.3 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu bertcksichti-
genden Brutto-Einkinfte.
2c.2 Nachweis der Einnahmen aus nichtselbststiandiger Erwerbstatigkeit Uber

Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 2)

Abs. 2 enthalt Vorgaben fur die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbststéandiger Erwerbstatig-
keit. Danach sind die monatlichen Einnahmen vorrangig (vgl. 2c.2.1 Malgeblichkeit der Lohn-
und Gehaltsbescheinigungen) den fiir die ma3geblichen Kalendermonate erstellten Lohn- und Ge-
haltsbescheinigungen zu entnehmen (vgl. 2¢.1.3 Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus
nichtselbststandiger Arbeit (Satz 3) sowie 2¢.2.2 Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermu-
tung der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen). Dies gilt nicht nur fir die zu berlcksichtigenden Ein-
nahmen, sondern insbesondere auch flr die Bestimmung, welche Einnahmen nicht zu berlcksich-
tigen sind, etwa weil es sich um sonstige Bezilige oder um steuerfreie Einnahmen handelt. Den Lohn-
und Gehaltsbescheinigungen ist eine Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermutung beizumessen (vgl.

2c.2.3 Einzelfragen zur Nutzung der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen).

2c.2.0 Allgemeine Vorgaben

2c.2.0.1 Anwendungsbereich

§ 2c Abs. 2 qilt fur die Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bemessungs- und Bezugszeitraum. Er
gilt entsprechend auch fiir die Ermittlung der Bemessungsgrundlagen fiir die Steuer- und Sozialab-
gabenabzlige nach § 2e Abs. 2 und § 2f Abs. 2.

2c.2.0.2 Verhaltnis zur Nutzung der Verdienstbescheinigung nach § 9

Kann die antragstellende Person die bendtigten Lohn- und Gehaltsbescheinigungen nicht vorlegen,
so ist der Arbeitgeber nach § 9 verpflichtet, einen entsprechenden Einkommensnachweis (Ver-
dienstbescheinigung) zu erstellen. § 2c Abs. 2 ist allerdings dahin gehend auszulegen, dass sich die
Elterngeldstelle aus Grinden der Verwaltungspraktikabilitat bei der Ermittlung der bei der Elternge-
ldberechnung zu berticksichtigenden Einklnfte in der Regel auf die Auswertung der Lohn- und Ge-
haltsbescheinigungen beschranken sollte. Die Auflistung der bei der Elterngeldberechnung zu be-
rucksichtigenden Einkommenspositionen sollte nur im Ausnahmefall dem Arbeitgeber aufgebirdet
werden. Die Anforderung von Verdienstbescheinigungen nach § 9 soll aus Griinden des Burokratie-

abbaus bei den Arbeitgebern nicht routinemafig erfolgen.
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2c.21 MaRgeblichkeit der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
Grundlage der Einkommensermittlung sind die entsprechenden monatlichen Lohn- und Gehaltsbe-
scheinigungen des Arbeitgebers des jeweiligen Einkommensberechnungszeitraumes. Gegebenen-
falls sind bei der Ermittlung des Einkommens in der Bezugszeit mehr als eine Lohn- und Gehaltsbe-

scheinigung zur Ermittlung der Einnahmen im Lebensmonat heranzuziehen.

Nach der Regelung sind — entsprechend der Anwendung der lohnsteuerlichen Grundsatze der zeit-
lichen Zuordnung — ggf. auch spatere Korrekturmeldungen zu berucksichtigen. Dies gilt unabhangig
davon, ob der Arbeitgeber eine neue Lohn- und Gehaltsbescheinigung fur den betreffenden Kalen-
dermonat erstellt oder in einer spateren Lohn- und Gehaltsbescheinigung die Korrektur fur einen

Vormonat vornimmt.

2c.2.2 Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermutung der Lohn- und Gehaltsbe-

scheinigungen

Nach § 2c Abs. 2 Satz 2 kommt den Lohn- und Gehaltsbescheinigungen eine Richtigkeits- und Voll-
standigkeitsvermutung bei der Ermittlung der Einnahmen zu. Dies rechtfertigt sich vor dem Hinter-
grund, dass Arbeitgeber die Lohn- und Gehaltsbescheinigungen nach einheitlichen Vorgaben erstel-
len (vgl. Verordnung zur Erstellung einer Entgeltbescheinigung nach § 108 Abs. 3 Satz 1 der Ge-

werbeordnung).

Die Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermutung setzt voraus, dass der Inhalt der Lohn- und Gehalts-
bescheinigungen eindeutig bestimmt werden kann; unklar Bleibendes oder offensichtlich Fehlerhaf-

tes kann keine Vermutung fir eine bestimmte Erklarung begriinden.

2c.2.3 Einzelfragen zur Nutzung der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen

Zu materiellrechtlichen Einzelfragen bei der Ermittlung der zu bericksichtigenden Einnahmen be-
achte ggf. 2.1.3.4. Bei der Auswertung der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen als Einkommens-

nachweis ist von Folgendem auszugehen:

2c.2.3.1 Ermittlung von sonstigen Beziigen im Sinne des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG

Nach § 2c Abs. 1 Satz 2 werden die im Lohnsteuerabzugsverfahren nach den lohnsteuerlichen Vor-
gaben als sonstige Bezlige zu behandelnde Einnahmen nicht berlcksichtigt. Hinsichtlich der Aus-
weisung von sonstigen Bezligen im Sinne des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG ist § 1 Abs. 2 der Entgelt-
bescheinigungsrichtlinie 2009 bzw. der Entgeltbescheinigungsverordnung (BGBI. | 2012, 2712)
mafgeblich.
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Fir die Nutzung von Lohn- und Gehaltsbescheinigungen bei der Elterngeldberechnung bedeutet

dies:

(a) Nur wenn sonstige Bezlige im Sinne des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG auf der monatlichen Lohn-
und Gehaltsbescheinigung ausgewiesen sind (z.B. als Rechnungsposten bei der Berechnung

des Steuerbruttos), sind die entsprechenden Betrage vom Steuerbrutto abzuziehen.

(b) Wenn sonstige Bezuge im Sinne des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG auf den Lohnbescheinigungen
nicht ausgewiesen sind, wird zur Ermittlung des zu bericksichtigenden Einkommens allein auf
das Steuerbrutto des nichtselbststandig erwerbstatigen Antragstellers zurtickgegriffen. - keine

weitere Sachverhaltsermittlung erforderlich

2c.2.3.2 Ermittlung von pauschal besteuerten Einnahmen, u.a. auch im Sinne des
§ 2e Abs. 2

Elterngeldrechtlich werden pauschal besteuerte Einnahmen vom Elterngeld-Brutto und grundsatz-

lich auch von der Bemessungsgrundlage fir die Sozialabgabenabzlige erfasst (soweit sie nicht als

Minijob-Einkommen nach § 2f Abs. 2 Satz 2 unberiicksichtigt bleiben), nicht aber von der elterngel-

drechtlichen Bemessungsgrundlage fir die Steuerabzlige.

Steuerlich bleiben vom Arbeitgeber pauschal besteuerte Betrage (v.a. Minijob-Einkunfte oder Bei-
trage an eine Pensionskasse, einen Pensionsfonds oder eine Direktversicherung) nach § 40 Abs. 3
Satz 2 EStG bei der Veranlagung des Arbeitnehmers aufer Ansatz. Dies gilt auch dann, wenn die

Pauschalsteuer auf den Arbeitnehmer abgewalzt wurde.

Als durch den Arbeitgeber pauschal besteuerte Bezlige oder Vorteile kommen folgende Einnahmen
in Betracht:
e pauschal besteuerte Gehalter in besonderen Fallen nach § 40 EStG, im Einzelnen:
o bei sonstigen Bezugen in groRer Zahl (§ 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG)
o bei Nacherhebung von Lohnsteuer (§ 40 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG)
o bei Betriebsmahlzeiten (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG)
o bei unlblichen Betriebsveranstaltungen (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG)
o bei Gewahrung von Erholungsbeihilfen (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 EStG)
o bei Verpflegungsmehraufwendungen (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 EStG)
o bei zusatzlich zum Arbeitslohn Gbereigneten Computern (§ 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 EStG)
o bei Stellung eines Kfz oder bei Fahrtkostenzuschissen fur den Arbeitnehmer (§ 40 Abs. 2
Satz 2, 3 EStG)
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e pauschal besteuerte Gehalter fur bestimmte Teilzeitbeschaftigungen nach § 40a Abs. 1 EStG

e pauschal besteuerte Gehalter fur geringfligig Beschaftigte nach § 40a Abs. 2 EStG

e pauschal besteuerte Beitrage zu bestimmten Zukunftssicherungsleistungen nach § 40b EStG

Pauschal besteuerte Betrage sind nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a der Entgeltbescheinigungs-
richtlinie 2009 bzw. der Entgeltbescheinigungsverordnung (BGBI. 12012, 2712) nicht im Steuerbrutto

enthalten. Bei der Einkommensermittlung ist daher wie folgt zu verfahren:

(a) Sind vom Arbeitgeber pauschal besteuerten Betrage nicht gesondert ausgewiesen, ist grund-
satzlich davon auszugehen, dass die berechtigte Person keine pauschal besteuerten Einnah-
men hat (§ 1 Abs. 2 der Entgeltbescheinigungsrichtlinie 2009/ der Entgeltbescheinigungsver-
ordnung (BGBI. 1 2012, 2712)).

- keine weitere Sachverhaltsermittlung erforderlich, der Wert flir Steuerbrutto kann grundsatz-
lich unverandert Gbernommen werden. Die Elterngeldberechtigten kénnen ggf. durch Vorlage
einer erganzten Lohnbescheinigung die Berticksichtigung der entsprechenden Betrage bewir-
ken. In diesen Fallen sind die so nachgewiesenen pauschal besteuerten Betrage bei der Ermitt-
lung des Elterngeld-Bruttos bzw. der Bemessungsgrundlage fir die Sozialabgabenabziige zu

bertcksichtigen, nicht jedoch zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage fiir die Steuerabzige.

(b) Sind vom Arbeitgeber pauschal besteuerten Betrage als solche gesondert ausgewiesen, ist da-
von auszugehen, dass sie nicht im Steuerbrutto enthalten sind (§ 1 Abs. 2 der Entgeltbeschei-
nigungsrichtlinie 2009/ der Entgeltbescheinigungsverordnung (BGBI. | 2012, 2712)). Sie sind
dementsprechend bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos bzw. der Bemessungsgrundlage flr
die Sozialabgabenabziige noch zum Steuerbrutto zu addieren, nicht jedoch zur Ermittlung der

Bemessungsgrundlage der Abzlige flir Steuern.

Hinweis: Pauschal besteuerte Bezige, die abstrakt-generell bei Anwendung des Lohn-steuer-
abzugsverfahrens als sonstige Beziige zu behandeln waren, sind elterngeldrechtlich bei der
Bemessungsgrundlage nicht zu bertcksichtigen (vgl. Entscheidung des BSG vom 08.03.2018 -
B 10 EG 8/16 R, Rundschreiben vom 28.11.2018, 2.c.1.1.2 am Ende).

2c.2.3.3 Ermittlung von Einkommen aus geringfiigiger Erwerbstatigkeit und aus Mi-
dijob im Sinne des § 2f Abs. 2 Satz 2 und 3

Fir die Bestimmung der Bemessungsgrundlage flir die Sozialabgabenabziige nach § 2f Abs. 2
Satz 2 und 3 sind zudem Einkommen aus geringflgiger Erwerbstatigkeit und aus Midijob zu ermit-
teln. Dabei kommt den Angaben in den Lohn- und Gehaltsbescheinigungen bzw. der tatsachlichen
sozialversicherungsrechtlichen Behandlung durch den Arbeitgeber ebenfalls eine Richtigkeits- und

Vollstandigkeitsvermutung zu.
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Danach wird davon ausgegangen, dass die Regelungen zu den Mini- und Midijobs — insbesondere

auch die zum 01.07.2019 in Kraft getretenen Neuregelungen zum Ubergangsbereich — vom Arbeit-
geber zutreffend angewendet werden und Einnahmen nach diesen Vorgaben ausgewiesen sind.
Eine Ubergangsregelung fur Midijob-Einkommen, die vor dem 01.07.2019 liegen, ist nicht vorgese-

hen.

Auf Grundlage der Entgeltbescheinigungsverordnung (BGBI. | 2012, 2712) sind Midijob-Einnahmen
und Einnahmen aus Mehrfachbeschaftigungen gesondert gekennzeichnet (§ 1 Abs. 1 Nr. 10 und 11
der Entgeltbescheinigungsverordnung). Auch Einnahmen im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder § 8a
i.V.m. §8 Abs. 1 Nr. 1 SGB 1V, flr die die berechtigte Person keinen Antrag auf Versicherungs-
pflichtbefreiung nach § 6 Abs. 1b SGB VI gestellt hat, werden als Minijob-Einnahmen kenntlich ge-
macht (Beitragsgruppenschlissel). Sozialversicherungsrechtlich ist dies beispielsweise bedeutsam
wegen der damit verbundenen Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung und in der

Krankenversicherung.

Im Falle einer unzureichenden Ausweisung der Art der Einnahmen ist grundsatzlich von einem Mi-
dijob-Einkommen auszugehen, wenn bei einem voll sozialversicherungspflichtigen Einkommen aus
nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit in der GréRenordnung von 520 bis 2.000 Euro das Steuer-
brutto gréRer ist als das Sozialversicherungsbrutto. Dabei ist zu beachten, dass Midijob-Einkommen
den Grenzwert von 520 Euro in einzelnen Kalendermonaten unterschreiten kénnen. Beim Uber-
schreiten des Grenzwertes von 2.000 Euro ist eine genaue Einordnung der Einnahme elterngeld-
rechtlich nicht erforderlich, weil das Ubergangszonenentgelt in diesen Fallen dem tatséchlichen Mi-
dijob-Arbeitsentgelt entspricht. Zur Prifung kénnen ggf. weitere Lohn- und Gehaltsbescheinigungen

herangezogen werden, die mit dieser Beschaftigung im Zusammenhang stehen.

Zu weiteren Vorgaben vgl. auch 2f.2.2.1 Nichtberucksichtigung von Einnahmen aus geringfugiger

Beschaftigung und 2f.2.3 Umrechnung von Einnahmen im Midijob-Bereich.

2c.2.3.4 Ermittlung von steuerfrei gestellten Teilbetragen

Zudem kann es im Rahmen der Ermittlung der zu bertcksichtigenden Einnahmen aus nichtselbst-
standiger Erwerbstatigkeit erforderlich sein, jahrliche Steuerfreibetrage zu berticksichtigen. Jahrliche
Steuerfreibetrage und Pauschalen, die zur Steuerfreiheit bestimmter Einnahmen fiihren (etwa Ein-
nahmen im Sinne der Ubungsleiterpauschale nach § 3 Nr. 26 EStG), werden jeweils bezogen auf
den steuerlichen Veranlagungszeitraum in voller Héhe flir die maRRgeblichen Einkommensberech-
nungszeitraume (Bemessungszeitraum oder Bezugszeitraum) entsprechend der Lohn- und Gehalts-

bescheinigungen berlcksichtigt. Vgl. auch unter 2.1.3.4, Stichwort ,Steuerfreibetrage®, S. 72.
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2c.3 Nachweis der Abzugsmerkmale Uber Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
(Abs. 3)

Abs. 3 regelt den Nachweis der Abzugsmerkmale, die neben den Daten nach Abs. 2 Satz 1 den
Lohn- und Gehaltsbescheinigungen zu entnehmen sind. Wie nach Abs. 2 ergibt sich auch aus dieser
Regelung flr die Angaben aus den Lohn- und Gehaltsbescheinigungen eine Richtigkeits- und Voll-

standigkeitsvermutung (vgl. 2c.2.3 Einzelfragen zur Nutzung der Lohn- und Gehaltsbescheinigun-
gen).

2c.3.0 Anwendungsbereich

Die Regelung gilt einheitlich flir Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit, also fiir alle
im Rahmen der Elterngeldberechnung nach § 2c zu beriicksichtigenden Einklinfte, unabhangig da-
von, ob sie im Inland oder EU-Ausland oder einem gleichgestellten Staat zu versteuern sind. Die
anhand der Angaben aus dem Bemessungszeitraum bestimmten malfigeblichen Abzugsmerkmale

gelten nach § 2c Abs. 3 ggf. auch flr die Berechnung der Abziige im Bezugszeitraum.

2c.3.1 Ermittlung der Abzugsmerkmale

Die Ermittlung der Abzugsmerkmale findet ausschlie8lich anhand der Nachweise nach § 2c Abs. 3
und § 2d Abs. 4 statt. Eine eigenstandige materiell-rechtliche Prifung einzelner Voraussetzungen

(etwa der Voraussetzungen des Faktors nach § 39f EStG) ist insoweit nicht vorgesehen.

2c.3.1.1 Erforderliche Abzugsmerkmale

Die Erforderlichkeit der Abzugsmerkmale ergibt sich aus den Regelungen der §§ 2e und 2f. Zu den

erforderlichen Abzugsmerkmalen gehoren:

(1) als Abzugsmerkmale fir die Steuern die Angaben

o zur Steuerklasse, ggf. nebst Faktor nach § 39f EStG,

e zur Anzahl der Freibetrage fur Kinder nach § 32 Abs. 6 EStG (flr altere Geschwister),

e zur Kirchensteuerpflicht sowie

e zur Rentenversicherungspflicht (fir die Bestimmung der mafRRgeblichen Vorsorgepauschale
nach § 2e Abs. 2 Satz 2 Nr. 2).

(2) als Abzugsmerkmale fur die Sozialabgaben die Angaben zur Versicherungspflicht in den einzel-
nen Zweigen der Sozialversicherung bzw. einer vergleichbaren Einrichtung einschlieflich der
Arbeitsférderung. MalRgeblich bei der Bestimmung der Abzlige flr Sozialabgaben ist nicht die
jeweilige Beitragspflicht, sondern die Versicherungspflicht. Ggf. ist die Versicherungspflicht iber

den Beitragsgruppenschlissel in der Lohn- und Gehaltsbescheinigung zu ermitteln.
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Zur Begriindung der Erforderlichkeit der Abzugsmerkmale im Hinblick auf die Abziige fir Steuern
nach § 2e und die Abzlige flir Sozialabgaben nach § 2f siehe unter 2e.1.1.1 Erforderliche Ab-

zugsmerkmale fiir Steuern und 2f.1.1.1 Erforderliche Abzugsmerkmale, Auswahlregeln.

2c.3.1.2 MaRgeblichkeit der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 3 Satz 1)

MaRgeblich sind nur Lohn- und Gehaltsbescheinigungen des jeweils mafigeblichen Betrachtungs-
zeitraumes, in denen Einnahmen ausgewiesen sind, die fur die Berechnung der jeweiligen Abzilge
fur Steuern und Sozialabgaben in die Bemessungsgrundlage einflieRen (vgl. 2.0.2.3 Maldgebliche
Betrachtungszeitraume zur Ermittlung der Abzugsmerkmale fur Steuern und Sozialabgaben). Lohn-
und Gehaltsbescheinigungen fur andere Kalendermonate sind auch dann nicht heranzuziehen,
wenn sie fur Kalendermonate erstellt wurden, die wegen Einkiinften aus selbststandiger Erwerbsta-
tigkeit zum mafgeblichen Betrachtungszeitraum gehdren (Vgl. Beispielsfall 2 im Anhang IlI: Eltern-

geldberechnung in Beispielsfallen).

Beispielsweise muss es sich bei der Ermittlung der Abzugsmerkmale aus nichtselbststandiger Er-
werbstatigkeit um Einnahmen im Sinne des § 2¢c Abs. 1 handeln. Lohn- und Gehaltsbescheinigun-
gen, die ausschlielRlich Angaben zu bei der Elterngeldberechnung nicht zu berticksichtigenden sons-

tigen Bezlige enthalten, sind nicht zu berticksichtigen.

Dementsprechend werden auch Lohn- und Gehaltsbescheinigungen, in denen ausschlie3lich Mi-
nijob-Einnahmen nach §§ 8, 8a SGB |V oder Einnahmen nach § 20 Abs. 3 Satz 1 SGB |V aus Be-
schaftigungen im Rahmen eines Ausbildungsverhaltnisses mit einem Arbeitsentgelt von bis zu
325 Euro beziehungsweise im Rahmen von dort genannten Freiwilligendiensten ausgewiesen sind,
nicht zur Bestimmung der Abzugsmerkmale fir Sozialabgaben herangezogen, weil diese Einnah-
men nicht in die Bemessungsgrundlage fir die Sozialabgabenabziige eingehen und ihre Abzugs-
merkmale dementsprechend auch nicht reprasentativ fir die Sozialabgaben der berechtigten Person

sind.

2c.3.2 Auswabhlregeln bei der Ermittlung der Abzugsmerkmale

Beispielsfalle fir die Anwendung der Auswahlregeln finden sich unter 2e.1.1.3  Beispielsfalle
und 2f.1.1.3 Beispielsfalle.

2c.3.2.1 Vorrang der aktuelleren Angabe (Satz 1)

Grundlage der Ermittlung der nach den §§ 2e und 2f erforderlichen Abzugsmerkmale fir Steuern
und Sozialabgaben sind die Angaben in der Lohn- und Gehaltsbescheinigung, die fir den letzten
Kalendermonat im Bemessungszeitraum mit Einnahmen nach § 2c Abs. 1 erstellt wurde. Damit ist

der Kalendermonat bezeichnet, in dem die berechtigte Person letztmalig vor der Geburt Einnahmen
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hatte, die bei der Ermittlung der Abzlige zu bericksichtigen sind (= letzter Kalendermonat des fir

die jeweiligen Abzlige malRgeblichen Betrachtungszeitraumes).

2c.3.2.2 Vorrang der Angabe mit der liberwiegenden Geltung im Zeitverlauf (Satz 2)

Satz 2 regelt Falle, in denen sich eine Angabe nach Satz 1 innerhalb des Bemessungszeitraumes
geandert hat. In diesen Fallen ist die abweichende Angabe mafgeblich, wenn sie in der Uberwie-
genden Zahl der Kalendermonate des fir die jeweiligen Abziige mafigeblichen Betrachtungszeitrau-
mes gegolten hat. Wenn die abweichende Angabe und die Angabe in der letzten Lohn- und Gehalts-
bescheinigung in gleichem Umfang gegolten haben, gilt die Angabe in der letzten Lohn- und Ge-
haltsbescheinigung des mafRgeblichen Betrachtungszeitraumes. Eine Angabe hat in der Uberwie-
genden Zahl der Kalendermonate des Bemessungszeitraums gegolten, wenn sie langer gegolten
hat als jeweils die anderen Angaben. Sie muss nicht notwendigerweise in der Halfte der Kalender-
monate des Bemessungszeitraums gegolten haben. Kalendermonate ohne Einnahmen werden in-
soweit nicht mitgezahlt. In Fallen, in denen der erste und der letzte Bemessungsmonat mit Einnah-
men nach § 2c jeweils die gleichen Angaben enthalten, kann im Verwaltungsvollzug grundséatzlich

davon ausgegangen werden, dass die jeweilige Angabe unverandert geblieben ist.

Auch die Ermittlung des Einkommens wahrend der Bezugszeit richtet sich nach den so ermittelten
mafgeblichen Abzugsmerkmalen. Veranderungen bei den Abzugsmerkmalen fur Steuern und So-

Zialabgaben in der Bezugszeit werden nicht berlcksichtigt (2¢.0.1 Anwendungsbereich).

Galten die Abzugsmerkmale in der gleichen Zahl der Kalendermonate und kann somit ein Uberwie-
gen nicht festgestellt werden, wird das Merkmal zugrunde gelegt, das zuletzt galt. FUr die Anwen-

dung der Ausnahmeregel des Satz 2 ist kein Raum.

Beispiel: Im Bemessungszeitraum vom August 2012 bis Juli 2013 hat die Mutter nichtselbstandig
gearbeitet. Von August 2012 bis Dezember 2012 (5 Kalendermonate) hatte sie die Steuerklasse IV,
von Januar 2013 bis Mai 2013 (5 Kalendermonate) die Steuerklasse V und von Juni 2013 bis Juli
2013 (2 Kalendermonate) die Steuerklasse Ill. Somit galt keines der Abzugsmerkmale tUberwiegend.
Mafgeblich fir die Elterngeldberechnung ist daher die zuletzt aus der Lohn- und Gehaltsbescheini-

gung ersichtliche Steuerklasse lll.

2c.3.2.3 Abweichende Geltung der Steuerklasse IV bei liberwiegenden Einkom-
mensanteil aus selbststandiger Erwerbstatigkeit (§ 2e Abs. 3 Satz 2, 2. Va-

riante)

§ 2e Abs. 3 Satz 2, 2. Variante enthalt abweichend von den Auswahlregeln zur Ermittlung des mal3-

geblichen Abzugsmerkmals eine besondere Regelung zur Bestimmung der Steuerklasse. Danach
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ist der Ermittlung der Steuerabziige die Steuerklasse IV zugrunde zu legen, wenn der Gewinn héher
ist als der nach § 2c Abs. 1 zu berlicksichtigende Uberschuss der Einnahmen. Vgl. 2e.3.2.2 Félle

von Mischeinkommen — Geltung der Steuerklasse IV bei Uberwiegendem Einkommensanteil aus
selbststandiger Erwerbstatigkeit (Satz 2, 2. Variante)Falle von Mischeinkommen — Geltung der Steu-
erklasse IV bei Uberwiegendem Einkommensanteil aus selbststandiger Erwerbstatigkeit (Satz 2, 2.

Variante).

2.c.3.3 Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermutung

Nach Satz 3 gilt die Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermutung der Lohn- und Gehaltsbescheini-
gungen auch bei der Ermittlung der Abzugsmerkmale fiir Steuern und Sozialabgaben. Wird die
Richtigkeits- und Vollstandigkeitsvermutung der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen — zum Bei-
spiel aufgrund eines vorliegenden Bescheids des Finanzamts — nachweislich widerlegt, ist die Bin-
dung an die in der Lohn- und Gehaltsbescheinigung ausgewiesenen Abzugsmerkmale fir Steuern
und Sozialabgaben aufgehoben. MaRgeblich fur die Abzugsmerkmale fur Steuern und Sozialabga-

ben ist dann die vorgelegte Bescheinigung des Finanzamts.

§ 2d Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit

2d.0 Allgemeine Vorgaben zur Ermittlung des Einkommens aus selbststandiger

Erwerbstatigkeit

2d.0.1 Anwendungsbereich

§ 2d regelt die Ermittlung des Einkommens aus selbststandiger Erwerbstatigkeit im Sinne des § 2
Abs. 1 Satz 3 Nr. 2. Die Regelung gilt fir die Ermittlung des Einkommens im Bemessungszeitraum
und Bezugszeitraum gleichermalen. Sie gilt auch fir Einklnfte, die im EU-Ausland oder einem

gleichgestellten Staat zu versteuern sind.

2d.0.2 Begriffsbestimmung ,,Gewinneinkiinfte*

Abs. 1 enthalt eine Legaldefinition flr den Begriff der Gewinneinkinfte. Danach bezeichnet der el-
terngeldrechtliche Begriff der Gewinneinklnfte die monatlich durchschnittlich zu bertcksichtigende
Summe der positiven Einklinfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstandiger
Arbeit (Elterngeld-Brutto aus selbststandiger Erwerbstatigkeit). Der Begriff der Gewinneinkinfte ist

zu unterscheiden von dem Begriff des Einkommens aus selbststandiger Erwerbstatigkeit, das sich
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ergibt, wenn die Gewinneinklnfte um die Abzlge fir Steuern und Sozialabgaben nach §§ 2e und 2f

vermindert werden (= Elterngeld-Netto aus selbststandiger Erwerbstatigkeit).

2d.0.3 Prufablauf zur Ermittlung des Elterngeld-Nettos aus selbststandiger Er-

werbstatigkeit

Die Vorgaben des § 2d gelten fur die Ermittlung des Elterngeld-Nettos aus selbststéandiger Erwerbs-
tatigkeit. Bei der elterngeldrechtlichen Gewinnermittlung ist die monatlich durchschnittlich zu bertck-
sichtigende Summe der positiven Einklnfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und
selbstandiger Arbeit maRgeblich. Die pauschalierten Abzuge fur Steuern und Sozialabgaben bestim-

men sich nach §§ 2e und 2f (Elterngeld-Netto aus selbststandiger Erwerbstatigkeit).

Zum Bemessungszeitraum siehe § 2b Abs. 2 und 3. Zur Ermittlung der Bezugsmonate mit Einkom-
men (Abs. 3 Satz 1) siehe 2.3.1.1.1.

2d.1 Zu beriicksichtigende Brutto-Einkiinfte aus selbststandiger Erwerbstatig-
keit (Abs. 1)

Ausgangspunkt ist in Ubereinstimmung mit § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 2 Nr. 1 EStG der Ge-
winn. Ein gesonderter Abzug fur Werbungskosten ist nicht vorgesehen, weil die mit der selbststan-
digen Erwerbstatigkeit verbundenen Aufwendungen bereits im Rahmen der Gewinnermittlung be-

rucksichtigt werden.

2d.1.0 Anwendungsbereich und systematische Einordnung des Abs. 1

Das Elterngeld-Brutto aus selbststandiger Erwerbstatigkeit ist zu unterscheiden von den Bemes-
sungsgrundlagen flr die Steuer- und Sozialabgabenabzlige. Fir sie gelten die spezielleren Regeln
der §§2e Abs.2 bis 6 und 2f Abs.2 und 3. Im Einzelnen unterscheiden sich diese
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Berechnungsgrundlagen im Hinblick auf die Bertcksichtigung von Einklinften aus selbststandiger

Erwerbstatigkeit wie folgt:

Elterngeld-Brutto im Bemes- | Bemessungsgrundlage fiir die | Bemessungsgrundlage fiir die So-
sungszeitraum Steuerabziige zialabgabenabziige

1. Ermittlung der Gewinneinkinfte, § 2, § 2d Abs. 1 und 2;

im Bemessungszeitraum: nach Steuerbescheid, § 2, § 2d Abs. 1 und 2; Betriebsausgaben wie steuerlich be-
rucksichtigt

im Bezugszeitraum: nach gesonderter Betriebseinnahmenaufstellung/Einnahmen-Uberschuss-Rech-
nung oder Bilanz, § 2, § 2d Abs. 3; grdsl. 25%-Betriebsausgabenpauschale, auf
Antrag Berucksichtigung der tatsachlichen Betriebsausgaben
(Anders als bei Einkommen aus nichtselbststéndiger Erwerbstéatigkeit ist fir die le-
bensmonatsbezogene Ermittlung des Einkommens aus selbststéndiger Erwerbsté-
tigkeit eine Umrechnung auf Lebensmonate i.d.R. nicht erforderlich, da Gewinnein-
kiinfte nicht notwendigerweise kalendermonatlich zu ermitteln sind.)

(Geringfiigige selbststéndige Tétigkei-
ten werden einbezogen, vgl. Wortlaut
§ 2f Abs. 2 Satz 2 [nichtselbststandige]
LBeschéftigungen”)

2. Berechnung des monatlichen Durchschnitts der Brutto-Einkiinfte (positive Gesamteinkiinfte aus nicht-
selbststandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit geteilt durch 12), § 2 Abs. 1 Satz 3

nur bei Einkiinften ausschliel3lich
aus selbststéndiger Erwerbstétig-
keit:

zzgl. des Arbeitnehmer-Pausch-
betrags (wg. § 2e Abs. 2 Nr. 1, um
den programmablaufplangesteu-
erten Abzug eines Zwolftels des
Arbeitnehmer-Pauschbetrags zu
neutralisieren)

[Freibetrdge und Pauschalen (u.a.
der Arbeitnehmer-Pauschbetrag
und die Vorsorgepauschale) ver-
mindern die Bemessungsgrund-
lage fiir die Steuerabziige. Sie
werden unter Zugrundelegung der
Abzugsmerkmale (iber den lohn-
steuerrechtlichen  Programmab-
laufplan automatisch abgezogen.]

Zu den zu berlcksichtigenden Brutto-Einkunften allgemein vgl. 2.1.3, den zu bericksichtigendem
Brutto-EinkUlnften aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit vgl. 2c.1 Zu berucksichtigende Brutto-

Einklnfte aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit (Abs. 1).

2d.1.1 Gewinneinkiinfte

Mafgeblich fir die elterngeldrechtliche Gewinnermittlung ist nach § 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 der steu-
erliche Gewinn im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 1 (i.V.m. § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 EStG). Bei der
Ermittlung des Gewinns sind damit neben den §§ 4 bis 7k EStG auch die §§ 13 bis 18 EStG zu
beachten. Dies gilt grundsatzlich auch in Fallen, in denen bei der steuerrechtlichen Gewinnermittlung

Betrage bericksichtigt werden, die nicht unmittelbar durch die Erwerbstatigkeit im
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Veranlagungszeitraum erwirtschaftet wurden (z.B. bei Investitionsabzugsbetragen nach § 7g EStG,
bei Sanierungsgewinnen oder Einkommensschatzungen nach § 162 AO). Keine Beriicksichtigung
finden Betrage, die nach den steuerrechtlichen Vorgaben erst nach der Ermittlung der Einklnfte in
Ansatz gebracht werden und damit keine Auswirkung auf den Betrag der Einklnfte nach § 2 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 bis 3 EStG haben (z.B. Verlustvortrage nach § 10d EStG).

MalRgeblich sind also nicht in jedem Fall die tatsachlichen Zu- und Abflisse, sondern ihre steuerliche
Verbuchung. So ist bei langlebigen Investitionsgtitern in der Regel eine Abschreibung tiber mehrere

Jahre erforderlich.

2d.1.2 Betriebsausgaben

Bei der Ermittlung des Bemessungseinkommens werden elterngeldrechtlich die Betriebsausgaben
zugrunde gelegt, die auch dem nach § 2d Abs. 2 mal3geblichen Einkommensteuerbescheid zu-
grunde liegen. Bei der Ermittlung des Einkommens in der Bezugszeit wird nach Abs. 3 Satz 2 (vgl.
2d.3.2 Ermittlung der Betriebsausgaben in der Bezugszeit (Satz 2)) grundsatzlich eine Betriebs-

ausgabenpauschale von 25% der Einnahmen angesetzt.

2d.1.3 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu beriicksichtigenden
Brutto-Einkiinfte

Die Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu bericksichtigenden (Brutto-)EinkUlnfte erfolgt
gemeinsam fur die zu beriicksichtigenden Einkunfte aus nichtselbststandiger und selbststandiger
Erwerbstatigkeit. Dabei sind die zu berlcksichtigenden Gesamterwerbseinkinfte fir die Ermittlung
des Elterngeld-Bruttos im Bemessungszeitraum durch 12 (= Anzahl der Kalendermonate im Bemes-
sungszeitraum) und fur die Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum durch die Anzahl
der Bezugsmonate mit Einkommen zu teilen. Vgl. auch 2¢.1.5 Berechnung des monatlichen

Durchschnitts der zu bertcksichtigenden Brutto-Einkunfte.

2d.2 Nachweis der Gewinneinkiinfte fiir den Bemessungszeitraum (Abs. 2)

Abs. 2 enthalt zusatzliche Vorgaben fir die Ermittlung des Bemessungseinkommens aus selbststan-

diger Erwerbstatigkeit.

Fir das Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit ergibt sich aus Abs. 2 Satz 1 eine Fiktion.
Mafgeblich sind danach die im Steuerbescheid enthaltenden Angaben zu den Einklinften aus Land-
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbststandiger Arbeit nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
EStG.
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Fir die elterngeldrechtliche Gewinnermittlung ist danach — entsprechend der Vorgaben des Abs. 1
und des § 2 Abs. 1 Satz 3 — der monatliche Anteil der Summe der positiven im Einkommensteuer-
bescheid festgesetzten Einklnfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstandiger

Arbeit anzusetzen.

Negative Einkiinfte in den einzelnen Einkunftsarten sind gemaR § 2 Abs. 1 Satz 3 mit null Euro an-
zusetzen (Unzulassigkeit des vertikalen Verlustausgleichs, 2.1.3.1.3). Ist eine bestimmte Einkunfts-
art im Steuerbescheid mit ,Null“ ausgewiesen, ist grundsatzlich davon auszugehen, dass die be-
rechtigte Person in der entsprechenden Einkunftsart keine Einklnfte hatte. Ist eine Einkunftsart nicht
ausgewiesen, ist davon auszugehen, dass die entsprechende Erwerbstatigkeit im Veranlagungs-

zeitraum nicht ausgeubt wurde (Nichteinkinfte).

2d.2.1 MaRgeblichkeit des Einkommensteuerbescheides (Satz 1)

Nach Satz 1 werden Gewinneinklnfte grundsétzlich allein anhand des Einkommensteuerbeschei-
des nachgewiesen. Wie sich aus § 2b Abs. 2 Satz 1 ergibt, ist dabei grundsatzlich der Einkommen-
steuerbescheid flir den letzten abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum malfgeblich.
Abgeschlossen ist ein Veranlagungszeitraum mit Ablauf des letzten Tages der Veranlagungsperiode
und nicht erst mit Zugang des Steuerbescheides. Dieser wird haufig bei Antragstellung zum Eltern-
geld noch nicht vorliegen. Dann kann das Einkommen in einem vereinfachten Verfahren durch an-
dere Unterlagen, insbesondere durch den letzten verfligbaren Einkommensteuerbescheid, glaubhaft
gemacht werden. Das Elterngeld wird auf dieser Grundlage vorlaufig bis zum Nachreichen des maf-

geblichen Einkommensteuerbescheides gezahlt (§ 8 Abs. 3).

2d.2.2 Nachweis des Einkommens bei nicht zu erstellendem Steuerbescheid
(Satz 2)

Satz 2 trifft eine Regelung fur den Fall, dass trotz der grundsatzlichen Veranlagungspflicht nach § 25
EStG fir den Bemessungszeitraum im Einzelfall kein gednderter Einkommensteuerbescheid zu er-
stellen ist (insbesondere in Fallen des § 156 AO, etwa weil der Unterschiedsbetrag zwischen der
festgesetzten Steuer und der im Falle einer Anderung zu zahlenden Steuer die Kleinbetragsgrenze

nicht Gberschreitet).

Dies kann beispielsweise von Belang sein, wenn die im Einkommensteuerbescheid angesetzten
Einkinfte niedriger sind als die tatsachlichen Einklinfte, dies jedoch ohne steuerliche Auswirkungen
bleibt und damit kein geadnderter Einkommensteuerbescheid zu erstellen ist. In diesem Fall kann die
Anderung der Einkinfte Einfluss auf die Hoéhe des Elterngeldes haben, auch wenn der geédnderte

Einkommensbetrag unter dem Grundfreibetrag liegt und deswegen zu keinem Steuerabzug flihrt.
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Das fehlende Erfordernis der Erstellung eines Einkommensteuerbescheides muss in geeigneter

Form nachgewiesen werden (Nachweis des Finanzamtes).

Ist ein Steuerbescheid nicht zu erstellen, hat die Ermittlung der Gewinneinkiinfte in entsprechender
Anwendung des Abs. 3 zu erfolgen. Insbesondere sind auch in diesen Fallen auf Antrag der berech-
tigten Person die tatsachlichen (niedrigeren) Betriebsausgaben anzusetzen. Der Antrag auf Bertick-
sichtigung der tatsachlichen Betriebsausgaben kann fur den Bemessungszeitraum unabhangig von

einem etwaigen entsprechenden Antrag fir den Bezugszeitraum gestellt werden.

2d.3 Nachweis der Gewinneinkiinfte in Bezugsmonaten (Abs. 3)

Abs. 3 enthalt besondere Vorgaben fir die Ermittlung des Einkommens aus selbststandiger Er-
werbstatigkeit wahrend der Bezugszeit. Der Steuerbescheid kann nicht als mafRgeblicher Nachweis
herangezogen werden, da die auf den Bezugszeitraum anteilig umgerechneten Gewinneinkiinfte,
die die elterngeldberechtigte Person im jeweiligen Veranlagungszeitraum hat, keine zuverldssigen
Rickschlusse auf die Einkunfte im Bezugszeitraum erlauben(vgl. auch BSG Urt. v. 13.12.2018 — B
10 EG 5/17 R). MaRgeblich sind allein die Gewinneinklnfte, die die elterngeldberechtigte Person im
Bezugszeitraum hatte, vgl.: 2d.5.3 Besonderheiten zur zeitlichen Zuordnung von Einnahmen im

Bezugszeitraum.

Nach Abs. 2 Satz 2 findet Abs. 3 entsprechende Anwendung, wenn fur den Bemessungszeitraum

nachweislich kein Einkommensteuerbescheid zu erstellen ist.

2d.3.1 Mindestanforderungen nach § 4 Abs. 3 EStG (Satz 1)

Grundlage der Ermittlung der Gewinneinkinfte ist eine mindestens den Anforderungen des § 4
Abs. 3 EStG geniigende Berechnung des Uberschusses der Betriebseinnahmen (ber die Betriebs-
ausgaben. Die Gewinnermittlung erfolgt durch die Erstellung einer Einnahmen-Uberschussrech-
nung (EUR). Eine betriebswirtschaftliche Auswertung (BWA) ist keine Grundlage fiir die Ermittlung
der Gewinneinklnfte. Eine unzutreffende Bezeichnung der Rechnung als BWA ist unschadlich. So-
weit in der Einnahmen-Uberschussrechnung fir die Einkommensaufstellung in der Bezugszeit nach
Abs. 3 Satz 2 als Betriebsausgaben 25 % der zu bertcksichtigenden Einnahmen angesetzt werden,

ist eine entsprechende Aufstellung nur der Betriebseinnahmen ausreichend.

Die Elterngeld berechtigte Person kann fur die Ermittlung der Gewinneinklnfte im Bezugszeitraum
eine Bilanz einreichen, wenn sie auch fir die Einkommenssteuer bilanziert. Die Bilanz muss dann
jedoch wie die Aufstellung nach § 4 Abs. 3 EStG die erforderlichen zeitlichen Abgrenzungen ermog-
lichen (vgl.: Steuerliche Grundsatze der zeitlichen Zuordnung von Einkinften unter 2.1.3.1.4). Die

Gewinnermittlung erfolgt durch die Erstellung einer Gewinn- und Verlustrechnung (GuV).
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Ein Wechsel der Gewinnermittlungsart von der Einnahmen-Uberschuss-Rechnung zur Bilanz wah-
rend des laufenden Elterngeldverfahrens (d.h. bis zum Erlass des Widerspruchsbescheids) ist még-
lich, sofern die Elterngeld berechtigte Person flir die Einkommensteuer bereits bilanziert bzw. eben-

falls zur Bilanzierung wechselt.

Den Antragsteller trifft eine Obliegenheit zur Mitwirkung. Da nur er Zugriff auf seine Geschaftsdaten
hat, ist die fur den Einkommensnachweis erforderliche Aufstellung von ihm zur Verfigung zu stellen.
Gegebenenfalls hat er sich dazu auf eigene Kosten der Hilfe eines Steuerberaters etc. zu bedienen.
Eine Uberforderung ist damit nicht verbunden, denn die benétigten Nachweise sind bei ordnungs-
gemaler Geschaftsfuhrung vorhanden und werden in ahnlicher Weise fur die Steuererklarung be-
noétigt, zu der die Antrag stellende Person gegenuber den Finanzbehérden verpflichtet ist (zu den
insoweit modifizierten Anforderungen fiir den Nachweis einer Einkommensminderung im Sinne des
§ 4 Abs. 3 Satz 2 fur den Bezug von Mindestelterngeld in den Partnermonaten bei Schatzlandwirten
im Sinne des § 13a EStG siehe unter Punkt 4.3.2.1 Inanspruchnahme der Partnermonate. Sofern
fur eine entsprechende Aufstellung langere Zeit benotigt wird, ist ein Abschlag auf das beantragte
Elterngeld mindestens in Hohe des Mindestbetrags zu bewilligen, wenn die Ubrigen Voraussetzun-
gen des Elterngeldes erfullt sind. Im Einzelfall kdnnen in enger Abstimmung mit dem Berechtigten
pragmatische Lésungen gefunden werden, insbesondere wenn es dem Berechtigten unmaoglich ist,

eine taggenaue Gewinn- und Verlustrechnung flr den Bezugszeitraum vorzulegen.

2d.3.2 Ermittlung der Betriebsausgaben in der Bezugszeit (Satz 2)

Nach Satz 2 werden die Betriebsausgaben grundsatzlich mit einer Pauschale von 25 Prozent der
bei der Elterngeldberechnung zu berlcksichtigenden Einnahmen angesetzt. Anstelle des Abzugs
der mit den zugrunde gelegten Einnahmen zusammenhangenden tatsachlichen Betriebsausgaben
ist bei der Berechnung des Einkommens wahrend der Bezugszeit von den Einnahmen grundsatzlich
eine Betriebsausgabenpauschale in Hohe von 25 Prozent der bei der Elterngeldberechnung zu be-

rucksichtigenden Einnahmen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit abzuziehen.

Nur auf Antrag sind bei der Berechnung die von der elterngeldberechtigten Person nachzuweisen-
den tatsachlichen Betriebsausgaben zugrunde zu legen. Der Antrag kann konkludent dadurch ge-
stellt werden, dass im Rahmen der Beantragung des Elterngeldes Betriebsausgaben geltend ge-
macht und nachgewiesen werden, die 25 Prozent der bei der Elterngeldberechnung zu bericksich-

tigenden Einnahmen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit Gbersteigen.

Bei der Aufstellung der Betriebsausgaben sind insbesondere auch die steuerlichen Regelungen der
§§ 7 ff EStG (etwa zur AfA oder insb. zum Investitionsabzugsbetrag nach § 7g EStG) zu beachten.

Die Anschaffung eines Wirtschaftsguts, das Uber mehrere Jahre genutzt werden kann, wird nach
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§§ 7 ff EStG nur mit einem jahrlichen Abschreibungsbetrag als Ausgabe von den Einnahmen abge-
zogen. Dieser Abschreibungsbetrag ist fir die Zwecke des Elterngeldes in jedem Kalendermonat
des betroffenen Veranlagungszeitraums mit einem Zwolftel zu berticksichtigen. Nach § 7 Abs. 1
Satz 4 EStG beginnt die Abschreibung mit dem Kalendermonat der Anschaffung oder Herstellung.
Anschaffungen nach dem Ende des Bezugszeitraums des Elterngeldes sind deshalb nicht zu be-
ricksichtigen und begriinden nicht die Notwendigkeit einer Neufestsetzung des Einkommens im Be-

zugszeitraum.

Hinweis: Die aktuellen AfA-Tabellen sind Uber die Internetseiten des Bundesministeriums der

Finanzen abrufbar (www.bundesfinanzministerium.de).

Satz 2 findet keine Anwendung, wenn nach der Art der Gewinnermittlung eine gesonderte Auswei-

sung der Betriebseinnahmen nicht vorgesehen ist (z.B. bei Bilanzen)

Ist sowohl der Ubungsleiterfreibetrag nach § 3 Nr. 26 EStG bzw. die Ehrenamtspauschale nach § 3
Nr. 26a EStG als auch die Betriebsausgabenpauschale in Hohe von 25 % in Ansatz zu bringen,
durfen die mit den nebenberuflichen Tatigkeiten in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang
stehenden Ausgaben nur insoweit als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen wer-
den, als sie den Betrag der steuerfreien Einnahmen Ubersteigen (§ 3 Nummer 26 Satz 2 EStG
bzw. § 3 Nummer 26a Satz 3 EStG). Dies bedeutet, dass die Ubungsleiterpauschale nicht mit den
Betriebsausgaben ,kombiniert werden darf. Die Ubungsleiterpauschale ist sowohl bei den Be-

triebseinnahmen als auch bei den Betriebsausgaben zunachst getrennt in Ansatz zu bringen.

Beispiel:

Betriebseinnahmen 15.000 EUR
davon steuerfrei nach § 3 Nr. 26 EStG 3.000 EUR
verbleibender Betrag 12.000 EUR
Betriebsausgaben 25% 3.750 EUR

mit dem Steuerfreibetrag sind abgegolten 3.000 EUR

als Betriebsausgaben abzugsfahig ist die Differenz 750 EUR 750 EUR
zu versteuernder Gewinn 11.250 EUR
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2d.4 Nachweis der Abzugsmerkmale uber den Steuerbescheid (Abs. 4)

Abs. 4 regelt die Maligeblichkeit des Einkommensteuerbescheides zum Nachweis bestimmter Da-
ten, die zur pauschalierten Ermittlung der Abziige fir Steuern erforderlich sind. Die Berechnung der

Abzlge fur Steuern und Sozialabgaben erfolgt nach § 2e und § 2f.

2d.4.0 Anwendungsbereich

Die Regelung gilt einheitlich fir Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit, also fir alle im
Rahmen der Elterngeldberechnung nach § 2d zu berilcksichtigenden Einkinfte, unabhangig davon,
ob sie im Inland oder EU-Ausland oder einem gleichgestellten Staat zu versteuern sind. Die anhand
der Angaben aus dem Bemessungszeitraum bestimmten mafgeblichen Abzugsmerkmale gelten

nach § 2c Abs. 3i.V.m. § 2d Abs. 4 ggf. auch fiir die Berechnung der Abziige im Bezugszeitraum.

2d.41 Ermittlung der Abzugsmerkmale

2d.4.1.1 Erforderliche Abzugsmerkmale

Die Erforderlichkeit der Abzugsmerkmale ergibt sich aus den Regelungen der §§ 2e und 2f. Zur
Auflistung aller erforderlichen Abzugsmerkmale siehe 2¢.3.1.1 Erforderliche = Abzugsmerk-

male.

2d.4.1.2 MaRgebliche Nachweise

2d.4.1.2.1 Nachrangige MaRgeblichkeit des Einkommensteuerbescheides hinsicht-

lich der Abzige fur Steuern (Satz 1)

Satz 1 bestimmt, welche Daten dem Einkommensteuerbescheid zu entnehmen sind. Im Hinblick auf

die Ermittlung der Abzlge fir Steuern lassen sich die Angaben:

e zu den Freibetragen nach § 32 Abs. 6 EStG und

e gegebenenfalls zur Kirchensteuerpflicht

dem Einkommensteuerbescheid unmittelbar entnehmen. Soweit die Abzugsmerkmale nach § 2c
Abs. 3 auch Uber Lohn- und Gehaltsbescheinigungen ermittelt werden, sind die danach ermittelten
Angaben mafigeblich und nicht die sich aus dem Einkommensteuerbescheid ergebenden, gegebe-

nenfalls abweichenden Angaben.
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2d.4.1.2.2 Ermittlung der Abziige fiir Sozialabgaben nach § 20 SGB X

Im Unterschied zu den Steuermerkmalen zur Kirchensteuerpflicht und zu den Freibetragen fir Kin-
der sind die Abzugsmerkmale fir Sozialabgaben nicht dem Steuerbescheid zu entnehmen. Fiir die
Ermittlung der Entgeltdaten, die nicht nach § 2c Abs. 2 und 3 oder nach § 2d Abs. 2 bis 4 geregelt
ist, gilt der Amtsermittlungsgrundsatz nach § 20 SGB X. Im Hinblick auf die Ermittlung der Abzlige
fur Sozialabgaben ist die Beitragspflicht gegebenenfalls anhand der Beitragszahlungen fiur die be-

rufsstdndische Versorgung nachzuweisen, die Grundlage der steuerlichen Veranlagung waren.

2d.4.2 Auswahlregeln bei der Ermittlung der Abzugsmerkmale, Vorrang der An-
gabe mit der liberwiegenden Geltung im Zeitverlauf (Satz 2)

Nach Satz 2 gilt in Féllen, in denen sich eine Angabe im Steuerbescheid zu den Abzugsmerkmalen
fur Steuern innerhalb des Bemessungszeitraumes geandert hat, § 2c Abs. 3 Satz 2 entsprechend.
Danach ist die abweichende Angabe maligeblich, wenn sie in der Uberwiegenden Zahl der Kalen-
dermonate des Bemessungszeitraumes gegolten hat. Beispielsfallen fur die Anwendung der Aus-
wahlregeln finden sich unter 2e.1.1.3 Beispielsfalle und 2f.1.1.3 Beispielsfalle.

§ 2e Abziige fur Steuern regelt die pauschalierte Ermittlung der Abzlge fir Steuern. Zum Priifab-
lauf zur Ermittlung der Abzlige fur Steuern vgl. Ubersicht im Anhang II: Ubersicht zur Elterngeldbe-

rechnung, unter C.II bzw. D.II.
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2d.5 Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus selbststandiger Arbeit (Abs. 5)

Fir die zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus selbststandiger Arbeit und die damit zusammen-
hangenden Ausgaben gelten die einkommenssteuerrechtlichen Grundsatze. Mit dieser Regelung
wird der Steuerrechtsakzessorietat des Elterngeldes Ausdruck verliehen. Je nach Einzelfall und Art
der jeweiligen Gewinnermittlungsmethode kann damit das Zuflussprinzip oder das Realisations-

prinzip gelten.

2d.51 Reines Zuflussprinzip

Grundsatzlich ist die Frage, ob eine bestimmte Einnahme zeitlich einem bei der Elterngeldberech-
nung mafigeblichen Zeitraum zuzuordnen ist, nach dem steuerlichen Zuflussprinzip (§§ 11, 38a
EStG) zu beurteilen. Das Zuflussprinzip gilt fir Einklinfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit, so-
weit die Antrag stellende Person fir den Nachweis ihres Einkommens im Rahmen der Elterngeld-
berechnung eine Einnahmen-Uberschuss-Rechnung erstellt. Nach dem Zuflussprinzip kommt es
grundsatzlich auf den Zufluss der Einnahme (insb. Zahlungseingang) bzw. den Abfluss der Ausga-

ben an.

2d.5.2 Realisationsprinzip

Bei Gewinneinkinften, bezlglich derer die Elterngeld berechtigte Person den Nachweis der Buch-
fuhrung erbringt, gilt das Realisationsprinzip (§ 5 EStG i.V.m. § 252 HGB i.V.m. § 11 Abs. 1 Satz 5
EStG). Nach dem Realisationsprinzip ist fur die zeitliche Zuordnung einer Einnahme der Zeitpunkt
malfdgeblich, zu dem im Rahmen einer Leistungs-erbringung der Gewinn entstanden ist, also reali-
siert wurde. Dies ist bei Lieferungen und anderen Leistungen dann der Fall, wenn der Leistungs-

verpflichtete die von ihm geschuldeten Erfiillungshand-lungen ,wirtschaftlich erbracht® hat und ihm
die Forderung auf die Gegenleistungen (die Zahlung) grundsatzlich sicher ist. Ohne Bedeutung ist
hingegen, ob am Bilanzstichtag die Rechnung bereits erstellt ist oder ob die Forderung erst nach

dem Bilanzstichtag fallig wird.

2d.5.3 Besonderheiten zur zeitlichen Zuordnung von Einnahmen im Bezugszeit-

raum

Eine elterngeldrechtliche Besonderheit gegentliber der steuerlichen Einkommensermittlung ist der

vom Veranlagungszeitraum in aller Regel abweichende Bezugszeitraum des Elterngelds. Die
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steuerrechtlichen Grundsatze zur zeitlichen Zuordnung von Einnahmen sind fir die Ermittlung der
Einnahmen im Bezugszeitraum mit der Maligabe anzuwenden, dass an die Stelle des Besteue-

rungszeitraums derjenige des Elterngeldbezugs tritt.

2e.0 Anwendungsbereich, Geltung fiir Auslandseinkommen

Die Regelung gilt fur die Ermittlung des Einkommens im Bemessungszeitraum und Bezugszeitraum
gleichermalien. § 2e gilt auch unabhangig davon, ob die Einklnfte im Inland oder EU-Ausland oder
einem gleichgestellten Staat zu versteuern sind. Das Gesetz enthalt keine besondere Regelung fur
Einkinfte, auf die im Inland keine Abzilge zu entrichten sind. Fir diese gelten damit dieselben Re-

gelungen zur Ermittlung der Abzlge wie fir Einklinfte, die der inlandischen Steuerpflicht unterliegen.

2e.1 Ermittlung der Abziige fir Steuern (Abs. 1)

Abs. 1 trifft allgemeine Vorgaben zur elterngeldrechtlichen Berechnung der Abziige flr Steuern.

2e.1.1 Beriicksichtigungspflichtige Steuerarten (Satz 1)

Nach Satz 1 hat bei der Ermittlung der Steuerabziige ein einheitlicher Abzug auf die monatlichen
Gesamteinkiinfte zu erfolgen. Wegen des progressiven Steuertarifs werden die Steuerabzuge fir
Einkommen aus selbststéandiger Erwerbstatigkeit und fir Einkommen aus nichtselbststandiger Er-
werbstatigkeit nicht getrennt voneinander berechnet. Ansonsten wurden sich fur ein und dasselbe
Monatseinkommen unterschiedliche Steuerbetrédge ergeben, je nachdem, ob es sich um Mischein-
kommen oder ein Einkommen allein aus nichtselbststandiger bzw. selbststandiger Erwerbstatigkeit
handelt.

Satz 1 legt fest, welche Steuerarten bei der elterngeldrechtlichen Ermittlung der Abzlge fur Steuern

zu bertcksichtigen sind. Als Abzilge flr Steuern sind Betrage flr

a) die Einkommensteuer,

b) den Solidaritatszuschlag, und

c) die Kirchensteuer

zu berlcksichtigen. Der Abzug flrr Kirchensteuer setzt voraus, dass die berechtigte Person kirchen-

steuerpflichtig ist.
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2e.1.1.0 Einheitliche Geltung der Abzugsmerkmale

2e.1.1.0.1 Anwendung auf die gesamte Bemessungsgrundlage

Die nach den Vorgaben der §§ 2c Abs. 3 und 2d Abs. 4 ermittelten maRgeblichen Abzugsmerkmale
werden einheitlich auf alle zu bertcksichtigenden Einklinfte angewendet. Dies kann beispielsweise
dazu fuhren, dass Kirchensteuerabziige elterngeldrechtlich auch auf Einkommensbestandteile be-
rechnet werden, fur die tatsachlich keine Kirchensteuer zu entrichten waren (z. B. wenn die Kirchen-
steuerpflicht erst im Laufe des Bemessungszeitraum entstand). Zudem gelten die mafigeblichen
Abzugsmerkmale auch fir Einkommen, die steuerlich nicht dem Lohnsteuerabzugsverfahren unter-

liegen.

2e.1.1.0.2 Geltung auch fiir den Bezugszeitraum

Die allein anhand von Angaben aus dem Bemessungszeitraum ermittelten Abzugsmerkmale gelten
auch einheitlich fir die Einkommensermittlung im Bemessungs- und Bezugszeitraum. Anderungen
fur die Abzugsmerkmale flr Steuern im Bezugszeitraum werden nicht bertcksichtigt. Im Ergebnis
werden so auch die Freibetrage fur Kinder, die steuerlich flir das Anspruch auslésende Kind zu-
stehen, elterngeldrechtlich nicht berlcksichtigt. Dies wirkt sich in Fallen, in denen die berechtigte
Person wahrend der Bezugszeit Einkommen hat, elterngelderhéhend aus, da auf diese Weise das
Elterngeld-Netto im Bezugszeitraum geringer und damit der zu ersetzende Unterschiedsbetrag nach
§ 2 Abs. 3 hoher ausfallt.

2e.1.1.1 Erforderliche Abzugsmerkmale fiir Steuern

Welche Angaben als Abzugsmerkmale fir die Abzlge fir Steuern erforderlich sind bestimmt sich
nach § 2e. Das maRlgebliche Nachweisdokument ergibt sich aus § 2c Abs. 3 beziehungsweise aus
§ 2d Abs. 4.

2e.1.1.1.1 Katalog der fir die Abziige fiir Steuern erforderlichen Abzugsmerkmale,

Kirchensteuerpflicht im Ausland

Erforderlich fur die Berechnung der Abzlige flr Steuern sind die Abzugsmerkmale

a) der Steuerklasse, ggf. nebst Faktor nach § 39f EStG,

b) der Anzahl der Freibetrage fir Kinder nach § 32 Abs. 6 EStG (fir altere Geschwister) und

c) der Kirchensteuerpflicht,

d) die Rentenversicherungspflicht (fiir die Bestimmung der mafigeblichen Vorsorgepauschale nach
§ 2e Abs. 2 Satz 2 Nr. 2).
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Eine Anderung des Faktors nach § 39f EStG ist — entsprechend der steuerlichen Behandlung —als
Steuerklassenwechsel einzuordnen. Dies ist bedeutsam bei der Prifung nach § 2c Abs. 3 Satz 2
(val. 2¢.3.2.2 Vorrang der Angabe mit der Uberwiegenden Geltung im Zeitverlauf (Satz 2).
Ein Beispielsfall findet sich unter 2e.1.1.3.2  Félle wechselnder Steuerklasse, ggf. i.V.m. dem
Faktor nach § 39f EStG Falle wechselnder Steuerklasse, ggf. i.V.m. dem Faktor nach § 39f EStG
(Beispiel 3).

Zudem ist der Umstand, dass die berechtigte Person (in der Uberwiegenden Anzahl der mafigebli-
chen Kalendermonate, bzw. bei gleicher Anzahl der maf3geblichen Kalendermonate im letzten Ka-
lendermonat mit Einnahmen vor der Geburt) individuell zu versteuernde Einnahmen nach § 2c hatte,
im Rahmen der Festlegung der elterngeldrechtlich mafgeblichen Vorsorgepauschale als Abzugs-
merkmal fur Steuern zu behandeln, vgl. §2e Abs.2 Nr.2. Siehe dazu auch 2e.2.2.2.1

Kleine Vorsorgepauschale — v.a. fir Beamte, Richter und Soldaten (Buchst. a)Keine Vor-

sorgepauschale — v.a. fur Beamte, Richter und Soldaten (Buchst. a).

Bei Auslandseinkommen ist u.a. ggf. auch die Kirchensteuerpflicht im Ausland zu prufen. Eine amt-
liche Auflistung der Lander mit einer Kirchensteuerpflicht ist nicht vorhanden. Zu den Landern mit

einer dem deutschen Recht vergleichbaren Kirchensteuerpflicht gehoéren:

— Schweden,

— Norwegen,

— Finnland,

— einige Kantone in der Schweiz und

—  Osterreich.

2e.1.1.1.2 Katalog der nicht erforderlichen Abzugsmerkmale

Nicht erforderlich flr die Ermittlung der Abzlge fir Steuern sind insbesondere folgende Angaben:

e zum Alter der berechtigten Person (da im Rahmen des § 2e der steuerliche Altersentlastungs-

betrag nicht beriicksichtigt wird)

e zum Wohnsitzbundesland (da die Hohe der Kirchensteuersatz abweichend von der nach Bun-
desland unterschiedlichen Steuersatzhéhe von 8% oder 9% nach § 2e einheitlich mit 8% festge-
setzt wird und der besondere Beitragssatz in die Pflegeversicherung Sachsen im Rahmen der
Bestimmung der elterngeldrechtlichen Vorsorgepauschale nicht bericksichtigt wird. Die beson-
deren Regelungen fir die Beitrage in die gesetzliche Rentenversicherung Ost wirken sich bei

der elterngeldrechtlichen Berechnung der Abziige fir Steuern nicht aus, da der Héchstbetrag
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nach § 2 Abs. 3 2.770 Euro betragt und damit sowohl unter der Beitragsbemessungsgrenze in

der Rentenversicherung West als auch unter der in der Rentenversicherung Ost liegt.)

e zuden Versorgungsbeziigen (da eine eigenstandige elterngeldrechtliche Einkommensermittlung

vorgenommen wird)

e zur Krankenversicherung und der Pflegeversicherung, da elterngeldrechtlich die H6he der Vor-
sorgepauschale allein anhand des Kriteriums bestimmt wird, ob die berechtigte Person von ihr
zu versteuernde Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit (nach § 2c) hat, ohne in
der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer vergleichbaren Einrichtung versicherungspflich-

tig gewesen zu sein

e zur Zahl der Kinder, da der Beitragszuschlag fur Kinderlose nach § 55 Abs. 3 SGB Xl ebenfalls

nicht bertcksichtigt wird.

2e.1.1.2 Bestimmung der maRgeblichen Abzugsmerkmale, Auswahlregein

Die Bestimmung der maRgeblichen Abzugsmerkmale richtet sich nach den in § 2c Abs. 3, § 2d
Abs. 4 und § 2e Abs. 3 festgelegten Auswahlregeln, vgl. 2¢.3 Nachweis der Abzugsmerk-
male Uber Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 3), 2d.4 Nachweis der Abzugsmerk-
male Uber den Steuerbescheid (Abs. 4) Nachweis der Abzugsmerkmale Uber den Steuerbescheid
(Abs. 4) und 2e.3 Besondere Vorgaben fur die Ermittlung der Abzige fur die Einkommensteuer
(Abs. 3).

2e.1.1.3 Beispielsfille

2e.1.1.3.1 Falle wechselnder Angaben zur Kirchensteuerpflicht und zu den Freibe-

tragen fur Kinder

Die maRgeblichen Abzugsmerkmale zur Kirchensteuerpflicht und zu den Freibetragen fur Kinder

werden allein nach den Auswahlregeln des § 2c Abs. 3i.V.m. § 2d Abs. 4 Satz 2 bestimmt.
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Beispiel:

Bestimmung der Abzugsmerkmale fiir | Erwerbstatigkeit von Aug. 2013 bis Dez. 2013 und von

Steuern Marz 2014 bis Sept. 2014

Kirchensteuer

September 2014 nein

August 2014 nein

Juli 2014 nein

Juni 2014 nein

Mai 2014 nein

April 2014 nein

Mérz 2014 ja

Dezember 2013 ja

November 2013 ja

Oktober 2013 ja

September 2013 ja

August 2013 ja

MaRgebliches Abzugsmerkmal: Keine Kirchensteuerpflicht
Begrundung:

Die Lohn- und Gehaltsbescheinigung, die fir den letzten Kalendermonat mit zu berlcksichtigenden
Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit vor der Geburt erstellt wurde, weist keine Kir-
chensteuerpflicht aus (§ 2c Abs. 3 Satz 1). Die Prufung nach § 2c Abs. 3 Satz 2 fuhrt zu keinem
anderen Ergebnis, da die Angaben zur Kirchensteuerpflicht nicht fir die iberwiegende Zahl der Ka-

lendermonate mit Einnahmen gegolten haben (6:6).

Fir die Abzugsmerkmale zur Kirchensteuerpflicht und zu den Freibetragen fur Kinder stellen sich
bei Mischeinkunften keine besonderen Fragestellungen, weil Angaben zu diesen Abzugsmerkmalen
fur alle Einkunftsarten gleich ausgewiesen sind. Auch flr die Abzlige fur Zuschlagssteuern (Solida-
ritdtszuschlag und Kirchensteuer) sind abweichend von der steuerlichen Vorgehensweise die Frei-
betrage flr Kinder nur zu berlcksichtigen, wenn sie im mafgeblichen Betrachtungszeitraum Uber-

wiegend gegolten haben.

2e.1.1.3.2 Falle wechselnder Steuerklasse, ggf. i.V.m. dem Faktor nach § 39f EStG

In Fallen, in denen die berechtigte Person nur eine Erwerbstatigkeit ausubt, gelten die Ausflihrungen
unter 2e.1.1.3.1 Falle wechselnder Angaben zur Kirchensteuerpflicht und zu den Freibetra-
gen fur Kinderentsprechend. Zu den besonderen Vorgaben zur Festlegung der Steuerklasse in
Mischfallen von verschiedenen Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit oder Misch-
einkommen aus nichtselbststandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit siehe unter 2e.3

Besondere Vorgaben fur die Ermittlung der Abzige fir die Einkommensteuer (Abs. 3)

Besondere Vorgaben fir die Ermittlung der Abzlige flr die Einkommenssteuer (Abs. 3).

Nach § 2c und § 2e Abs. 3 wird in Fallen wechselnder Steuerklasse das maf3gebliche Abzugsmerk-

mal zur Steuerklasse wie folgt festgesetzt:
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Beispiel 1: Steuerklasse Il und VI
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Bestimmung der Ab- Haupt-Erwerbstatigkeit | Neben-Erwerbstatig-
zugsmerkmale fiir Steu- keit
ern

Steuerklasse Steuerklasse
September 2014 Il VI Il
August 2014 11 Vi Il
Juli 2014 11 Vi Il
Juni 2014 --- (z.B. in Haupt-Er- Vi

werbstatigkeit vortber-

gehend arbeitslos)
Mai 2014 -—- Vi
April 2014 -—- Vi
Marz 2014 -—- Vi
Dezember 2013 - \i
November 2013 - \i
Oktober 2013 - \i
September 2013 --- VI
August 2013 - \i
MaRgebliches Abzugs- Steuerklasse Il
merkmal:

Begriindung:

Fir den letzten Kalendermonat mit zu berlicksichtigenden Einnahmen aus nichtselbststandiger Er-

werbstatigkeit vor der Geburt wurden zwei Lohn- und Gehaltsbescheinigungen erstellt. Die Steuer-

klasse VI ist nach § 2e Abs. 3 Satz 1, 2. Teilsatz nicht zu berticksichtigen. Elterngeldrechtlich gilt

damit allein die Steuerklasse Il fir die Ermittlung der Abzlge fir Steuern (vgl. § 2e Abs. 3 Satz 2).

Beispiel 2: AusschlieBlich Steuerklasse VI

Bestimmung der Abzugs- | Haupt-Erwerbstéatig- |Neben-Erwerbstatig-
merkmale fiir Steuern keit keit

Steuerklasse Steuerklasse
September 2014 --- (z.B. in Haupt-Er- Vi

werbstatigkeit voriber-

gehend arbeitslos)
August 2014 VI
Juli 2014 VI
Juni 2014 VI
Mai 2014 VI
April 2014 VI
Marz 2014 VI
Dezember 2013 VI
November 2013 VI
Oktober 2013 VI
September 2013 Vi
August 2013 VI
MaRgebliches Abzugs- Steuerklasse IV
merkmal:

Begrundung:

Die Lohn- und Gehaltsbescheinigung, die fiir den letzten Kalendermonat mit zu berlcksichtigenden

Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit vor der Geburt erstellt wurde (§ 2c Abs. 3
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Satz 1), weist Steuerklasse VI aus. Diese Steuerklasse ist nach § 2e Abs. 3 Satz 1, 2. Teilsatz nicht
zu bertcksichtigen. Elterngeldrechtlich gilt damit allein die Steuerklasse IV fir die Ermittlung der
Abzlge fir Steuern (vgl. nach § 2e Abs. 3 Satz 1, 1. Teilsatz). Dabei sind die Voreinstellungen zu
Ubernehmen, die durch den lohnsteuerrechtlichen Programmablaufplan flr die Steuerklasse IV fest-

gelegt sind.

Beispiel 3: Steuerklasse I, IV, und IV+F

(Derartige Félle sind insbesondere denkbar, wenn der Bemessungszeitraum aufgrund von Ausklammerungstatbesténden
insgesamt eine Zeitdauer von (iber einem Kalenderjahr erfasst bzw. in Féllen des mehrfachen Steuerklassenwechsels
nach § 39 Abs. 6 EStG, ggf. i.V.m. LStR R.39.2 Abs. 5 Satz 5.)

Bestimmung der Abzugsmerkmale fiir Steuern | Haupt-Erwerbstatigkeit
Steuerklasse

September 2014 1

August 2014 Il

Juli 2014 I

Juni 2014 I

Mai 2014 IV+F

April 2014 IV+F

Marz 2014 IV+F

Dezember 2013 IV+F

November 2013 I\

Oktober 2013 I\

September 2013 \Y

August 2013 I\

MaRgebliches Abzugsmerkmal Steuerklasse Il
Begrindung:

Die Lohn- und Gehaltsbescheinigung, die flr den letzten Kalendermonat mit zu beriicksichtigenden
Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit vor der Geburt erstellt wurde (§ 2c Abs. 3
Satz 1), weist Steuerklasse Il aus. Die Prifung nach § 2c Abs. 3 Satz 2 (Vorrang der Angabe mit
Geltung in der Uberwiegenden Zahl der Kalendermonate mit Einkommen) fiihrt zu keinem anderen
Ergebnis. Denn eine Anderung des Faktors nach § 39f EStG ist — entsprechend der steuerlichen
Behandlung — als Steuerklassenwechsel einzuordnen. Damit galt keine der abweichenden Angaben
(Steuerklasse IV bzw. IV+F) in der Uberwiegenden Zahl der Kalendermonate, da sie jeweils nur fur

zu ein Drittel der Kalendermonate im Bemessungszeitraum galten.

Beispiel 4: Steuerklasse I, IV, und IV+F

(in Anlehnung an Beispiel 3).

Bestimmung der Abzugsmerkmale fiir Steuern | Haupt-Erwerbstatigkeit
Steuerklasse

September 2014 1

August 2014 Il

Juli 2014 I

Juni 2014 I

Mai 2014 IV+F

April 2014 IV+F

Mérz 2014 IV+F
Dezember 2013 v

November 2013 v
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Oktober 2013 v

September 2013 I\

August 2013 v

MaRgebliches Abzugsmerkmal Steuerklasse IV
Begrindung:

Die Lohn- und Gehaltsbescheinigung, die fir den letzten Kalendermonat mit zu berlcksichtigenden
Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit vor der Geburt erstellt wurde (§ 2c Abs. 3
Satz 1), weist Steuerklasse Il aus. Nach § 2c Abs. 3 Satz 2 (Vorrang der Angabe mit Geltung in der
Uberwiegenden Zahl der Kalendermonate mit Einkommen) ist der Berechnung der Abzlige fur Steu-
ern die Steuerklasse IV zugrunde zu legen, da die Steuerklasse IV in der Uberwiegenden Zahl der
Kalendermonate (5) gegolten hat (Steuerklasse lll: 4 Kalendermonate, Steuerklasse IV+F: 3 Kalen-
dermonate). Zur Uberwiegenden Geltung ist es nicht notwendigerweise erforderlich, dass die Steu-

erklasse in sechs oder mehr Kalendermonaten gegolten hat.

2e.1.1.4 Vorgaben fiir die Steuerabziige auf Einklinfte im Bezugszeitraum, wenn die
berechtigte Person im Bemessungszeitraum keine zu bericksichtigenden
Einklinfte hatte

Wenn im gesamten Bemessungszeitraum keine Einnahmen erzielt wurden, die nach § 2e Abs. 2
Satz 1 in die Bemessungsgrundlage fur die Steuerabzuge einflielen (z.B. wenn im Bemessungszeit-
raum lediglich pauschal besteuerte Minijobeinkinfte erzielt wurden), werden die Steuerabziige fir

Einkinfte, die die berechtigte Person in Bezugsmonaten hat, nach folgenden Vorgaben berechnet:

o Dadie berechtigte Person keine Steuerklasse eingereiht war, ist Steuerklasse 1V als mafigeblich
zu bertcksichtigen (vgl. § 2e Abs. 3 Satz 2, 1. Var.).

o Es ist die groRe Vorsorgepauschale zugrunde zu legen, da die berechtigte Person keine von ihr
zu versteuernde Einnahmen hat (vgl. § 2e Abs. 2 Satz 2, Nr. 2 Buchst. b ,in allen Gbrigen Fal-

len®).
e Es sind keine Freibetrage fir Kinder zu bertcksichtigen.

e Es sind keine Abzlige flr die Kirchensteuer vorzunehmen.

2e.1.2 Anwendung des lohnsteuerrechtlichen Programmablaufplans (Satz 2)

Nach Satz 2 ist fir die Berechnung der Abztige flr Steuern der Programmablaufplan fur die maschi-
nelle Berechnung der vom Arbeitslohn einzubehaltenden Lohnsteuer, des Solidaritatszuschlags und
der Malstabsteuer fur die Kirchenlohnsteuer im Sinne von § 39b Abs. 6 EStG maligeblich, der am
1. Januar des Kalenderjahres vor der Geburt des Kindes gegolten hat. Unterjahrige Veranderungen

des Programmablaufplans werden nicht bericksichtigt.
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2e.1.21 MaRgeblicher Programmablaufplan

Die Berechnung der Abziige fir Steuern erfolgt damit fir alle Kalendermonate des Bemessungszeit-
raumes und gegebenenfalls auch fir die Monate des Bezugszeitraumes anhand desselben Pro-
grammablaufplans. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn sich der Programmablaufplan innerhalb
der maRgeblichen Berechnungszeitraume (Bemessungszeitraum und/oder Bezugszeitraum) gean-
dert haben sollte.

2e.1.2.2 MaRgebliche Eingabewerte

Die Berechnung der Abzige fir Steuern erfolgt im Rahmen des § 2e, indem als Betrag fur das Mo-
natseinkommen der jeweilige Ausgangswert fir die Steuerabziige in das auf Grundlage des lohn-
steuerlichen Programmablaufplans erstellten Programm zur Berechnung der Abziige fur Steuern im
Elterngeld-Fachverfahren eingespeist wird (vgl. 2.0.2.1 und 2.1.1.2). Dieser Wert ist naherungs-
weise mit dem von der Lohnabrechnung bekannten Steuerbrutto zu vergleichen. Das Programm
vermindert diesen Wert dann programmintern anhand der mafRRgeblichen Abzugsmerkmale ggf. um
Pauschalen und Freibetrage und berechnet dann — ggf. auch steuerartspezifisch — die maf3gebliche

Bemessungsgrundlage flr die Steuerabzlige.

Auf die so ermittelten Betrage werden dann im elterngeldrechtlichen Steuerberechnungsprogramm,
das anhand der Vorgaben des Programmablaufplans erstellt wurde, die Abzlge flr Lohnsteuer und
Solidaritatszuschlag ermittelt. Fur die Kirchensteuer kann anhand des Programmablaufplans nur die
Bemessungsgrundlage ermittelt werden. Der Kirchensteuersatz wird in Abs. 5 festgelegt und ist

dementsprechend im Elterngeldfachverfahren zu berechnen.

2e.1.2.3 Nutzbarkeit des unveranderten lohnsteuerlichen Programmablaufplans

Entsprechend der gesetzgeberischen Zielsetzung kann der lohnsteuerliche Programmablaufplan
unverandert fur die Berechnung der elterngeldrechtlichen Abzuge fir Steuern genutzt werden. Die
fur die Nutzung des lohnsteuerlichen Programmablaufplan erforderlichen Daten kénnen Uber das
Elterngeld-Fachverfahren als elterngeldrechtlich fallbezogen bestimmte Berechnungswerte (Ein-
kommenswerte und Abzugsmerkmale) oder als feste, fir alle Berechtigte geltende Voreinstellungen
im Elterngeld-Fachverfahren eingespeist werden. So kdnnen im Fall von lohnsteuerlichen Regelun-
gen, die bei der elterngeldrechtlichen Berechnung unberticksichtigt bleiben (z.B. der Altersentlas-
tungsbetrags) Angaben zum Alter in der Weise fest vorgegeben werden, dass diese Regelung bei

keiner Elterngeldberechnung zur Anwendung kommt.

Es sind keine Anderungen des lohnsteuerlichen Programmablaufplans erforderlich. Die Werte, die
im lohnsteuerlichen Programmablaufplan voreingestellt sind, missen im Rahmen der Ermittlung der

Abzlge fur Steuern nicht geandert werden.



143
— 2e.0 Anwendungsbereich, Geltung fiur Auslandseinkommen —
2e.2Bemessungsgrundlage fur die Steuerabzige (Abs. 2)

- Der steuerliche Arbeitnehmer-Pauschbetrag wird geman § 2e Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 nach den Vor-
gaben des lohnsteuerlichen Programmablaufplans von der monatlich durchschnittlichen
Summe der zu bericksichtigenden Einklnften vom Ausgangswert fiir die Steuerabzige abge-
zogen. Bei Einklinften ausschlie3lich aus selbststandiger Erwerbstatigkeit ist es erforderlich, die
monatlich durchschnittlichen Gewinneinkinfte um den Arbeitnehmer-Pauschbetrag zu erhéhen,
um den automatischen Abzug eines Zwolftels des Arbeithehmer-Pauschbetrags nach dem lohn-
steuerlichen Programmablaufplan auszugleichen. Vgl. 2e.2.2.1.2 Bei ausschlieBlich selbst-
standig Erwerbstatigen Bei ausschliellich selbststandig Erwerbstatigen

- Die Vorsorgepauschale wird anhand der Sozialversicherungsbeitragssatze berechnet, die nach
dem Programmablaufplan der lohnsteuerlichen Berechnung hinterlegt sind. Vgl. Besonderhei-
ten bei der Ermittlung der Vorsorgepauschale

- Die Voreinstellungen zu den Lohnsteuerklassen (u.a. Hohe der Freibetrage fur Kinder, Gewich-
tung der Kinderanzahl) werden unverandert Gbernommen. Vgl. 2e.3 Besondere Vorgaben fir

die Ermittlung der Abzilge fir die Einkommenssteuer (Abs. 3)

2e.2 Bemessungsgrundlage fir die Steuerabziige (Abs. 2)

Abs. 2 regelt die Bemessungsgrundlage fir die Steuerabziige und trifft Vorgaben flr die dabei zu
berlicksichtigenden Pauschalen und Freibetrage. Der Ausgangswert flr die Steuerabziige (vgl.
2.1.1.2) entspricht grundsatzlich nicht dem Wert fiir die Bemessungsgrundlage fir die Steuerab-

zuge. Vgl. 2e.1.2.2 MaRgebliche Eingabewerte MalRgebliche Eingabewerte

2e.2.0 Allgemeine Vorgaben

2e.2.0.1 Gemeinsame Bemessungsgrundlage fiir Einkommen aus nichtselbststan-
diger und selbststandiger Erwerbstatigkeit

§ 2e gilt einheitlich fir Einkommen aus nichtselbststandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit,
also flr alle im Rahmen der Elterngeldberechnung nach § 2c und 2d zu berilicksichtigenden Ein-
kinfte. Die einheitliche Ermittlung der Bemessungsgrundlage fir die Gesamteinklinfte aus nicht-
selbststandiger und selbststandiger Erwerbstatigkeit ist geboten, um der steuerlichen Progression

Rechnung zu tragen.
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2e.2.0.2 Priifablauf

2e.2.0.2.1 Ermittlung der maRgeblichen Einkilinfte fiir die Bemessungsgrundlage der

Abzuge fur Steuern

Die Ermittlung der einzelnen fur die Bemessungsgrundlage zu bertcksichtigenden Betrage erfolgt
stets kalendermonatsbezogen. Bei der Ermittlung der Abzlge fur Steuern fur Einkommen im Be-
zugszeitraum sind die kalendermonatlichen Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit
auf Lebensmonate umzurechnen, vgl. 2c.1.2 Umrechnung des kalendermonatlichen Einkommens

auf den Lebensmonat bei Einkommen in der Bezugszeit.

Zur Wahrungsumrechnung von zu berticksichtigenden Auslandseinklinften im Bemessungszeitraum
vgl. 2.1.1.1.2 und allgemein 2.1.3.2.1 (Berucksichtigung von Auslandseinkunften, die in der EU, im
EWR oder in der Schweiz zu versteuern sind, Wahrungsumrechnung); zur Wahrungsumrechnung
von zu berucksichtigenden Auslandseinkunften im Bezugszeitraum vgl. 2.3.1.1.2 (Ermittlung der zu
bertcksichtigenden Brutto-Einklinfte im Bezugszeitraum (§ 2 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 2c und § 2d),

Wahrungsumrechnung).

2e.2.0.2.2 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu beriicksichtigenden
Einklinfte aus Erwerbstatigkeit

Nach Satz 1 ist der Ausgangswert zur Bestimmung der Bemessungsgrundlage fir die Steuerabziige
die Summe der von der berechtigten Person zu versteuernden Einnahmen nach § 2c und der Ge-
winneinkunfte nach § 2d, die die berechtigte Person durchschnittlich monatlich im Bemessungszeit-
raum bzw. in den Bezugsmonaten mit Einkommen hat. Dies bedeutet, dass bei der Ermittlung der
Einnahmen, die die berechtigte Person durchschnittlich monatlich hat, die Durchschnittswerte fir die
von der berechtigten Person zu versteuernden und fir die durch den Arbeitgeber pauschal zu be-

steuernden Einkommensbestandteile getrennt auszuweisen sind.

Der nach diesen Vorgaben ermittelte monatlich durchschnittliche Einkommensbetrag ist als Zwi-
schenrechenposten in den lohnsteuerrechtlichen Programmablaufplan einzugeben (vgl. 2.0.2.1 —
Ausgangswert fur die Steuerabzige, siehe auch 2.1.1.2). Die Durchschnittsbildung stellt sicher, dass
die Steuerabzlge bei Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit, die Uber den Einkommen-
steuerbescheid nur als Durchschnittswerte ermittelt werden kénnen, und die Steuerabzlige bei Ein-

kommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit in vergleichbarer Weise ermittelt werden.
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2e.2.1 Fur die Bemessungsgrundlage fiir die Steuerabziige maRgebliche Ein-

kiinfte aus Erwerbstatigkeit (Satz 1)

Mafigebliche Einnahmen aus Erwerbstatigkeit nach Satz 1 sind die von der berechtigten Person zu

versteuernden Einnahmen nach § 2c und die Gewinneinkinfte nach § 2d.

2e.2.1.1 Nichtberiucksichtigung von pauschal besteuerten Einnahmen

Der Verweis auf die Einnahmen nach § 2c stellt klar, dass nur laufender, von der berechtigten Per-
son zu versteuernder Arbeitslohn bei der Ermittlung der Steuerabziige veranschlagt wird. Pauschal
vom Arbeitgeber besteuerte Einnahmen nach § 2c (z.B. Minijob-Einnahmen) werden bei der Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlage flr die Steuerabzlige nicht berticksichtigt, da die berechtigte Person
insoweit auch tatsachlich keine Steuern auf diese Einnahmen zu entrichten hat. Dies gilt auch dann,
wenn die pauschal vom Arbeitgeber entrichtete Lohnsteuer zivilrechtlich auf die Arbeitnehmerin oder
den Arbeithehmer abgewalzt wird (vgl. 2.1.3.4, Stichwort ,Pauschal besteuerte Einnahmen*). Soweit
der Arbeitgeber beispielsweise bei Minijobeinklinften nicht die pauschale Besteuerung nach § 40a
EStG gewahlt hat und die berechtigte Person dementsprechend fir diese Einnahmen Lohnsteuer

abzufiihren hat, werden sie auch bei der Ermittlung der Abzlge fir Steuer bericksichtigt.

2e.2.1.2 Nichtberiucksichtigung von sonstigen Bezugen

Im Lohnsteuerverfahren als sonstige Bezuge behandelte Einnahmen werden bei der Ermittlung des

Bemessungseinkommens nicht berticksichtigt (§ 2c Abs. 1 Satz 2).

2e.2.1.3 Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags ausschlieBlich uiber lohnsteuer-

rechtlichen Programmablaufplan

Bei der Ermittlung der Steuerabziige sind als Bemessungseinkommen aus nichtselbststandiger Er-
werbstatigkeit die Einnahmen ohne Abzug eines Zwolftels des Arbeitnehmer-Pauschbetrags nach
§ 2c Abs. 1 Satz 3 anzusetzen; eine Berlcksichtigung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags erfolgt tiber
den Programmablaufplan. Anders als der Abzug eines Zwdlftels des Arbeitnehmer-Pauschbetrags
bei der Ermittlung des zu berucksichtigenden Einkommens aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit
erfolgt die Berlcksichtigung des Arbeithehmer-Pauschbetrags bei der Ermittlung der Bemessungs-
grundlage flur die Steuerabziige nach der Berechnung des monatlich durchschnittlichen Einkom-

mens vgl. 2¢.1.0.1 Anwendungsbereich und systematische Einordnung von § 2c.
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2e.2.2 Allgemein zu beriicksichtigende Freibetrage und Pauschalen (Satz 2)

Satz 2 legt fest, welche Pauschalen und Freibetrage bei der Bestimmung der Bemessungsgrundlage
fur die Steuerabziige zu berlcksichtigen sind. Die Freibetrage und Pauschalen werden nur auf das

Durchschnittseinkommen angewendet (vgl. § 2e Abs. 2 Satz 1).

2e.2.2.1 Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags (Nr. 1)

Nr. 1 regelt den Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags.

2e.2.2.1.1 Bei (auch) nichtselbststandig Erwerbstatigen

Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag wird nur flr Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit
abgezogen, da bei selbststandiger Erwerbstatigkeit die mit dem Arbeithehmer-Pauschbetrag korres-
pondierenden Betriebsausgaben bereits im Rahmen der Gewinnermittlung abgezogen werden. Da-
bei sind bei den Steuerabzligen flr Einkommen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit die als
Bemessungsgrundlage flr die Steuerabzlige zu bericksichtigenden Einnahmen nicht um den Ar-
beitnehmer-Pauschbetrag zu mindern, weil der Arbeitnehmer-Pauschbetrag bereits Gber den Pro-

grammablaufplan berlcksichtigt wird.

Aus Grinden der Verwaltungspraktikabilitdt wird bei Erwerbseinkommen sowohl aus nichtselbst-
standiger als auch aus selbststandiger Erwerbstatigkeit der Arbeithehmer-Pauschbetrag in voller
Hohe berlcksichtigt. In diesen Fallen kann der Arbeithehmer-Pauschbetrag gegebenenfalls auch

die Einklnfte aus selbststandiger Erwerbstatigkeit mindern.

2e.2.2.1.2 Bei ausschlieBlich selbststandig Erwerbstatigen

Bei Einkommen aus ausschlief3lich selbststandiger Erwerbstatigkeit wird der Gewinn im Elterngeld-
Fachverfahren flr die Zwecke der Berechnung der Abzlge fir Steuern um den maR3geblichen Wer-
bungskostenpauschbetrag erhéht. Auf diese Weise wird der im lohnsteuerlichen Programmablauf-
plan vorgesehene Abzug des Arbeithehmer-Pauschbetrags entsprechend den Vorgaben des § 2e

Abs. 2 Nr. 1 neutralisiert.

Dies gilt auch, wenn die berechtigte Person neben Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit
ausschlief3lich nicht von ihr, sondern von ihrem Arbeitgeber zu versteuernde Einnahmen aus nicht-
selbststandiger Erwerbstatigkeit hat (zum Beispiel bei geringfligigen Beschaftigungen mit Lohnsteu-
erpauschalierung), da pauschal besteuerten Einnahmen im Rahmen des § 2e nicht berticksichtigt
werden und daher auch nicht den Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags nach § 2e Abs. 2 Satz 2

Nr. 1 auslosen.
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2e.2.2.2 Abzug der Vorsorgepauschale (Nr. 2)

Zudem wird im Rahmen der Ermittlung der elterngeldrechtlichen Bemessungsgrundlage fir die
Steuerabziige von den zu bericksichtigenden Einkinften auch die Vorsorgepauschale nach § 2
Abs. 2 Nr. 2 abgezogen. Von diesem u.a. so verminderten Bruttobetrag (= Bemessungsgrundlage
fur die Steuerabzlige) werden die elterngeldrechtlichen Steuerabzlige errechnet. Die Vorsorgepau-

schale vermindert damit die elterngeldrechtlichen Abzlge fur Steuern.

Nr. 2 regelt, unter welchen MalRgaben die Vorsorgepauschale nach § 39b Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 EStG
bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage fir die Steuerabzige zu berlcksichtigen ist. Die el-
terngeldrechtliche Vorsorgepauschale soll — dhnlich wie die lohnsteuerrechtliche — dazu dienen, bei
der Ermittlung der Abzlige fur Steuern Einkommensbestandteile unbertcksichtigt zu lassen, die die
berechtigte Person in den drei Bereichen von Alters-, Kranken- und Pflege-vorsorge als eigene Auf-
wendungen erbringen muss. In pauschalierender Herangehensweise werden zur Bestimmung der
Hohe der Vorsorgepauschale fir jeden Vorsorgebereich jeweils die lohnsteuerlichen Vorsorge-Teil-
betrage fur Arbeitnehmer (§ 39b Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 Buchst. a bis ¢ in Bezug genommen. Sie werden
dementsprechend auch fiir Selbststandige angewendet, Teilbetrage nach § 39b Abs. 2 Satz 5 Nr. 3
Buchst. d werden im Rahmen der elterngeldrechtlichen Berechnung der Abzuge fur Steuern nicht

berucksichtigt.

Elterngeldrechtlich sind zwei Vorsorgepauschalen zu unterscheiden:

2e.2.2.2.1 Kleine Vorsorgepauschale — v.a. fiir Beamte, Richter und Soldaten
(Buchst. a)

Die kleine Vorsorgepauschale nach Buchst. a ist elterngeldrechtlich fur diejenigen vorgesehen, die
in typisierender Betrachtung keine wesentlichen eigenen Aufwendungen in die Rentenversicherung
erbringen missen (z.B. Beamte, Richter und Soldaten, aber auch auf beherrschende Gesellschafter
einer GmbH). Der Personenkreis wird steuerrechtlich im Schreiben des BMF vom 22.10.2010 -IV C
5-S2367/09/10002 néher beschrieben. Durch sie werden dementsprechend nur Aufwendungen fur
Kranken- und Pflegeversicherung bei der Ermittlung der Abzige fir Steuern berlcksichtigt. Die ge-
setzlichen Regelungen nach Buchst. a sehen dementsprechend vor, dass bei der Bestimmung der
Bemessungsgrundlage fiir die Steuerabziige eine Vorsorgepauschale (nur) mit den Teilbetragen
nach § 39b Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 Buchst. b (fur die Krankenversicherung) und c (fur die Pflegeversi-
cherung) EStG zu berticksichtigen ist.

Die Anwendung der kleinen Vorsorgepauschale nach Nr. 2 Buchst. a hat zwei Voraussetzungen:
(1) Die berechtigte Person muss zum einen von ihr zu versteuernde Einnahmen nach § 2c haben.

In diesem Zusammenhang stellt das Merkmal ,individuell zu versteuernde Einnahmen nach

§ 2c* elterngeldrechtlich ein Abzugsmerkmal fiur Steuern dar (vgl. auch 2e.1.1.1.1
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Katalog der fir die Abzlge fur Steuern erforderlichen Abzugsmerkmale, Kirchensteuer-
pflicht im Ausland). Dementsprechend ist zu prifen, ob die berechtigte Person im zur Ermittlung
der Abzugsmerkmale fir Steuern maf3geblichen Betrachtungszeitraum in der tUberwiegenden
Zahl der Monate individuell zu versteuernde Einnahmen nach § 2c hatte (Vorrang der Angabe
mit der Uberwiegenden Geltung im Zeitverlauf, vgl. 2¢.3.2.2 Vorrang der Angabe mit der
Uberwiegenden Geltung im Zeitverlauf (Satz 2)), bzw. — bei gleicher Anzahl der maf3geblichen
Monate — im letzten Monat des mal3geblichen Betrachtungszeitraumes individuell zu versteu-
ernde Einnahmen nach § 2c hatte (Vorrang der aktuelleren Angabe, 2¢.3.2.1 Vorrang der aktu-

elleren Angabe (Satz 1)).

Als Monate mit individuell zu versteuernde Einnahmen nach § 2c gelten im Sinne des § 2e Abs. 2
Satz 2 Nr. 2 auch solche, in denen die berechtigte Person zusatzlich auch Einklnfte aus selbst-
standiger Erwerbstatigkeit hat (z.B. Beamter mit Nebeneinklinften aus selbststandiger Erwerbs-
tatigkeit). Monate, in denen die berechtigte Person ausschliellich pauschal besteuerte Einnah-
men aus geringfugiger Beschaftigung hat, gehéren nicht zum mafRgeblichen Betrachtungszeit-
raum und werden demzufolge auch nicht bei der Ermittlung dieses Abzugsmerkmals bericksich-

tigt.
(2) Die berechtigte Person muss elterngeldrechtlich als nicht rentenversicherungspflichtig gelten.

Zum anderen setzt die Regelung voraus, dass die berechtigte Person als Beschéftigte elternge-
Idrechtlich nicht als Pflichtmitglied der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer vergleichba-
ren Einrichtung (z.B. einem berufsstandischen Versorgungswerk) einzuordnen ist. Die Beurtei-
lung der Rentenversicherungspflicht bestimmt sich aufgrund der einheitlichen Geltung der Ab-
zugsmerkmale ausschlielich nach dem Abzugsmerkmal, das nach § 2c Abs. 3 bzw. § 2d Abs. 4
malfdgeblich ist. Diese Voraussetzung ist beispielsweise bei berechtigten Personen erflllt, die
ausschliefllich Einkommen nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften beziehen.
Dementsprechend bestimmt sich die Vorsorgepauschale in Fallen, in denen nach dieser Regel
elterngeldrechtlich die berechtigte Person als rentenversicherungspflichtig behandelt wird (Be-

amter mit nichtselbststandigem rentenversicherungspflichtigen Nebenjob), nach Buchst. b.

2e.2.2.2.2 GroRe Vorsorgepauschale — v.a. fur Selbststandige und nichtverbeamtete
Arbeitnehmer (Buchst. b)

Die grolie Vorsorgepauschale nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 Buchst. b ist elterngeldrechtlich fir diejenigen
vorgesehen, die in typisierender Betrachtung in allen drei Bereichen von Kranken-, Pflege- und Al-
tersvorsorge eigene Aufwendungen erbringen mussen (nichtverbeamtete Nichtselbststandige und

Selbststandige).
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2e.3Besondere Vorgaben fur die Ermittlung der Abzlge fur die Einkommensteuer (Abs. 3)

Die gesetzlichen Regelungen nach Buchst. b sehen dementsprechend vor, dass in allen Fallen, in
denen die Voraussetzungen des Buchst. a nicht erfillt sind, die Vorsorgepauschale mit den Teilbe-
tragen nach § 39b Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 Buchst. a bis ¢ EStG zu beriicksichtigen ist. Die Regelung gilt
auch fur Selbststandige. Aufwendungen, die nicht pflichtversicherte Selbststandige flr Krankenver-
sicherung und Altersvorsorge aufbringen, werden deswegen mit einer entsprechend ermittelten Vor-

sorgepauschale beriicksichtigt.

2e.2.2.2.3 Besonderheiten bei der Ermittlung der Vorsorgepauschale

Die Regelung enthalt eine Rechtsfolgenverweisung: Elterngeldrechtlich wird festgelegt, bei welchen
Personengruppen einzelne Teilbetrdge im Rahmen der Ermittlung der Steuerabziige bertcksichtigt
werden. Die Berechnung der Teilbetrage erfolgt hingegen grundsatzlich nach den jeweiligen Mal3-
gaben des § 39b Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 Buchst. a bis ¢ EStG. Dementsprechend sind die in § 39b
Abs. 2 Satz 5 Nr. 3 EStG in Bezug genommenen Beitragsbemessungsgrenzen zu berlcksichtigen.
Die Beitragssatzpauschalen nach § 2f Abs. 1 Satz 2 sind hingegen bei der Ermittlung der Abzlige
fur Steuern nicht zu berucksichtigen. Vielmehr wird die elterngeldrechtliche Vorsorgepauschale an-
hand der Beitragssatze ermittelt, wie sie dem jeweils mafR3geblichen Programmablaufplan zugrunde

gelegt sind. Eine Anderung des Programmablaufplans ist damit auch insoweit nicht erforderlich.

Ausnahmen vom grundsatzlichen Rechtsfolgenverweis ergeben sich aus Nr. 2, letzter Teilsatz. So
werden der Beitragszuschlag fur Kinderlose nach § 55 Abs. 3 SGB Xl und der besondere Beitrags-
satz in die Pflegeversicherung Sachsen bei der Bestimmung des Teilbetrages nach § 39b Abs. 2
Satz 5 Nr. 3 Buchst. ¢ EStG nicht berucksichtigt. Die besonderen Regelungen fur die Beitrage in die
gesetzliche Rentenversicherung Ost nach § 228a SGB VI finden ebenfalls keine Anwendung. Die
Berechnung der Abzlige fur Steuern hat damit auf Grundlage der Einstellung ,Rentenversicherung
West* zu erfolgen. Dies macht bei der programmtechnischen Umsetzung keine Abweichung vom
Programmablaufplan erforderlich, da sie programmtechnisch dadurch erzielt werden kann, dass
vom Elterngeldfachverfahren als fester Wert stets die Zahl der Kinder ungleich null bzw. eines der

alten Bundeslander (zur Vermeidung von Ausnahmeregelungen) einheitlich vorgegeben wird.

2e.3 Besondere Vorgaben fiir die Ermittlung der Abziige fiir die Einkommens-
teuer (Abs. 3)

Abs. 3 regelt, welche Steuerklasse bei der Ermittlung der Abzlige fir Steuern zugrunde zu legen ist.
Die danach bestimmte Steuerklasse gilt fiir die Einkommensermittlung im Bemessungszeitraum und
im Bezugszeitraum gleichermal3en. Die lohnsteuerlichen im Programmablaufplan vorgesehenen
Voreinstellungen, die mit jeder Steuerklasse verknlpft sind, werden bernommen. Wesentliche Vor-
einstellungen der einzelnen Steuerklassen unter Berticksichtigung der elterngeldrechtlichen Vorga-

ben sind beispielhaft fir den Veranlagungszeitraum 2012 folgender Ubersicht zu entnehmen:
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2e.3Besondere Vorgaben fur die Ermittlung der Abzlige fur die Einkommensteuer (Abs. 3)

Steuerklasse | Il 1] v \'/ Vi
Grundfreibetrag') 8.004 8.004 16.008 8.004 nein nein
Arbeitnehmerpauschbe- 1.000 1.000 1.000 1.000 1.000 nein
trag?)

Sonderausgabenpausch- | 36 36 36 36 36 nein
betrag®)

Vorsorgepauschale?®) ja ja ja ja ja nein
Alleinerziehendenentlas- | nein 1308 nein nein nein nein
tung")

Freibetrage fur Kinder, je | 7.008 7.008 7.008 3.504 nein nein
alteres Geschwisterkind®)

Zahlenangaben bezeichnen Geldbetréage in Euro

") vgl. § 2e Abs. 2 Satz 1.

2) vgl. § 2e Abs. 2 Satz 2 Nr. 1.

%) vgl. § 2e Abs. 2 Satz 2 Nr. 2. Die Vorsorgepauschale ist bruttolohnabhangig, daher kann kein allgemeing(iltiger Betrag ausgewiesen
werden.

4) vgl. § 2e Abs. 3 Satz 1.

%) vgl. § 2e Abs. 4 und 5i.V.m. § 2c Abs. 3. Da der Zeitraum zur Ermittlung der Steuerklasse der Bemessungszeitraum ist und die auf
dieser Grundlage ermittelten Abzugsmerkmale nach den gesetzlichen Vorgaben einheitlich fir den Bemessungszeitraum und den
Bezugszeitraum gelten, werden auch Anderungen der Abzugsmerkmale fiir Steuern im Bezugszeitraum nicht beriicksichtigt. Im Er-
gebnis werden so auch die Freibetrage fiir Kinder, die steuerlich fir das Anspruch ausldsende Kind zustehen, elterngeldrechtlich
nicht bertcksichtigt. Vgl. auch 2e.4 und 2e.1.1.0.2.

%) vgl. § 2e Abs. 6.

2e.3.1 Grundsatzliche MaRgeblichkeit der eingetragenen Steuerklasse (Satz 1)

Nach Satz 1 richtet sich die Ermittlung der Abzlge flr Steuern nach der eingetragenen Steuerklasse.
Die Steuerklasse gilt dabei fir alle Erwerbseinkinfte, auch wenn nur ein Teil der Einkiinfte dem
Lohnsteuerabzugsverfahren unterliegt. Im Falle der Zusammenveranlagung werden die Grundfrei-
betrage entsprechend der Festlegungen der jeweiligen Steuerklassen bericksichtigt (z.B. werden
fur eine berechtigte Person mit der Steuerklasse Il beide Grundfreibetrage beriicksichtigt, da davon
ausgegangen wird, dass der Ehepartner mit der Steuerklasse Il das héhere lohnsteuerpflichtige

Erwerbseinkommen hat).

Die Steuerklasse VI bleibt bei der Ermittlung der Abzige fiir Steuern unbericksichtigt. Die Ermittlung
der Abzuge fur Steuern richtet sich allein nach der Steuerklasse, die die berechtigte Person zusatz-
lich zur Steuerklasse VI hat. Die im Lohnsteuerabzugsverfahren Gber die Steuerklasse VI versteu-
erten Einkunfte sind jedoch nach den MalRgaben des § 2e zu berucksichtigen. Sollte die berechtigte
Person im Bemessungszeitraum nur Einkiinfte haben, die mit der Steuerklasse VI besteuert wurden
(beispielsweise, wenn sie ihre urspringliche Haupterwerbstatigkeit beendet hat), wird die Steuer-
klasse IV zugrunde gelegt (vgl. Falle ohne Steuerklasse, Satz 2, siehe 2e.3.2 Abweichende
Geltung der Steuerklasse IV (Satz 2)).

2e.3.2 Abweichende Geltung der Steuerklasse IV (Satz 2)

Nach Satz 2 sind fiir den Fall, dass die berechtigte Person nicht bereits in eine Steuerklasse einge-
reiht ist oder ihr nach § 2d zu berticksichtigender Gewinn héher als ihr nach § 2c zu berticksichti-
gender Uberschuss Uber die Einnahmen ist, die Abziige fiir Steuern stets nach der Steuerklasse IV

ohne Berlcksichtigung eines Faktors nach § 39f EStG zu ermitteln.
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2e.4Besondere Vorgaben fiir die Ermittlung der Abzlge flr den Solidaritatszuschlag (Abs. 4)

Zudem sind die Voreinstellungen, die durch den lohnsteuerrechtlichen Programmablaufplan fiir die
Steuerklasse 1V festgelegt sind, bei der Eingabe der Freibetrage fur Kinder zu Gbernehmen. Es ist
die Anzahl der Freibetrage fir Kinder nach den Lohn- und Gehaltsbescheinigungen oder vom Steu-

erbescheid zu Ubernehmen.

2e.3.2.1 Falle ohne Steuerklasse — ausschlieBlich im Ausland Beschaftigte und aus-
schlieBlich Selbststandige (Satz 2, 1. Variante)

Nach Satz 2, 1. Var. gilt Steuerklasse IV auch dann, wenn die berechtigte Person ausschlie3lich
Einklnfte hat, die nicht dem Lohnsteuerabzugsverfahren unterliegen. Zu diesen Einkunften zéhlen
Gewinneinkinfte und Einkinfte aus nichtselbststéandiger Erwerbstatigkeit, die als Einnahmen in ei-

nem EU-Mitgliedstaat nicht dem inlandischen Lohnsteuerabzugsverfahren unterliegen.

Bei Einnahmen in einem EU-Mitgliedstaat, die nicht dem inlandischen Lohnsteuerabzugsverfahren
unterliegen, kann die berechtigte Person aufgrund europarechtlicher Vorgaben ausnahmsweise auf

Antrag die Berticksichtigung des tatsachlichen Nettolohns verlangen.

2e.3.2.2 Falle von Mischeinkommen — Geltung der Steuerklasse IV bei liberwiegen-
dem Einkommensanteil aus selbststandiger Erwerbstatigkeit (Satz 2, 2. Va-

riante)

Satz 2, 2. Variante stellt eine Ausgleichsregelung in den Fallen dar, in denen das Einkommen aus
selbststandiger Erwerbstatigkeit das Gesamteinkommen Uberwiegend pragt. In diesen Fallen sollen
die Abziige flr Steuern auch bei Elterngeldberechtigten, die mit einem Teil ihrer Einklinfte dem
Lohnsteuerabzugsverfahren unterliegen, genauso wie bei Personen, die im Bemessungszeitraum
ausschlief3lich Einkommen aus selbststandiger Erwerbstatigkeit haben, mit der Steuerklasse IV be-
rechnet werden. Damit werden unangemessene Ergebnisse vermieden, die in bestimmten Fallen

insbesondere durch die Beriicksichtigung der Steuerklasse Il oder V entstehen kénnten.

Nach dem Gesetzeswortlaut ist nach Satz 2, 2. Variante der nach § 2d zu bericksichtigende Gewinn
mit dem nach § 2c zu berticksichtigenden Uberschuss der Einnahmen Uber ein Zwolftel des Arbeit-
nehmer-Pauschbetrags zu vergleichen. In die Vergleichsgrofle fur das Einkommen aus nichtselbst-

standiger Erwerbstatigkeit sind pauschal besteuerte Einnahmen einzubeziehen.

2e.4 Besondere Vorgaben fur die Ermittlung der Abzlige fiir den Solidaritatszu-
schlag (Abs. 4)

Abs. 4 regelt die Ermittlung der Abzige fir den Solidaritatszuschlag. Der Abzug erfolgt nach den

Malgaben des Solidaritatszuschlagsgesetzes 1995 (SolzG 1995), insbesondere auch unter
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2e.5Besondere Vorgaben fir die Ermittlung der Abzige fir die Kirchensteuer (Abs. 5)

Berucksichtigung der dort geregelten Freigrenzen. Im Rahmen einer Rechtsgrundverweisung sind
Freibetrage fir Kinder zu bertcksichtigen, wenn die Voraussetzungen fir ihre Bericksichtigung
nach § 3 Abs. 2a SolzG 1995 erfillt sind. Dementsprechend kénnen insoweit die Vorgaben des Pro-

grammablaufplans unverandert Gbernommen werden.

Die Ermittlung der Freibetrage bestimmt sich sowohl flir den Bemessungszeitraum als auch fiir den
Bezugszeitraum nach den mafigeblichen Abzugsmerkmalen, die anhand der Angaben im Bemes-
sungszeitraum nach § 2c Abs. 3 oder — nachrangig — nach § 2d Abs. 4 ermittelt wurden. Im Ergebnis
werden nur Freibetrage fur Kinder, die fir altere Geschwisterkinder zustehen, bertcksichtigt (§ 2e
Abs. 4 und 5i.V.m. § 2c Abs. 3). Die Freibetrage fur Kinder, die steuerlich fir das Anspruch auslé-
sende Kind nach der Geburt zustehen, werden elterngeldrechtlich nicht bertcksichtigt. Dies wirkt
sich in Fallen, in denen die berechtigte Person wahrend der Bezugszeit Einkommen hat, elternge-
Iderh6hend aus, da auf diese Weise das Elterngeld-Netto im Bezugszeitraum geringer und damit die

zu ersetzende Unterschiedsbetrag nach § 2 Abs. 3 héher ausfallt.

2e.5 Besondere Vorgaben fur die Ermittlung der Abziige fur die Kirchensteuer
(Abs. 5)

Abs. 5 regelt den Abzug der Kirchensteuer. Die Ermittlung der Kirchensteuerpflicht und der Freibe-
trage bestimmt sich sowohl fir den Bemessungszeitraum als auch flr den Bezugszeitraum nach
§ 2c Abs. 3 oder § 2d Abs. 4. Vgl. auch 2e.1.1.1.1 Katalog der fiir die Abzlige flr Steuern

erforderlichen Abzugsmerkmale, Kirchensteuerpflicht im Ausland.

Es werden nur Freibetrage fur Kinder bertcksichtigt, die fur altere Geschwisterkinder zustehen (§ 2e
Abs. 4 und 5 i.V.m. § 2c Abs. 3), nicht jedoch solche, die steuerlich fur das Anspruch auslésende
Kind nach der Geburt zustehen. Insoweit gelten die Ausfuhrung unter 2e.4 Besondere Vor-

gaben fur die Ermittlung der Abzuge fir den Solidaritatszuschlag (Abs. 4)entsprechend.

2e.6 Unerheblichkeit anderer MaBRgaben (Abs. 6)

Abs. 6 orientiert sich an § 153 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 SGB Illl. Freibetrage und Pauschalen werden
grundsatzlich nur berlcksichtigt, wenn sie ohne weitere Voraussetzung jeder berechtigten Person
zustehen. Hierzu zahlen beispielsweise der Grundfreibetrag nach § 32a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG
und der Sonderausgaben-Pauschbetrag nach § 10c EStG. Nur bestimmten Personengruppen zu-
stehende Freibetrage werden nur nach den MalRgaben der Abséatze 3 und 5 berlicksichtigt. Zu den
nicht zu bertcksichtigenden Freibetragen zahlt damit zum Beispiel der Altersentlastungsbetrag nach
§ 24a EStG, da dieser ein bestimmtes Alter des Steuerpflichtigen voraussetzt. Individuelle Freibe-

trage (zum Beispiel nach § 39a EStG) finden ebenfalls keine Beriicksichtigung.
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2f.0Anwendungsbereich, Geltung fur Auslandseinkommen

§ 2f Abzige fiir Sozialabgaben

§ 2f regelt die Ermittlung der Abzlge flr Sozialabgaben. Zum Prifablauf zur Ermittlung der Abzlige
fur Sozialabgaben vgl. Ubersicht im Anhang II: Ubersicht zur Elterngeldberechnung, C.IIl bzw. D.III.

2f.0 Anwendungsbereich, Geltung fiir Auslandseinkommen

Die Regelung gilt fir den Bemessungszeitraum und den Bezugszeitraum. Sie gilt unabhangig davon,
ob die Sozialabgaben im Inland oder EU-Ausland oder einem gleichgestellten Staat zu entrichten

sind.

2f.1 Ermittlung der Abzige fur Sozialabgaben (Abs. 1)

Abs. 1 trifft allgemeine Vorgaben zur Berechnung der Abzlige fir Sozialabziige.

2f1.1 Beriicksichtigungspflichtige Sozialversicherungszweige

Satz 1 legt fest, welche Zweige der Sozialversicherung bei der Ermittlung der Abziige fir Sozialab-

gaben zu berticksichtigen sind.

2f1.1.0 Einheitliche Geltung der Abzugsmerkmale

Die Bemessungsgrundlage nach Abs. 2 gilt einheitlich fir die Ermittlung der Abztge aller Versiche-
rungszweige. Eine unterschiedliche Behandlung von beitragspflichtigen und nichtbeitragspflichtigen
Einnahmen erfolgt nicht. Dementsprechend gilt sie unabhangig von dem Verhaltnis der fur den je-
weiligen Versicherungszweig beitragspflichtigen Einnahmen zu den insoweit nicht beitragspflichti-
gen Einnahmen. Dies kann dazu flihren, dass geringe sozialversicherungsrechtlich beitragspflichtige
Einkinfte elterngeldrechtlich fir die Gesamtsumme der Erwerbseinklnfte die Beitragspflicht auslé-

sen.

Die auf diese Weise allein anhand von Angaben aus dem Bemessungszeitraum ermittelten Abzugs-
merkmale gelten zudem auch einheitlich flr die Einkommensermittlung im Bemessungs- und Be-

zugszeitraum.

2f1.1.1  Erforderliche Abzugsmerkmale, Auswahiregeln

Welche Angaben als Abzugsmerkmale fir die Abzige fur Sozialabgaben erforderlich sind, bestimmt
sich nach § 2f. Das maligebliche Nachweisdokument ergibt sich aus § 2c Abs. 3 beziehungsweise
aus § 2d Abs. 4.
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2f.1Ermittlung der Abzuge fur Sozialabgaben (Abs. 1)

2f1.1.1.1 Katalog der fir die Abziige fiir Sozialabgaben erforderlichen Abzugs-

merkmale

Erforderlich fir die Berechnung der Abzige fur Sozialabgaben sind die Abzugsmerkmale der Versi-

cherungspflicht in den einzelnen Sozialversicherungszweigen.

Erforderlich im Hinblick auf § 2f sind nur Angaben Uber die Versicherungspflicht zur Sozialversiche-
rung (i.S.v. § 1 SGB 1V, § 4 SGB |) einschlie8lich der Angaben Uber die Versicherungspflicht in den
berufsstandischen Versorgungswerken (anders noch zum BEEG in der Fassung vor dem
18.09.2012: BSG, Urteil vom 29.08.2012, BSG 10 EG 15/11 R). Nichtselbststandig Erwerbstatige
sind in den meisten Fallen in allen Zweigen der Sozialversicherung versicherungspflichtig (Aus-
nahme beispielsweise Minijobber). Eine Pflicht zur Sozialversicherung kommt bei vielen selbststan-
dig Erwerbstatigen in Betracht. Dabei kann es sich um eine Versicherungspflicht zur Kinstlersozial-
kasse (Journalisten, Kiinstler) ebenso handeln wie um eine Pflichtversicherung nur in bestimmten
Zweigen der Sozialversicherung etwa nach § 2 Satz 1 Nr. 1 SGB VI (Lehrer, Erzieher oder Pflege-
personen, wenn ohne versicherungspflichtigen Arbeitnehmer tatig, Hebammen, Entbindungspfleger
und Seelotsen etc.), oder eine Pflichtmitgliedschaft in berufsstandischen Versorgungswerken insbe-
sondere bei den verkammerten freien Berufen (Arzte, Zahnarzte, Tierdrzte, Rechtsanwalte, Notare,
Patentanwalte, Steuerberater, Wirtschaftsprifer, Apotheker sowie u. U. Architekten und Ingenieure),
oder die grundsatzlich jedem Selbststandigen offen stehende Mdglichkeit einer sog. Pflichtversiche-
rung auf Antrag etwa nach § 28a SGB Ill, § 4 SGB VI.

Mafgeblich bei der Bestimmung der Abzlige fir Sozialabgaben ist nicht die jeweilige Beitragspflicht,
sondern die Versicherungspflicht (zum Nachweis in den Lohn- und Gehaltsbescheinigungen vgl.

2¢.3.1.1  Erforderliche Abzugsmerkmale).

2f.1.1.1.2 Katalog der nicht erforderlichen Abzugsmerkmale

Nicht erforderlich sind alle Angaben, die nicht zur Feststellung der Versicherungspflicht zur Sozial-

versicherung bendtigt werden:

— Andere Beitragspflichten als zur Sozialversicherung (z.B. Beitragspflicht in den Arbeithehmer-
kammern im Saarland und in Bremen) I6sen keinen Abzug nach § 2f aus. Angaben zu diesen
Beitragspflichten sind dementsprechend nicht zu erheben.

— Ebenso flhren die freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung sowie die
private Krankenversicherung nicht zu Abzugen nach § 2f, da Beitrége in diesen beiden Versi-
cherungsformen in ahnlicher Weise auch im Bezugszeitraum des Elterngeldes weiter zu leisten

sind.
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2f.1Ermittlung der Abzuge fur Sozialabgaben (Abs. 1)

2f1.1.2 Bestimmung der maRgeblichen Abzugsmerkmale, Auswahlregeln

Fir jedes fur die Berechnung der Abzilige nach § 2f erforderliche Abzugsmerkmal ist nach den ge-
setzlichen Vorgaben eine Angabe zu bestimmen, welche einheitlich fir die Abziige nach § 2e und

§ 2f gilt (einheitliche Geltung der Abzugsmerkmale).

Grundsatzlich sind die Abzugsvoraussetzungen fur einen Versicherungszweig nach Abs. 1 Satz 2
(,falls die berechtigte Person [...] versicherungspflichtig gewesen ist®) erfullt, wenn die Versiche-
rungspflicht im maRgeblichen Betrachtungszeitraum zur Ermittlung der Abzilge flir Sozialabgaben
(Kalendermonate des Bemessungszeitraum mit im Rahmen des § 2f zu berucksichtigenden Ein-
kinften, vgl. 2.0.2.3.2 und 2c.3.1.2Malgeblichkeit der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 3
Satz 1) Malgeblichkeit der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 3 Satz 1)) in der Uberwiegen-
den Zahl der Kalendermonate, bzw. — bei der gleichen Anzahl der mafigeblichen Kalendermonate —
in dem letzten Kalendermonat des mafgeblichen Betrachtungszeitraumes vorgelegen hat (vgl.
2c.3.2.1  Vorrang der aktuelleren Angabe (Satz 1) und 2¢.3.2.2 Vorrang der Angabe mit der
Uberwiegenden Geltung im Zeitverlauf (Satz 2)). Bei Mischeinkommen kann dementsprechend eine
Angabe, die fur einen geringen Teil der nach § 2f Abs. 2 mafRgeblichen Einkunfte gilt, grundsatzlich
dazu fuhren, dass fir den betreffenden Versicherungszweig Abziige auf die gesamte Bemessungs-
grundlage zu berechnen sind (vgl. auch BT-Drs. 17/9841, S. 26 f).

Abweichungen von dieser Vorgehensweise kdnnen sich nach der Auswahlregel des § 2c Abs. 3
(ggdf. i.V.m. § 2d Abs. 4 Satz 2) zum Vorrang der Angabe mit der Uberwiegenden Geltung im Zeit-
verlauf ergeben (vgl. 2¢.3 Nachweis der Abzugsmerkmale Uber Lohn- und Gehaltsbeschei-
nigungen (Abs. 3) Nachweis der Abzugsmerkmale Uber Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs.
3) und 2d.4Nachweis der Abzugsmerkmale Uber den Steuerbescheid (Abs. 4) Nachweis der Ab-
zugsmerkmale Uber den Steuerbescheid (Abs. 4)). Die hinsichtlich der Abzugsmerkmale flir Steuern
ausdricklich formulierte Regelung des § 2d Abs. 4 Satz 2 ist in entsprechender Anwendung auch
auf die Abzugsmerkmale fir Sozialabgaben anzuwenden, die nicht anhand von Lohn- und Gehalts-

bescheinigungen ermittelt werden kénnen.
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2f.1Ermittlung der Abzuge fur Sozialabgaben (Abs. 1)

2f1.1.3 Beispielsfille

2f1.1.3.1 Falle mit Einkommen ausschlieBlich aus nichtselbststandiger Erwerbsta-
tigkeit
Beispiel 1:
Bestimmung der | Erwerbstatigkeit 1: An- |Erwerbstatigkeit 2: Mi- MaRgebliche Angabe
Abzugsmerk- gestellter nijob
male fiir Sozial- |- nichtselbststdndig, an- |- nichtselbststandig
abgaben gestellt —350 Euro Brutto/Monat
—3000 Euro Brutto/Monat
GKV/P |RV AV GKV/P |RV AV GKV/P |RV AV
\'/ \'/ \'/
September 2014 |ja ja ja - ja ja ja
August 2014 ja ja ja - ja ja ja
Juli 2014 ja ja ja - ja ja ja
Juni 2014 ja ja ja - ja ja ja
Mai 2014 -—- -—- -—-
April 2014 -—- -—- -—-
Marz 2014 -—- -—- -—-
Dezember 2013 | --- - - nicht nicht nicht - - -
mal3- mal3- mal3-
geblich |geblich | geblich
November 2013 | --- - - nicht nicht nicht - - -
mafR- mafR- maf-
geblich | geblich |geblich
Oktober 2013 --- nicht nicht nicht ---
mafR- mafR- maf-
geblich | geblich |geblich
September 2013 | --- --- nicht nicht nicht ---
mafR- mafR- maf-
geblich | geblich |geblich
August 2013 --- nicht nicht nicht ---
mal3- mal3- mal3-
geblich |geblich | geblich
MaRgebliches Versicherungspflicht in allen So-
Abzugsmerk- zialversicherungszweigen
mal:
Begriindung:

Die Lohn- und Gehaltsbescheinigung, die fiir den letzten Kalendermonat mit zu berlicksichtigenden Ein-

nahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit vor der Geburt erstellt wurde, weist Sozialversiche-

rungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung aus (§ 2c Abs. 3 Satz 1). Die Prifung nach § 2c

Abs. 3 Satz 2 fiihrt zu keinem anderen Ergebnis. Kalendermonate ohne Einkommen werden bei dieser

Prifung nicht berticksichtigt. Die Angaben zum Minijob sind nicht mafRgeblich, auch wenn sie fir die

gréflte und damit insoweit der iberwiegende Zahl der Kalendermonate im Bemessungszeitraum gegolten

haben, da Minijob-Einkommen bei der Bestimmung der Bemessungsgrundlage nach § 2f Abs. 2 ausge-

nommen werden.
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Beispiel 2:
Bestimmung der |Erwerbstitigkeit 1: Ange- |[Erwerbstatigkeit 2: Mi- |MaBRgebliche Angabe
Abzugsmerkmale |stellter nijob
fiir Sozialabgaben - nichtselbststandig, ange- |- nichtselbststandig
stellt —350 Euro Brutto/Monat
—3000 Euro Brutto/Monat
GKV/P |RV AV GKV/P |RV AV GKV/P |RV AV
\'/ \'/ \'/
September 2014 --- --- nicht nicht nicht ---
mal3- mal3- mal3-
geblich | geblich | geblich
August 2014 - - - nicht nicht nicht - - -
mal3- mal3- mal3-
geblich | geblich | geblich
Juli 2014 - - nicht nicht nicht -
mal3- mal3- mal3-
geblich | geblich | geblich
Juni 2014 - - nicht nicht nicht -
mafR- mafR- mafR-
geblich | geblich | geblich
Mai 2014 - - nicht nicht nicht -
mafR- mafR- mafR-
geblich | geblich | geblich
April 2014 - - -
Marz 2014 - - -
Dezember 2013 - - -
November 2013 ja ja Ja ja ja ja
Oktober 2013 ja ja Ja ja ja ja
September 2013  |ja ja Ja ja ja ja
August 2013 ja ja Ja ja ja ja
MaRgebliches Ab- Versicherungspflicht in allen
zugsmerkmal: Sozialversicherungszweigen
Begrindung:

MaRgeblich ist die Lohn- und Gehaltsbescheinigung vom November 2013 fiir die Erwerbstatigkeit 1. Sie

weist die Sozialversicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung aus. Die Lohn- und Gehalts-

bescheinigungen fur Erwerbstatigkeit 2 werden im Rahmen der Ermittlung der Abzugsmerkmale fir So-

zialabgaben nicht berlicksichtigt (§ 2¢c Abs. 3 Satz 1), da Minijob-Einkommen bei der Bestimmung der

Bemessungsgrundlage nach § 2f Abs. 2 ausgenommen werden.

Beispiel 3:

Bestimmung der
Abzugsmerkmale
fur Sozialabgaben

Erwerbstitigkeit 1: Be-
amter
—nichtselbststandig
—2000 Euro Brutto/Monat

Erwerbstitigkeit 2: Ne-

benanstellung

— nichtselbststandig, ange-
stellt

—600 Euro Brutto/Monat

MaRgebliche Angabe

GKV/P |RV AV AV AV GKV/P |GKV/P |RV AV
\'/ \'/ \'/
September 2014 nein nein Nein ja ja ja ja ja ja
August 2014 nein nein Nein ja ja ja ja ja ja
Juli 2014 nein nein Nein ja ja ja ja ja ja
Juni 2014 nein nein Nein ja ja ja ja ja ja
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Mai 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja

April 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja

Marz 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja

Dezember 2013 nein nein nein ja ja ja ja ja ja

November 2013 nein nein nein ja ja ja ja ja ja

Oktober 2013 nein nein nein ja ja ja ja ja ja

September 2013 nein nein nein ja ja ja ja ja ja

August 2013 nein nein nein ja ja ja ja ja ja

MaRgebliches Ab- Versicherungspflicht in allen
| zugsmerkmal: Sozialversicherungszweigen
Begrindung:

Nach § 2c Abs. 3 Satz 1 sind grundséatzlich die Abzugsvoraussetzungen fiir einen Versicherungszweig
nach § 2f Abs. 1 Satz 2 erfiillt, wenn die Versicherungspflicht im letzten Monat des mal3geblichen Be-
trachtungszeitraum vorgelegen hat (Vorrang der aktuelleren Angabe). Allerdings regelt § 2c Abs. 3 Satz 1
nicht den Fall, dass im letzten Bemessungsmonat mit zu bericksichtigenden Einnahmen zwei Lohn- und
Gehaltsbescheinigungen vorliegen. In diesen Fallen ist elterngeldrechtlich der Umstand malgeblich,
dass die berechtigte Person im mafigeblichen Monat nach § 2c Abs. 1 Satz 1 fiir nur eine Erwerbstatig-
keit sozialversicherungspflichtig war (vgl. Wortlaut ,falls die berechtigte Person [...] versicherungspflichtig
gewesen ist). (§ 2c Abs. 3 Satz 2 fihrt hier zu keinem anderen Ergebnis, da die anderen Lohn- und

Gehaltsbescheinigungen nicht Gberwiegend andere Angaben enthalten.)

2f.1.1.3.2 Falle mit Einkommen ausschlieBlich aus einer selbststandigen Ein-

kunftsart

Bestimmung der Ab- | Erwerbstitigkeit 1: MaRgebliche Angabe
zugsmerkmale fiir Selbststandiger
Sozialabgaben —selbststandig,

—3000 Euro Brutto/Monat

GKV/P |RV AV GKV/P |RV AV

\'/ \'/
Dezember 2014 nein ja nein nein ja nein
November 2014 nein ja nein nein ja nein
Oktober 2014 nein ja nein nein ja nein
September 2014 nein ja nein nein ja nein
August 2014 nein ja nein nein ja nein
Juli 2014 nein ja nein nein ja nein
Juni 2014 nein ja nein nein ja nein
Mai 2014 nein nein nein nein nein nein
April 2014 nein nein nein nein nein nein
Marz 2014 nein nein nein nein nein nein
Februar 2014 nein nein nein nein nein nein
Januar 2014 nein nein nein nein nein nein
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MaRgebliches Ab- Rentenversicherungspflicht
zugsmerkmal:

Begrindung:

Es werden elterngeldrechtlich auf die gesamte Bemessungsgrundlage im Sinne des § 2f Abs. 2 Abziige
fur die Rentenversicherung vorgenommen, da in der liberwiegenden Anzahl der Monate mit Einkommen
Versicherungspflicht in einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung bestand (vgl. § 2d Abs. 4 Satz 2
i.V.m. § 2c Abs. 3 Satz 2).

2f1.1.3.3 Falle mit Einkommen aus unterschiedlichen selbststandigen Einkunftsar-

ten

Bestimmung der Ab- | Erwerbstitigkeit 1: Ge- |Erwerbstatigkeit 2: MaRgebliche Angabe
zugsmerkmale fiir werbe Land- und Fortwirt-
Sozialabgaben —selbststandig, schaft

—2000 Euro Brutto/Monat |-selbststandig,

—1.000 Euro Brutto/Monat

GKV/P RV AV GKV/P |RV AV GKV/P |RV AV

\'/ \'J \'J
Dezember 2014 nein nein nein nein ja nein nein ja nein
November 2014 nein nein nein nein ja nein nein ja nein
Oktober 2014 nein nein nein nein ja nein nein ja nein
September 2014 nein nein nein nein ja nein nein ja nein
August 2014 nein nein nein nein ja nein nein ja nein
Juli 2014 nein nein nein nein ja nein nein ja nein
Juni 2014 nein nein nein nein ja nein nein ja nein
Mai 2014 nein nein nein nein nein nein nein nein nein
April 2014 nein nein nein nein nein nein nein nein nein
Marz 2014 nein nein nein nein nein nein nein nein nein
Februar 2014 nein nein nein nein nein nein nein nein nein
Januar 2014 nein nein nein nein nein nein nein nein nein
MaRgebliches Ab- Rentenversicherungspflicht
zugsmerkmal:

Begrundung:

Grundsatzlich sind die Abzugsvoraussetzungen fiir einen Versicherungszweig nach § 2f Abs. 1 Satz 2
erflllt, wenn die Versicherungspflicht nur in einer Erwerbstatigkeit im letzten Monat des malfigeblichen
Betrachtungszeitraums vorgelegen hat (vgl. auch Beispiel 3 unter 2f.1.1.3.1 Falle mit Einkom-
men ausschlieBlich aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit). In diesem Fall bestand im Zeitraum
Juni 2014 bis Dezember 2014 (jedenfalls fir einen Teil der Einkiinfte) Versicherungspflicht in einer be-
rufsstandischen Versorgungseinrichtung. Es werden daher elterngeldrechtlich auf die gesamte Bemes-
sungsgrundlage im Sinne des § 2f Abs. 2 Abziige fiir die Rentenversicherung vorgenommen, da in der

Uberwiegenden Anzahl der Monate mit Einkommen (jedenfalls fir einen Teil der Einkiinfte)
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Versicherungspflicht in einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung bestand (vgl. § 2d Abs. 4 Satz 2
i.V.m. § 2c Abs. 3 Satz 2).

2f1.1.3.4 Mischfalle mit Einkommen aus selbststandiger und nichtselbststandiger

Erwerbstatigkeit
Beispiel 1:

Bestimmung der Ab- | Erwerbstitigkeit 1: Erwerbstitigkeit 2: MaRgebliche Angabe
zugsmerkmale fiir Nichtselbststéandiger selbststiandiger Neben-
Sozialabgaben —nichtselbststandig, verdienst

—3000 Euro Brutto/Monat |- selbststandig

—300 Euro Brutto/Monat

GKV/P |RV AV GKV/P RV GKV/P |GKV/P |RV AV

\'/ \'/ \'J \'/
Dezember 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
November 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
Oktober 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
September 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
August 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
Juli 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
Juni 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
Mai 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
April 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
Méarz 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
Februar 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
Januar 2014 ja ja ja nein nein nein ja ja ja
MaRgebliches  Ab- Versicherungspflicht in al-
zugsmerkmal: len Sozialversicherungs-

zweigen
Begrundung:

Entsprechend der Begriindung zum Beispiel 3 unter 2f.1.1.3.1

schlie3lich aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit und im Beispiel unter 2f.1.1.3.3

Falle mit Einkommen aus-

Falle

mit Einkommen aus unterschiedlichen selbststandigen Einkunftsarten. In diesem Fall bestand in allen

Kalendermonaten des Bemessungszeitraums (jedenfalls fur einen Teil des Einkommens) Versicherungs-

pflicht in allen Sozialversicherungszweigen. Es werden daher elterngeldrechtlich auf die gesamte Be-

messungsgrundlage im Sinne des § 2f Abs. 2 Abzlge fiir Sozialabgaben in allen Sozialversicherungs-

zweigen berechnet.
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Beispiel 2:

Bestimmung der Erwerbstatigkeit 1: Erwerbstitigkeit 2: Ne- |MaBRgebliche Angabe
Abzugsmerkmale |Selbststiandiger benanstellung
fiir Sozialabgaben |-selbststéandig, - nichtselbststandig, ange-

—3000 Euro Brutto/Monat | stellt

—500 Euro Brutto/Monat

GKV/P RV AV GKV/P |RV GKV/P |GKV/P |RV AV

\'/ \'/ \'/ \'/
Dezember 2014 nein nein nein - - - nein nein nein
November 2014 nein nein nein - - - nein nein nein
Oktober 2014 nein nein nein nein nein nein
September 2014 nein nein nein nein nein nein
August 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja
Juli 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja
Juni 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja
Mai 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja
April 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja
Marz 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja
Februar 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja
Januar 2014 nein nein nein ja ja ja ja ja ja
MaRgebliches  Ab- Versicherungspflicht in allen
zugsmerkmal: Sozialversicherungszweigen

Begriindung:

In diesem Fall bestand im Zeitraum Januar 2014 bis August 2014 volle Sozialversicherungspflicht.
Es werden daher elterngeldrechtlich auf die gesamte Bemessungsgrundlage im Sinne des § 2f
Abs. 2 Abzlge fir alle Sozialversicherungszweige vorgenommen, da in elterngeldrechtlicher Be-
trachtung (jedenfalls fir einen Teil des Einkommens) in der Gberwiegenden Anzahl der Monate mit
Einkommen Versicherungspflicht in allen Sozialversicherungszweigen bestand (vgl. § 2d Abs. 4
Satz 2i.V.m. § 2c Abs. 3 Satz 2).

2f.1.1.4 Vorgaben fur die Sozialabgabenabziige auf Einkiinfte im Bezugszeitraum,
wenn die berechtigte Person im Bemessungszeitraum keine zu berucksich-

tigenden Einkiinfte hatte

Wenn im gesamten Bemessungszeitraum keine Einnahmen erzielt wurden, die nach § 2f Abs. 2 in
die Bemessungsgrundlage fir die Sozialabgabenabziige einflieRen (z.B. wenn die berechtigte Per-
son im Bemessungszeitraum lediglich Minijobeinnahmen oder FSJ-Einnahmen nach § 2f Abs. 2
Satz 2 hatte), werden auf Einklnfte, die die berechtigte Person in Bezugsmonaten hat, keine Abzlige
fur Sozialabgaben vorgenommen, da die Versicherungspflicht als Voraussetzung fur die Abzlge fir

Sozialabgaben nach §2f Abs.1 nicht nachweisbar ist. Dementsprechend wird in allen
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Versicherungszweigen als Abzugsmerkmal die Angabe ,nicht versicherungspflichtig“ als mafigeblich

zugrunde gelegt.

2f1.2 Anwendung der Beitragssatzpauschalen

Satz 2 regelt die H6he der Beitragssatzpauschalen. Die Gesamtsumme der Beitragssatzpauschalen
entspricht der Pauschale in § 153 SGB IIl. Die Regelung findet auch auf Einkommen Anwendung,
die im EU-Ausland oder einem gleichgestellten Staat einer Sozialabgabenpflicht unterliegen. Die

auslandische Versicherungspflicht ist nach § 20 SGB X zu ermitteln.

2f.1.21 Kranken- und Pflegeversicherung (Nr.1)

Nr. 1 regelt die Beitragssatzpauschale fir die Kranken- und Pflegeversicherung. Die Regelung gilt
auch fur Selbststandige (etwa in Fallen des § 5 Abs. 1 Nr. 3 oder 11a SGB V).

Abzlge flr Krankenversicherungsabgaben erfolgen grundsatzlich nur, wenn die berechtigte Person
in der Uberwiegenden Anzahl der Monate im malgebenden Betrachtungszeitraum versicherungs-
pflichtig gewesen ist (vgl. 2¢c.3.2  Auswahlregeln bei der Ermittlung der Abzugsmerkmale). Fir
ausschlief3lich geringfligig Beschaftigte werden dementsprechend keine Abzlge fir die Kranken-
und Pflegeversicherung vorgenommen, da fir sie nach § 7 SGB V keine Versicherungspflicht be-
steht.

2f1.2.2 Rentenversicherung (Nr. 2)

Nr. 2 regelt die Beitragssatzpauschale fir die Rentenversicherung. Nach dem Wortlaut des Geset-
zes ist die Pauschale fur die Rentenversicherung auch dann anzuwenden, wenn die berechtigte
Person in einer der Rentenversicherung vergleichbaren Einrichtung (z.B. einem berufsstandischen

Versorgungswerk) versicherungspflichtig ist.

2f1.2.3 Arbeitsforderung (Nr. 3)

Nr. 3 regelt die Beitragssatzpauschale fir die Arbeitsférderung.

2f.2 Bemessungsgrundlage fiir die Sozialabgabenabziige (Abs. 2)

Abs. 2 bestimmt die Bemessungsgrundlage fiir die Sozialabgabenabziige.
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2f.2.0 Allgemeine Vorgaben

2f.2.0.1 Gemeinsame Bemessungsgrundlage fiir Einkommen aus nichtselbststan-

diger und selbststandiger Erwerbstatigkeit

Die Regelung gilt einheitlich fir Einkommen aus nichtselbststéandiger und selbststandiger Erwerbs-
tatigkeit, also fur alle im Rahmen der Elterngeldberechnung nach § 2c und 2d zu bericksichtigenden
EinkUnfte.

2f.2.0.2 Priifablauf

2f.2.0.2.1 Ermittlung der maRgeblichen Einkiinfte fiir die Bemessungsgrundlage fir

die Sozialabgabenabzige

Die Ermittlung der einzelnen fur die Bemessungsgrundlage zu berticksichtigenden Betrage erfolgt
stets kalendermonatsbezogen. Zur Priifabfolge bei der Berechnung des Ubergangszonenentgeltes
vgl. 2f.2.3.4 Kalendermonatsweise Berechnung des Ubergangszonenentgelts vor der

ggf. erforderlichen Umrechnung auf Lebensmonate.

Zur Umrechnung von kalendermonatlichen Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit auf
Lebensmonate vgl. 2¢.1.2 Umrechnung des kalendermonatlichen Einkommens auf den Le-

bensmonat bei Einkommen in der Bezugszeit.

Zur Wahrungsumrechnung von zu bericksichtigenden Auslandseinkinften im Bemessungszeitraum
vgl. 2.1.3.2.1 (Berucksichtigung von Auslandseinkunften, die in der EU, im EWR oder in der Schweiz
zu versteuern sind, Wahrungsumrechnung); zur Wahrungsumrechnung von zu bericksichtigenden
Auslandseinkinften im Bezugszeitraum vgl. 2.3.1.1.2 (Ermittlung der zu bertcksichtigenden Brutto-

EinkUnfte im Bezugszeitraum (§ 2 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 2c und § 2d), Wahrungsumrechnung).

2f.2.0.2.2 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu beriicksichtigenden
Einklinfte aus Erwerbstatigkeit

Nach Satz 1 ist die Summe der Einnahmen nach § 2c und der Gewinneinkiinfte nach § 2d mafigeb-
lich, die die berechtigte Person durchschnittlich monatlich im Bemessungszeitraum bzw. durch-
schnittlich in den Bezugsmonaten mit Einkommen hat. Diese Einklinfte werden bei der Berechnung
der Abzlge flr Sozialabgaben unabhangig davon bericksichtigt, in welchem Umfang sie beitrags-
pflichtig sind. Dies kann dazu fuhren, dass die Beitrdge auf die Gesamtsumme der Einkunfte be-
rechnet werden, wenn nur ein Teil von ihnen beitragspflichtig ist. Beitragsbemessungsgrenzen sind

nicht zu bericksichtigen, da sie sich elterngeldrechtlich grundsatzlich nicht auswirken.
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2f.2.1 Fur die Bemessungsgrundlage der Abziige fiir Sozialabgaben maRgebli-

chen Einnahmen aus Erwerbstatigkeit (Satz 1)

Mafgebliche Einnahmen aus Erwerbstatigkeit sind nach Satz 1 die Einnahmen nach § 2c und der
Gewinneinkinfte nach § 2d, die die berechtigte Person durchschnittlich monatlich hat. Fur Einnah-
men aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit wird kein Abzug eines Zwolftels des Arbeitnehmer-

Pauschbetrags vorgenommen.

2f.2.2 Einnahmen aus geringfligigen Tatigkeiten (Satz 2)

2f.2.2.1 Nichtberiicksichtigung von Einnahmen aus geringfiigiger Beschaftigung
Nach Satz 2 sind Einnahmen aus Beschéaftigungen im Sinne

a) des § 8 SGB IV (geringfiigige Beschaftigungen),

b) des § 8a SGB IV (geringfligige Beschaftigung in Privathaushalten) oder

c) des § 20 Abs. 3 Satz 1 SGB |V (Beschaftigungen im Rahmen eines Ausbildungsverhaltnisses
mit einem Arbeitsentgelt von bis zu 325 Euro beziehungsweise im Rahmen von dort genannten

Freiwilligendiensten),

fur die die berechtigte Person keine Sozialabgaben zu entrichten hat, nicht bei der Ermittlung der
Bemessungsgrundlage fur die Sozialabgabenabziige zu berlcksichtigen. Elterngeldrechtlich maf3-
geblich ist ausschlieRlich die Gesetzesfassung zum Zeitpunkt der Anspruchsentstehung. Insbeson-
dere vor dem 01.01.2013 geltende Einkommensgrenzen zur Einordnung von Einnahmen im Bereich

der geringfiigigen Beschaftigung finden dementsprechend keine Anwendung.

Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV sind mehrere geringfligige Beschaftigungen grundsatzlich zusam-
menzurechnen. Ubersteigt die Summe den Wert von 520 Euro, erfiillen sie nicht die Voraussetzun-
gen des § 8 Abs. 1 und sind sie dementsprechend nicht als Minijobs einzuordnen. Nur eine gering-
flugige Beschaftigung, bei der das Arbeitsentgelt aus der Beschaftigung regelmalig im Monat
520 Euro nicht Ubersteigt, und nicht geringfiigige Beschaftigungen sind hingegen nicht zusammen-

zurechnen.

Die ab dem 01.10.2022 geltende Geringfligigkeitsgrenze im Sinne des Sozialgesetzbuchs (vgl. § 8
Abs. 1a) bezeichnet das monatliche Arbeitsentgelt, das bei einer Arbeitszeit von zehn Wochenstun-
den zum Mindestlohn nach § 1 Absatz 2 Satz 1 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit der auf
der Grundlage des § 11 Absatz 1 Satz 1 des Mindestlohngesetzes jeweils erlassenen Verordnung
erzielt wird. Sie wird berechnet, indem der Mindestlohn mit 130 vervielfacht, durch drei geteilt und

auf volle Euro aufgerundet wird (derzeit 520 €).
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Nach dem Wortlaut des Abs. 2 Satz 2 ist zudem ausschlieRlich die sozialversicherungsrechtliche
Einordnung der Einnahmen fir die elterngeldrechtliche Bewertung mafgeblich, nicht ihre Versiche-
rungspflichtigkeit. Satz 2 ist danach beispielsweise auch anzuwenden, wenn die berechtigte Person

keinen Antrag nach § 6 Absatz 1b SGB VI auf Befreiung von der Versicherungspflicht gestellt hat.

Die steuerliche Behandlung der Einnahmen aus Beschaftigungen im Sinne des Abs. 2 Satz 2 ist
unbeachtlich. So werden beispielsweise Minijob-Einnahmen auch dann nicht im Rahmen der Ermitt-
lung der Abzlge fur Sozialabgaben berucksichtigt, wenn fur sie Lohnsteuer abgefuhrt wird (vgl.
Wahlrecht des Arbeitgebers nach § 40a EStG).

Das ab dem 01.10.2022 geltende Antragsrecht zur Befreiung von der Versicherungspflicht fur die
Ubergangszeiten aufgrund geénderter Verdienstgrenzen im Mini- und Midijob-Bereich (Fall: Einstu-
fung Midijob nach altem Recht, Minijob nach neuem Recht) findet keine Anwendung. Elterngeld-
rechtlich ist nur relevant, innerhalb welcher Verdienstgrenzen die Beschaftigten tatig sind, unabhan-
gig von der Entrichtung von tatsachlichen Sozialabgaben. Die Einnahmen im Sinne des Abs. 2
Satz 2 werden auf Grundlage der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen ermittelt (vgl. 2¢.2.3.3

Ermittlung von Einkommen aus geringfigiger Erwerbstatigkeit und aus Midijob im Sinne
des § 2f Abs. 2 Satz 2 und 3).

2f.2.2.2 Beriicksichtigung von Einnahmen aus geringfligiger selbststandiger Tatig-
keit

Nach dem Wortlaut werden nur Einnahmen aus Beschaftigungen im Sinne des § 8 SGB |V fir die
Ermittlung der Abzlge fir Sozialabgaben nicht berlicksichtigt. Einnahmen aus geringflgigen selbst-

standigen Téatigkeiten sind dementsprechend zu bertcksichtigen.

2f.2.3 Umrechnung von Einnahmen im Midijob-Bereich, Ubergangszonenentgelt
(Satz 3)

Satz 3 sieht fiir den Niedriglohnbereich eine besondere Berechnung der Bemessungsgrundlage fir
die pauschalierten Sozialversicherungsabziige vor (Berechnung eines besonderen Ubergangszo-

nenentgelts).

2f.2.3.1 Ermittlung von Einnahmen im Midijob-Bereich

Die besondere Berechnung ist ausschlieR3lich fur Einnahmen aus Beschéaftigungsverhaltnissen im
Sinne des § 20 Abs. 2 SGB IV in der zum Zeitpunkt der Anspruchsbegriindung geltenden Fassung

(Midijobs) vorzunehmen.
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Danach liegt eine Ubergangszone bei einem Beschéftigungsverhaltnis vor, wenn das Arbeitsentgelt
von 520,01 bis 2.000 Euro im (Kalender-)Monat liegt und die Grenze von 2.000 Euro im (Kalender-
YMonat nicht Uberschreitet. Aufgrund der Regelung des § 20 Abs. 2 Satz 2 SGB |V ist zu berlck-
sichtigen, dass bei mehreren Beschaftigungsverhaltnissen das gesamte (kalendermonatsbezogene)
Arbeitsentgelt mafligebend ist. Die Einordnung als Midijob-Einnahme erfolgt auf Grundlage der Lohn-
und Gehaltsbescheinigungen (vgl. 2c¢.2.3.3  Ermittlung von Einkommen aus geringfugiger Er-
werbstatigkeit und aus Midijob im Sinne des § 2f Abs. 2 Satz 2 und 3).

2f.2.3.2 Elterngeldrechtliche Besonderheiten bei der Ermittlung des Ubergangszo-
nenentgeltes, Wert des elterngeldrechtlichen Umrechnungsfaktors

Die Berechnung der Bemessungsgrundlage erfolgt im Wege eines Rechtfolgenverweises auf § 344
Abs. 4 SGB .

Regelungen zur Berechnung mit Geltung bis zum 30.09.2022:

Das fiktive Ubergangszonenentgelt berechnet sich einheitlich nach der in § 163 Abs. 10 SGB VI

genannten Formel:

F»520 + ({20532(;20} - {200502—0520} * F) * (AE — 520).

Zur Berechnung des Faktors wird ein pauschaler Prozentsatz von 30% durch den mal3igebenden
Gesamtsozialversicherungsbeitrag in Prozent geteilt (§ 163 Abs. 10 S. 2 SGB VI). Der Gesamtver-
sicherungsbeitrag wird nach Abs. 2 Satz 3 nicht in Abhangigkeit von den aktuellen durchschnittli-
chen Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzen im Sinne des § 163 Abs. 10 Satz 3 SGB VI, son-
dern unter Zugrundelegung der Beitragssatzpauschalen nach Abs. 1 bestimmt. Dazu ist die Summe
der in Abs. 1 Satz 2 genannten Prozentsatze zur Abbildung des Arbeitgeber- und Arbeitnehmeran-
teils zu verdoppeln. Entsprechend der Vorgehensweise bei der Festlegung des sozialversicherungs-
rechtlichen Faktors im Sinne des § 163 Abs. 10 Satz 2 SGB VI wird das Ergebnis auf die vierte

Nachkommastelle gerundet. Der elterngeldrechtliche Faktor ist damit wie folgt einheitlich festgelegt:
30 % /42 % = 0,7143.

Die Regelung zur Beitragstragung nach § 168 Abs. 1 Nr. 1d SGB VI wird nicht in Bezug genommen
und findet keine Anwendung. Die nach § 168 SGB VI vorgesehenen besonderen Vorgaben zur Er-
mittlung der vom Arbeitnehmer zu entrichtenden Beitrdge gelten danach nicht im Rahmen der el-

terngeldrechtlichen Ermittlung der Abzuge fur Sozialabgaben.

Zur Ermittlung der Abzlge flr Sozialabgaben werden die Beitragssatzpauschalen des Abs. 1
(héchstens also 21% bei Bestehen aller Versicherungspflichten) dann dementsprechend unmittelbar

— und ohne Berucksichtigung der besonderen sozialversicherungsrechtlichen Regelungen zur
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Beitragstragung — auf das nach § 2f Abs. 2i.V.m. §§ 344 Abs. 4 SGB Ill, § 163 Abs. 10 Satz 2 SGB

VI ermittelte Ubergangszonenentgelt angewendet.

Beispiel:  Die berechtigte Person hat ein Elterngeld-Brutto im Bemessungszeitraum aus Midijob in
Héhe von 1.000 Euro. lhr elterngeldrechtliches Ubergangszonenentgelt betragt damit:
0,7143 * 520 + (2.000/850 - 520/850 * 0,7143) * (1.000-520) = 1.291,10 €.

Damit ist der Betrag in Héhe von 1.291,10 € als Bemessungsgrundlage flir die Sozialab-

gabenabziige zugrunde zu legen.

Die Verdienstgrenze bei Midijobs liegt zwischen 520 und 2.000 Euro) monatlich.

§ 163 Abs. 10 Satz 2 SGB VI wurde aufgehoben und ersetzt durch die neue Regelung § 20 Abs. 2a
SGB IV. Fur die Ermittlung der Abzuge fir Sozialabgaben bei Midijobs ist § 20 Abs. 2a S. 2 SGB IV

analog anzuwenden.

Das fiktive Ubergangszonenentgelt berechnet sich nach der in § 20 Abs. 2a SGB IV genannten

Formel:

FxG+ ( 2000 G F) AE — G
* — * * —
{2000 -G } {2000 — G} ( )

Zur Berechnung des Faktors (F) wird ein pauschaler Prozentsatz von 28 % durch den maf3gebenden
Gesamtsozialversicherungsbeitrag in Prozent geteilt. AE ist das Arbeitsentgelt in Euro, G die Ge-

ringflgigkeitsgrenze (vgl. unter 2f.2.3.1).

Der Gesamtversicherungsbeitrag wird nach Abs. 2 Satz 3 nicht in Abhangigkeit von den aktuellen
durchschnittlichen Gesamtsozialversicherungsbeitragssatzen im Sinne des § 20 Abs. 2a Satz 3
SGB 1V, sondern unter Zugrundelegung der Beitragssatzpauschalen nach Abs. 1 bestimmt. Dazu
ist die Summe der in Abs. 1 Satz 2 genannten Prozentsatze zur Abbildung des Arbeitgeber- und
Arbeithehmeranteils zu verdoppeln. Entsprechend der Vorgehensweise bei der Festlegung des so-
zialversicherungsrechtlichen Faktors im Sinne des § 20 Abs. 2a Satz 2 SGB |V wird das Ergebnis

auf die vierte Nachkommastelle gerundet. Der Faktor ist demnach wie folgt festgelegt:
28% : 42% = 0,6667

Zur Ermittlung der Abzlge fir Sozialabgaben werden die Beitragssatzpauschalen des Abs. 1
(héchstens also 21% bei Bestehen aller Versicherungspflichten) dann dementsprechend unmittelbar
— und ohne Berticksichtigung der besonderen sozialversicherungsrechtlichen Regelungen zur Bei-
tragstragung — auf das nach § 2f Abs. 2 i.V.m. §§ 344 Abs. 4 SGB Ill, § 20 Abs. 2a Satz 2 SGB IV

ermittelte Ubergangszonenentgelt angewendet.

Fir die Ermittlung des Betrages als Bemessungsgrundlage fur die Sozialabgaben nachfolgendes

Beispiel: Die berechtigte Person hat ein Elterngeld-Brutto im Bemessungszeitraum aus Midijob in
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Héhe von 1.000 Euro. Ihr elterngeldrechtliches Ubergangszonenentgelt betragt damit: 0,6667 * 520
+(2000/1480 - 520/1480 * 0,6667) * (1.000-520)

2f.2.3.3 Berechnung des Ubergangszonenentgelts fiir Monate mit Einnahmen au-

Berhalb des Ubergangszonenbereiches

In Monaten des Uberschreitens der oberen Ubergangszonengrenze werden die Abziige fiir Sozial-
abgaben entsprechend der sozialversicherungsrechtlichen Vorgehensweise auf das tatsachliche Ar-

beitsentgelt berechnet. In diesen Fallen entfallt eine Umrechnung auf ein Ubergangszonenentgelt.

In Monaten des Unterschreitens der unteren Ubergangszonengrenze von 520 Euro wird das Uber-
gangszonenentgelt bei Midijob-Einnahmen in Anlehnung an die sozialversicherungsrechtliche Pra-
xis ermittelt, indem die betreffende Monatseinnahme mit dem elterngeldrechtlich mafigeblichen Fak-
tor F (vgl. § 2f.2.3.2) multipliziert wird. Die Formel des § 163 Absatz 10 SGB VI bzw. § 20 Abs. 2a
SGB IV (einschlagige Norm ab dem 01.10.2022) findet elterngeldrechtlich in diesen Fallen keine

Anwendung.

Entsprechend wird verfahren, wenn die berechtigte Person in einem Kalendermonat lediglich ein
Teilarbeitsentgelt hatte oder das Einkommen die Ubergangszonengrenze unterschreitet, weil es le-

diglich eines von mehreren Einkommen darstellt,

2f.2.3.4 Kalendermonatsweise Berechnung des Ubergangszonenentgelts vor der

ggf. erforderlichen Umrechnung auf Lebensmonate

Die Berechnung des Ubergangszonenentgelts erfolgt stets kalendermonatsweise und vor der Er-
mittlung der fur die Bemessungsgrundlage fur die Sozialabgabenabziige monatlich durchschnittlich
zu berlcksichtigenden Einkilinfte aus Erwerbstatigkeit. Flr die Bezugszeit erfolgt die besondere Be-
rechnung bei Midijob-Einnahmen vor der Umrechnung der mal3geblichen kalendermonatlichen Ein-

nahmen auf den Lebensmonat (siehe auch Ubersicht unter 2.0.4).

2f.3 Unerheblichkeit anderer MaRgaben (Abs. 3)

Abs. 3 stellt klar, dass § 2f Abs. 2 die Festsetzung der beitragsrechtlichen Bemessungsgrundlage
im Rahmen der Ermittlung der Abzlge fir Sozialabgaben abschlieRend regelt. Malkgaben zur Be-
stimmung der sozialversicherungsrechtlichen Beitragsbemessungsgrundlagen, wie beispielsweise
Beitragsbemessungsgrenzen oder besondere Bemessungsgrundlagen fur bestimmte Selbststandi-

gengruppen, sind aus Grinden der Verwaltungsvereinfachung nicht zu bertcksichtigen.
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§3 Anrechnung von anderen Einnahmen

3.0 Allgemeine Vorgaben

3.0.1 Anwendungsbereich, Verhaltnis zu § 2 Abs. 3

Einnahmen, die als Einklinfte nach der Geburt des Kindes nach § 3 erfasst werden (wie etwa von
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erfasste Erwerbseinkiinfte), werden aufgrund des Geltungsvorrangs der spezi-
elleren Gesetzesregelung grundsatzlich nicht im Rahmen der Ermittlung des Einkommens wahrend
der Bezugszeit nach § 2 Abs. 3 berlcksichtigt. Vgl. auch zudem 2.1.3.3, Nichtberlcksichtigung von

Erwerbseinklnften aufgrund von elterngeldrechtlichen Sonderregelungen.

Etwas anderes gilt wegen der ausdriicklichen Regelungen fir Einnahmen nach Abs. 1 Nr. 5. Zur
Bericksichtigung von Einklinften mit Einkommensersatzfunktion: 2.1.3.4 Einzelfragen bei der Er-

mittlung der zu bertcksichtigenden Einkiinfte, Stichwort ,Einkinfte mit Einkommensersatzfunktion®.

3.0.2 Priifablauf, Reihenfolge der Anrechnung

Zunachst ist die Anrechnung nach Abs. 1 Satz 1-3 vorzunehmen. Sodann ist nach Abs. 2 Satz 1
grundsatzlich ein Betrag in Héhe von 300 Euro (oder im Anwendungsbereich von Abs. 1 Satz 4 der
nach den dortigen Vorgaben errechnete Anrechnungsfreibetrag) anrechnungsfrei zu stellen, soweit
nicht Einnahmen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 anzurechnen sind. Letztere Einnahmen werden
demgemal voll angerechnet und verringern den Elterngeldbetrag, der bei der Anrechnung von Ein-
nahmen nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 von Anrechnung freizustellen ist. Sind mehrere Leistungen
auf das Elterngeld anzurechnen, erfolgt die Anrechnung gestuft. Dabei ist zunachst die Leistung mit
dem hoéheren Freibetrag unter Zugrundelegung des Freibetrags anzurechnen und sodann die Leis-

tung, fur die der geringere Freibetrag oder kein Freibetrag gilt. Es gilt folgende Prufabfolge:

1. Berechnung des Bemessungsunterschieds
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Monatlich durchschnittliches Bemessungseinkommen 1.800 1.800
Elterngeld (netto)
- Monatliches Bemessungseinkommen Einkommenser- | -1.500 (z.B. -1.100 (z.B.
satzleistung (netto) KUG) KUG)
= Bemessungsunterschied =300 =700
2. Berechnung des Freibetrags nach § 3 Abs. 1 S. 4
Bemessungsunterschied (Ergebnis von (1)) 300 700
x Ersatzrate x 0,65 x 0,65
= Freibetraggem. § 3 Abs. 1S.4 =195 =455
3. Anrechnung der EEL gem. § 3 Abs. 1. S. 1 Nummer 5i.V.m. S. 4
Elterngeldanspruch nach §§ 2 — 2f 1.170 1.170
- Anrechnungsbetrag - 1005 (KUG) | - 737 (KUG)
= etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch =165 =433
4. Freistellung von der Anrechnung gem. § 3 Abs. 1 S. 4
a) Etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch (Ergeb-
nis von (3))
> Freibetrag gem. § 3 Abs. 1 S. 4 (Ergebnis von(2))?
-> etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch
= Elterngeldanspruch nach Anrechnung
b) Etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch (Ergeb- | b) 165 b) 433
nis von (3))
< Freibetrag gem. § 3 Abs. 1 S. 4 (Ergebnis von (2))? <195 <455
- Freibetrag gem. § 3 Abs. 1S. 4 2> 195 - 455
=_Elterngeldanspruch nach Anrechnung = EG nach = EG nach AnR
AnR KUG KUG

5. (ggfalls ergdnzend: Freistellung von der Anrechnung gem. § 3 Abs. 2 S. 1)

Elterngeldanspruch nach Anrechnung (Ergebnis von

@)

< Freibetrag gem. § 3 Abs. 2 S. 1 (300 Euro Basisel-
terngeld bzw. 150 Euro ElterngeldPlus)?

- Freibetrag gem. § 3 Abs. 2 S.1

195

< 300 Euro

- 300 Euro

--

170
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= Elterngeldanspruch nach Anrechnung

= Basis-EG
nach Anr KUG

II.  Anrechnung einer Einkommensersatzleistung nach § 3 Abs. 2 S. 1 1. HS (Freibe-

trag 300 Euro)

1. Anrechnung der EEL gem. § 3 Abs. 1. S. 1 Nummer 4-5

Elterngeldanspruch nach §§ 2 — 2f

(bzw. bei Anrechnung mehrerer Leistungen ggfalls Er-
gebnis von Schritt 1: Elterngeldanspruch nach Anrech-
nung der Einkommensersatzleistung gem. § 3 Abs. 1
S.1Nr.5iV.m. S. 4)

- Anrechnungsbetrag

1.170

- 900 (z.B. EG
alteres Kind)

455(= Ergebnis
von Schritt 1;
das sind anteilig
75,83 Euro El-
terngeld fiir 5
Tage im LM mit
30 Tagen)

- 75,83 (z.B.
Bezug 5 Tage
Kinderkranken-

geldi.H.v. 210
Euro; da 210
>75,83 werden
nur 75,83 Euro
angerechnet)
= etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch =270 = 379,17
2. Freistellung von der Anrechnung gem. § 3 Abs. 2. S. 1
a) Etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch (Ergeb-
nis von (1))
> Freibetrag gem. § 3 Abs. 2 S. 1 (= 300 Euro)?
-> etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch
= Elterngeldanspruch nach Anrechnung
b) Etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch b) 270 b) 379,17
< Freibetrag gem. § 3 Abs. 2 S. 1 (= 300 Euro)? <300 > 300
- Freibetrag gem. § 3 Abs. 2 S.1 - 300 -> 379,17
= Elterngeldanspruch nach Anrechnung = EG nach = EG nach AnR
AnR EG fiir KUG und Kin-
ein lteres derkrankengeld
Kind

IIl.  Anrechnung einer Einkommensersatzleistung nach § 3 Abs. 2 S. 1 2. HS (volle An-

rechnung)

171
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Anrechnung der EEL gem. § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1-3

Elterngeldanspruch nach §§ 2 — 2f 1.170

(bzw. bei Anrechnung mehrerer Leistungen ggfalls:

- Ergebnis von Schritt 1: Elterngeldan-
spruch nach Anrechnung der Einkom-
mensersatzleistung gem. § 3 Abs. 1S. 1
Nr. 5i.V.m. S. 4 oder

- Ergebnis von Schritt 2: Elterngeldan-
spruch nach Anrechnung der Einkom-
mensersatzleistung gem. § 3 Abs. 1 S. 1
Nr. 4 oder Nr. 5)

- Anrechnungsbetrag - 1000 (z.B.

MuSchL)

[
N
~
o

= etwaiger verbleibender Elterngeldanspruch

379,17 (Ergeb-
nis von Schritt
2)

- 166,67
(=25/30 von
200 ausl. Leis-
tung: angerech-
net werden 25
Tage, da bereits
5 Tage mit Be-
zug von Kinder-
krankengeld im
Schritt 2 ange-
rechnet wurden.
Zu einer anteili-
gen Anrech-
nung kommt es
nur, wenn im
Schritt 2 der
Freibetrag gem.
§ 3Abs.2S. 1
— wie im Bei-
spiel zu Schritt
2 — nicht zur
Anwendung
kommt.

Wenn im Schritt
2 der Freibetrag
zur Anwendung
kommt - d.h.
Anhebung des
verbleibenden
Elterngeldbe-
trags auf 300
Euro -, wird an
dieser Stelle
nicht anteilig
angerechnet,
sondern flir den
ganzen Monat.)

= 212,50

172
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= Elterngeldanspruch nach Anrechnung = EG nach = EG nach AnR
nR KUG, Kinder-

krankenG und
ausl. Leistung

Abs. 3 trifft eine Regelung fir den besonderen Fall, dass ein Antrag auf eine dem Elterngeld ver-
gleichbare Leistung nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 noch nicht gestellt ist, auf die eine nach § 1 berechtigte
Person aul3erhalb Deutschlands oder gegeniber einer Uber- oder zwischenstaatlichen Einrichtung

Anspruch hat.

3.1 Grundsatzliche Vorgaben (Abs. 1)

Abs. 1 regelt die grundsatzlichen Vorgaben fir die Anrechnung auf das Elterngeld.

3.1.0 MaRgebliche Anrechnungsbetrage

3.1.01 Anrechnung ,,netto fur netto*

Das Elterngeld steht den Berechtigten in voller Hohe zur Verfigung, weil es selbst weder steuer-
noch sozialabgabenpflichtig ist. Damit dieses Sicherungsniveau durch Anrechnung anderer Einnah-
men nicht beeintrachtigt wird, diirfen diese nur insoweit angerechnet werden, wie sie selbst ebenfalls
weder steuer- noch sozialabgabenpflichtig sind. Sind sie dies nicht, missen vor der Anrechnung die

auf die andere Leistung entfallenden tatsachlichen Steuern und Sozialabgaben abgezogen werden.

3.1.0.2 Wahrungsumrechnung bei auslandischen Anrechnungsbetragen

Fir die Umrechnung von Anrechnungsbetragen, die nicht auf Euro lauten, gilt Folgendes:

— Im Rahmen von Prognoseentscheidungen ist der Anrechnungsbetrag mit dem Wechselkurs am
15. des Kalendermonats vor dem Monat, in dem die Bewilligung erfolgt, umzurechnen.

— Bei der abschlieRenden Einkommensprifung ist mit dem Wechselkurs am Tag der Zahlung des
Anrechnungsbetrags umzurechnen. Im Ubrigen ist der Wechselkurs vom 15. des jeweiligen Mo-
nats, flr den die Zahlung anzurechnen ist, entscheidend.

— Fur die Wahrungsumrechnung ist der von der Europaischen Zentralbank veréffentlichte Refe-
renzwechselkurs mafRlgeblich (auf der Seite der EZB: http://www.ecb.int/stats/exchange/eu-
rofxref/html/index.en.html). Wird fir die fremde Wahrung von der Europaischen Zentralbank ein
Referenzkurs nicht verdéffentlicht, wird das Einkommen — in Anlehnung an die Vorgaben nach

§ 17a SGB IV — nach dem von der Deutschen Bundesbank ermittelten Mittelkurs fir die Wahrung


http://www.ecb.int/stats/exchange/eurofxref/html/index.en.html
http://www.ecb.int/stats/exchange/eurofxref/html/index.en.html
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des betreffenden Landes umgerechnet; fir Lander mit differenziertem Kurssystem ist der Kurs

fur den nichtkommerziellen Bereich zugrunde zu legen.

3.1.1 Arten anzurechnender Einnahmen (Satz 1)

Satz 1 enthalt die Aufzahlung der auf das Elterngeld anzurechnenden Einnahmen. Es genigt, dass
die in Abs. 1 Satz 1 genannten Anspriiche zustehen. Diese entstehen unabhangig von einem ent-
sprechenden Antrag der berechtigten Person. Ebenfalls nicht erforderlich ist, dass die entsprechen-
den Zahlungen bereits erfolgt sind. Eine Anrechnung auf Elterngeldanspriiche eines anderen An-

spruchsberechtigten ist ausgeschlossen.

Die Anrechnung erfolgt — mit Ausnahme der Einnahmen nach Nr. 3 — nur, soweit Zahlungen ein und

derselben Person zustehen.

3.1.11 Mutterschaftsleistungen (Nr. 1)

Nach Nr. 1 regelt die Anrechnung von Mutterschaftsleistungen im Sinne des § 19 Abs. 1 und des
§ 20 des Mutterschutzgesetzes (MuSchG), die fiir das den Elterngeldanspruch auslésende Kind zu-
stehen. Die von Nr. 1 erfassten Leistungen werden nach Abs. 2 Satz 1 voll angerechnet. Die An-

rechnung der Mutterschaftsleistungen erfolgt nur auf den Elterngeldanspruch der Mutter.

3.1.1.1.1 Anzurechnende Mutterschaftsleistungen

Danach werden als zweckgleiche Leistung auf das Elterngeld angerechnet:
— das Mutterschaftsgeld, das von den gesetzlichen Krankenkassen gemafy den §§ 19 Abs. 1
MuSchG, den §§ 29 KLV a.F. bzw., den §§ 200 RVO a.F. bzw. 24i SGB V gezahlt wird, sowie

— der nach § 20 MuSchG vom Arbeitgeber zu zahlende Arbeitgeberzuschuss.

Frauen, deren Arbeitsverhaltnis wahrend ihrer Schwangerschaft oder wahrend der Mutterschutzfrist
nach der Entbindung durch eine ausnahmsweise fiir zulassig erklarte Kiindigung aufgelést worden
ist, erhalten ab diesem Zeitpunkt bis zum Ende dieser Schutzfrist einen Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld von der fir die Zahlung des Mutterschaftsgeldes zustandigen Stelle. In diesen Fallen
hat die Krankenkasse bzw. das Bundesamt flir Soziale Sicherung (friiher: Bundesversicherungsamt)
den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld zu bescheinigen. Das Gleiche gilt, wenn der Arbeitgeber we-

gen eines Insolvenzereignisses im Sinne von § 165 Abs. 1 Satz 2 SGB Ill zahlungsunfahig ist.
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3.1.1.1.2 Leistungsgleichstellung nach Artikel 5 Buchst. a der Verordnung (EG)
Nr. 883/2004

Entsprechend Art. 5 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 988/2009, werden den Mutterschaftsleistungen vergleichbare Leis-
tungen anderer Staaten, die an der Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit teilhaben,

ebenfalls entsprechend Nr. 1 angerechnet.

Leistungen anderer Mitgliedstaaten der EU/ des EWR und der Schweiz, die mit dem Mutterschafts-

geld vergleichbar sind (z.B. das dsterreichische Wochengeld), sind auf das Elterngeld anzurechnen.

Dies ergibt sich aus dem Europaischen Gebot der Gleichstellung von Leistungen. Danach sind Leis-

tungen anderer Mitgliedstaaten der EU/ des EWR und der Schweiz durch die Elterngeldstelle unter

zwei Voraussetzungen gleichzustellen:

1. nach den deutschen Rechtsvorschriften hat der Bezug von Leistungen der sozialen Sicherheit
bestimmte Rechtswirkungen und

2. von einem anderen Mitgliedstaat werden gleichartige Leistungen gewahrt.

Die erste Voraussetzung liegt vor, weil nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 das Mutterschaftsgeld auf das
Elterngeld angerechnet wird und damit der Bezug des Mutterschaftsgelds Einfluss auf die Gewah-
rung des Elterngeldes hat. Die zweite Voraussetzung, Gewahrung einer Leistung gleicher Art, ist
nach der stindigen Rechtsprechung des EuGH dann gegeben, wenn der Gegenstand und der
Zweck der Leistungen, sowie ihre Berechnungsgrundlage und die Voraussetzungen flir ihnre Gewah-
rung identisch sind (vgl. u.a. Urteil vom 12. Februar 1998 in der Rechtssache C-366/96, Cordelle);
Urteil des EuGH vom 8. Mai 2014 in der Rechtssache C-347/12, Wiering).

Es ist eine Prifung im Einzelfall erforderlich, ob die jeweilige Leistung mit deutschem Mutterschafts-
geld vergleichbar ist. Mit den MISSOC-Tabellen zur sozialen Sicherheit stellt die EU unter

http://ec.europa.eu/employment_social/spsi/missoc _tables de.htm eine Ubersicht zur Verfiigung,

der Gegenstand, Zweck, Berechnungsgrundlage und Voraussetzungen der jeweiligen Leistung der

EU/EWR-Lander entnommen werden kann.

Schriftliche Versicherungen der Antragsteller(innen), dass oder in welcher Héhe sie Leistungen aus
einem anderen Staat erhalten bzw. erhalten haben, kénnen nicht anerkannt werden. In Fallen, in
denen die Antragsteller(innen) vortragen, keine oder nur kostenverursachende Bescheinigungen
beibringen zu kénnen, muss die Elterngeldstelle Uber die jeweilige Verbindungsstelle oder die zu-
standige Behdrde im anderen Staat Uber EF-Vordrucke dortige Leistungen an die Person ermitteln.

Zu den Verbindungsstellen siehe RL Teil I, Europarechtliche Kollisionsvorschriften, 3.2. Die
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Antragsteller(innen) sind darauf hinzuweisen, dass dies voraussichtlich langere Zeit in Anspruch

nehmen wird, als wenn sie selbst die Nachweise einreichen.

3.1.1.1.3 Nicht nach Nr. 1 anzurechnende Mutterschaftsleistungen

Nicht angerechnet werden insbesondere:

— das Mutterschaftsgeld, das vom Bundesamt fir Soziale Sicherung (friher: Bundesversiche-
rungsamt) nach § 19 Abs. 2 MuSchG gezahlt wird. Dieses betragt maximal 210 Euro und kann
nicht einem bestimmten Zeitraum bis oder ab dem Tag der Geburt zugeordnet werden;

— Mutterschaftsleistungen, die der Mutter vor oder nach der Geburt eines weiteren Kindes zu-
stehen (Diese werden — im Unterschied zu Dienstbeziigen wahrend der Beschéaftigungsverbote
vor oder nach der Geburt eines weiteren Kindes, vgl. 3.1.1.5.3 — als Einkommensersatzleistun-
gen nunmehr von der Regelung in der Nr. 5 erfasst. Fir sie besteht somit einheitlich der Anrech-

nungsfreibetrag nach dem neuen Abs. 2 Satz 1 beziehungsweise 2).

3.1.1.2 Dienstbeziige wahrend Beschaftigungsverboten nach der Geburt (Nr. 2)

Nr. 2 regelt die Anrechnung von Dienst- und Anwarterbezligen sowie Zuschlssen, die der berech-
tigten Person nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften fir die Zeit der Beschaftigungs-
verbote ab dem Tag der Geburt des den Elterngeldanspruch auslésenden Kindes zustehen. Auch

diese werden nach Abs. 2 Satz 1 wie bisher voll angerechnet.

Entsprechend Art. 5 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004, geandert durch die Verordnung
(EG) Nr. 988/2009, werden vergleichbare Dienst- und Anwarterbezlige sowie Zuschusse nach be-
amten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften anderer Staaten, die an der Koordinierung der Sys-

teme der sozialen Sicherheit teilhaben, ebenfalls entsprechend Nr. 2 angerechnet.

Aufgrund des Vorrangs der spezielleren Gesetzesregelung werden Einklnfte, die nach Nr. 2 ange-
rechnet werden, nicht im Rahmen der Einkommensberechnung nach § 2 Abs. 3 berlcksichtigt (vgl.
auch 3.0.1). Dienstbeziige, die wahrend der Beschaftigungsverbote vor oder nach der Geburt eines
weiteren Kindes gewahrt werden, vgl. 3.1.1.5.3 —), sind hingegen nach § 2 Abs. 3 zu berucksichti-

gen.
3.1.1.3 Dem Elterngeld vergleichbare Leistungen anderer Staaten und tiber- und
zwischenstaatlicher Einrichtungen (Nr. 3)

Nr. 3 erfasst die Falle, in denen die auf der Grundlage des Vertrages zur Griindung der Europai-
schen Gemeinschaft erlassenen Verordnungen (insbes. VO EG Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009)
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keine Anwendung finden. Die Anrechnung erfolgt nach Satz 2 taggenau ohne Berticksichtigung ei-
nes anrechnungsfreien Betrags nach Abs. 2. Nach Abs. 3 ist der Elterngeldanspruch in den Fallen

der Nr. 3 ggf. ruhend zu stellen.

Damit fUr die anzurechnende und damit als vorrangig bestimmte Leistung nicht geklart werden muss,
ob ein entsprechender Anspruch erst mit dem (dann konstitutiven) Antrag der berechtigten Person
entsteht, bestimmt Abs. 3, dass der Anspruch auf Elterngeld bis zur mdglichen Héhe der vergleich-
baren Leistung ruht, solange ein solcher Antrag nicht gestellt worden ist. Kann die Hohe des An-
spruchs bis zur Bewilligung durch die andere Stelle nicht ermittelt werden, kann bis zur Bewilligung
der dem Elterngeld vergleichbaren Leistung des anderen Staates, das Elterngeld nur in der Héhe

gezahlt werden, wie es bei Bewilligung des Hochstbetrags der anderen Leistung zu zahlen ware.
Dies gilt auch fir vergleichbare Leistungen Uber- und zwischenstaatlicher Einrichtungen.

Uber- und zwischenstaatliche Einrichtungen sind beispielsweise die Institutionen der Vereinten Na-

tionen, der Europaischen Union und der Internationalen Arbeitsorganisation.

Die Leistung ist nach elterngeldrechtlicher Systematik mit dem Elterngeld vergleichbar, wenn sie aus
Anlass der Geburt oder wegen der Betreuung eines Kindes nach der Geburt geleistet wird. Dies ist
zum Beispiel bei Mutterschaftsleistungen der Fall. Daher werden Mutterschaftsleistungen aus Lan-
dern aulRerhalb der EU oder des EWR, die nicht unter Nummer 1 fallen, von Nummer 3 erfasst. Die

Bezeichnung der Leistung ist fur die Vergleichbarkeit nicht relevant.

Es werden nicht nur die der berechtigten Person selbst zustehenden Leistungen angerechnet, son-
dern gegebenenfalls auch Leistungen im Sinne der Nr. 3, auf die der andere nach § 1 berechtigte

Elternteil einen Anspruch hat.

Nr. 3 findet auch auf Anspriiche Anwendung, die nach der Rechtsprechung des Europdischen Ge-
richtshofs in grenziberschreitenden Fallen im Wohnland zusatzlich bestehen (vgl. etwa EuGH, Urteil
vom 20. Mai 2008 in der Rechtssache Bosmann, C-352/06).

Zum Leistungsbezug bei grenziiberschreitenden Sachverhalten siehe auch die Beispielsfélle in
BEEG-RIli Anhang V. Zur Berticksichtigung von Dienstbeziigen nach EU-Beamtenstatut, siehe RL-
Teil Il Punkt 3.9a

3.1.1.4  Elterngeld fiir ein alteres Kind (Nr. 4)

Nach Nr. 4 ist nur das Elterngeld fir ein alteres Kind auf das Elterngeld fir ein jingeres Kind anzu-
rechnen, nicht umgekehrt (vgl. auch 2a.1.2  Geschwisterkinder (Satz 1 Nr. 1 und 2)). Als spezi-

elle Regelung zur Anrechnung des Elterngeldes fihrt Nr. 4 zudem dazu, dass Elterngeld, das der
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berechtigten Person fir ein alteres Kind zusteht, auch dann angerechnet wird, wenn es keine Ein-
kommensersatzleistung im Sinne der neuen Nr. 5 darstellt, sondern einkommensunabhangig ge-

wahrt wird..

Ergibt sich nach der Anrechnung des Elterngeldanspruchs fir ein alteres Kind ein Basiselterngeld-
geldanspruch fur ein jingeres Kind von weniger als monatlich 300 Euro bzw. beim Elterngeld Plus

von weniger als monatlich 150 Euro, steht an Elterngeld der Mindestbetrag zu.

Die Anrechnung des bisherigen Erziehungsgelds und vergleichbarer Leistungen der Lander ist nach
§ 8 Abs. 1 BErzGG ausgeschlossen. Dies gilt Uber § 27 Abs. 2 auch nach Auller-Kraft-Treten des
BErzGG.

3.1.1.5 Einnahmen als Ersatz fur Erwerbseinkommen (Nr. 5)

Nr. 5 regelt die Anrechnung von Einnahmen der berechtigten Person, die Erwerbseinkommen erset-
zen. Soweit diese Einkommensersatzleistungen bereits im nach § 2b maflgeblichen Bemessungs-

zeitraum bezogen wurden, gilt Satz 3.

Liegt der Bezugsbeginn der Einkommensersatzleistung vor der Geburt, aber aufderhalb des nach §

2b malgeblichen Bemessungszeitraums, sind die Satze 3 und 4 nicht anzuwenden.

Beispiel:

Das Kind eines nicht-selbststandigen Vaters wurde am 15.04.2022 geboren. Fir die Bemessung
des Elterngeldes sind nach § 2b Abs. 1 die Kalendermonate April 2021 bis Marz 2022 malgeblich.

Der Vater erhalt Kurzarbeitergeld ab 01.04.2022. Das Kurzarbeitergeld ist nach Nr. 5 anzurechnen.

3.1.1.5.1 Steuerlicher Begriff des Erwerbseinkommen

Mit dem Begriff ,,Erwerbseinkommen® wird nicht der elterngeldrechtliche Begriff des ,Einkommens
aus Erwerbstatigkeit* im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 3 in Bezug genommen, sondern das steuerrecht-
liche Erwerbseinkommen nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 EStG.

3.1.1.5.2 Vorliegen einer Einkommensersatzfunktion

Eine Anrechnung nach Nr. 5 kann nur erfolgen, wenn die jeweiligen Einnahmen Erwerbseinkommen
ersetzen. In diesen Fallen soll ein zweifacher Ersatz vermieden werden. Das Elterngeld, das nach
der gesetzgeberischen Zielsetzung einen Einkommenseinbruch nach der Geburt vermeiden soll,

berticksichtigt daher grundsatzlich alle nicht nachrangigen Leistungen, die an die Stelle
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wegfallenden Erwerbseinkommens treten, ohne dass es auf den Grund des Einkommenswegfalls

ankame. Das Elterngeld soll nur das weggefallene und noch nicht ersetzte Erwerbseinkommen er-

setzen.

3.1.1.5.3 Katalog der anzurechnenden und nicht anzurechnenden Einnahmen

Nach Nr. 5 anzurechnende Ersatzleistungen sind insbesondere:

Altersrente (§§ 34-37,40, 42, 235-238 SGB VI) und vergleichbare Leistungen privater Versiche-
rungen

Arbeitslosenbeihilfe (§ 86a SVG)

Arbeitslosengeld (§§ 136 ff. SGB Ill), Teilarbeitslosengeld (§ 162 SGB IIl)
Berufsausbildungsbeihilfe fiur Arbeitslose (§§ 70 ff. SGB lI)

Erwerbsminderungsrente (§§ 43, 67, 93, 96a, 240, 241 SGB VI) und vergleichbare Leistungen
privater Versicherungen

Grundungszuschuss (§ 93 SGB Ill)

Insolvenzgeld (§§ 165 - 172 SGB ll)

Krankengeld (§§ 44-51 SGB V, KVLG 1989 §§ 12, 13), Hinweis: Zur Mdglichkeit der vorzeitigen
Beendigung der Elternzeit wahrend des Bezuges von Krankengeld, vgl. 16.3.2
Krankentagegeld, das die elterngeldberechtigte Person von ihrer privaten Krankenversicherung
erhalt, mit Ausnahme des Krankentagegeldes, das gem. § 192 Absatz 5 Satz 2 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes wahrend der Schutzfristen nach § 3 Absatz 1 und 2 des Mutterschutzge-
setzes sowie am Entbindungstag zusteht,

Kurzarbeitergeld (§§ 95 - 103 SGB 1)

Mutterschaftsleistungen und Zuschiisse nach beamten- und soldatenrechtlichen Vorschriften
vor, oder ab der Geburt eines weiteren Kindes

Streikgeld

Transferkurzarbeitergeld

Uberbriickungsgeld (§ 33 Abs. 3 Nr. 5 SGB IX, § 38 ALG)

Ubergangsbeihilfe (§§ 12, 13 SVG)

Ubergangsgeld (§§ 20 f. SGB VI, §§ 49, 50 SGB VII)

Ubergangsgeld §§ 119 - 121 SGB lll bei Teilnahme an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
(§ 112 ff. SGB 1lli.V.m. § 33 und §§ 44 ff. SGB IX

Ubergangsgeld BAT

Unterhaltsgeld aus Mitteln des Europaischen Sozialfonds
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Verdienstausfallentschadigung nach §§ 6, 7, 9 Unterhaltssicherungsgesetz (USG) sowie Reser-
vedienstleistungspramie und Zuschlage nach § 10 USG und Dienstgeld nach § 11 USG
Verdienstausfall fir Begleitpersonen bei der Kinder- und Jugendrehabilitation gem. § 28 SGB VI
i. V.m. §§ 64 Abs. 1 Nr. 5, § 73 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX, wenn die Rehabilitationsleistung mangels
des Versicherungsstatus des Kindes aus dem Versicherungskonto des Elternteils erfolgt, der
zugleich Begleitperson bei der Rehabilitation des Kindes ist

Vergleichbare auslandische Entgeltersatzleistungen

Verletztengeld (§§ 45-48, 52, 55 SGB VII)

Verletztenrente (§§ 56 - 60 SGB VII) und vergleichbare Leistungen privater Versicherungen
Versorgungskrankengeld (§§ 16 - 16h, 18a BVG und §§ 82, 83 SVG, §§ 48,49 ZDG, § 1 OEG
i.V.m. § 16 ff. BVG, § 60 IfSG i.V.m. §§ 16 ff. BVG)

Das Elterngeld wird nach Nr. 5 angerechnet.

Nicht nach Nr. 5 anzurechnende Einnahmen sind insbesondere:

Arbeitslosengeld Il und auf das Arbeitslosengeld Il nicht anrechenbare Mehraufwandsentscha-
digungen nach § 16 Abs. 3 SGB Il (,Ein-Euro-Jobs®)

Ausbildungsgeld (§ 122 SGB III)

BAf6G

Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) nach §§ 56 ff SGB IlI

Dienstbezlige, die wahrend der Beschaftigungsverbote vor oder nach der Geburt eines weiteren
Kindes gewahrt werden (Sie stellen keine Einkommensersatzleistungen dar und sind daher nach
§ 2 Abs. 3 zu behandeln)

Elterngeld fir ein alteres Kind (Anrechnung erfolgt nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BEEG).
Elterngeld fir ein jingeres Kind (keine Anrechnung wegen § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BEEG)
Ersatzleistungen, bei deren Berechnung das Elterngeld seinerseits berucksichtigt wird (§ 3
Abs. 1 Nr. 5 Buchst. b — z.B. Krankentagegeld gem. § 192 Absatz 5 Satz 2 des Versicherungs-
vertragsgesetzes, siehe 3.1.1.5.5)

Geldleistungen der Krankenkassen fir Haushaltshilfen (§ 38 SGB V) gegenuber der versicher-
ten Person

Erstattung des Verdienstausfalls aufgrund der Geldleistungen der Krankenkassen fir Haus-
haltshilfen (§ 38 SGB V) gegenuber der hilfeleistenden Person

Erstattung des Verdienstausfalls der Begleitperson bei stationarer Behandlung durch die Kran-
kenkasse (§ 27 Abs. 1i.V.m. § 11 Abs. 3 SGB V)

Verdienstausfall fur Begleitpersonen bei der Kinder- und Jugendrehabilitation gem. § 28 SGB
VIi.V.m. §§ 64 Abs. 1 Nr. 5, § 73 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX, wenn die Rehabilitationsleistung man-
gels des Versicherungsstatus des Kindes aus dem Versicherungskonto des Elternteils erfolgt,

der nicht zugleich Begleitperson bei der Rehabilitation des Kindes ist
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— Leistungen zum Unterhalt des Kindes (§ 39 SGB VIII)

— Sozialgeld (§ 19 SGB II)

— Sozialhilfe

— Stipendien

— Waisenrente (§ 48 SGB VI — keine Einkommensersatzleistung und bei Berechnung wird das
Elterngeld gem. § 18 a SGB |V bertcksichtigt)

—  Witwen-/Witwergeld (§ 19 Beamtenversorgungsgesetz — keine Einkommensersatzleistung und
bei Berechnung wird das Elterngeld gem. § 53 Abs. 7 Satz 3 BeamtVG berticksichtigt)

—  Witwen-/Witwerrente (§ 46 SGB VI — keine Einkommensersatzleistung und bei Berechnung wird
das Elterngeld gem. § 18 a SBG IV bertcksichtigt)

— Wohngeld

— Pflegegeld der Pflegekassen, welches elterngeldberechtigte Personen als Versicherte und
Pflegebedurftige beziehen oder als Pflegekraft erhalten.

— Pflegeunterstitzungsgeld

Corona bedingte Soforthilfen fiir Selbststandige fallen nicht unter § 3 Abs. 1 Satz 1 Nummer 5. Als
Einkommen im Elterngeld werden alle Gewinne bertcksichtigt. Fir die Soforthilfe bedeutet das:
Erhalten Eltern wahrend des Bezugs von Elterngeld Soforthilfe, werden diese — wie sonstige Ein-

nahmen auch - als Einnahmen bericksichtigt.

Grundsatzlich besteht die Méglichkeit, einzelne Monate auszusparen und den Bezug beispiels-
weise fur eine Erwerbstatigkeit oder eine nachlaufende Einnahme — zum Beispiel die Soforthilfe —
zu unterbrechen. Flief3t in einem ausgesparten Monat eine Einnahme zu, dann gilt diese nicht als
Erwerbseinkommen wahrend des Bezugs. Der ausgesparte Elterngeldmonat kann in einem ande-
ren Lebensmonat - im Rahmen der Voraussetzungen fir den Elterngeldbezug - nachgeholt wer-
den. Kommt es zu rickwirkenden Antragsanderungen, ist das Vorliegen eines Hartefalls nach § 7
Abs. 2 Satz 3 in Betracht zu ziehen, z.B. wenn durch die Soforthilfe das bei Beantragung glaub-
haft gemachte Einkommen deutlich Gberstiegen wird und dadurch mit einer Verringerung des El-

terngeldbetrags im Vergleich zum vorlaufig bewilligten Betrag zu rechnen ist.

3.1.1.5.4 Geltungsvorrang des § 2 Abs. 3 (Buchst. a)

Die Anrechnung nach Nr. 5 erfolgt nur, wenn die jeweilige Einkommensersatzleistung und das EI-
terngeld unabhangig voneinander berechnet werden. Einnahmen, die bereits bei der Einkom-
mensermittiung im Rahmen des § 2 berlcksichtigt werden, werden dementsprechend nicht noch-

mals bei Anrechnung nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 bericksichtigt.
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Folgende Einnahmen sind nur anzurechnen, wenn und soweit sie nicht bereits nach § 2 Abs. 3 zu

bertcksichtigen sind (vgl. 2.1.3.4):

Entschadigungen nach § 15 Abs. 1 Nr. 6 in Verbindung mit § 18 des Gesetzes uber die Vergl-
tung von Sachverstandigen, Dolmetscherinnen, Dolmetschern, Ubersetzerinnen und Uberset-
zern sowie die Entschadigung von ehrenamtlichen Richterinnen, ehrenamtlichen Richtern, Zeu-
ginnen, Zeugen und Dritten (JVEG)

Karenzentschadigungen nach den §§ 74 bis 75d HGB oder

Ubergangsgebiihrnisse und Ausgleichsbeziige nach §§ 11 und 11a des Gesetzes (iber die Ver-

sorgung fur die ehemaligen Soldaten der Bundeswehr und ihre Hinterbliebenen (SVG),

3.1.1.5.5 Anrechnungsausschluss bei anspruchsmindernder Beriicksichtigung des

Elterngeldes (Buchst. b)

Nach Buchst. b unterbleibt eine Anrechnung zudem, wenn das Elterngeld seinerseits fur die Berech-

nung der jeweiligen Einnahmen bericksichtigt wird. Zu diesen Einnahmen gehdren:

Ausgleichsrente nach § 41 BVG,

Ausgleichsrente nach §§ 29, 32, 33 BVG,

Berufsschadensausgleich nach §§ 29, 30 Bundesversorgungsgesetz (BVG),
Erziehungsrente (§ 47 SGB VI — wegen § 18a SGB 1V),

Hinterbliebenenrente — siehe Renten wegen Todes,

Leistungen nach dem Aufstiegsfortbildungsférderungsgesetz (AFBG),

Renten wegen Todes (§§ 46 ff. SGB VI —wegen § 18a SGB V),

Schadensausgleich nach § 40a BVG,

Krankentagegeld, das gem. § 192 Absatz 5 Satz 2 des Versicherungsvertragsgesetzes wah-
rend der Schutzfristen nach § 3 Absatz 1 und 2 des Mutterschutzgesetzes sowie am Entbin-

dungstag zusteht.

3.1.2 Taggenaue Anrechnung bei nur teilweise Uubereinstimmenden Bezugszei-

ten (Satz 2)

Die Anrechnung erfolgt nach Satz 2 taggenau. Die Anrechnung erfolgt damit friihestens ab dem Tag

der Geburt des Kindes, fir das Elterngeld beantragt wird.
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Beispiel:
Steht der berechtigten Person beispielsweise in einem Lebensmonat des Kindes mit 31 Tagen fir 7
Tage Mutterschaftsgeld zu, dann ist dieses Mutterschaftsgeld nur mit 7/31 des fir diesen Lebens-

monat zustehenden Elterngeldes zu verrechnen. Das Elterngeld wird um diesen Betrag gekurzt.

Besteht Anspruch auf Elterngeld aus Einkommen sowohl aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit
als auch aus selbststandiger Erwerbstatigkeit, wird fur die Anrechnung des Mutterschaftsgelds nicht
nach dem Grund des Elterngeldes unterschieden. Da die andere Leistung jedoch i.d.R. kalender-
monatlich gezahlt wird, ist ggf. noch eine Umrechnung auf die jeweiligen Lebensmonate als Bezugs-

monate des Elterngeldes erforderlich.

3.1.3 Anrechnung bei zumindest teilweise Uibereinstimmenden Bemessungszeit-
raumen von Elterngeld und Einkommensersatzleistungen im Sinne der
Nr. 4 oder 5 (Satz 3)

Fir jeden Monat, in dem eine Einnahme nach Satz 1 Nr. 4 oder 5 bereits im Bemessungszeitraum
bezogen wurde, wird der Anrechnungsbetrag fir diese Leistung pauschal um ein Zwdlftel gemindert.
In monatsweise typisierender Betrachtung wird damit nur der Teil der Einnahmen auf das Elterngeld
angerechnet, der dasselbe Einkommen ersetzt wie das Elterngeld. Denn soweit die Einkommenser-
satzleistung bereits im Bemessungszeitraum bezogen wurde, kann sie typischerweise nicht dem
Ersatz von Einkommen dienen, das das Elterngeld ausgleicht. Die Regelung findet nur fir Falle

Anwendung, in denen vor und nach der Geburt dieselbe Leistung bezogen wird.

Fiar Einnahmen nach Nr. 4 findet sie Anwendung, wenn die berechtigte Person ihr Antragsrecht auf
Verschiebung nach § 2b Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2 bei Elterngeldbezugszeiten im Bemes-
sungszeitraum nicht auslbt (vgl. 2b.2.2 Voraussetzung der Verschiebung des Bemessungs-
zeitraums, Antragserfordernis (Satz 2) und 2b.3.2 Voraussetzung der Verschiebung des

Bemessungszeitraums, Antragserfordernis (Satz 2)).

Auch bei EinklUnften, die ausschlief3lich aus Land- und Forstwirtschaft erzielt werden, und bei Misch-
einkdnften wird der Anrechnungsbetrag um ein Zwdlftel gemindert. Als Bemessungszeitraum gilt

hier das letzte abgeschlossene steuerliche Veranlagungsjahr (vgl. § 2b Abs. 2 S. 1 BEEG).

Fir die Anrechnung ist der Umfang der zeitlichen Uberschneidung des Elterngeld-Bemessungszeit-
raumes und der Bezugszeit der jeweiligen Einnahmen mafgeblich. Die Kirzung des anzurechnen-

den Betrages erfolgt gestuft.

Beispiel 1:
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Geburt des Kindes 1. Januar 2021. Es besteht kein Anspruch auf Mutterschaftsgeld. In den zwdlf
Kalendermonaten vor dem Kalendermonat der Geburt nach § 2b Abs. 1 wird vier Kalendermonate
lang ein Einkommen von 1.800 Euro netto bezogen. Nach einem Arbeitsunfall muss der Umfang der
Erwerbstatigkeit reduziert werden. Der monatliche Verdienst sinkt auf 600 Euro. Gleichzeitig besteht

Anspruch auf eine Teilerwerbsunfahigkeitsrente in Hohe von monatlich 300 Euro.

In diesem Fall ist im Bemessungszeitraum des Elterngeldes ein durchschnittliches Einkommen aus
Erwerbstatigkeit von 1.000 Euro vorhanden (ein Zwodlftel der Summe aus 4 * 1.800 Euro und 8 *

600 Euro). Daraus ergibt sich ein Elterngeldanspruch von 670 Euro.

Die Teilberufsunfahigkeitsrente kann auf diesen Anspruch nicht vollstandig angerechnet werden. In
acht Kalendermonaten des Bemessungszeitraumes hat die berechtigte Person die Teilberufsunfa-
higkeitsrente bezogen. Der Betrag, der von der Teilberufsunfahigkeitsrente auf das Elterngeld an-
zurechnen ist, ist damit um 8 Zwolftel zu mindern. Es werden dementsprechend nur 100 Euro der

Teilberufsunfahigkeitsrente angerechnet.

Die Anrechnung ist daher wie folgt vorzunehmen:

Schritt 1: Ermittlung der Zahl der Kalendermonate des Bemessungszeitraumes, in denen eine
Einnahme im Sinne des Satzes 1 Nr. 4 oder 5 bezogen worden ist:
8 Monate (ein Tag der Uberschneidung genligt, eine tageweise Berechnung ist nicht

erforderlich)

Schritt 2: Berechnung des auf das Elterngeld anzurechnenden Betrags der anderen Leistung
300 Euro — 8/12 * 300 Euro = 100 Euro

Ergebnis: Auf den Elterngeldanspruch von 670 Euro werden 100 Euro angerechnet. Es kom-

men 570 Euro zur Auszahlung.

Um die Rechtsfolge des Satzes 3 auszulésen genugt es, dass die jeweilige Einnahme einen Tag
im jeweiligen Kalendermonat bezogen wurde. Die andere Leistung muss nicht durchgehend bezo-

gen werden.
Beispiel 2:

Geburt des Kindes 1. Januar 2021. Es besteht kein Anspruch auf Mutterschaftsgeld. In den zwdlf
Kalendermonaten vor dem Kalendermonat der Geburt nach § 2b Abs. 1 wird zunachst in zwei Mo-
naten Arbeitslosengeld | in H6he von 900 Euro bezogen. In den weiteren zehn Kalendermonaten

des Bemessungszeitraums wird ein Einkommen von 1.800 Euro netto bezogen. Nach der Geburt
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des Kindes wird neben dem Elterngeld erneut Arbeitslosengeld | unverandert in H6he von 900

Euro bezogen.

In diesem Fall ist im Bemessungszeitraum des Elterngeldes ein durchschnittliches Einkommen aus
Erwerbstatigkeit von 1.500 Euro vorhanden (ein Zwolftel der Summe aus 10 * 1.800 Euro und 2*

0 Euro). Daraus ergibt sich ein Elterngeldanspruch in Héhe von 975 Euro.
Die Anrechnung ist wie folgt vorzunehmen:

Schritt 1: Ermittlung der Zahl der Kalendermonate des Bemessungszeitraumes, in denen eine

Einnahme im Sinne des Satzes 1 Nr. 4 oder 5 bezogen worden ist:

2 Monate (ein Tag der Uberschneidung geniigt, eine tageweise Berechnung ist nicht

erforderlich)
Schritt 2: Berechnung des auf das Elterngeld anzurechnenden Betrags der anderen Leistung
900 Euro —2/12 * 900 Euro = 750 Euro

Ergebnis: Auf den Elterngeldanspruch von 975 Euro werden 750 Euro angerechnet. Der An-
rechnungsfreibetrag nach § 3 Abs. 2 Satz 1 ist zu berlicksichtigen. Zusatzlich ist ein
Freibetrag nach § 3 Abs. 1 Satz 4 zu prifen. § 3 Abs. 1 Satz 4 kommt nur zur An-
wendung, wenn das Bemessungseinkommen des Elterngelds hdher ist als das Be-
messungseinkommen des nach der Geburt bezogenen Arbeitslosengelds | (vgl.
3.1.4.1 Beginn des Bezugs nach der Geburt des Kindes). Dies ist beispielsweise der

Fall, wenn vor der Geburt eine weitere Erwerbstatigkeit ausgeibt wurde.

314 Anrechnung von Einkommensersatzleistungen, deren Bezug nach der Ge-
burt beginnt (Satz 4)
Beginnt der Bezug einer Einnahme nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 nach der Geburt und dient
die Einnahme als Ersatz fir ein weggefallenes Einkommen, das geringer ist als das Bemessungs-
einkommen des Elterngeldes, wird ein individueller Anrechnungsfreibetrag gewahrt. § 3 Abs. 1
Satz 4 kommt nicht zur Anwendung, wenn das Bemessungseinkommen der Einkommensersatz-
leistung hdher oder genauso hoch ist, wie das Bemessungseinkommen des Elterngeldes. Es gilt
der allgemeine Anrechnungsfreibetrag gemaf § 3 Absatz 2. In Folge steht der Mindestbetrag zu.
Dies kannauch Eltern betreffen, die einen Vollzeitarbeitsvertrag haben und daraufhin in Kurzarbeit
gehen. Sie erflllen grundsatzlich die Voraussetzungen fir den Elterngeldbezug, soweit ihre tat-
sachliche Arbeitszeit 32 Wochenstunden nicht Ubersteigt, da es allein auf die tatsachlich geleiste-

ten Stunden ankommt (vgl. 1.6.1 Erwerbstatigkeit bis zur Grenze von 32 Wochenstunden).
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3.1.41 Beginn des Bezugs nach der Geburt des Kindes

Ein (erneuter) Beginn des Bezugs der Einnahme nach der Geburt ist auch dann gegeben, wenn
die Leistung vor der Geburt schon bezogen wurde, der Bezug aber im Zeitraum vor der Geburt un-
terbrochen wurde. Weiterhin ist Voraussetzung, dass die Einnahme nach der Geburt als Ersatz fir
ein weggefallenes Einkommen dient, das geringer als das Bemessungseinkommen des Elterngel-

des ist.

Beispiel: Von Mai bis Juli hat der Vater Kurzarbeitergeld aus Vollzeit bezogen. Im August und
September hat er wieder normal gearbeitet. Ab Oktober begann (erneut) Kurzarbeit

aus Teilzeit. Im September wurde das Kind geboren.

Der Bezug der Einnahme beginnt nicht nach der Geburt, wenn die Einnahme bis zur Geburt durch-
gehend bezogen wurde. Dies gilt auch, wenn diese Monate nach § 2b Abs. 1 S. 2 oder S. 4 BEEG

auszuklammern sind.

Beispiel: Von Mai bis einschlieRlich Juli hat der Vater Kurzarbeitergeld bezogen. Am 14. Juli

wird das Kind geboren.

Ein Beginn des Bezugs nach der Geburt ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn die Einkommenser-
satzleistung Uber die Geburt hinaus bezogen, dann unterbrochen und spater wieder erneut ange-

treten wurde.

Beispiel: Von Mai bis einschlieBlich Juli hat der Vater Kurzarbeitergeld bezogen. Am 14. Juli

wird das Kind geboren. Ab September bezieht der Vater wieder Kurzarbeitergeld.

3.1.4.2 Das Bemessungseinkommen der anderen Leistung

Das Bemessungseinkommen der anderen Leistung ist das Einkommen, das fir die Berechnung
der anderen Leistung herangezogen wurde. Steht neben der Leistung weiterhin ein Einkommen zu
und ersetzt die Leistung nur den wegfallenden Teil (wie etwa beim Kurzarbeitergeld) ist das Be-
messungseinkommen der Einkommensbetrag, von dem ausgehend der Einkommenswegfall be-
stimmt wird. Beim Kurzarbeitergeld ist das das sog. Soll-Entgelt bzw. das sog. Pauschalierte Net-
toentgelt, vgl. § 106 SGB lll. Sollte sich dieses nicht aus der Gehaltsbescheinigung ergeben, ist es

im Zweifelsfall zu erfragen.

Beispiel: Nach der Geburt arbeitet der Elternteil in Teilzeit mit einem Einkommen von 1.100

Euro netto. Da der Betrieb in Kurzarbeit geht, geht der Elternteil in Kurzarbeit und
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arbeitet nur wenige Stunden mit einem Einkommen in Hohe von 540 Euro. Das
malfigebliche Bemessungseinkommen des Kurzarbeitergeldes ist das Einkommen,

von dem ausgehend sich der Einkommenswegfall berechnet, d.h. die 1.100 Euro.

Mafgeblich ist das monatliche Bemessungseinkommen der anderen Leistung, damit bei der Be-
rechnung des Unterschiedsbetrags zum Bemessungseinkommen des Elterngeldes die notwendige
Vergleichbarkeit sichergestellt ist. Wird das Bemessungseinkommen nicht monatlich bestimmt,
sondern beispielsweise nach Tagen, sind die Tage auf den Monat hochzurechnen. Der Monat ist

mit 30 Tagen anzusetzen.

In der Regel wird das Bemessungseinkommen der anderen Leistung einmalig bestimmt und dar-
aus fur die gesamte Dauer des Bezugs der Leistung die Leistungshéhe bestimmt, wie z.B. beim
Krankengeld oder Arbeitslosengeld. Beim Kurzarbeitergeld hingegen kénnen Monat flir Monat un-
terschiedlich hohe Bemessungseinkommen vorliegen, da sich das Kurzarbeitergeld anhand des
Soll-Entgelts fiir den jeweiligen Kalendermonat bemisst und dieses auf Grund von Anderungen der
vertraglichen Sollarbeitszeit oder Gehaltserhéhungen variieren kann. In diesem Fall ist ein durch-
schnittliches Bemessungseinkommen fur die Berechnung des Anrechnungsfreibetrags zu bilden.
Ebenso ist zu verfahren, wenn mehrere Leistungen zustehen, Details unter 3.1.4.3.2 Einheitlicher

Anrechnungsfreibetrag fiir alle Lebensmonate mit Bezug der anderen Leistung.

Der Bemessungsunterschied wird ,netto fur netto* bestimmt. Das bedeutet, verglichen wird das
durchschnittliche monatliche Elterngeld-Netto mit dem Bemessungseinkommen der anderen Leis-
tung in netto. Wird das Bemessungseinkommen der anderen Leistung in Bruttobetragen ausge-
drickt, wird vor der Berechnung des Bemessungsunterschieds ein Elterngeld-Netto aus diesem
Bruttobetrag errechnet. Hierfir sind entsprechend den §§ 2e und 2f BEEG Steuern, Sozialabgaben
und, soweit die Einkommensersatzleistung im Zusammenhang mit der Erzielung von Einklinften
aus einer nichtselbststandigen Erwerbstatigkeit gezahlt wird, nach § 2c BEEG der Arbeitnehmer-
pauschbetrag in Abzug zu bringen. Die der Einkommensermittlung beim Elterngeld zugrunde zu
legenden Abzugsmerkmale sind auch malfgeblich fir die Ermittlung des Nettobemessungseinkom-

mens der anderen Leistung.

3.1.4.3 Hohe des Anrechnungsfreibetrags

Der Anrechnungsfreibetrag wird aus der Differenz zwischen dem monatlichen Bemessungsein-
kommen des Elterngeldes und dem monatlichen Bemessungseinkommen der anzurechnenden
Einnahme gebildet (Bemessungsunterschied). Der aus dem Bemessungsunterschied mit der ent-
sprechenden Ersatzrate berechnete Elterngeldbetrag ergibt den Anrechnungsfreibetrag. In dieser

Hohe bleibt das Elterngeld von der Anrechnung frei. Das bedeutet: In dieser Hohe wird das
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Elterngeld zusatzlich zu der anderen Leistung gewahrt (ausgenommen Falle, in denen weitere
Leistungen zustehen, siehe dazu unter 3.0.2 Prifablauf, Reihenfolge der Anrechnung). Das Be-
messungseinkommen der anzurechnenden Einnahme ist dabei das Einkommen, das fir die Be-
rechnung der anderen Leistung herangezogen wurde, Details unter 3.1.4.2 Das Bemessungsein-
kommen der anderen Leistung. In Einzelfallen ist ein durchschnittliches Bemessungseinkommen
durch die Elterngeldstelle zu bilden, Details unter 3.1.4.3.2 Einheitlicher Anrechnungsfreibetrag fir
alle Lebensmonate mit Bezug der anderen Leistung. Das Bemessungseinkommen des Elterngel-
des ergibt sich aus § 2 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2.

Mehrlingszuschlag und Geschwisterbonus erhéhen den nach § 3 Abs. 1 Satz 4 errechneten An-
rechnungsfreibetrag nicht. Bis zur Hohe des Deckelungsbetrags steht auch wahrend des Bezugs
von Elterngeld Plus der volle Anrechnungsfreibetrag zu. Eine Halbierung, wie fir Mindestbetrage in

§ 4 Abs. 3 Satz 3 vorgesehen, erfolgt nicht.

§ 3 Abs. 1 Satz 4 ist eine Spezialregelung zu § 3 Abs. 2. Ist der nach Abs. 1 Satz 4 errechnete An-
rechnungsfreibetrag geringer als der Anrechnungsfreibetrag, der nach § 3 Abs. 2 zusteht, so greift
§ 3 Abs. 2 als Auffangtatbestand.

Stehen neben der Einkommensersatzleistung nach Satz 4 weitere Leistungen zu, ist zunachst fur
jede Einnahme gesondert zu prifen, ob auch fur sie die Voraussetzungen des Satzes 4 erfillt sind.
Dann ist ein einheitlicher Anrechnungsfreibetrag zu bestimmen, Details unter 3.1.4.3.2 Einheitli-

cher Anrechnungsfreibetrag fur alle Lebensmonate mit Bezug der anderen Leistung.

Ist Satz 4 fur die anderen Leistungen nicht anzuwenden, erfolgt eine gestufte Anrechnung der ver-

schiedenen Leistungen, Details unter 3.0.2  Prufablauf, Reihenfolge der Anrechnung.

3.1.4.3.1 Berechnungsschema und Rechenbeispiele fir den Anrechnungsfreibetrag
nach Satz 4

Die Berechnung des Anrechnungsfreibetrags ist wie folgt vorzunehmen:
Monatliches Bemessungseinkommen nach § 2 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 S. 2 (netto)
- monatliches Bemessungseinkommen der anderen Einkommensersatzleistung (netto)

= Bemessungsunterschied

Bemessungsunterschied x Ersatzrate gem. § 2 Abs. 1 und 2
= Freibetrag nach § 3 Abs. 1 Satz 4
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Das Einkommen eines Elternteils betrug im Bemessungszeitraum
1.800 Euro netto. Nach der Geburt arbeitet der Elternteil zunachst in
Teilzeit mit einem Einkommen von 1.100 Euro netto. Wegen einer
langeren Erkrankung muss der Elternteil die Erwerbstatigkeit einstel-
len und Krankengeld beziehen. Das Krankengeld bemisst sich nach
dem reduzierten Einkommen von, in netto umgerechnet, 1.100 Euro:
Es betragt 950 Euro.

Der Anrechnungsfreibetrag errechnet sich wie folgt:
1.800 Euro Bemessungseinkommen Elterngeld

— 1.100 Euro Bemessungseinkommen Krankengeld
= 700 Euro Bemessungsunterschied

700 x 0,65= 455 Euro

Dem Grunde nach steht dem erkrankten Elternteil wahrend der
Krankheit ohne Berucksichtigung des Krankengeldes ein Elterngeld-
anspruch in Héhe von 1.170 Euro in Form des Basiselterngeldes oder
in H6he von 585 Euro in Form des ElterngeldPlus zu (Fir die Berech-
nung des Elterngelds ist kein Erwerbseinkommen (mehr) zu berick-
sichtigen, da durch die Erkrankung keine Erwerbstatigkeit mehr be-
steht.). In Hohe von 455 Euro bleibt das Elterngeld von der Anrech-
nung des Krankengeldes freigestellt. Der betreffende Elternteil erhalt
folglich 950 Euro Krankengeld und zusatzlich 455 Euro Basiseltern-

geld oder wahlweise ElterngeldPlus.

Beispiel (Kurzarbeitergeld): Das Einkommen eines Elternteils betrug im Bemessungszeit-

raum 1.800 Euro netto. Nach der Geburt arbeitet der Elternteil
zunachst fur 4 Monate in Teilzeit mit einem Einkommen von
1.100 Euro netto und erhalt daneben ElterngeldPlus in Hohe
von 455 Euro. Da der Betrieb und entsprechend auch der El-
ternteil in Kurzarbeit geht, fallt das Teilzeiteinkommen teil-
weise weg. Der betreffende Elternteil arbeitet fiir 4 weitere
Monate in verringerter Teilzeit weiter, mit einem Einkommen in
Hohe von 540 Euro. Fur den wegfallenden Einkommensanteil

steht Kurzarbeitergeld zu. Dieses bemisst sich nach dem
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reduzierten Einkommen von, in netto umgerechnet, 1.100
Euro: Es betragt 375 Euro.

Der Anrechnungsfreibetrag errechnet sich wie folgt:
1.800 Euro Bemessungseinkommen Elterngeld
—1.100 Euro Bemessungseinkommen Kurzarbeitergeld
= 700 Euro Differenz.

700 x 0,65 = 455 Euro

Dem Grunde nach steht dem Elternteil wahrend der Kurzarbeit
ohne Berlcksichtigung des Kurzarbeitergeldes ein Elterngeld-
anspruch in Héhe von 637 Euro in Form des Basiselterngel-
des oder in Hohe von 585 Euro in Form des ElterngeldPlus zu
auf Grundlage des Einkommenswegfalls von 980 Euro zu:
1800-820 = 980 (1.100x4/8+540x4/8 = 820). In Hohe von 455
Euro bleibt das Elterngeld von der Anrechnung des Kurzarbei-
tergeldes freigestellt. Der betreffende Elternteil erhalt folglich
neben seinem Einkommen in Héhe von 540 Euro Kurzarbei-
tergeld in H6he von 375 Euro und zusétzlich 455 Euro Basi-

selterngeld oder wahlweise ElterngeldPlus.

3.1.4.3.2 Einheitlicher Anrechnungsfreibetrag fiir alle Lebensmonate mit Bezug der
anderen Leistung

Der Anrechnungsfreibetrag ist einheitlich fur alle Lebensmonate mit Bezug der anderen Leistung

anhand des flr die Bemessung der anderen Leistung herangezogenen Einkommens zu errechnen.

Er wird lebensmonatsweise gewahrt.

In der Regel wird das Bemessungseinkommen der anderen Leistung, wie beim Elterngeld auch,
einmalig bestimmt und daraus flr die gesamte Dauer des Bezugs der Leistung die Leistungshdhe
bestimmt, z.B. beim Krankengeld oder Arbeitslosengeld. Dann ist dieses Bemessungseinkommen
auch fur die Berechnung des Anrechnungsfreibetrags fur alle Lebensmonate mit Bezug der Leis-
tung zugrunde zu legen. Dies gilt auch, wenn die andere Leistung nur fur wenige Tage im Lebens-

monat bezogen wird.

Beispiel: Das Krankengeld der Mutter wird flir die gesamte Dauer des Bezugs bemessen an-

hand des Arbeitsentgelts im Kalendermonat vor der Arbeitsunfahigkeit. Dies ist das
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Bemessungseinkommen des Krankengeldes. Fir die Berechnung des Anrech-
nungsfreibetrags kommt es auf die Differenz zwischen diesem Betrag und dem

durchschnittlichen monatlichen Bemessungseinkommen des Elterngeldes an.

Beim Kurzarbeitergeld hingegen kénnen Monat flir Monat unterschiedlich hohe Bemessungsein-
kommen vorliegen, da sich das Kurzarbeitergeld anhand des Soll-Entgelts fir den jeweiligen Ka-
lendermonat bemisst und dieses auf Grund von Arbeitszeitdnderungen oder Gehaltserhéhungen
variieren kann. In diesem Fall ist fir alle Lebensmonate mit Bezug von Kurzarbeitergeld ein ein-
heitlicher Anrechnungsfreibetrag aus dem durchschnittlichen Bemessungseinkommen des Kurzar-
beitergeldes zu errechnen. In die Durchschnittsbildung flieRen nur Lebensmonate mit Bezug von

Kurzarbeitergeld ein, flr das die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 S. 4 erfilllt sind.

Beispiel: Das Kind ist am 7. Oktober 2020 geboren. Lebensmonat 9 beginnt am 7. Juni und
endet am 6. Juli 2021. Lebensmonat 10 beginnt am 7. Juli und endet am 6. August
2021. Das Elterngeld- Bemessungseinkommen betragt 1800 Euro netto. Das Be-
messungseinkommen des Kurzarbeitergeldes betrug, umgerechnet in netto, im Juni
1.100 Euro, im Juli 1.200 Euro und im August 1.300 Euro.

Der Anrechnungsfreibetrag fur die Anrechnung des Kurzarbeitergeldes errechnet

sich wie folgt:

Monatliches Bemessungseinkommen des Elterngeldes: 1.800 Euro
- durchschnittliches monatliches Bemessungseinkommen der anderen Einkom-
mensersatzleistung: 1.100 + 1.200 + 1.300/ 3 = 1.200 Euro)

= Bemessungsunterschied: 600 Euro

Bemessungsunterschied x 65% Ersatzrate

= Anrechnungsfreibetrag: 390 Euro.

Auch beim Bezug mehrerer anderer Leistungen nach § 3 Abs. 1 Satz 4, deren Bezug jeweils nach
der Geburt beginnt und deren Bemessungseinkommen jeweils geringer ist, als das des Elterngel-
des, ist ein durchschnittliches Bemessungseinkommen zur Berechnung des Anrechnungsfreibe-
trags zu bilden. Der so errechnete (einheitliche) Anrechnungsfreibetrag ist einmalig im entspre-
chenden Lebensmonat zugrundezulegen. Die Anrechnung der Leistungen nach Abs. 1 Satz 4 er-

folgt durch Addition der Anrechnungsbetrage.

Beispiel: Der 9. Lebensmonat beginnt am 7. Juni. Am 20. und 21. Juni hat die berechtigte
Person Kinderkrankengeld bezogen. Ab dem 1. Juli bezieht sie Kurzarbeitergeld.

Das durchschnittliche monatliche Bemessungseinkommen des Elterngeldes betragt
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1.800 Euro. Das durchschnittliche monatliche Bemessungseinkommen des Kran-
kengeldes liegt, umgerechnet in netto, bei 1.100 Euro, das des Kurzarbeitergeldes
bei 1.200 Euro.

Das durchschnittliche monatliche Bemessungseinkommen beider Leistungen be-
tragt: 1.100 + 1.200 / 2= 1.150 Euro. Der Bemessungsunterschied liegt damit bei
650 Euro. Der Anrechnungsfreibetrag liegt bei 422,50 Euro.

3.1.4.3.3 Besonderheiten der Berechnung des Bemessungsunterschieds bei nach-
geburtlichem Einkommen aus mehreren Tatigkeiten:
Hat die berechtigte Person im Bezugszeitraum Einkommen aus verschiedenen Einkommensquel-
len (z.B. zwei verschiedene Jobs) und ersetzt die Ersatzleistung nur den Einkommenswegfall aus
einer dieser Einkommensquellen, wahrend das Einkommen der anderen Einkommensquellen ganz
oder teilweise weiter bezogen wird, gelten ausnahmsweise besondere Vorgaben fir die Feststel-
lung des Vorliegens bzw. des Umfangs eines Bemessungsunterschieds. In diesen Fallen wird
auch das Einkommen der anderen Einkommensquelle(n) zum Bemessungseinkommen hinzuad-
diert. Dies gilt unabhangig davon, welcher Einkommensart die andere(n) Einkommensquelle(n) zu-

zuordnen sind, also z.B. auch bei selbstandigen Nebeneinkinften oder Minijobs.
Es ergibt sich folgendes Berechnungsschema:
Monatliches Bemessungseinkommen nach § 2 Abs. 1 Satz 3, Abs. 3 S. 2 (netto)

- Summe aus dem monatlichen Bemessungseinkommen der anderen Einkommensersatz-
leistung (netto) und dem Einkommen im Bezugszeitraum aus einer anderen Einkommens-

quelle (netto)
= Bemessungsunterschied

Ist das Einkommen im Bezugszeitraum zunachst genauso hoch wie im Bemessungszeitraum und
entsteht in nur einer der Einkommensquellen ein Einkommenswegfall der zum Bezug einer Ersatz-
leistung flhrt, liegt nach dem o0.g. Schema kein Bemessungsunterschied vor. Die Regelung des §
3 Abs. 1 S. 4 findet keine Anwendung.

Beispiel 1: Eine Mutter hat im Bemessungszeitraum ein Einkommen von 2.200 Euro netto. Diese

bezieht sie aus mehreren Jobs, wie folgt:
e Tatigkeit 1 (15 h): 1.000 Euro
e Tatigkeit 2 (15 h): 1.200 Euro

Nach der Geburt arbeitet sie zunachst in beiden Jobs in demselben Umfang weiter mit einem

gleichbleibenden Einkommen im Bezugszeitraum von insgesamt 2.200 Euro. Sie hat Anspruch auf
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den Mindestbetrag von 300 Euro bzw. 150 Euro ElterngeldPlus. Wahrend des Elterngeldbezugs
geht sie im Rahmen ihrer Tatigkeit 1 in Kurzarbeit (7h), ihr Einkommen aus diesem Job sinkt von
1.000 Euro auf 500 Euro.

Losung: § 3 Abs. 1 Satz 4 ist nicht anwendbar. Der Bezug des KUG beginnt zwar nach der Geburt.
Das Bemessungseinkommen (1.000 Euro + 1.200 Euro) ist jedoch nicht geringer, als das des EI-
terngeldes (2.200 Euro).

Reduziert sich das Einkommen nach der Geburt im Vergleich zum Bemessungszeitraum, wird aber
aus 2 Einkommensquellen bezogen, wahrend nur in einer der Einkommensquellen ein Einkom-
menswegfall entsteht, der zum Bezug der Ersatzleistung fihrt, kommt das abweichende Berech-
nungsschema fir die Feststellung des Umfangs des Bemessungsunterschieds fiir die Berechnung

des Freibetrags zum Tragen.

Beispiel 2: Eine Mutter hat im Bemessungszeitraum ein Einkommen von 1.800 Euro netto. Diese

bezieht sie aus mehreren Jobs, wie folgt:
Tatigkeit 1 (15 h): 1.000 Euro
Tatigkeit 2 (10 h): 800 Euro

Nach der Geburt arbeitet sie in beiden Jobs weiter. lhre Tatigkeit 1 reduziert sie auf 7 h mit einem
Einkommen von 500 Euro. lhre Tatigkeit 2 flhrt sie in demselben Umfang wie vor der Geburt wei-
ter mit einem gleichbleibenden Einkommen im Bezugszeitraum von 800 Euro. Wahrend des El-
terngeldbezugs geht sie im Rahmen ihrer Tatigkeit 1 in Kurzarbeit, ihr Einkommen aus diesem Job

sinkt von 500 Euro auf 0 Euro.

Losung: § 3 Abs. 1 Satz 4 ist anwendbar. Der Bezug des KUG beginnt nach der Geburt und das
,Bemessungseinkommen“ des KUG (500 Euro + 800 Euro = 1.300 Euro) ist geringer, als das des

Elterngeldes (1.800 Euro). Der Anrechnungsfreibetrag errechnet sich dann wie gewohnt:
1.800 Euro Bemessungseinkommen Elterngeld
—1.300 Euro ,Bemessungseinkommen® Kurzarbeitergeld
= 500 Euro Differenz.

500 x 0,65 = 325 Euro
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3.2 Von Anrechnung freigesteliter Elterngeldbetrag (Abs. 2)

Abs. 2 regelt, welche Elterngeldbetrage von der Anrechnung der Einnahmen nach Abs. 1 freigestellt

werden.

3.21 Grundbetrag von 300 Euro (Satz 1)

Die Anrechnung von Einnahmen nach Satz 1 Nr. 4 und 5 erfolgt nur, soweit das Elterngeld den
Mindestbetrag von 300 Euro (Basiselterngeld) bzw. 150 Euro (Elterngeld Plus) pro Monat tbersteigt.
Der Anrechnungsfreibetrag in Héhe von 300 bzw. 150 Euro wird nur gewahrt, soweit keine Einnah-
men im Sinne des Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 anzurechnen sind. Diese Mutterschafts- und nicht inlan-

dischen Elterngeldleistungen fur dasselbe Kind sind zweckidentisch und werden voll angerechnet.
3.2.2 Erhohungsbetrag bei Mehrlingsgeburten (Satz 2)

Der Betrag nach Satz 1 erhoht sich bei Mehrlingsgeburten um je 300 Euro fir das zweite und jedes
weitere Kind, also den Betrag nach § 2a Abs. 4.

3.23 Kein Erhohungsbetrag bei Geschwisterbonus

Steht ein durch einen Geschwisterbonus erhdhtes Elterngeld zu, erhéht sich der anrechnungsfreie
Betrag dagegen nicht.

3.3 Besondere Anrechnungsvorgaben bei auslandischem Elterngeld (Abs. 3)

Damit fur die anzurechnende und damit als vorrangig bestimmte Leistung nach Abs. 1, Satz 1, Nr.
3 nicht geklart werden muss, ob ein entsprechender Anspruch erst mit dem (dann konstitutiven)
Antrag der berechtigten Person entsteht, bestimmt Abs. 3, dass der Anspruch auf Elterngeld bis zur
maoglichen Hohe der vergleichbaren Leistung ruht, solange ein solcher Antrag nicht gestellt worden

ist.
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§4 Bezugsdauer, Anspruchsumfang
41 Elterngeldvarianten und Rahmenfrist fur den Leistungsbezug (Abs. 1)
411 Varianten des Elterngeldes: Basiselterngeld und Elterngeld Plus

Beim Elterngeld ist zwischen den Varianten Basiselterngeld, Elterngeld Plus und Partnerschaftsbo-
nus (siehe § 4b Partnerschaftsbonus) zu unterscheiden. Basiselterngeld berechnet sich nach den
Vorgaben des § 4a Abs. 1 und kann gem. § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 fir bis zu 14 Lebensmonate
beansprucht werden. Das Elterngeld Plus berechnet sich nach den Vorgaben des § 4a Abs. 2. An-
stelle eines Lebensmonats mit Basiselterngeld, kénnen Eltern auch fir zwei Lebensmonate Eltern-

geld Plus beziehen und so doppelt so lang Elterngeld bekommen.

Sowohl beim Basiselterngeld als auch beim Elterngeld Plus entscheidet das Voreinkommen Uber
die Héhe des Bemessungseinkommens und Uber die H6he der Ersatzrate, vgl. hierzu § 4a Berech-
nung von Basiselterngeld und Elterngeld Plus. Auch Bezieherinnen und Bezieher des Mindesteltern-
geldes, die kein Voreinkommen haben, kdnnen zwischen Basiselterngeld und Elterngeld Plus wah-
len. Eine Erwerbstatigkeit wahrend des Bezugs ist weder fur das Basiselterngeld noch fir das El-
terngeld Plus — mit Ausnahme der Bonusmonate - erforderlich; teilzeiterwerbstatige Eltern konnen

wahrend der Teilzeit Basiselterngeld oder Elterngeld Plus beziehen.

41.2 Bezugszeitraum fur Basiselterngeld

Basiselterngeld kann nur wahrend der ersten 14 Lebensmonate des Kindes bezogen werden (Rah-
menfrist fir den Leistungsbezug, zur Abgrenzung vom Begriff des Bezugszeitraums vgl. 2.0.2.2.2).
Siehe Ausnahmeregelungen zu Bezugsdauer und Leistungsvariante fir Eltern zu friih geborener
Kinder, RL 4.5.3.

Da das BEEG fur die Berechnung von Fristen und fur die Bestimmung von Terminen keine eigen-
standigen Regelungen enthalt, gelten flir die Abgrenzung des Anspruchszeitraums nach § 26 Abs. 1
SGB X die Vorschriften der §§ 187 bis 193 BGB entsprechend. Hiernach beginnt der Anspruchszeit-
raum bei leiblichen Kindern mit dem Tag der Geburt des Kindes (§ 187 Abs. 2 BGB) und endet

spatestens mit Ablauf des Tages, welcher der Vollendung des 14. Lebensmonats vorhergeht.

Nach § 188 Abs. 2 BGB wird ein Lebensmonat mit Ablauf des dem entsprechenden Tag der Geburt
vorangehenden Tages vollendet. Wenn beispielsweise das Kind am 15.03. geboren ist, hat es den

14. Lebensmonat mit Ablauf des 14.05. des darauffolgenden Jahres vollendet.
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413 Bezugszeitraum Elterngeld Plus

§ 4 Absatz 1 Satz 4 sieht vor, dass Elterngeld Plus auch nach dem 14. Lebensmonat des Kindes
bezogen werden kann, solange es ab dem 15. Lebensmonat in aufeinander folgenden Lebensmo-
naten von zumindest einem Elternteil ohne Unterbrechung bezogen wird. Dabei kann auch der Be-
zug zwischen Mutter und Vater wechseln. Fir den Bezug von Elterngeld Plus ab dem 15. Lebens-
monat ist es keine Voraussetzung, dass in den ersten 14. Lebensmonaten die Voraussetzungen
des § 1 vorgelegen haben. Elterngeld Plus kann maximal bis zur Vollendung des 32. Lebensmo-
nats bezogen werden (Rahmenfrist fur den Leistungsbezug, zur Abgrenzung vom Begriff des Be-

zugszeitraums vgl. 2.0.2.2.2).

Soweit beide Eltern nach dem 14. Lebensmonat fir einen Lebensmonat kein Elterngeld bezogen
haben, kénnen verbleibende Monatsbetrage von der berechtigten Person nicht mehr in Anspruch

genommen werden.

Siehe Ausnahmeregelungen zu Bezugsdauer und Leistungsvariante fir Eltern zu friih geborener
Kinder, siehe RL 4.5.3.: An die Stelle des 14. bzw. 15. Lebensmonats kann bei besonders frih ge-

borenen Kindern ein spaterer Monat treten.
Beispiel 1:

Die Mutter bezieht, einschlie3lich der Mutterschaftsleistungen, fir die ersten vier Lebensmonate des
Kindes Basiselterngeld. Vom 5. bis zum 20. Lebensmonat bezieht sie Elterngeld Plus. Der Vater

kann nun vom 21. bis 24. Lebensmonat Elterngeld Plus beziehen.
Beispiel 2:

Die Mutter bezieht, einschlieRlich der Mutterschaftsleistungen, fir die Lebensmonate 1 bis 10 Basi-
selterngeld. Der Vater bezieht fir die Lebensmonate 11 bis 16 Elterngeld Plus. Die Mutter kann nun
fur die Lebensmonate 17 bis 18 Elterngeld Plus beantragen. Ein ununterbrochener Elterngeldbezug

ab dem 15. Lebensmonat liegt vor.

Beispiel 3:

Auch ein abwechselnder Bezug von Elterngeld Plus nach dem 15. Lebensmonat ist mdglich.

Die Mutter bezieht vom 15. bis 20. Lebensmonat Elterngeld Plus, der Vater vom 21. bis 23. Lebens-
monat Elterngeld Plus. Vom 24. bis 26. Lebensmonat bezieht wieder die Mutter Elterngeld Plus.
Vom 27. bis zum 32. Lebensmonat bezieht wieder der Vater Elterngeld Plus. Sofern in den ersten

14 Lebensmonaten Basiselterngeld und Elterngeld Plus bezogen wird, ist die Reihenfolge frei
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wahlbar. Auch Unterbrechungen zwischen dem Bezug von Basiselterngeld und Elterngeld Plus sind

in den ersten 14 Lebensmonaten mdglich.

Beispiel 4:
Die Mutter bezieht fur die ersten beiden Lebensmonate Basiselterngeld. Im dritten und vierten Le-
bensmonat bezieht sie Elterngeld Plus. Ab dem fiinften Lebensmonat bezieht die Mutter wieder Ba-

siselterngeld.

Beispiel 5:
Die Mutter bezieht in den ersten beiden Lebensmonaten Basiselterngeld. Im dritten Lebensmonat
erhalt sie kein Elterngeld. Im vierten und funften Lebensmonat bezieht sie Elterngeld Plus. Ab dem

sechsten Lebensmonat erhalt sie Basiselterngeld.

Hinsichtlich der Berechnung der Fristen und der Bestimmung von Terminen gilt das unter Ziffer 4.1.2

Geschriebene.

41.4 Bezugszeitraum fiir Adoptivkinder und Kinder im Sinne von § 1 Abs. 3 Satz
1

Fir angenommene Kinder und Kinder, die mit dem Ziel der Annahme als Kind in den Haushalt auf-
genommen wurden (Anspruchsberechtigung nach § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1), gilt, dass der Leistungs-
zeitraum ab dem Tag der tatsachlichen Haushaltsaufnahme beginnt. Es ist davon auszugehen, dass
der Beginn des familidren Zusammenlebens auch bei einem nicht neugeborenen Kind besonderen
Betreuungsbedarf und Fursorge der Eltern erfordert. Elterngeld kann jedoch nur bis zur Vollendung
des achten Lebensjahres des Kindes bezogen werden. Bereits vor der Aufnahme bei der berechtig-
ten Person an die leiblichen Eltern geleistetes Elterngeld ist unerheblich fir den Anspruch der Adop-

tiveltern.

Zum Beginn des Leistungszeitraums beim Ubergang von Vollzeit- zu Adoptionspflege siehe Ziffer
1.3.1.

4.2 Bezugsmodalitaten

4.2.1 Auszahlung des Elterngeldes in Monatsbetragen fir Lebensmonate

Das Elterngeld wird in Monatsbetragen fiir Lebensmonate ausgezahlt.
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Elterngeld wird fir Lebensmonate des Kindes gezahlt, in denen samtliche Anspruchsvoraussetzun-
gen vorliegen. Die Voraussetzungen missen jeweils zum Lebensmonatsbeginn vorliegen. Wird eine
Anspruchsvoraussetzung hingegen erst im Laufe des Lebensmonats erflllt, besteht flr diesen Le-

bensmonat kein Anspruch auf Elterngeld.

4.2.2 Leistungsende

Wenn vor Ende der Frist fir den Elterngeldbezug (Basiselterngeld und Elterngeld Plus) eine der
Anspruchsvoraussetzungen entfallt, endet die Zahlung des Elterngeldes mit Ablauf des Lebensmo-
nats, in dem dieses Ereignis eingetreten ist. Diese Regelung gilt etwa, wenn das Kind verstirbt o-
der durch Auszug der Betreuungsperson nicht mehr im gleichen Haushalt lebt. Damit ist eine Aus-
nahme von dem Grundsatz geregelt, dass die Anspruchsvoraussetzungen wahrend des gesamten

Bezugszeitraums ununterbrochen vorliegen mussen (vgl. § 1).

Diese Regelung ist nicht fir Anspruchsvoraussetzungen einschlagig, die insbesondere durch An-
knipfung an Durchschnittswerte auf den ganzen Monat bezogen sind. Diese Voraussetzungen
sind entweder fur den ganzen Monat erflllt oder nicht (z.B. die Anspruchsvoraussetzung der Min-
derung des Einkommens nach § 4 Abs. 3 Satz 2 oder die Voraussetzung der wéchentlichen Ar-
beitszeit im Durchschnitt des Monats nach § 1 Abs. 6).

4.2.3 Modalitaten des Bezugs beider Eltern

Die Eltern kdnnen Elterngeld abwechselnd oder gleichzeitig beziehen.

4.3 Leistungsdauer

4.3.1 Inanspruchnahme von zwolf Monatsbetragen

Grundsatzlich haben beide Eltern gemeinsam Anspruch auf insgesamt zwolf Monatsbetrage Basi-

selterngeld, die jeweils fir Lebensmonate des Kindes gezahlt werden.

Der monatliche Anspruch kann nicht geteilt werden.
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4.3.2 Partnermonate

4.3.21 Inanspruchnahme der Partnhermonate
Anspruch auf zwei weitere Monatsbetrage Basiselterngeld haben die Eltern, wenn sich bei den EI-

tern fir zwei Elterngeldbezugsmonate Erwerbseinkommen vermindert (Partnermonate).

Eine Minderung des Einkommens aus Erwerbstatigkeit liegt fur je einen Monat vor, wenn die
Brutto-Einklnfte eines Elternteils, wie sie sich aus § 2 Abs. 1 und §§ 2b ff. ergeben, in einem EI-
terngeldbezugsmonat (Basiselterngeld- oder Elterngeld Plus-Bezugsmonat) geringer sind als sein
Elterngeld-Brutto nach § 2 Abs. 1 und §§ 2b ff im Bemessungszeitraum. Die Einkommensminde-
rung muss grundsatzlich nicht betragsmafig ermittelt werden. Es genigt die Feststellung einer

Einkommensminderung, vgl. auch 2.0.2.1.3.

Nach der Geburt des Kindes ist also, anders als in § 2 Abs. 3, nicht ein durchschnittliches Einkom-
men Uber die jeweilige Monatsgrenze hinweg maf3geblich; auch der Héchstbetrag von 2.770 Euro
gilt hier nicht. Unerheblich ist, bei welchem der Berechtigten in welchem seiner Elterngeldbezugs-
monate die Minderung erfolgt. Nicht im Inland zu versteuerndes Einkommen ist bei der Ermittlung
einer Minderung nicht zu berilicksichtigen. Einkommen, das in einem Mitgliedstaat der Europai-
schen Union, in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Européaischen Wirt-
schaftsraum oder in der Schweiz versteuert wird, ist im Inland zu versteuerndem Einkommen
gleichgestellt (siehe 2.1.3.2.1und 2.1.3.2.2).

Eine Minderung des Erwerbseinkommens erfolgt auch, wenn statt des Einkommens Mutterschafts-
geld oder andere Ersatzleistungen bezogen werden. Da fir die Zeit vor der Geburt das durch-
schnittliche zu berticksichtigende Einkommen auf die Summe der positiven Einklinfte begrenzt ist,
gilt eine Person mit negativem Einkommen als Person ohne Einkommen; sie kann ihr Einkommen
nach der Geburt nicht mindern. Wenn vor der Geburt des Kindes nur ein Elternteil Einkommen aus
Erwerbstatigkeit bezogen hat, ist flr die Bewilligung der Partnermonate erforderlich, dass dieser
Elternteil zwei der Monatsbetrage in Anspruch nimmt. Hatten beide Elternteile vor der Geburt kein
Erwerbseinkommen im Sinne dieses Gesetzes, stehen ihnen nur 12 Monatsbetrage Basiseltern-

geld oder 24 Monate Elterngeld Plus zu.

Bei geringen Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit im Bemessungszeitraum (z.B.
50 Euro) sind beim Einkommensvergleich im Rahmen des § 4 Abs. 3 Satz 2 und § 4c Abs. 1 als
Vergleichswerte ggf. die Einnahmen aus nichtselbststandiger Erwerbstatigkeit vor dem Abzug ei-
nes Zwolftels des Arbeitnehmer-Pauschbetrags heranzuziehen, um auch bei Einkommen unter

dem Arbeitnehmer-Pauschbetrag einen Vergleich zu ermdglichen.



200
— 0 § 4Bezugsdauer, Anspruchsumfang —
4.3 Leistungsdauer

Beispiel: Das Elterngeld-Brutto im Bemessungszeitraum betragt 50 Euro ohne Abzug des Ar-
beitnehmer-Pauschbetrags, nach Abzug des Arbeithehmer-Pauschbetrags betragt es
null Euro. Im Bezugszeitraum hat die berechtigte Person auch ohne Abzug des Arbeit-
nehmer-Pauschbetrags keine zu bericksichtigenden Einklnfte (Elterngeld-Brutto be-
tragt null Euro). In diesem Fall ist von einer Einkommensminderung im Sinne des § 4
Abs. 3 Satz 2 und § 4c Abs. 1 auszugehen.

Zwar wird die Minderung des Erwerbseinkommens in der Regel durch eine Verringerung der Ar-
beitszeit etwa wahrend der Elternzeit oder im Mutterschutz ausgel6st; dies ist jedoch nicht Voraus-
setzung. Hinsichtlich der Arbeitszeit ist auch fur die Partnermonate allein maf3geblich, dass sie 32
Stunden nicht Gberschreitet. In welchen der Elterngeldbezugsmonate die Voraussetzung der Er-

werbseinkommensminderung erflllt wird, ist unerheblich.

Bei Schatzlandwirten nach § 13a EStG kann fiir den Bezug von Mindestelterngeld im Sinne des §
2 Abs. 4 eine Einkommensminderung in den Partnermonaten nach § 4 Abs. 3 Satz 2 abweichend
von den sonstigen Bestimmungen auch dadurch nachgewiesen werden, dass die berechtigte Per-
son im Bewilligungszeitraum Ausgaben zur Durchfihrung von betrieblichen Arbeiten getatigt und
erklart hat, diese seien entstanden, um die betrieblichen Gegebenheiten an den Bezug des Eltern-
geldes anzupassen. Zu derartigen Ausgaben gehdren insbesondere Zahlungen fir Dienst- oder
Werkleistungen an Angehérige oder im Rahmen der Nachbarschaftshilfe, an berufsstandige
Selbsthilfeeinrichtungen, an Maschinenringe, an Lohnunternehmen oder andere beauftragte Land-
wirte. Der Betreffende hat derartige Mallhahmen darzulegen und fir die entstandenen Ausgaben

Belege vorzulegen.

4.3.2.2 Nichteintreten der Prognose einer Einkommensminderung

Ergibt sich entgegen der vorherigen Prognose, nach der voraussichtlich ein Elternteil oder beide
Elternteile ihr Einkommen jedenfalls zeitweilig mindern wollten, nicht die fir die Inanspruchnahme
der Partnermonate erforderliche Einkommensminderung, ist die Bewilligung von mehr als 12 Mo-
natsbetragen Basiselterngeld bzw. 24 Monaten Elterngeld Plus rechtswidrig, weil die genannte An-

spruchsvoraussetzung nicht erfillt wurde.

Haben die Eltern dennoch Basiselterngeld flir mehr als 12 Monate bzw. Elterngeld Plus fur mehr
als 24 Monaten beantragt oder sogar bezogen, ist zu entscheiden, fir welche der Monatsbetrage
die Anspruchsvoraussetzungen als weitere Monatsbetrage im Sinne von § 4 Abs. 3 Satz 2 nicht
erfullt waren. Dies wird in drei Schritten geprift: Entscheidend ist, ob fir die Monatsbetrage des

Anspruchsberechtigten Uberhaupt eine Einkommensminderung prognostiziert wurde. Ist dies fur
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mehr als zwei Monate der Fall, ist maf3geblich, ob in den betreffenden Monaten die erforderliche
und prognostizierte Einkommensminderung noch eintreten kann. Sind diese Voraussetzungen bei
beiden Eltern erflllt, gelten Monatsbetrage des Elternteils gemal § 5 Abs. 2 als weitere Monatsbe-
trage, dessen Anspruch auf Elterngeld insgesamt Gber die Halfte der den Eltern gemeinsam zu-
stehenden Monatsbetrage hinausgeht. Entsprechendes gilt, wenn die Partnermonate in Form von

Elterngeld Plus-Monaten in Anspruch genommen worden sind.

Im Einzelnen:

Die Prognose, die sich im Nachhinein als unzutreffend erweist, betrifft nur die Bewilligung derjeni-
gen Monatsbetrage, fir die die Einkommensminderung prognostiziert wurde. Wurde nur bei einem
Elternteil eine Einkommensminderung fur zwei Lebensmonate prognostiziert und ist diese nicht
eingetreten, haben sich nur hinsichtlich seiner Bewilligung die Verhaltnisse geandert. Stellt sich
heraus, dass sein Einkommen sich nur in einem Lebensmonat vermindert hat, hat er die Voraus-
setzung der Einkommensminderung fir beide Partnermonate nicht erflillt; dem Paar stehen insge-
samt nur 12 Monatsbetrage Basiselterngeld zu, die insgesamt als 24 Elterngeld Plus-Monate ge-
nommen werden kdnnen. Hat ein Elternteil eine Minderung fir mehr als zwei Lebensmonate prog-
nostiziert, erweist sich die Prognose erst dann als unzutreffend, wenn der vorletzte Lebensmonat
ohne Minderung verstreicht. Nur diese letzten beiden Lebensmonate sind also zusammen die zu-

satzlichen bzw. weiteren Lebensmonate im Sinne von § 4 Abs. 3 Satz 2.

Wourde bei beiden Elternteilen eine Einkommensminderung fir zusammen mehr als zwei Lebens-
monate prognostiziert, erweist sich die Prognose, dass sich das Einkommen fiir die zusatzlichen
Lebensmonate mindert, erst mit Ablauf des zeitlich vorletzten Elterngeldbezugsmonats, fir den
eine Minderung prognostiziert wurde, als unzutreffend. Unerheblich ist, wem fiir diese Monate EI-

terngeld zusteht.

Wenn fur beide Elternteile eine Einkommensminderung prognostiziert und fur 14 Lebensmonate
Basiselterngeld bewilligt, der Mutter fur die Lebensmonate 2 bis 9 und dem Vater fur die Lebens-
monate 3 bis 8, haben die Eltern nur Anspruch auf 12 Monatsbetrage Basiselterngeld, wenn die
Erwerbsminderung nicht eintritt. Als Partnermonate im Sinne von § 4 Abs. 3 Satz 2 gelten die Mo-
nate 8 und 9 der Mutter, da sie Uber die Halfte der den Eltern zustehenden Monate hinausgehen (§

5 Abs.2). Entsprechendes gilt bei der Inanspruchnahme von Elterngeld Plus.

Beispiel 1: Die Mutter bezieht vom 1. Bis zum 6. Lebensmonat Basiselterngeld. Der Vater nimmt
vom 7. Bis zum 11. Lebensmonat Basiselterngeld. Der Vater bezieht vom 12. Bis 13.

Lebensmonat Elterngeld Plus.; die Mutter vom 13. Bis 16. Lebensmonat ebenfalls
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Elterngeld Plus. Die Prognose der Einkommensminderung tritt nicht ein. Die Eltern ha-
ben nur Anspruch auf insgesamt 12 Monate Basiselterngeld bzw. 24 Monate Elterngeld
Plus. Hier gelten die Lebensmonate 13. Bis 16 der Mutter als Partnermonate, da diese

Uber die Halfte der den Eltern zustehenden Monatsbetragen hinausgehen (§ 5 Abs. 2).

Hat sich die Prognose zwar flr einen Elternteil nicht bestatigt, hat daflir aber der andere sein Ein-
kommen gemindert, stehen den Eltern im Ergebnis ungeschmalert die zusatzlichen Monatsbetrage

ZU.

Eine Ricknahme der zusatzlichen Monatsbetrage nach § 45 SGB X kommt in Betracht, wenn die
Prognose von Anfang so nicht hatte getroffen werden durfen, und eine Aufhebung nach § 48 SGB

X, wenn die Prognose sich nachtraglich als unzutreffend erweist.

Die nicht eingetretene Einkommensminderung, die sich nachtraglich als unzutreffend erweist, stellt
fur die zusatzlichen Lebensmonate eine Anderung der Verhaltnisse im Sinne von § 48 Abs. 1 Satz
1 und 2 SGB X dar. Nach § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X kommt auch eine Aufhebung mit Wir-
kung vom Zeitpunkt der Anderung der Verhaltnisse in Betracht. Auch § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 SGB
X ist zu prifen. Die Anderung der Verhaltnisse erfolgt zum Beginn des Lebensmonats, fir den zu-

satzliche Monatsbetréage bezogen werden.

Beispiel 2: Die Mutter ist mit geringer Arbeitszeit freiberuflich tatig und hat fur die Lebensmonate
1-5 und 11-12 Basiselterngeld beantragt, ohne eine Einkommensminderung zu prog-
nostizieren. Der Vater ist selbststéandig. Er beantragt fur die Lebensmonate 1 bis 2 und
6 bis 10 Basiselterngeld. Er reduziert seine Arbeitszeit auf 32Wochenstunden und gibt
fur diese Lebensmonate eine Einkommensminderung von 500 Euro an. Der Vater be-
zieht Elterngeld in den Lebensmonaten 1 bis 2 und 6 bis 10. Im 11. Lebensmonat stellt
sich heraus, dass sich das Einkommen des Vaters nicht gemindert hat. Die Eltern ha-
ben nunmehr 12 Monatsbetrage Basiselterngeld bezogen. Da sich die Einkommens-
minderung flr den Vater als unzutreffend erwiesen hat, soll die Bewilligung eines Mo-
nats des Vaters und der Mutter nach § 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X aufgehoben wer-
den. Nach § 5 Abs. 2 Satz 2 steht beiden Elternteilen die Halfte der Monatsbetrage zu,
wenn beide Elternteile mehr als die Halfte der zustehenden Monate beantragen. Im
Rahmen der durchzufiihrenden Anhérung kénnen die Eltern gegebenenfalls mitteilen,
dass die Mutter voraussichtlich ihr Einkommen fir zwei Lebensmonate mindern wird (in
den Lebensmonaten 11 und 12). In diesem Fall waren zwei Monate nicht aufzuheben,

da nunmehr die Mutter die Voraussetzungen fir den Bezug der Partnermonate hatte.
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Wenn bei ihr tatsachlich wahrend der Lebensmonate 11 und 12 eine Einkommensmin-

derung eintritt, bekdme das Paar 14 Monatsbetrage Basiselterngeld.

4.3.3 Elterngeld Plus

Das Elterngeld Plus ist eine Variante des Elterngeldes, vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1. Die Vorschrift des § 4
Abs. 3 Satz 3 regelt, wie Elterngeld Plus-Monate bei der in Basiselterngeldmonaten festgelegten
Hochstbezugsdauer zu berticksichtigen sind. Die Norm legt fest, dass statt fir einen Lebensmonat
Basiselterngeld jeweils auch zwei Lebensmonate Elterngeld Plus bezogen werden konnen.
Elterngeld Plus kann auch in ungerader Monatsanzahl bezogen werden. Verbleibende Monate

kénnen im Rahmen der Hochstbezugsdauer vom anderen Elternteil bezogen werden.

Beispiel 1: Die Eltern mdchten sich die insgesamt zur Verfligung stehenden Elterngeld Plus Mo-
nate gern so legen, dass sie gleichzeitig Elterngeld beziehen und gemeinsam bundig
abschlielRen. Die Mutter bezieht in Lebensmonat 1 und 2 des Kindes auf Grund von
Mutterschaftsleistungen Basiselterngeld. Durch die Méglichkeit des ungeraden Bezugs
kann der Vater ab Geburt 13 Elterngeld Plus Monate und die Mutter ab dem 3. Lebens-
monat 11 Elterngeld Plus Monate beziehen. So schlieRen sie gemeinsam zum Ende

des 13. Lebensmonat des Kindes den Elterngeldbezug ab.

§ 4 a Abs. 2 legt fest, wie sich das Elterngeld Plus abweichend vom Basiselterngeld berechnet

(siehe auch 4a.2).
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4.4 Bezugsdauer

441 Hochstbezugszeit

Grundsatzlich hat ein Elternteil Anspruch auf insgesamt zwdlf Monatsbetrage Basiselterngeld oder
24 Monate Elterngeld Plus, zuzlglich der vier Partnerschaftsbonus-Monate, die jeweils fir Lebens-
monate des Kindes gezahlt werden (Siehe Ausnahmeregelungen zu Bezugsdauer und Leistungs-
variante fur Eltern zu frih geborener Kinder, RL 4.5.3.). Nicht verbrauchte Partnermonate des einen

Elternteils erhdhen nicht die Bezugsdauer des Elterngeldes des anderen Elternteils.

4.4.2 Mindestbezugszeit

Ein Elternteil muss mindestens fiir zwei Lebensmonate Elterngeld (Basiselterngeld oder Elterngeld
Plus) beziehen. Die Voraussetzungen der Mindestbezugszeit sind auch dann erfillt, wenn die el-
terngeldberechtigte Person zwei Elterngeld Plus Monate bezieht. Die Partnermonate missen nicht

unmittelbar aufeinander folgend in Anspruch genommen werden.

Beispiel 1: Der Vater kann den ersten und den funfzehnten Lebensmonat des Kindes seine Part-

nermonate als Elterngeld Plus beziehen.

Der Mindestbezug des Elterngeldes kann auch nur durch die Inanspruchnahme der Partnerschafts-

bonus-Monate erfullt werden.

Beispiel 2: Die Mutter bezieht fir die ersten zwdlf Lebensmonate des Kindes Basiselterngeld. Vom
13. bis 16. Lebensmonat beziehen beide Elternteile den Partnerschaftsbonus. Der Vater

muss keine weiteren Elterngeldmonate in Anspruch nehmen.

Ergibt sich entgegen der Prognose, nach der ein Elternteil fur zwei oder mehr Lebensmonate einen
Anspruch auf Elterngeld hat, dass nur fur einen Lebensmonat ein Anspruch besteht, ist die Bewilli-
gung aufgrund der Mindestbezugszeit insgesamt aufzuheben. Fir die Aufhebung sind die §§ 45, 48

SGB X anzuwenden (Prifung des Vertrauensschutzes).

Hat die berechtigte Person Elterngeld fiir den (einzigen) Lebensmonat bereits bezogen und tritt erst
danach die Anderung der Verhaltnisse ein, so dass der Anspruch auf einen weiteren Monat nicht
besteht, kommt eine Ricknahme oder Aufhebung des Bewilligungsbescheides bei Vorliegen der

Voraussetzungen nach § 45 SGB X mit Wirkung fir die Zukunft oder fur die Vergangenheit oder
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nach § 48 SGB X mit Wirkung fiir die Zukunft in Betracht. Dies hangt von den Umstanden des Ein-

zelfalls ab (zum Umfang der vorlaufigen Bewilligung vgl. 8.3).

Wenn der Anspruch fir den zweiten Bezugsmonat des Kindes entfallt, weil das Kind oder die eltern-
geldberechtigte Person selbst im ersten Bezugsmonat gestorben ist, kann Elterngeld ausnahms-

weise auch fur einen Lebensmonat gewahrt werden.

443 Lebensmonate mit Bezug von nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 — 3 anzurechnenden

Leistungen und Versicherungsleistungen gem. § 192 Abs. 5 S. 2 VVG

Lebensmonate des Kindes, in denen einem Elternteil mindestens an einem Tag Mutterschaftsleis-
tungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Einnahmen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, dem Elterngeld
vergleichbare Leistungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 oder Versicherungsleistungen gem. § 192
Abs. 5 Satz 2 VVG zustehen, gelten als Monate, fur die dieser Elternteil Basiselterngeld bezieht (§
4 Abs. 4 Satz 3). Dies gilt auch dann, wenn ein alleinerziehender Vater Elterngeld beansprucht,
sowie im Fall des Bezugs von vergleichbaren auslandischen Leistungen gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr.

3, wenn die Leistungen im Ausland erst nach dem 15. Lebensmonat bezogen werden.

Lebensmonate des Kindes, in denen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 anzurechnende Einnahmen
oder Versicherungsleistungen gem. § 192 Abs. V S. 2 VVG zustehen, gelten auch dann als Bezugs-
monate, wenn die Elterngeld beantragende Person in diesen Monaten die Voraussetzungen des §
1 nicht erflllt. Diese Monate sind auf den Bezugszeitraum des Elterngeldes anzurechnen. Sie gelten
als von den Eltern verbraucht. Dem steht nicht entgegen, dass die Eltern ergédnzend zu denin § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 genannten Leistungen fir diese Monate einen (tageweisen) Anspruch auf

Elterngeld geltend machen.

Die berechtigte Person kann diese Basiselterngeldmonate nicht gem. § 4 Abs. 3 S. 3 in Elterngeld
Plus-Monate umwandeln und es kann auch kein Partnerschaftsbonus bezogen werden. Eine nach-
tragliche Bewilligung von anzurechnenden Leistungen flihrt dazu, dass unter Umstanden bereits

gewabhlte Elterngeld-Plus-Monate in Basiselterngeldmonate umzuwandeln sind.

Ein Elternteil allein kann hoéchstens 12 Monatsbetrage Basiselterngeld in Anspruch nehmen, vgl. §
4 Abs. 4 Satz 1. Der Bezug von auslandischen vergleichbaren Leistungen kann daher auch nur in
diesem Umfang den Anspruch verbrauchen. Partnermonate nach § 4 Abs. 3 Satz 2 stehen daher,
trotz eines Uber die 12 Monatsbetrage hinausgehenden Bezugs des anderen Elternteils im Ausland,

ZU.

Der Verweis auf die Regelung des § 3 Abs.1 Nr. 3 gilt nicht in Fallen, in denen die auf der Grundlage

des Vertrages zur Griindung der Europaischen Gemeinschaft erlassenen Verordnungen (insbes.
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VO EG Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009) Anwendung finden, da diese bereits von § 3 Abs. 1 Nr. 3
nicht erfasst werden (vgl. RL 3.1.1.3). Dariber hinaus gilt der Verweis auf die Regelung des § 3 Abs.
1 Nr. 3 auch nicht flr Anspriiche, die nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofs in
grenziberschreitenden Fallen im Wohnland zusatzlich bestehen (vgl. etwa EuGH, Urteil vom 20.
Mai 2008 in der Rechtssache Bosmann, C-352/06), obwohl diese von § 3 Abs. 1 Nr. 3 erfasst wer-
den. Dies ist Ergebnis einer europarechtskonformen Auslegung. Folglich sind auch die beziehenden
Elternteile, denen neben dem Elterngeldanspruch nach deutschem Recht nach der Rechtsprechung
in der Rechtssache Bosmann in ihnrem Wohnsitzland ein Anspruch auf eine vergleichbare Leistung
zusteht, nicht auf das Basiselterngeld festgelegt, sondern kénnen frei zwischen Basiselterngeld und

Elterngeld Plus wahlen.

Hinsichtlich des Elterngeldbezuges bei kurzer Geburtenfolge wird auf die Ausfuhrungen unter

3.1.1.1.3 verwiesen.

Hinsichtlich des Verbrauchs von Elterngeldmonaten bei Bezug von auslandischen Leistungen, siehe
auch die Beispielsfalle in BEEG-RIili Anhang V: Grenzlberschreitende Sachverhalte in Beispielsfal-

len.
Beispielsfalle zum Verbrauch bei Bezug von Mutterschutzleistungen:

Beispielfall 1: Eine Mutter, die Anspruch auf 12 Lebensmonate Basiselterngeld hat, bean-
tragt im Anschluss an einen zweimonatigen Bezug von anzurechnenden Mutterschutzleistungen die
Monatsbetrage fur die Lebensmonate 3 bis 14. Da die Monate mit anzurechnenden Mutterschutz-
leistungen fur sie als Basiselterngeldbezugsmonate gelten, stehen ihr jedoch nur noch fir weitere

10 Lebensmonate Basiselterngeld zu.

Beispielfall 2: Eine Mutter bezieht 12 Lebensmonate Basiselterngeld fur die ersten zwolf
Lebensmonate ihres Kindes. Der Vater nimmt zwei Parthermonate in Lebensmonat 1 und 2. Der
Mutter stehen in den Monaten 1 und 2 Mutterschaftsleistungen zu. Dieser Bezug von Mutterschafts-
leistungen fuhrt nicht zu einer Anrechnung auf das Elterngeld des Vaters, da es grundsatzlich nur
bei der Mutter als der das Mutterschaftsgeld beziehenden Person zu einer Anrechnung kommen

kann. Dem Vater stehen seine beiden Monatsbetrage uneingeschrankt zu.

Beispielfall 3: Die Mutter bezieht in den ersten beiden Lebensmonaten (vom 1. Juli bis zum
25. August) Mutterschaftsleistungen. Sie beantragt fiir die Lebensmonate 3 und 4 Basiselterngeld,
der Vater beantragt Basiselterngeld fiir die ersten zwdlf Lebensmonate. Die ersten beiden Lebens-
monate werden wegen des Bezugs von Mutterschaftsleistungen von der Mutter als Basiselterngeld
»verbraucht®. Zusammen mit den von ihnen beantragten weiteren zwei und zwdlf Lebensmonaten

wlrden die Eltern die Hoéchstbezugsgrenze fiur das Basiselterngeld um zwei Lebensmonate
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Uberschreiten. Darauf sind die Antragsteller hinzuweisen und um eine einvernehmliche Aufteilung

der zustehenden 14 Lebensmonate zu bitten.

Fir die Hohe des Anspruchs auf Elterngeld sind die Regeln zur Anrechnung nach § 3 mal3geblich.
Da die Anrechnung taggenau erfolgt, kann fir die Tage des Monats, in denen etwa Mutterschafts-
leistungen nicht zustehen, Elterngeld bezogen werden, wenn die Ubrigen Anspruchsvoraussetzun-

gen erflllt sind.

Im Beispiel 3 sollte in jedem Fall die Mutter fur den Lebensmonat 2 einen Antrag auf Elterngeld
stellen, denn dieser Monat gilt ohnehin als von ihr verbraucht. Sie kann aber fir die sechs Tage
Ende August erganzend zu den vorher bezogenen Mutterschaftsleistungen noch einen tageweisen

Anspruch auf Elterngeld geltend machen.

Beispielfall 4: Eine Mutter, die grundsatzlich Anspruch auf insgesamt 24 Elterngeld Plus-Monate
hat, beantragt im Anschluss an einen zweimonatigen Bezug von anzurechnenden Mutterschaftsleis-
tungen die Monatsbetrage fur die Monate 3 - 28. Da die Monate mit den anzurechnenden Mutter-
schaftsleistungen als Basiselterngeldbezugsmonate von ihr gelten, stehen ihr nur noch 20 Monate

Elterngeld Plus zu.

Beispielfall 5: Die Mutter bezieht in den ersten beiden Lebensmonaten nach der Geburt Mutter-
schaftsleistungen. Danach steigt sie sofort wieder in den Beruf ein. Der Vater beantragt fir die Le-
bensmonate 1 bis 28 Elterngeld Plus. Die ersten beiden Lebensmonate werden wegen des Bezugs
von Mutterschaftsleistungen als Basiselterngeldmonate von der Mutter ,verbraucht®. Die Eltern tber-
schreiten damit hier die Zahl der zulassigen Elterngeldmonate um 4 Elterngeld Plus-Monate bzw. 2
Basiselterngeldmonate. Die Antragsteller sind darauf hinzuweisen und um eine Neuverteilung der

Elterngeldmonate zu bitten.

Beispielfall 6: Die Mutter bezieht in den ersten beiden Lebensmonaten nach der Geburt Mutter-
schaftsleistungen. Der Vater ist alleinerziehend und betreut das Kind seit der Geburt in seinem Haus-
halt. Der Vater beantragt fir die Lebensmonate 1 bis 28 Elterngeld Plus. Die Mutter bezieht kein
Elterngeld. Die ersten beiden Lebensmonate gelten wegen des Bezugs von Mutterschaftsleistungen
als verbrauchte Basiselterngeldmonate von der Mutter. Der antragstellende Vater lberschreitet die
Zahl der zulassigen Elterngeldmonate um 4 Elterngeld Plus-Monate bzw. 2 Basiselterngeldmonate,

auf die er keinen Anspruch hat.
4.5 Elterngeld fiir Eltern besonders friihgeborener Kinder (Abs. 5)

Eltern, deren Kinder zu friih geboren wurden, kdnnen langer Elterngeld beanspruchen .
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4.5.1 Leistungsbezug (Satz 1 Nr. 1 bis 4))

Satz 1 regelt, ab welchem Zeitpunkt der Geburt, wie viele zusatzliche Elterngeldmonate von den

Eltern beansprucht werden kdénnen (Satz 1 Nr. 1 bis 4).

Ist das Kind mindestens sechs Wochen vor dem voraussichtlichen Termin der Entbindung gebo-
ren, besteht ein Anspruch auf einen zuséatzlichen Basiselterngeldmonat (Satz 1 Nr. 1). Wird das
Kind mindestens acht Wochen zu friih geboren, gibt es zwei zusatzliche Basiselterngeldmonate
(Satz 1 Nr. 2), bei 12 Wochen drei (Satz 1 Nr. 3) und bei 16 Wochen vier (Satz 1 Nr. 4).

Statt fir einen Lebensmonat Basiselterngeld zu beanspruchen, kann die berechtigte Person je-
weils zwei Lebensmonate Elterngeld Plus beziehen. Dabei ist zu berlcksichtigen, dass Lebensmo-

nate, in denen eine Mutter Mutterschaftsleistungen erhalt, als Monate mit Basiselterngeld gelten.
Der Anspruch steht ebenfalls allein- und getrennt erziehenden Elternteilen zu.

Beim Anspruch der Adoptiveltern wird der Bezugszeitraum nach § 4 Abs. 5 S. 1 entsprechend, ge-
rechnet ab dem Tag der Haushaltsaufnahme mit dem Ziel der Annahme des Kindes (vgl. § 1 Abs.

3 Satz 2), verlangert.
4.5.2 Berechnung (Satz 2)

Satz 2 bestimmt, wie der anspruchsauslésende Zeitraum zwischen dem voraussichtlichen und

dem tatsachlichen Tag der Entbindung zu berechnen ist.

Fir die Berechnung des Zeitraums zwischen dem voraussichtlichen Tag der Entbindung und dem
tatsachlichen Tag der Geburt ist der voraussichtliche Tag der Entbindung maf3geblich, wie er sich
aus dem arztlichen Zeugnis oder dem Zeugnis einer Hebamme oder eines Entbindungspflegers,

analog § 3 Absatz 1 Satz 3 des Mutterschutzgesetzes, ergibt.

Berechnungsbeispiel: Bei einem voraussichtlichen Entbindungstermin am Dienstag, den 28. De-
zember 2021 sind die Anspruchsvoraussetzungen fur einen zusatzlichen Basiselterngeldmonat
nach Satz 1 Nr. 1 erflllt, wenn das Kind spatestens am Dienstag, den 16. November 2021 geboren
wird. Wirde das Kind im Beispiel spatestens am 02. November geboren werden, waren die An-

spruchsvoraussetzungen fur zwei zusatzliche Basiselterngeldmonat nach Satz 1 Nr. 2 erfullt.
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4.5.3 Ausnahmeregelungen zu Bezugsdauer und Leistungsvariante fur Eltern zu
friih geborener Kinder (Satz 3 Nr. 1 bis 4)

Im Fall einer mindestens sechs Wochen zu frilhen Geburt schafft Satz 3 Nummer 1 a) eine Aus-
nahme zu der Regelung des § 4 Absatz 4 Satz 1 und stellt damit sicher, dass ein Elternteil nicht
nur héchstens 12, sondern héchstens 13 Monatsbetrage Basiselterngeld zuzlglich der héchstens

vier zustehenden Monatsbetrage Partnerschaftsbonus nach § 4b beziehen kann.

In Satz 3 Nummer 1 b) wird eine Ausnahme zum § 4 Absatz 1 Satz 3 geschaffen. Diese Vorschrift
stellt damit sicher, dass im Falle einer mindestens sechs Wochen zu friihen Geburt Basiselterngeld
bis zur Vollendung des 15. Lebensmonats und nicht nur bis zur Vollendung des 14. Lebensmonats

des Kindes bezogen werden kann.

In Satz 3 Nummer 1 ¢) wird eine Ausnahme zu § 4 Absatz 1 Satz 4 geschaffen. Diese Vorschrift

stellt damit sicher, dass Eltern, deren Kind mindestens sechs Wochen zu friih geboren wurde, EI-
terngeld Plus bis zur Vollendung des 32. Lebensmonats des Kindes beziehen kénnen, solange es
ab dem 16. Lebensmonat und nicht schon ab dem 15. Lebensmonat in aufeinander folgenden Le-

bensmonaten von zumindest einem Elternteil in Anspruch genommen wird.

Entsprechende Ausnahmeregelungen finden sich im Satz 3 Nummer 2a), b), c) bis 4a), b), c) fur
die mindestens 8, 12 und 16 Wochen zu friihe Geburt.

Die maximale Bezugszeit fur Elterngeld Plus (bis zur Vollendung des 32. Lebensmonats) gilt auch
im Falle einer zu frihen Geburt. Beim Anspruch der Adoptiveltern gilt die Grenze ,Vollendung des
8. Lebensjahres® in Bezug auf die Maximalbezugszeit von 14 bzw. 32 Lebensmonaten und damit
auch fur zusatzliche Frihchen-Monate. D.h. wenn ein Kind in den Haushalt aufgenommen wird
und wahrend des Bezugszeitraums von Elterngeld/ElterngeldPlus das 8. Lebensjahr vollendet, en-

det der Bezug, auch wenn 14 bzw. 32 Lebensmonate noch nicht aufgebraucht sind.
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§ 4a Berechnung von Basiselterngeld und Elterngeld Plus
4a.1 Berechnung von Basiselterngeld

Basiselterngeld wird allein nach den §§ 2 bis 3 berechnet.

4a.2 Berechnung von Elterngeld Plus

4a.2.1 Berechnungsmethode des Elterngeld Plus

Die Berechnung des Elterngeld Plus erfolgt grundsatzlich wie bei der Berechnung des Basiseltern-
geldes, richtet sich jedoch zusatzlich nach den Vorgaben des § 4a Abs. 2 Satz 2 und 3. So kom-
pensiert der Elterngeld Plus-Betrag den konkreten Einkommenswegfall wie das Basiselterngeld mit
der jeweiligen Ersatzrate, in der Regel zu 65 Prozent. Fur die Berechnung des wegfallenden Er-
werbseinkommens und der Berlicksichtigung der mafigeblichen Abzugsmerkmale wird auf die

Ausflhrungen zur Berechnung des Basiselterngeldes verwiesen.

Im Unterschied zum Basiselterngeld erhalt die berechtigte Person bei der Inanspruchnahme des
Elterngeld Plus allerdings hdchstens die Halfte des Elterngeldes, das ihr zustinde, wenn sie in der
Elterngeld-Bezugszeit keine Einnahmen im Sinne des § 2 oder § 3 hatte (vgl. § 4a Abs. 2 Satz 2).
Dabei gibt es Falle, in denen das Elterngeld Plus nicht der Summe des Elterngeldes bei Vollaus-
stieg entspricht. Wie beim Basiselterngeld ist bei der Berechnung des Elterngeld Plus das tatsach-
liche Einkommen wahrend der Bezugszeit mal3geblich, nicht der Umfang einer etwaigen Teilzeitta-
tigkeit. In Fallen, in denen Mindestelterngeld zusteht, wird dieses halbiert (vgl. § 4a Abs. 2 Satz 3).
Im Bereich einer Einkommensdifferenz von tber 50 Prozent ist die Hohe der monatlichen finanziel-
len Absicherung stets geringer, wenn die Teilzeiterwerbstatigkeit mit Elterngeld Plus kombiniert

wird, als wenn sie mit Basiselterngeld kombiniert wird.

Beispiel 1 (Einkommensdifferenz liber 50 %):

Zu berucksichtigendes Einkommen vor der Geburt: 2.000 Euro monatlich

Zu berucksichtigendes Einkommen nach der Geburt: 900 Euro

Wegfallendes Erwerbseinkommen: 2000 Euro — 900 Euro = 1.100 Euro
Basiselterngeldanspruch bei vollstandiger Unterbrechung der Erwerbstatigkeit: 2000 x 0,65 =
1.300 Euro

Basiselterngeldanspruch bei Teilzeit: 1100 Euro x 0,65= 715 Euro

Deckelungsbetrag des Elterngeld Plus: 1300 Euro : 2= 650 Euro
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Elterngeld Plus —Anspruch: 1100 Euro x 0,65 = 715 Euro, hier allerdings 650 Euro (wegen der De-

ckelung bei 50 Prozent des halftigen Basiselterngeldes ohne Teilzeiteinkommen).

Hier ist gemaR § 4a Abs. 2 Satz 3 eine Deckelung des Elterngeld Plus Betrags auf die Halfte der
Basiselterngeldrate erforderlich, die fiir die vollstandige Unterbrechung der Erwerbstatigkeit geleis-
tet werden wirde. Die Berechnung des zu bertcksichtigenden Einkommens erfolgt beim Basisel-

terngeld und Elterngeld Plus jeweils nach den Vorgaben der §§ 2 bis 3 ff.

Beispiel 2 (Einkommensdifferenz unter 50 %):

Zu berucksichtigendes Einkommen vor der Geburt: 2.000 Euro monatlich

Zu berucksichtigendes Einkommen nach der Geburt: 1.500 Euro monatlich

Wegfallendes Erwerbseinkommen: 2000 Euro — 1500 Euro = 500 Euro

Basiselterngeldanspruch bei vollstandiger Erwerbsunterbrechung:2000 Euro x 0,65 = 1.300 Euro
Basiselterngeldanspruch bei Teilzeit: 500 Euro x 0,65 = 325 Euro

Elterngeld Plus-Rate:500 Euro x 0,65= 325 Euro

In diesem Fall ist keine Deckelung erforderlich, da die Ersatzrate unter der Halfte der Basiseltern-
geldrate liegt, die flr das vollstdndige Unterbrechen der Erwerbstatigkeit geleistet werden wirde.
Die Berechnung des zu berucksichtigenden Einkommens erfolgt beim Basiselterngeld und Eltern-

geld Plus jeweils nach den Vorgaben der §§ 2 bis 3 ff.

Beispiel 3 (Geringverdiener):
Zu berucksichtigendes Einkommen vor der Geburt: 520 Euro
Zu berucksichtigendes Einkommen nach der Geburt: 337,50 Euro
Wegfallendes Erwerbseinkommen: 520 Euro — 337,50 Euro = 182,50 Euro
Berechnung der Ersatzrate fur Geringverdiener: 1000-520= 480
550 /2=225x0,1=22,5
67 + 22,5 = 89,5 Prozent Ersatzrate

Basiselterngeld bei vollstandiger Erwerbsunterbrechung: 520 Euro x 0,895 = 465,40 Euro
Basiselterngeldanspruch bei Teilzeit: 182,50 x 0,895 = 163,34; Erhéhung des Basiselterngeldes
auf den Mindestbetrag in Héhe von 300 Euro

Elterngeld Plus-Rate: 182,50 Euro x 0,895 = 163,34 Euro; hier Erhéhung des Elterngeld Plus-Be-
trages auf den Mindestbetrag in Héhe von 150 Euro

Hier wird die Elterngeld Plus-Rate auf den Mindestbetrag von 150 Euro erhdht.
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Beispiel 4 (Geschwisterbonus):

Zu bertcksichtigendes Einkommen vor der Geburt:2.770 Euro

Zu bertucksichtigendes Einkommen nach der Geburt: 1.300 Euro
Wegfallendes Erwerbseinkommen: 2770 Euro — 1300 Euro = 1.470 Euro

Basiselterngeldanspruch bei vollstandiger Unterbrechung der Erwerbstatigkeit: 2.770 Euro x 0,65 =
1800 Euro
Geschwisterbonus: 10 Prozent von 1800 Euro = 180 Euro

Auszahlungsbetrag Basiselterngeld: 1800 Euro + 180 Euro =1980 Euro

Deckelungsbetrag des Elterngeld Plus: 1980 : 2 = 990 Euro

Elterngeld Plus Anspruch:

1470 Euro x 0,65 = 955,50 Euro

Geschwisterbonus: 10 Prozent von 955,50 = 95,55 Euro

Summe: 955,50 Euro + 95,55 Euro = 1051,05 Euro

Auszahlungsbetrag Elterngeld Plus: 990 Euro (wegen der Deckelung bei 50 Prozent des halftigen

Basiselterngeldes bei Vollausstieg).

Beispiel 5 (Mehrlingszuschlag):
Zu berucksichtigendes Einkommen vor der Geburt:1.500 Euro
Zu berucksichtigendes Einkommen nach der Geburt: 500 Euro

Wegfallendes Erwerbseinkommen: 1000 Euro

Basiselterngeldanspruch bei vollstandiger Unterbrechung der Erwerbstatigkeit: 1.500 Euro x 0,65 =
975 Euro

Mehrlingszuschlag = 300 Euro

Auszahlungsbetrag Basiselterngeld: 975 Euro + 300 Euro =1275 Euro

Deckelungsbetrag des Elterngeld Plus: 1275 Euro : 2 = 637,50 Euro

Elterngeld Plus Anspruch:

1000 Euro x 0,65 = 650 Euro
Mehrlingszuschlag: 150 Euro

Summe: 650 Euro + 150 Euro = 800 Euro
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Auszahlungsbetrag Elterngeld Plus: 637,50 Euro (wegen der Deckelung bei 50 Prozent des halfti-

gen Basiselterngeldes bei Vollausstieg).

4a.2.2 Hochstbetrag des Elterngeld Plus (Deckelungsbetrag)

§ 4a Abs. 2 Satz 2 begrenzt den Hochstbetrag des Elterngeld Plus auf die Halfte des Basiseltern-
geldbetrages, der der berechtigten Person zustliinde, wenn sie keine Einnahmen im Sinne des § 2
oder § 3 hatte oder hat. Das einkommensabhangige Elterngeld im Elterngeld Plus-Bezug wird auf
die Halfte des beim vollstandigen Einkommenswegfall zustehenden Basiselterngeldes (inklusive
Geschwisterbonus und Mehrlingszuschlag) begrenzt (vgl. Beispiele unter 4a.2.1 und unter Anhang

IV: Elterngeld Plus in Beispielsfallen).

4a.2.3 Halbierung der Mindestbetrage im Elterngeld Plus

§ 4a Abs. 2 Satz 3 regelt die Halbierung der Mindestbetrage. Im Einzelnen sieht er vor, dass sich

der Mindestbetrag beim Geschwisterbonus von 75 Euro und der Mindestbetrag von 300 Euro, der
Erhdhungsbetrag bei Mehrlingsgeburten von 300 Euro sowie die anrechnungsfreien Betrédge nach

§ 3 Absatz 2 halbieren, wenn Elterngeld Plus bezogen wird.

Das bedeutet, dass fir das Elterngeld Plus ein Mindestbetrag von 150 Euro anzunehmen ist. Der
Mindestgeschwisterbonus im Elterngeld Plus Bezug betragt 37,50 Euro (Hinweis: Die Vorausset-
zungen des Anspruchs auf den Geschwisterbonus (vgl. § 2a Abs. 1) - insbesondere das Vorliegen
der Altersgrenzen - missen wahrend der gesamten Dauer des ,zeitlich langeren® Elterngeld Plus-

Bezuges vorliegen, vgl. § 2a Abs. 3).

Beispiel 1 (Halbierung des Mindestbetrages):

Zu berucksichtigendes Einkommen vor der Geburt des Kindes: 1.000 Euro
Basiselterngeld bei Vollausstieg: 1000 Euro x 0,67 = 670 Euro
Deckelungsbetrag des Elterngeld Plus: 670 Euro : 2 = 335 Euro

Zu bertcksichtigendes Einkommen nach der Geburt (bei maximal 32 Std. Teilzeit): 600 Euro
Zu ersetzendes Erwerbseinkommen: 400 Euro

Ersatzrate Basiselterngeld: 400 Euro x 0,67 = 268 Euro; hier 300 Euro, da Aufstockung auf den
Mindestbetrag erfolgt

Ersatzrate Elterngeld Plus: 400 Euro x 0,67 = 268 Euro;

Hier erfolgt keine Aufstockung, da der Mindestbetrag des Elterngeld Plus bei 150 Euro liegt.



214
— 0 § 4bPartnerschaftsbonus —
04b.1 Allgemeines

Beispiel 2 (Halbierung des Geschwisterbonus):

Zu bertcksichtigendes Einkommen vor der Geburt: 300 Euro

Basiselterngeldrate: 300 Euro, als vollstandiger Einkommensersatz

Geschwisterbonus im Basiselterngeldbezug: 10 Prozent des Basiselterngeldes mindestens 75
Euro; hier Mindestbetrag von 75 Euro

Deckelungsbetrag beim Elterngeld Plus: 300 Euro : 2 = 150 Euro

Elterngeld Plus Rate: 150 Euro

Geschwisterbonus im Elterngeld Plus-Bezug: 37,50 Euro

Hier kommt es auf den Mindestbetrag fir den Geschwisterbonus an. Nach § 2a Absatz 1 betragt
der Geschwisterbonus mindestens 75 Euro. Dieser Betrag wird im Elterngeld Plus gemal § 4a
Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 halbiert.

Beispiel 3 (keine Halbierung des Geschwisterbonus):

Zu bertucksichtigendes Einkommen vor der Geburt: 1.500 Euro

Basiselterngeldrate bei Vollausstieg:1500 Euro x 0,65 = 975 Euro

Geschwisterbonus: 97,50 Euro

Auszuzahlender Basiselterngeldbetrag: 975 Euro+ 97,50 Euro = 1.072,50 Euro

Deckelungsbetrag beim Elterngeld Plus: 1.072,50 Euro : 2 = 536,25 Euro

Elterngeld Plus-Rate bei Vollausstieg: (1500 Euro x 0,65): 2 = 487,50 Euro

Geschwisterbonus im Elterngeld Plus-Bezug : 48,75 Euro

Auszahlungsbetrag bei Inanspruchnahme des Elterngeld Plus und Geschwisterbonus: 487,50 Euro
+ 48,75 Euro = 536,25 Euro

In diesem Beispiel wird der Geschwisterbonus in voller Hohe von 48,75 Euro ausgezahlt, da er

Uber dem Mindestbetrag von 37,50 Euro im Elterngeld Plus-Bezug liegt.

§ 4b Partnerschaftsbonus

4b .1 Allgemeines

Beim Partnerschaftsbonus handelt es sich um eine weitere Variante des Elterngeldes. Mit dem
Partnerschaftsbonus gemaf § 4b erhalten beide Eltern zusatzliche Lebensmonate Elterngeld Plus,
wenn sie parallel in Teilzeit arbeiten. Jedem Elternteil stehen jeweils bis zu vier Partnerschaftsbo-

nus-Monate zu, die er oder sie unter den zusatzlichen Voraussetzungen des § 4b beziehen kann.

Die Regelung zum Partnerschaftsbonus soll den Eltern einen Anlass geben, das gesetzlich vorge-

gebene Zeitarrangement, zwei bis vier Monate zwischen 24 und 32 Wochenstunden parallel in
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Teilzeit zu arbeiten, auszuprobieren und in eine partnerschaftliche Aufgabenteilung hineinzuwach-
sen. Fir diesen Zeitraum besteht grundsatzlich auch ein Teilzeitanspruch wahrend der Elternzeit
(val. § 15 Absatz 7 Satz 1 Nr. 3).

Die Berechnung des Elterngeldes fir Partnerschaftsbonus-Monate erfolgt nach den allgemeinen
Grundsatzen fur Elterngeld Plus. Da der Partnerschaftsbonus in Elterngeld Plus-Monaten gewahrt
wird, muss eine gemeinsame Berechnung aller Elterngeld Plus-Monate mit Teilzeiteinkommen (in-
clusive Partnerschaftsbonus-Monate) erfolgen. Entfallen die Partnerschaftsbonus-Monate missen
die verbleibenden Elterngeld Plus-Monate mit Teilzeiteinkommen neuberechnet werden (etwa in

Bezug auf das Durchschnittseinkommen).

Um den Partnerschaftsbonus zu erhalten, missen beide Elternteile gleichzeitig die Anspruchsvo-
raussetzungen erflllen (soweit nicht die Voraussetzungen fur einen alleinigen Bezug nach § 4c
Abs. 1 Nr. 1-3, Abs. 2 vorliegen). Eine gemeinsame Beantragung des Partnerschaftsbonus ist nicht
erforderlich. Jeder Elternteil kann fir sich den Partnerschaftsbonus beantragen. Der Partner-
schaftsbonus ist in zwei Bescheiden jedem Elternteil getrennt zu bewilligen. Beantragt zunachst
nur ein Elternteil den Partnerschaftsbonus hat dieser Elternteil die Nachweise Uber die voraussicht-
liche Erflllung des Stundenkorridors zu erbringen. Der andere Elternteil muss erklaren, dass er
ebenfalls den Stundenkorridor in diesem Zeitraum erfullen und die Partnerschaftsbonusmonate in
Anspruch nehmen wird. Eine Anforderung der Nachweise fur den erklarenden Elternteil hat vor
dem Bezug der Partnerschaftsmonate zu erfolgen, um Rickforderungen zu verhindern. Wird ein
entsprechender Nachweis vom zweiten Elternteil nicht erbracht, muss die Bewilligung fur den ers-

ten Elternteil aufgehoben werden.

Fir den Nachweis der Voraussetzungen gelten fiir die Partnerschaftsbonus-Monate keine Beson-
derheiten gegeniiber anderen Basiselterngeld- oder Elterngeld Plus-Monaten. Fir das Vorliegen
der Voraussetzungen mussen die entsprechenden Erklarungen und Nachweise erbracht werden

(bspw. Erklarung, dass das Kind betreut wird und im Haushalt lebt).

4b.1.1 Umfang der Erwerbstatigkeit im Partnerschaftsbonus

Nach § 4b Abs. 1 Nr. 1 mussen beide Eltern gleichzeitig zwischen 24 und 32 Wochenstunden im
Durchschnitt des Lebensmonats erwerbstatig sein. Ausreichend ist damit eine Erwerbstatigkeit im
Umfang von nicht weniger als 24 Wochenstunden im Durchschnitt des Lebensmonats; eine Ar-
beitszeit von 32 Wochenstunden darf hingegen — wie nach den allgemeinen Voraussetzungen flr
den Elterngeldbezug — nicht Gberschritten werden. Nicht erforderlich ist, dass die Eltern an allen

Tagen des Lebensmonats eine Erwerbstatigkeit austiben. Es genlgt, dass der erforderliche
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Stundenkorridor von 24 bis 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Lebensmonats eingehalten
wird. Bei mehreren Arbeitsverhaltnissen eines Elternteils sind die jeweiligen Stundenumfange zu-
sammen zu rechnen. Fir die Berechnung des zulassigen Arbeitsumfangs im Partnerschaftsbonus
sind die Ausfihrungen zur Ermittlung von Arbeitszeiten unter Richtlinie 1.6.1 und unter Richtlinie

1.6.1.2 entsprechend anzuwenden.

Arbeitet eine Person in keiner Woche weniger als 24 Stunden, ist die zulassige Wochenarbeitszeit
eingehalten. Daruber hinaus gibt es zwei weitere nacheinander anzuwendende Moglichkeiten, um

festzustellen, dass die 24-Stunden-Grenze nicht unterschritten ist:

1. Die monatsweise Berechnung nach Kalendertagen, da es genugt, wenn die wochentliche

Arbeitszeit im Durchschnitt des Lebensmonats 24 Stunden nicht unterschritten wird

2. sowie fur den Fall Uberproportional vieler Arbeitstage in einem Kalendermonat, eine mo-

natsweise Berechnung nach Arbeitstagen.

1. Monatsweise Berechnung nach Kalendertagen

Fir die monatsweise Berechnung der Mindeststundenzahl fiir den Partnerschaftsbonus nach Ka-

lendertagen gilt Folgendes:

Bei 28 Tagen im Lebensmonat betragt die fur den Partnerschaftsbonus mindestens erforderliche
Arbeitszeit 96 Stunden,

bei 29 Tagen 99 Stunden,

bei 30 Tagen 102 Stunden und

bei 31 Tagen 106 Stunden.

2. Monatsweise Berechnung nach Arbeitstagen

Unterschreitet die geleistete monatliche Arbeitszeit in einem Bezugsmonat die nach kalendertagli-
cher Berechnung mindestens erforderliche Gesamtstundenzahl, kann dies darin begriindet liegen,
dass im betreffenden Lebensmonat (zuféllig) unterproportional wenige der vereinbarten Arbeits-
tage anfallen. In diesem Fall ist zusatzlich zu prifen, ob die mindestens erforderliche Arbeitszeit im

Durchschnitt der Arbeitstage des betreffenden Lebensmonats eingehalten wurde.

Anhand der Teilzeitvereinbarung des Elternteils wird ermittelt, an wie vielen (und welchen) Tagen
in der Woche gearbeitet wird. Dann wird die durchschnittlich mindestens erforderliche arbeitstagli-
che Stundenzahl des Elternteils ermittelt, indem die mindestens erforderliche durchschnittliche Ge-
samtstundenzahl pro Woche (24) durch die Zahl der vereinbarten Arbeitstage geteilt wird (im Bei-
spiel durch flinf). Man erhalt die durchschnittliche arbeitstagliche Mindeststundenzahl. Dieses Er-
gebnis wird mit der Zahl der im konkreten Lebensmonat anfallenden, laut Teilzeitvereinbarung ver-

bindlich festgelegten Arbeitstage multipliziert.
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Beispiele:
Bei einer Flinf-Tage-Woche ergibt sich eine durchschnittliche mindestens zulassige arbeitstagliche
Stundenzahl von 4,8 Stunden (24 Wochenstunden geteilt durch 5 Arbeitstage). Diese ist mit der

Zahl der in den Bezugsmonat fallenden vereinbarten Arbeitstage zu multiplizieren.

Bei einer Finf-Tage-Woche ergibt sich
bei 20 Arbeitstagen eine Mindestarbeitszeit von 96 Stunden,
bei 21 Arbeitstagen von 100,8 Stunden.

Bei einer Vier-Tage-Woche ergibt sich eine durchschnittliche mindestens zulassige arbeitstagliche
Stundenzahl von 6 Stunden (24 Wochenstunden geteilt durch 4 Arbeitstage). Diese ist mit der Zahl

der in den Bezugsmonat fallenden vereinbarten Arbeitstage zu multiplizieren.

Bei einer Vier-Tage-Woche ergibt sich
bei 16 Arbeitstagen eine Mindestarbeitszeit von 96 Stunden,
bei 17 Arbeitstagen von 102 Stunden.

Die Regelung des § 4 Abs. 2 Satz 2 findet in Bezug auf diese Durchschnittswerte keine Anwen-
dung, da sich diese auf den ganzen Lebensmonat beziehen. Fir die Ubrigen Anspruchsvorausset-

zungen findet die Regelung des § 4 Abs. 2 Satz 2 Anwendung.

Beispiel: Die Eltern haben ein Kind in der Adoptionspflege. Von diesem Zeitpunkt an beziehen
beide Elternteile insgesamt 14 Lebensmonate Basiselterngeld. Im Anschluss daran mochten die
Eltern vom 15. bis 18. Lebensmonat den Partnerschaftsbonus beziehen. Im 18. Lebensmonat
scheitert die Adoption. Es kommt zur Anwendung des § 4 Abs. 2 Satz 2. Es wird bis zum Ende des

18. Lebensmonats der Partnerschaftsbonus ausgezahlt.

Aufgrund der Fiktion des § 1 Abs. 6, Variante 2 und 3 gilt die fir den Partnerschaftsbonus maximal
zulassige Hochststundenzahl bei zur Berufsbildung Beschéaftigten und Tagespflegepersonen im
Sinne des § 23 SGB VIl als eingehalten (vgl. Ziffer 1.6.2). Einen Anspruch auf Partnerschaftsbo-
nusmonate haben diese Personen, wenn sie die notwendige Mindeststundenzahl einhalten. Stu-
dierende oder Schiiler haben keinen Anspruch auf Partnerschaftsbonusmonate, es sei denn, sie

erwerben durch eine zusatzliche Teilzeittatigkeit einen Anspruch.

Im Krankheitsfall des Elterngeldberechtigten wird eine Erwerbstatigkeit solange ausgetibt, wie ein

Anspruch auf Entgeltfortzahlung besteht. Dies gilt auch wahrend eines Beschaftigungsverbots
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aullerhalb der Schutzfristen vor oder nach der Entbindung (z.B. vorgeburtliches Beschaftigungs-
verbot, das in die Zeit der Partnerschaftsbonus-Monate fiir ein alteres Kind fallt) oder wahrend ei-
nes bezahlten Urlaubes. Als Arbeitszeit gilt die auf diese Zeiten entfallende (vertraglich) verein-
barte Teilzeit-Arbeitszeit. Auch bei der Inanspruchnahme von Resturlaub aus Vollzeit, ist fur die
Stundenzahl pro Urlaubstag die wahrend des Partnerschaftsbonus vereinbarte Teilzeit-Sollarbeits-
zeit zu veranschlagen. Dasselbe gilt fir Zeiten der Freistellung zur Pflege eines kranken Kindes.
Bei Selbstandigen wird in diesen Fallen die Erwerbstatigkeit ebenfalls weiter ausgeubt. Als Arbeits-
zeit gilt die auf diese Zeiten entfallende, bei Antragstellung glaubhaft gemachte, durchschnittliche
tagliche (Teilzeit-)Arbeitszeit. Es wird im Einzelnen auf die Ausfihrungen unter Ziffer 1.1.1.3.2 und

1.6.1 verwiesen.

Zeiten der Inanspruchnahme der Schutzfristen vor oder nach der Entbindung sind fur die Einhal-
tung des im Partnerschaftsbonus grundsatzlich notwendigen Stundenkorridors unschadlich. Fur

diese Zeiten ist die fir die Einhaltung des Stundenkorridors notwendige Arbeitszeit zu unterstellen.

Die Eltern haben bei Beantragung zu erklaren, dass sie den Stundenkorridor von 24 bis 32 Wo-
chenstunden nicht Uber- oder unterschreiten und dies durch Vorlage geeigneter Unterlagen (Ar-
beitsvertrag, Lohn- und Gehaltsbescheinigungen) glaubhaft zu machen. Subsidiar kann die Eltern-
geldstelle nach § 9 BEEG entsprechende Informationen vom Arbeitgeber verlangen. Bei zur Be-
rufsbildung Beschaftigten ist nur ein Nachweis Uber die Einhaltung der ndtigen Mindeststundenzahl

bei Teilzeit erforderlich.

Selbstandige haben zu erklaren, welchen Umfang ihre Arbeitszeit in der Regel vor dem Elterngeld-
bezug hatte und welche Vorkehrungen im Betrieb getroffen wurden, um die gegebenenfalls redu-
zierte Arbeitszeit aufzufangen (vgl. Ziffer 1.6.1.3). Tagespflegepersonen im Sinne des § 23 SGB
VIl legen als Nachweis fiir das Vorliegen der Untergrenze des Stundenkorridors die Betreuungs-

vertrage vor.

Sollte der Umfang der Arbeitszeit nach Antragstellung vertraglich oder tatsachlich geandert wer-
den, muss diese Anderung, die fiir die Leistung erheblich ist und (iber die zudem im Antrag Erkla-
rungen abgegeben worden sind, unverziglich nach § 68 Nr. 15 in Verbindung mit § 60 Absatz 1
Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch mitgeteilt werden. Bestehen Zweifel an der
Einhaltung des Stundenkorridors, etwa auf Grund der Einkommenshdéhe in den Lohn- und Gehalts-
bescheinigungen, kann die Elterngeldstelle im Rahmen der abschlieRenden Bewilligung nach Ab-
lauf des Bezugszeitraums im Einzelfall weitere Nachweise Uber die tatsachlich geleistete Arbeits-

zeit verlangen.
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4b.1.2 Voraussetzungen des § 1

Nach § 4b Abs. 1 Nr. 2 mlssen beide Eltern in den Partnerschaftsbonus-Monaten die Vorausset-
zungen zum Elterngeldbezug nach § 1 erflllen (v. a. mit dem Kind in einem Haushalt leben). Diese
Regelung stellt sicher, dass beide Elternteile nicht nur im Umfang von 24 bis 32 Wochenstunden

arbeiten mussen, sondern auch beide das Kind betreuen konnen.

Nach einer Trennung ist der Anspruch dann gegeben, wenn das Kind weiterhin mit beiden Eltern in
hauslicher Gemeinschaft lebt; dies wird in der Regel der Fall sein, wenn das Kind mindestens ca.
30 % in dem jeweiligen Haushalt lebt. Sollte das Kind nur von einem Elternteil betreut werden,

kommt ein Anspruch nach § 4c Abs. 2 in Betracht.

4b.2 Bezugsdauer

Der Partnerschaftsbonus muss mindestens zwei und kann héchstens vier Lebensmonate bezogen
werden. Die Eltern konnen den Partnerschaftsbonus fiir zwei, drei oder vier Lebensmonate bean-
tragen. Haben sie ihn flir mehr als zwei Lebensmonate beantragt, kdnnen sie den Bezug nach der
Mindestbezugszeit von zwei Lebensmonaten beenden. Hierfiir miissen sie eine Anderung ihres
Antrags gemaR § 7 Abs. 2 S. 1 vornehmen (vgl. 7.2.1 Anderung des Antrags (Absatz 2 Satz
1). Damit kdnnen Eltern zum Beispiel verhindern, dass Partnerschaftsbonusmonate zurtickgefor-

dert werden mussen, weil sie die Bezugsvoraussetzungen nicht einhalten kénnen.

Beispiel:

Die Eltern haben den Bezug des Partnerschaftsbonus fir die Dauer von vier Monaten beantragt.
Nach den ersten zwei Monaten stellen sie fest, dass es ihnen schwerfallt, die Voraussetzungen
einzuhalten, da sie regelmaRig Uber- und Unterstunden geleistet haben und dies auch weiterhin so
sein wird. Sie nehmen daher ihren Antrag fur die Monate 3 und 4 zurlck, um nicht Gefahr zu lau-

fen, wegen Nichteinhalten der Bezugsvoraussetzungen Riickforderungen ausgesetzt zu sein.

Ebenfalls kdnnen Eltern im Wege der Antragsanderung ihre Bezugszeit auf maximal vier Lebens-
monate verlangern, wenn sie ursprunglich nur den Bezug von zwei oder drei Lebensmonaten be-

antragt haben.

Haben die Eltern die Bezugsvoraussetzungen nicht in allen beantragten Monaten erflillt, halten
aber die Mindestbezugsdauer gemafR § 4b Abs. 2 Satz 2 ein, greift die Regelung des § 4b Abs. 5,

siehe 4b.5 Nichterflllen der Voraussetzungen in einzelnen Monaten.
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4b.2.1 Anspruch auf hochstens vier Monatsbetrage

Je Elternteil haben die Eltern Anspruch auf hdchstens vier Monatsbetrage Partnerschaftsbonus.
Partnerschaftsbonus-Monate, die ein Elternteil nicht in Anspruch nimmt, kénnen nicht vom anderen

Elternteil bezogen werden und verfallen.

§ 4b Abs. 2 Satz 1 gewahrt nur einen einmaligen Anspruch auf den Partnerschaftsbonus fir beide
Elternteile. Mehrfachbezuge sind ausgeschlossen. Auch Eltern, die zweimal vier Lebensmonate
die Voraussetzungen fur den Partnerschaftsbonus erfiillen, erhalten (nur) einmalig je vier Partner-

schaftsbonus-Monate.

4b.2.2 Mindestbezugsdauer zwei Lebensmonate

Der Partnerschaftsbonus muss fiir mindestens zwei Lebensmonate bezogen werden.

Erflllen die Eltern die Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus in weniger als zwei Lebensmo-
naten, ist die Bewilligung fur den Partnerschaftsbonus aufgrund der Mindestbezugszeit insgesamt
aufzuheben. Auf die Aufhebung sind die §§ 45, 48 SGB X anzuwenden (Prifung des Vertrauens-

schutzes).

Haben die berechtigten Personen den Partnerschaftsbonus flr einen (einzigen) Lebensmonat be-
reits bezogen und tritt erst danach die Anderung der Verhaltnisse ein, so dass der Anspruch auf
einen weiteren Partnerschaftsbonus-Monat nicht besteht, kommt eine Ricknahme oder Aufhebung
des Bewilligungsbescheides bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 45 SGB X mit Wirkung fir
die Zukunft oder fur die Vergangenheit oder nach § 48 SGB X mit Wirkung fir die Zukunft in Be-

tracht. Dies hangt von den Umstanden des Einzelfalls ab (vgl. 4.4.2 Mindestbezugszeit).

Der Partnerschaftsbonus kann ausnahmsweise fir einen Monat gewahrt werden, wenn das Kind
im ersten Bezugsmonat verstirbt oder die Adoptionspflege entzogen wird (vgl. BSG vom
08.03.2018, Aktenzeichen B 10 EG 7/16 R).

4b.3 Bezug gleichzeitig und in aufeinanderfolgenden Lebensmonaten

4b.3.1 Gleichzeitiger Bezug des Partnerschaftsbonus

Die Voraussetzungen fir den Partnerschaftsbonus missen von beiden Elternteilen gleichzeitig er-
fullt werden. Das Verhalten des einen Elternteils (z. B. wenn ein Elternteil mehr als 32 Wochen-

stunden im Monatsdurchschnitt arbeitet) kann demnach dazu flihren, dass der durch
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Elterngeldbescheid festgesetzte Anspruch beider Elternteile aufgehoben wird. Werden die Voraus-
setzungen des Partnerschaftsbonus nicht von beiden Elternteilen eingehalten, ist die Bewilligung
aufzuheben, und zwar auch dann, wenn nur ein Elternteil die Voraussetzungen nach § 4b Abs. 1
bis Abs. 3 nicht erfllt. Auf die Aufhebung sind die §§ 45, 48 SGB X anzuwenden (Prifung des

Vertrauensschutzes ).

Soweit die Mindestbezugszeit des Partnerschaftsbonus von zwei Lebensmonaten erflllt ist, erfolgt
die Aufhebung nur fur die Lebensmonate, in denen die Voraussetzungen nicht erfullt wurden. Auf
die Aufhebung sind die §§ 45, 48 SGB X anzuwenden (Prifung des Vertrauensschutzes).Diejeni-
gen Lebensmonate, in denen beide Eltern die Voraussetzungen erflllt haben, kdnnen sie behalten

(vgl. 4b.5 Nichterflllen der Voraussetzungen in einzelnen Monaten).

4b.3.2 Bezug in aufeinanderfolgenden Lebensmonaten

Der Partnerschaftsbonus muss fiir zwei, drei oder vier aufeinanderfolgende Lebensmonate bean-
tragt werden. Die Voraussetzungen kénnen sowohl im Zeitraum nach § 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 als

auch im flr den Elterngeld Plus verlangerten Zeitraum nach § 4 Abs. 1 Satz 4 erfillt werden.

Der Partnerschaftsbonus kann vor, wahrend, nach oder ganz ohne Elterngeld(Plus)-Bezug genom-

men werden.

Beispiel 1: Die Mutter bezieht fur die Lebensmonate 1 bis 6 Basiselterngeld. Der Vater bezieht in
den Lebensmonaten 7 bis 10 Basiselterngeld. Vom 11. bis 14. Lebensmonat bezieht
das Elternpaar den Partnerschaftsbonus. Vom 15. bis 18. Lebensmonat nimmt die Mut-

ter Elterngeld Plus in Anspruch, der Vater vom 19. bis zum 22. Lebensmonat.

Beispiel 2: Die Mutter bezieht die ersten zwolf Lebensmonate Basiselterngeld. Der Vater nimmt
seine Partnermonate in den Lebensmonaten 13 und 14. Danach nimmt das Elternpaar

den Partnerschaftsbonus in den Lebensmonaten 15 und 16 in Anspruch.

Beispiel 3: Die Mutter bezieht flir die Lebensmonate 1 bis 6 Basiselterngeld. In den Lebensmona-
ten 7 bis 10 bezieht das Elternpaar den Partnerschaftsbonus. Vom 11. bis 13. Lebens-
monat bezieht der Vater Basiselterngeld. Vom 14. bis 19. Lebensmonat bezieht die

Mutter Elterngeld Plus.
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Der Partnerschaftsbonus kann also auch dann bezogen werden, wenn die Eltern vor dem zwei- bis
viermonatigen Zeitraum, in dem die Voraussetzungen flir den Partnerschaftsbonus erflillt werden
mussen, nicht alle Monatsbetrage verbraucht haben und im Anschluss an die Partnerschaftsbo-

nusmonate noch Basiselterngeld in Anspruch nehmen.

Beispiel 4: Die Mutter bezieht die Lebensmonate 1 bis 12 Basiselterngeld. Der Vater nimmt keine
Partnermonate in Anspruch. Vom 13. bis 15. Lebensmonat nimmt das Elternpaar den

Partnerschaftsbonus in Anspruch.

Werden die Voraussetzungen nicht in allen beantragten aufeinanderfolgenden Lebensmonaten er-
fullt, ist die Bewilligung aufzuheben. Soweit die Mindestbezugszeit des Partnerschaftsbonus von
zwei Lebensmonaten erflllt ist, erfolgt die Aufhebung nur fir die Lebensmonate, in denen die Vo-
raussetzungen nicht erfullt wurden. Auf die Aufhebung sind die §§ 45, 48 SGB X anzuwenden
(Prafung des Vertrauensschutzes). Zur Mindestbezugszeit vergleiche 4.4.2. Das Erfordernis des
ununterbrochenen Bezugs gilt auch dann als erfllt, wenn sich wahrend oder nach Ende des Be-
zugs herausstellt, dass die Eltern die Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus zwar nicht in al-
len aufeinanderfolgenden, aber in mindestens zwei Monaten erfullt haben (vgl. 4b.5

Nichterflllen der Voraussetzungen in einzelnen Monaten). Kommt es dennoch zur
Ruckforderung und haben die Eltern noch Elterngeld Plus-Monate zur Verfligung, kénnen sie diese
statt der Partnerschaftsbonus-Monate nehmen (vgl. 7.2.2 Einzelheiten zu den Anderungsméglich-
keiten (Satze 2 bis 5)).

4b.4 Fortsetzung im alleinigen Bezug

Wenn sich die Eltern trennen oder ein Elternteil stirbt und deshalb der andere Elternteil alleinerzie-
hend wird, wenn mit der Betreuung durch einen Elternteil eine Kindeswohlgefahrdung verbunden
ist oder die Betreuung durch einen Elternteil wegen einer schweren Krankheit unmoglich wird
(siehe § 4c Alleiniger Bezug durch einen Elternteil) und einer dieser Sachverhalte wahrend der Be-
zugszeit des Partnerschaftsbonus eintritt, kann der andere Elternteil den Bezug des Partner-
schaftsbonus allein fortsetzen, wie als hatte er von Beginn an zusatzliche Monatsbetrage auf der

Grundlage von § 4c Abs. 2 bezogen.

Eine Aufhebung der Bewilligung ist nur fir den Elternteil erforderlich, dessen Anspruch durch Weg-
fall der Anspruchsvoraussetzungen beendet ist. Auf die Aufhebung sind die §§ 45, 48 SGB X an-

zuwenden (Prifung des Vertrauensschutzes).
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4b.5 Nichterfiillen der Voraussetzungen in einzelnen Monaten

Wenn die Eltern die Bezugsvoraussetzungen des Partnerschaftsbonus nicht in allen beantragten
Lebensmonaten erfillen oder erfiillt haben, verlieren sie nicht zwingend ihren Anspruch auf die Le-
bensmonate, in denen die Voraussetzungen erfillt sind oder waren. Soweit der Mindestbezug von
zwei Lebensmonaten gemaf § 4b Abs. 2 Satz 2 erflllt ist, erfolgt die Aufhebung der Bewilligung
nur fir die Lebensmonate, in denen die Voraussetzungen nicht erfillt wurden. Auf die Aufhebung
sind die §§ 45, 48 SGB X anzuwenden (Prifung des Vertrauensschutzes).Denn gemaf § 4b Abs.
5 gilt das Erfordernis des Bezugs in aufeinanderfolgenden Lebensmonaten gemaf § 4b Abs. 3 und
§ 4 Abs. 1 Satz 4 trotz der entstehenden Liicke im Bezug als erflllt. Dabei ist unerheblich, ob sich
erst im Nachhinein herausstellt, dass in einzelnen Monaten die Voraussetzungen nicht erfillt wa-
ren oder ob die Eltern von der Moglichkeit der Antragsénderung Gebrauch gemacht und den Part-
nerschaftsbonus vorzeitig beendet haben. Entscheidend ist, dass die Mindestbezugsdauer von
zwei Monaten nicht unterschritten wird (vgl. 4b.2.2 Mindestbezugsdauer zwei Lebensmo-

nate).

Beispiel 1: Die Eltern beziehen den Partnerschaftsbonus in den Lebensmonaten 15, 16 und 17.
Es stellt sich heraus, dass die Mutter im 16. Lebensmonat weniger als die vereinbar-
ten 24 Wochenstunden gearbeitet hat. Im 15. und 17. Lebensmonat hat sie den
Stundenkorridor eingehalten. Der Vater hat in allen drei Monaten 30 Wochenstun-
den gearbeitet. Sie haben somit zusammen flir zwei Lebensmonate, im 15. und 17.
Lebensmonat, die Bezugsvoraussetzungen erflllt. Sie verlieren ihren Anspruch auf
diese beiden Monate nicht. Nur die Bewilligung fur den ,gerissenen“ 16. Lebensmo-

nat ist fur beide Elternteile aufzuheben. Die Liicke im Bezug ist unschadlich.

Beispiel 2: Die Eltern haben den Bezug des Partnerschaftsbonus fir die Dauer von vier Mona-
ten beantragt. Nach den ersten zwei Lebensmonaten stellen sie fest, dass sie die
Voraussetzungen nicht langer einhalten kdnnen. Sie nehmen daher ihren Antrag fur
die Lebensmonate 3 und 4 zurtick. Die Lebensmonate 1 und 2 des Partnerschafts-

bonus bleiben ihnen.

Die Eltern kdnnen nach dem Bezug des Partnerschaftsbonus noch weiter Elterngeld Plus bezie-
hen, auch wenn einzelne Lebensmonate des Partnerschaftsbonus entgegen ihrer vorherigen Pla-
nungen aufgehoben werden mussen. Entscheidend ist auch hier, dass die Mindestbezugsdauer
von zwei Monaten eingehalten wird und das Erflllen der Anspruchsvoraussetzungen in den Part-
nerschaftsbonusmonaten zum Zeitpunkt der Bewilligung nachgewiesen ist. Die durch die Aufhe-

bung einzelner Lebensmonate des Partnerschaftsbonus entstehenden Liicken im Elterngeldbezug
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sind auch fiir das allgemeine Erfordernis des ununterbrochenen Bezugs ab dem 15. Lebensmonat
(§ 4 Abs. 1 Satz 4) unschadlich.

Beispiel 3: Die Eltern haben vom 15. bis 18. Lebensmonat den Partnerschaftsbonus beantragt.
Vom 19. bis 22. Lebensmonat mdchte die Mutter noch Elterngeld Plus in Anspruch
nehmen, der Vater vom 23. bis zum 26. Lebensmonat. Die Monate wurden antrags-
gemal bewilligt. Wahrend des Bezugs des Partnerschaftsbonus, im 16. Lebensmo-
nat, stellen die Eltern fest, dass sie die Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus
wegen eines unvorhergesehenen, kurzfristigen Auftrags nicht weiter einhalten kon-
nen. Sie nehmen ihren Antrag fur die Lebensmonate 17 und 18 zurlick und beenden
den Bezug des Partnerschaftsbonus. Die Lebensmonate 15 und 16, fir die sie die
Erflllung der Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus nachgewiesen haben, dur-
fen sie behalten. Fur die Lebensmonate 17 und 18 wird die Bewilligung aufgehoben.
Ab Lebensmonat 19 kdnnen sie wie geplant Elterngeld Plus bekommen. Die Licke

im Bezug ist unschadlich.

§ 4c Alleiniger Bezug durch einen Elternteil

4c 1 Allgemeines zum alleinigen Leistungsbezug

Der § 4c Abs. 1 regelt den alleinigen Anspruch eines Elternteils auf zusatzliche Elterngeldmonate.
Die Regelung erfasst in ihrem Katalog drei Personengruppen, die grundsatzlich die Berechtigung zu
einem alleinigen Bezug der zusatzlichen Elterngeldmonate nach § 4c Abs. 1 haben. Die Vorausset-

zungen des Absatzes muissen nicht kumulativ vorliegen.

4c.1.1 Alleinerziehende

Alleinerziehende kdnnen die zusatzlichen Elterngeldmonate beziehen, wenn sie die Voraussetzun-
gen des Entlastungsbetrags nach § 24b Abs. 1 und 3 des Einkommensteuergesetzes erflillen und

der andere Elternteil weder mit ihm noch mit dem Kind in einer Wohnung lebt.

Die Mdglichkeit, Alleinerziehenden mit dem gemeinsamen Sorgerecht einen eigenen Anspruch auf
die Partnermonate bzw. Partnerschaftsbonus-Monate zuzusprechen, entspricht dem — inzwischen
auch flr nicht miteinander verheiratete Eltern verankerten — Leitbild eines gemeinsamen Sorge-

rechts. Die Partnerelemente sollen den Alleinerziehenden als soziale Férderung aufgrund ihrer
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besonderen Mehrbelastung zustehen, da sie Erwerbsarbeit und Familienleben ohne partnerschaft-

liche Unterstitzung zu bewaltigen haben.

Der Entlastungsbetrag soll die typischerweise hdheren Lebensfiihrungskosten Alleinerziehender be-
ricksichtigen. In § 24b Abs. 1 und 3 EStG knlpft er an folgende Tatbestandsmerkmale an: Allein
stehend und Haushaltszugehoérigkeit mindestens eines Kindes. Die Definition des Begriffs ,allein
stehend” differenziert zum einen nach der Art der Veranlagung. Es werden Personen erfasst, die
der Einzelveranlagung unterliegen, d.h. unverheiratete (ledige, geschiedene oder verwitwete) sowie
Verheiratete, die dauernd getrennt leben. Im Einzelnen darf nicht die Voraussetzung einer Ehegat-
tenveranlagung erfullt sein. Zum anderen darf keine Haushaltsgemeinschaft, definiert durch gemein-
sames Wirtschaften, mit einer anderen volljahrigen Person vorliegen. Hiervon ausgenommen sind
z.B. erwachsene Kinder, fir die Kindergeld bezogen wird. Z.B. in eheahnlichen Lebensgemeinschaf-
ten kommt es zu einer finanziellen oder tatsachlichen Beteiligung am Haushalt, die die héheren
Lebensfuhrungskosten der allein stehenden Person abfedert, so dass der Entlastungsbetrag ent-

fiele.

Das Kind muss zum Haushalt der/des Alleinerziehenden gehéren. Das ist zu vermuten, wenn das
Kind in ihrer/seiner Wohnung mit Haupt- oder Nebenwohnsitz gemeldet ist (§ 24b Abs. 1 S.2 EStG).

Zum Nachweis kann die/der Alleinerziehende einen Nachweis z. B. vom zustandigen Finanzamt
vorlegen, dass sie oder er die Voraussetzungen des Entlastungsbetrages erflllt (z.B. durch einen
aktuellen Nachweis der Steuerklasse I, wie ein aktuell gultiger Ausdruck aus ELStAM- Elektronische
LohnSteuerAbzugsMerkmale). Zur Giltigkeit einer schriftlichen Bescheinigung durch das Finanz-
amt ergibt sich eine andere Beurteilung, wenn konkrete Hinweise darauf bestehen, dass die Voraus-
setzungen des Entlastungsbetrages nicht oder nicht mehr vorliegen (Steuerklasse Il ergab sich auf-
grund eines alteren Kindes; Alleinerziehende/Alleinerziehender lebt mit anderem Elternteil eines jin-
geren Kindes in Haushaltsgemeinschaft).

Eine Erklarung zum Entlastungsbetrag ausschlielRlich gegenilber der Elterngeldstelle reicht eben-
falls aus.

Lebt das Kind in nicht unerheblichem Umfang sowohl in dem Haushalt der Mutter als auch in dem
Haushalt des Vaters, liegt in beiden Haushalten eine hausliche Gemeinschaft vor. Voraussetzung
ist, dass das Kind mindestens zu einem Drittel bei jedem Elternteil lebt. In diesen Fallen besteht kein

Anspruch auf die zusatzlichen Lebensmonate eines Elternteils (vgl. 1.1.1.2.2.).

Daher sollte die Unterschrift des anderen Elternteils auf dem Antragsformular vorgesehen werden.
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4c.1.2 Gefahrdung des Kindeswohls

Die Bezugnahme auf § 1666 BGB erfolgt nur hinsichtlich der Erheblichkeit der Kindeswohlgefahr-
dung durch die Betreuung durch einen Elternteil, die den alleinigen Bezug von Elterngeld fiir die
Dauer von 14 Lebensmonaten durch den anderen Elternteil rechtfertigt. Dabei ist ein enger Mal3stab

an-zulegen.

Eine Gefahrdung des Kindeswohls im Sinne von § 4c Abs. 1 Nr. 2 liegt vor, wenn die Betreuung
durch einen Elternteil die ernsthafte Besorgnis einer Schadigung fur das korperliche, geistige und/o-
der seelische Wohl des Kindes begriindet. Es muss eine gegenwartige, in einem solchen Mal} vor-
handene Gefahr bestehen, dass bei der weiteren Entwicklung des Kindes eine erhebliche Schadi-
gung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Dabei sind die milieubeding-
ten Gegebenheiten bzw. das familiare Umfeld zu berlcksichtigen. Ferner muss bei dem Elternteil
die mangelnde Bereitschaft oder Fahigkeit zur Gefahrabwendung von dem Kind bestehen. Die Be-
jahung einer Kindeswohlgefahrdung ist Grundlage fir die Annahme, dass ein Elternteil fur die Be-

treuung des Kindes subjektiv ungeeignet ist.

Trotz der Bezugnahme auf § 1666 BGB ist es nicht erforderlich, dass das Familiengericht Mal}-
nahmen angeordnet hat, denn es geht im vorliegenden Regelungszusammenhang nicht um die
Frage, ob ein staatlicher Eingriff in die Elternrechte insgesamt gerechtfertigt ist. Vielmehr ist im Rah-
men von § 4c Abs. 1 Nr. 2 zu prifen, ob mit der Ubernahme der Betreuung durch den anderen
Elternteil eine Gefahrdung des Kindeswohls verbunden ware. Die Folge ist, dass der andere Eltern-
teil bei Erfullen der weiteren Voraussetzungen die vollen 14 Lebensmonate Elterngeld allein in An-

spruch nehmen kann.

Der Antragsteller muss der Elterngeldstelle die Voraussetzungen flir den alleinigen Bezug durch
eine Bescheinigung des Jugendamtes nachweisen. Diese wird nur in besonderen Ausnahmefallen
erteilt werden. Der Antragsteller selbst muss das Jugendamt einschalten. Er ist von der Elterngeld-
stelle darauf hinzuweisen, dass damit eine Prifung der Gefahrdung des Kindeswohls eingeleitet

wird.

Das Jugendamt wird auf Bitte des Antragstellers eine Einschatzung darlber abgeben, ob mit der
Ubernahme der Betreuung durch den anderen Elternteil eine Gefahrdung des Kindeswohls verbun-
den ware. Das Jugendamt nimmt dann jedoch nicht nur eine isolierte Betrachtung der Kindeswohl-
gefahrdung durch einen méglichen Betreuungswechsel der Eltern untereinander vor. Denn wenn
dem Jugendamt durch und im Zusammenhang mit dem Vortrag des Antragstellers gewichtige An-
haltspunkte fir die Gefahrdung des Kindeswohls durch ein oder beide Elternteile bekannt werden,
schatzt es zunachst das Gefahrdungsrisiko fir das Kind insgesamt ab. Bei der Frage der Gefahr-

dung des Kindeswohls durch die Betreuung durch den anderen Elternteil, die fir den alleinigen 14-
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monatigen Bezug des Elterngeldes malRdgeblich ist, ist auch zu berticksichtigen, ob und in welcher

Form der Antragsteller in der Lage ist, die Gefahrdung von dem Kind abzuwenden.

Kommt das Jugendamt nach Anhdrung nicht nur des Antragstellers, sondern auch des anderen
Elternteils, zu der Einschatzung, dass gerade die Vermeidung des Betreuungswechsels bei Fortset-
zung der Betreuung durch den Antragsteller die Gefahrdung des Kindeswohls flr diese zwei Monate

abwendet, wird es dies den Eltern in geeigneter Weise bescheinigen.

Das Jugendamt wird gegebenenfalls auch Uber geeignete und notwendige Hilfen im Sinne des SGB

VIII = Kinder- und Jugendhilfe — entscheiden.

Der alleinige Bezug des Elterngeldes muss im Antrag geltend gemacht werden. Die Elterngeldstelle
bewilligt dann zunachst die beantragten tbrigen zwolf Monatsbetrage; fir die Entscheidung tber die
weiteren zwei Monatsbetrage wartet es die Beibringung des entsprechenden Nachweises durch den

Antragsteller ab.

Nur in den Fallen, in denen die Griunde fur das Gefahrdungsrisiko erst nach dem urspringlichen

Antrag eintreten, ist gemaR § 5 Abs. 1 eine entsprechende nachtragliche Anderung méglich.

4c.1.3 Unmoglichkeit der Betreuung

Eine Unmoglichkeit der Betreuung durch den anderen Elternteil liegt vor, wenn dieser die Betreuung
aus tatsachlichen Grinden nicht Gibernehmen kann. Dabei kann es sich beispielsweise um eine
schwere Krankheit, Schwerbehinderung oder Tod sowie um den Fall der VerbiiRung einer Freiheits-
strafe handeln. Zum Nachweis einer Unmaoglichkeit aus medizinischen Griinden ist ein arztliches

Attest vorzulegen.

Fir die Feststellung der Unmdglichkeit der Betreuung bleiben wirtschaftliche Griinde und Griinde
einer Verhinderung wegen anderweitiger Tatigkeiten aufder Betracht. Es kommt also auf die Unmdg-
lichkeit der Betreuungsarbeit selbst an, ohne Beriicksichtigung der Frage vorrangiger oder vermeint-
lich vorrangiger Aufgaben. Eine Unmdglichkeit im Sinne der Vorschrift liegt also nicht vor, wenn ein
Elternteil ausnahmsweise keinen Anspruch auf Elternzeit hat (etwa als Arbeitnehmer in der
Schweiz), wenn er mit der Inanspruchnahme von Elternzeit seinen Arbeitsplatz gefahrdet oder ge-
fahrdet sieht oder eine berufliche Auszeit aus anderen wirtschaftlichen Grinden nicht mdglich ist
oder nicht als mdglich erachtet wird (vgl. BSG, Urteil vom 26.03.2014, Az. B 10 EG 6/13 R).
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4c.2 Alleiniger Bezug des Partnerschaftsbonus

Absatz 2 sieht einen eigenstandigen Anspruch flir Elternteile im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3
vor, die aufgrund ihrer besonderen Lebenssituation die Voraussetzungen fir den Partnerschaftsbo-
nus nicht erfullen kénnen. Im Unterschied zum Anspruch nach Absatz 1 besteht der Anspruch nach

Absatz 2 auch ohne Erwerbsminderung.

Danach haben Elternteile im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 bis 3, beispielsweise Alleinerzie-
hende, wie Elternpaare Anspruch darauf, bis zu vier Lebensmonate Elterngeld Plus zu beziehen,
wenn sie — in Anlehnung an die Voraussetzung des § 4b Abs. 1 Nr. 1 — in mindestens zwei bis
hochstens vier aufeinander folgenden Lebensmonaten nicht weniger als 24 und nicht mehr als 32
Wochenstunden im Durchschnitt des Lebensmonats erwerbstatig sind. Damit bekommen zum Bei-
spiel Alleinerziehende einen vergleichbaren Bonus wie Elternpaare, sodass auch in diesen Fallen

die frihzeitige Wiederaufnahme einer Teilzeiterwerbstatigkeit belohnt wird.

Die gewahrten Monatsbetrage kann die Person im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 bereits in der
Zeit beziehen, in der sie die Voraussetzungen fur den Anspruch im Sinne des § 4c Abs. 2 erfullt.
Der Anspruch ist nach § 8 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 vorlaufig zu gewahren. Werden die Voraussetzun-
gen nicht in den vier aufeinanderfolgenden Lebensmonaten erflllt, sind die Monatsbetrage zurlck-
zufordern. Soweit der Mindestbezug von zwei Lebensmonaten geman § 4c Abs. 2 erflllt ist, dlrfen
nur die Lebensmonate zuriickgefordert werden, in denen die Voraussetzungen nicht eingehalten
wurden. Lebensmonate, in denen alle Voraussetzungen vorlagen, kann die Person behalten, siehe

4b.5 Nichterfullen der Voraussetzungen in einzelnen Monaten.

Gemal § 4b Abs. 4 besteht der Der Anspruch nach § 4c Abs. 2 auch, wenn die Voraussetzungen
fur den alleinigen Bezug erst wahrend des gemeinsamen Bezugs gem. § 4b Abs. 1 bis 3 auftritt,
etwa weil ein Elternteil wahrend des Bezugs des Partnerschaftsbonus schwer erkrankt. Der betreu-
ende Elternteil kann dann gem. § 4c Abs. 2 die verbleibenden Partnerschaftsbonusmonate allein

beziehen, siehe 4b.4 Fortsetzung im alleinigen Bezug.

§ 4d Weitere Berechtigte

4d.1 Sonderregelung fir Berechtigte, die nicht Eltern sind

Die §§ 4, 4a, 4b und 4c gelten nicht nur fir die Eltern, sondern auch flr die im Rechtssinne (noch)

nicht mit dem Kind verwandten Personen (§ 1 Abs. 3) sowie die Verwandten (§ 1 Abs. 4).

Nicht sorgeberechtigte Elternteile, Ehe- oder Lebenspartner, die ein Kind in ihren Haushalt aufge-

nommen haben (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2), und Vater, deren Vaterschaft noch nicht wirksam anerkannt
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oder festgestellt ist (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3), kbnnen nur dann Elterngeld beziehen, wenn der allein

sorgeberechtigte Elternteil zustimmt.

Die Zustimmung ist schriftlich zu erklaren. Dazu gentigt die Unterschrift des allein sorgeberechtigten
Elternteils auf dem Antrag der anderen berechtigten Person. Die Zustimmung kann sich auf den
gesamten Anspruchszeitraum oder Teile davon beziehen. Sie kann durch schriftliche Erklarung ge-
genuber der Elterngeldstelle widerrufen werden. Der Widerruf ist an keine Voraussetzungen gebun-
den. Durch ihn endet der Anspruch der anderen anspruchsberechtigten Person zum Ende des lau-

fenden Lebensmonats.

Der allein sorgeberechtigte Elternteil bedarf hingegen nicht der Zustimmung der anderen berechtig-

ten Person. Dies gilt auch, wenn er das Elterngeld fir den gesamten Bezugszeitraum fur sich allein

beansprucht.
§5 Zusammentreffen von Anspriichen
5.1 Aufteilung der Monatsbetrage (Abs. 1)

Die Eltern sollen nach § 5 Abs. 1 die Entscheidung, wer von ihnen fir welche Lebensmonate Eltern-
geld erhalten soll, im Interesse des Kindes grundsatzlich einvernehmlich treffen. Die beiden an-
spruchsberechtigten Elternteile teilen mit ihren jeweiligen Antragen der Behorde die von ihnen ge-
troffene Entscheidung daruber mit, flr wie viele und welche Lebensmonate von einem oder beiden
Elternteilen Elterngeld bezogen werden soll. Ein gemeinsamer Antrag beider Elternteile ist nach § 7
nicht vorgesehen. Soweit fur beide Elternteile ein Antragsvordruck vorgesehen ist, wird damit eine
getrennte Antragstellung nicht ausgeschlossen; wenn beide Elternteile in einem gemeinsamen An-

tragsvordruck ihre Antrage stellen, gelten sie dennoch als zwei Antrage im Sinne von § 7.

5.2 Aufteilung ohne einvernehmliche Entscheidung der Berechtigten (Abs. 2)

§ 5 Abs. 2 regelt die Frage der Aufteilung der Monatsbetrage auf die Anspruchsberechtigten flir den
Ausnahmefall, dass fiur den Bezug des Elterngeldes keine einvernehmliche Regelung getroffen wird.
Dadurch wird zum Wohl des Kindes sichergestellt, dass auch im Ausnahmefall fehlender Uberein-

stimmung der Eltern das Elterngeld von Anfang an ausgezahlt werden kann.

Ergibt sich aus dem Antrag in Verbindung mit dem geltend gemachten Anspruch eines anderen
Berechtigten (Geltendmachung durch dessen Antrag oder Anzeige, vgl. § 7), dass Elterngeld fur
mehr Lebensmonate geltend gemacht wird, als ein Anspruch besteht, ist der Antragsteller darauf
hinzuweisen. Die Berechtigten sind um eine einvernehmliche Aufteilung der ihnen gemeinsam zu-

stehenden Elterngeldmonate zu bitten. Nur wenn die Berechtigten auf Nachfrage die Aufteilung nicht
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einvernehmlich erklaren oder der Elterngeldstelle bereits vorher auf Grund der Umstande des Ein-
zelfalls bekannt war, dass eine entsprechende Nachfrage keinen Erfolg verspricht, ist die Aufteilung,

wer Anspruch auf wie viele Lebensmonate hat, nach § 5 Abs. 2 vorzunehmen.

Deckt sich die Anzahl der zustehenden Monatsbetrage nicht mit der Angabe, fir welche Lebensmo-
nate des Kindes eine Person ihren Anspruch geltend macht, ist die Person auf die Notwendigkeit
einer entsprechenden Angabe unter Erlauterung der nachstehenden Rechtsfolge hinzuweisen. Der
Hinweis kann gegebenenfalls gleichzeitig mit der Aufforderung zu einer einvernehmlichen Aufteilung
der Anzahl der Monatsbetrage auf die Eltern untereinander erfolgen. Erfolgt eine entsprechende
Angabe, fir welche Lebensmonate Elterngeld bezogen werden soll, auch auf Nachfrage nicht, ist
Elterngeld nur fur die Lebensmonate des Kindes zu bewilligen, die sowohl der Anzahl nach geltend
gemacht sind als auch als Lebensmonate benannt sind, fur welche Elterngeld bezogen werden soll.
Ist die Anzahl der konkret genannten Lebensmonate gréfRer als die Anzahl der der Person zustehen-

den Lebensmonate, wird Elterngeld fur die zeitlich friheren Lebensmonate bewilligt.

Beispiel: Eine Mutter beantragt fur die Lebensmonate 1 bis 9 Elterngeld, ihr stehen aber nur
sieben Monatsbetrage zu. Der Vater beantragt fir die Lebensmonate 6 bis 13 Eltern-
geld, ihm stehen aber auch nur sieben Monatsbetrage zu. Nach entsprechendem
Hinweis der Elterngeldstelle erfolgt keine Anderung der Antrage der Eltern. Der Mutter
werden Elterngeld fur die Lebensmonate 1 bis 7 und dem Vater fur die Lebensmonate
6 bis 12 bewilligt.

Wenn die Eltern in der Summe mehr als die ihnen zustehenden Elterngeldmonate beanspruchen
und beide Elternteile die Anspruchsvoraussetzungen erflllen, ist ihnen jeweils die Halfte der Mo-
natsbetrdge zuzuordnen, da davon auszugehen ist, dass beide Elternteile gleichermalen fir die

Betreuung und Erziehung des Kindes verantwortlich sind.

Einem Elternteil, der die Halfte oder weniger als die Halfte der beiden Elternteilen zusammen zu-

stehenden Monatsbetrage beantragt, werden die Monatsbetrage wie beantragt bewilligt.

Einem Elternteil, der mehr als die Halfte der beiden Elternteilen zusammen zustehenden Monatsbe-
trage beantragt (wahrend der andere die Halfte oder weniger beantragt), werden nur die nach Abzug
der dem anderen Elternteil zustehenden Monatsbetrage verbleibenden Monatsbetrage bewilligt. Der
Anspruch des Elternteils, der Gber die Halfte der Monatsbetrage hinausgeht, wird also auf die bis
zur Hoéchstgrenze verbleibenden Monatsbetrage gekirzt. Wenn beispielsweise den Eltern zusam-
men 14 Lebensmonate Elterngeld zustehen und ein Elternteil sechs Lebensmonate beantragt und

der andere elf, wird der Anspruch des letzteren auf acht Lebensmonate reduziert.

Beantragen beide Elternteile jeweils mehr als die Halfte der ihnen zusammen zustehenden Monats-

betrage, wird ihnen die gleiche Anzahl an Monatsbetragen, also jedem die Halfte, bewilligt.
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5.3 Sonderregelung fiir Berechtigte, die nicht Eltern sind (Abs. 3)

§ 5 Abs. 1 und 2 gelten nicht nur fir die Eltern, sondern auch fiir andere Anspruchsberechtigte,
namentlich fur die im Rechtssinne (noch) nicht mit dem Kind verwandten Personen (§ 1 Abs. 3)
sowie die Verwandten (§ 1 Abs. 4).

Fir den Fall einer fehlenden einvernehmlichen Regelung Uber die Aufteilung der Monatsbetrage
zwischen einem alleinsorgeberechtigten Elternteil und einem nicht sorgeberechtigten Elternteil oder
einer nach § 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 oder 3 anspruchsberechtigten Person steht die Entscheidungs-
befugnis zur Aufteilung und damit zur Inanspruchnahme allein dem sorgeberechtigten Elternteil zu.
Eine halftige Aufteilung der Monatsbetrage auf beide aus unterschiedlichen Griinden anspruchsbe-
rechtigten Personen findet nicht statt, da auch die Erziehungsverantwortung allein dem sorgebe-

rechtigten Elternteil rechtlich zugewiesen ist.
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§6 Auszahlung

Das Elterngeld ist im Laufe des Lebensmonats zu zahlen, fiir den die Leistung bestimmt ist. Spates-
tens am letzten Werktag dieses Lebensmonats muss die Leistung bei den Berechtigten eingegan-
gen sein. Dementsprechend muss die erste Zahlung spatestens einen Monat nach Eingang des

vollstandigen Antrags bei der oder dem Berechtigten eingehen.

Die zustandige Behorde ist zur Erflllung des Anspruchs auf Elterngeld erst in der Lage und ver-
pflichtet, wenn er durch vollstadndigen schriftlichen Antrag geltend gemacht worden ist. Bis dahin
kann sie mit der Leistung nicht in Verzug kommen (§ 44 Abs. 2 SGB | i.V.m. dem Grundsatz des
§ 285 BGB).

Die Uberweisung des Elterngeldes erfolgt auf ein Konto der Berechtigten bzw. auf ein Konto, Uber
das sie verflgungsberechtigt sind. Verfligen Berechtigte nicht (ber ein Konto, sind die Geblihren
zur Ubermittlung des Elterngeldes an den Wohnsitz des Empfangers bei der Auszahlung am Post-
schalter vom Betrag abzuziehen, es sei denn die Empfénger weisen gegenlber der Elterngeldstelle
nach, dass die Einrichtung eines Kontos ohne eigenes Verschulden nicht moglich ist. (§ 47 SGB

I)..Hierfur sind Nachweise von mindestens zwei Geldinstituten erforderlich.

Auch bei selbstverschuldeter Kontolosigkeit ist die volle Leistungshdéhe anzuweisen. Zusatzlich ist
im Bescheid der Hinweis aufzunehmen, dass die Geblhren der Barauszahlung von dem Berechtig-

ten zu tragen sind.
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§7 Antragstellung

71 Antrag (Abs. 1)

Das Elterngeld ist jeweils schriftlich zu beantragen. Bei der digitalen Antragstellung fuhrt die Identi-
fizierung mittels eines elektronischen Identitdtsnachweises (z.B. elD-Funktion des Neuen Personal-
weises) gegenuber einem Nutzerkonto gemal Onlinezugangsgesetz (OZG) zu einer schriftformer-
setzenden Wirkung fur die Erklarung in einem elektronischen Formular (§ 36a Abs. 2 Satz 4 Nr. 1
i.V.m. Satz 5 1. HS SGB I). Demnach kann die Schriftform unter Verwendung eines geeigneten

Identitadtsnachweises und eines geeigneten Nutzer- oder Servicekontos ersetzt werden.

Werden bei der digitalen Antragstellung nur die Daten Ubertragen ohne Nutzung eines elektroni-
schen Identitdtsnachweises, wird das Schriftformerfordernis durch eine handische Unterschrift auf
einem einzureichenden Mantelbogen erreicht. Ein schriftlicher Antrag liegt erst dann vor, wenn der

Mantelbogen mit der physischen Unterschrift eingeht.

Eine rickwirkende Zahlung ist auf drei Monate vor Beginn des Lebensmonats des Kindes, in dem
der Antrag auf die Leistung eingegangen ist, begrenzt. Diese Ausschlussfrist gilt ohne Ausnahme.

Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist zulassig (§ 27 SGB X).

MalRgeblich fur die Berechnung der Frist ist gemal § 16 SGB | der Zeitpunkt des Antragseingangs
bei einer Dienststelle, bei einem anderen Leistungstrager oder einer Gemeinde. Bei Antragstellern,
die sich im Ausland aufhalten, kommt es auf den Eingang des Antrags bei einer amtlichen Vertretung
der Bundesrepublik Deutschland im Ausland an. Bei postalischer Ubersendung des Antrags kommt
es nicht auf das Datum des Poststempels an, sondern auf den tatsachlichen Eingang bei der zustan-

digen Stelle bzw. einer der in § 16 SGB | genannten Stellen.

Beispiel: Das Kind ist am 10.03. geboren. Der Antrag auf Elterngeld geht am 25.08. und damit
im sechsten Lebensmonat des Kindes bei der Behdrde ein. Rickwirkend kann Eltern-
geld nur fur die Zeit des dritten, vierten und flinften Lebensmonats und damit fir die

Zeit ab dem 10.05. gezahlt werden.

Fir jeden Antragsteller ist ein eigener Antrag auf Bewilligung von Elterngeld einzureichen. Ein An-
trag gilt grundsatzlich fir den gesamten Zeitraum des Elterngeldbezuges. Wenn beide Elternteile
die Anspruchsvoraussetzungen erfullen, muss jeder von ihnen in seinem jeweiligen Antrag angeben,
fur wie viele und welche Lebensmonate des Kindes er Elterngeld beansprucht. Es ist also sowohl

die Nennung der Anzahl als auch die konkrete Bezeichnung der Lebensmonate erforderlich.
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7.2 Bindungswirkung des Antrags (Abs. 1 Satz 3)

Die in dem jeweiligen Antrag festgelegte Entscheidung ist sowohl hinsichtlich des anspruchsberech-

tigten Elternteils als auch hinsichtlich der gewahlten Lebensmonate grundsatzlich bindend.

Die Regelung gilt grundsatzlich auch fur die Beantragung von Partnerschaftsbonus-Monaten im
Sinne des § 4b Abs. 1 bis 3 und der zusatzlichen Lebensmonate nach § 4c Abs. 2. Eine gesonderte
Regelung zur Inanspruchnahme des Partnerschaftsbonus/der zusatzlichen Lebensmonate nach §
4c Abs. 2 ist nicht erforderlich, da der Partnerschaftsbonus in bis zu vier Elterngeld Plus-Betragen
gewahrt wird. Die Partnerschaftsbonus-Monate werden damit grundsatzlich in gleicher Weise ge-

wahrt wie andere Elterngeld Plus-Monate.

Partnerschaftsbonus-Monate kdnnen von einem Elternteil alleine beantragt werden. Das Vorliegen

der Voraussetzungen fur den anderen Elternteil wird inzident gepruft.

7.2.1 Anderung des Antrags (Absatz 2 Satz 1)

Der Antrag auf Elterngeld kann vorbehaltlich der Regelungen der Satze 2 bis 4 bis zum Ende des
Bezugszeitraums mehrfach ohne Angabe von Griinden geandert werden (§ 7 Abs. 2 Satz 1). Dabei
ist der ,Bezugszeitraum® nicht der beantragte, sondern der insgesamt mogliche Bezugszeitraum
(sog. ,Rahmenfrist fiir den Leistungsbezug®, vgl. 2.0.2.2.2). Die Anderungsmaéglichkeiten beziehen
sich darauf, fur wie viele und fur welche Lebensmonate der Antragsteller Elterngeld beansprucht.

Die Mdglichkeiten zur Antragsénderung bestehen fur beide Eltern unabhangig voneinander.

7.2.2 Einzelheiten zu den Anderungsméglichkeiten (Sitze 2 bis 5)

Da der Antrag den gesamten Zeitraum der Elterngeldzahlung umfassen sollte, ist nach urspringli-
cher Beantragung nur einzelner Lebensmonate eine anschlieRende Beantragung weiterer Lebens-

monate eine Anderung des Antrags.

Eine Anderung nach Satz 1 ist wie die Antragstellung fr drei Lebensmonate riickwirkend vor Beginn

des Lebensmonats méglich, in dem der Anderungsantrag eingegangen ist (Satz 2).

Das gilt auRer in den Fallen besonderer Harte jedoch nicht flir Monatsbetrage, die bereits ausgezahlt
sind (Satz 3). Dadurch wird fir den Regelfall eine Rickabwicklung bereits ausgezahlter Elterngeld-
monate vermieden. Entsprechend der gesetzgeberischen Zielsetzung des Satz 3 ist hier die Anwei-
sung zur Zahlung im maschinellen Verfahren ausschlaggebend und nicht erst der Zahlungseingang
auf dem Konto des Berechtigten. Wurde eine Auszahlung bereits riickabgewickelt, gilt sie grund-

satzlich als nicht erfolgt.
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Um besondere Hartefalle handelt es sich beispielsweise bei Ausfall des fir die Betreuung des Kindes
vorgesehenen Elternteils durch schwere Krankheit, Schwerbehinderung oder Tod (vgl. auch § 1
Abs. 4 ) oder wenn durch besondere Umstande seitens eines friiheren Kindes, des neuen oder eines
weiteren Kindes zusatzliche Anforderungen an die Betreuungsperson entstehen, die nur von dem
anderen, bei Antragstellung nicht fir die Betreuung vorgesehenen Elternteil bewaltigt werden kon-
nen. Ein besonderer Hartefall liegt auch vor, wenn die Voraussetzungen einer Gefahrdung des Kin-

deswohls im Falle eines Betreuungswechsels nach § 4c Abs. 1 Nr. 2 erfullt sind.

Die Annahme eines besonderen wirtschaftlichen Hartefalls ist nur unter engen Voraussetzungen
madglich. Ein solcher liegt beim Elterngeld vor, wenn ein Einkommenserwerb durch die Betreuungs-
person zur Vermeidung einer konkreten Gefahr fur die wirtschaftliche Existenz der Eltern und damit
der Familie dringend erforderlich erscheint. Es muss eine Situation vorliegen, in der das Entfallen
der wirtschaftlichen Existenzgrundlage mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit unmittelbar
bevorsteht, so dass nur durch Anderung der Anspruchsberechtigung fiir Lebensmonate, fiir die die
Monatsbetrage bereits ausgezahlt wurden, die bestehende erhebliche Gefahr fir die wirtschaftliche

Existenz der Familie abgewendet werden kann.

Die den besonderen Hartefall ausldsenden Umstande missen nach dem Zeitpunkt der Antragstel-

lung eintreten.

Beispiel 1:  Fallt der Vater in den Lebensmonaten 7 bis 12, fur die er Basiselterngeld beantragt
hatte, durch eine Krankheit aus, wegen der er das Kind nicht betreuen kann, und
Ubernimmt die Mutter deshalb die Betreuung und beantragt nachtraglich fir diese Zeit
Basiselterngeld, andern sich die in den jeweiligen Antragen getroffenen Entscheidun-
gen zum Elterngeldbezug. Fallt nunmehr im Lebensmonat 8 die Mutter durch Tod als
Betreuungsperson aus, kann die Grol3mutter des Kindes Basiselterngeld auch fur Le-
bensmonate beantragen, in denen die Monatsbetrage bereits ausgezahlt wurden,

wenn sie die Ubrigen Anspruchsvoraussetzungen erfullt.

Ist einer anderen berechtigten Person Elterngeld bewilligt worden, kann der Anderungsantrag in die
dadurch begrindete Rechtsposition dieser Person nicht eingreifen. Eine vollstandige Neuaufteilung
ist méglich, wenn auch die andere berechtigte Person einen entsprechenden Anderungsantrag stellt.
Im Ubrigen finden die fiir die erste Antragstellung geltenden Vorschriften Anwendung (Satz 5). Auch
§ 5 ist anwendbar, aul’er wenn ein Antrag des anderen Berechtigten bewilligt ist und dieser nicht
seinerseits einen Anderungsantrag gestellt hat, denn dann gilt zu seinen Gunsten die Bestandskraft

der Bewilligung.

Nach § 7 Abs. 2 Satz 4 kann der Elterngeldberechtigte abweichend von § 7 Abs. 2 Satz 2 und 3 fur

einen Lebensmonat in dem bereits Elterngeld Plus bezogen wurde, nachtraglich Basiselterngeld
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beantragen. Eine Umwandlung ist nur moglich, wenn auf einen ,Anknipfungsmonat” in den ersten
14 Lebensmonaten zurlickgegriffen werden kann. Es gilt: Ist in den ersten 14 Lebensmonaten des
Kindes Elterngeld Plus bezogen worden, kénnen diese Lebensmonate, zusammen mit anderen El-
terngeld Plus Monaten, in Basiselterngeldmonate umgewandelt werden. Eine feste Zuordnung von
Lebensmonaten bei der Umwandlung besteht nicht. War eine ungerade Anzahl an Elterngeld Plus
Monaten beantragt, bleibt ein Lebensmonat tbrig. Bei der Umwandlung muss im Blick gehalten

werden, dass der ununterbrochene Bezug ab dem 15. Lebensmonat weiterhin gegeben sein muss.

Beispiel 2: Die Mutter méchte vom ersten Lebensmonat an fir 24 Lebensmonate Elterngeld Plus
beziehen. Im 12. Lebensmonat mdchte sie das Elterngeld Plus der Lebensmonate 1 bis

12 in Basiselterngeld umwandeln.

Beispiel 3: Der Vater mochte Elterngeld Plus fir die Lebensmonate 1-24 in Anspruch nehmen. Im
20. Lebensmonat mdchte der Vater die ersten 12 Lebensmonate in Basiselterngeldmo-
nate umwandeln. Es gilt zu beachten: Sollte wahrend des Bezugs bis Lebensmonat 20
keine Erwerbstatigkeit ausgelbt worden sein, entfallt durch die Umwandlung der Eltern-
geld Plus Monate ab dem 12. Lebensmonat der Krankenversicherungsschutz. Elternge-
Idberechtigte sollen sich zum Krankenversicherungsschutz bei ihrer Krankenkasse infor-

mieren.

Beispiel 4: Der Vater mochte vom 13. bis 20. Lebensmonat Elterngeld Plus beziehen. Im 18. Le-
bensmonat entscheidet sich der Vater zur Umwandlung. Hier kann er nur den 13. und
14. Lebensmonat nachtraglich in Basiselterngeld umwandeln. Eine Umwandlung der Le-
bensmonate 13 und 14 kann sowohl mit Lebensmonaten erfolgen, die noch nicht vom
Vater in Anspruch genommen worden sind (etwa den Lebensmonaten 19 und 20), als
auch mit Lebensmonaten, in denen der Vater Elterngeld Plus bereits bezogen hat (etwa
den Lebensmonaten 17 und 18). Bei der Umwandlung ist zu beachten, dass der unun-

terbrochene Bezug ab dem 15. Lebensmonat nicht nachtraglich entfallen darf.

Die Regelung des § 7 Abs. 2 Satz 4 erleichtert dem Elterngeldberechtigten eine Entscheidung fiir
den Bezug von Elterngeld Plus, da sie eine einmal getroffene Entscheidung noch berichtigen kon-
nen, z. B. wenn der Berechtigte entgegen der urspriinglichen Planung friher wieder voll erwerbstatig
wird und damit seine Elterngeldberechtigung verliert. Der Berechtigte kann in diesem Fall rlickwir-
kend den Antrag andern und zwei Elterngeld Plus-Betrage in einen Monatsbetrag Basiselterngeld
umwandeln. Eine etwaige Differenz zwischen Basiselterngeld und Elterngeld Plus ist dann auszu-

zahlen.

Beispiel 5: Der Vater bezient vom 11. bis 14. Lebensmonat und vom 19. bis 21. Lebensmonat

Elterngeld Plus. Alle Ubrigen Elterngeldmonate bezieht die Mutter. Nun mochte er die
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Lebensmonate 11 bis 14 riickwirkend in Basiselterngeld umwandeln. Grundsatzlich kann
er daflir auch nach dem 15. Lebensmonat liegende Elterngeld Plus Monate hinzuziehen.
Die Umwandlung aller vier Lebensmonate Elterngeld Plus in vier Basiselterngeldmonate
ist in diesem Fall jedoch nicht méglich. Fir einen Lebensmonat fehlt der entsprechende
zweite Elterngeld Plus-Monat. So ist folgende Umwandlung moglich: Die Lebensmonate
11 bis 13 werden gemeinsam mit den Lebensmonaten 19 bis 21 zu Basiselterngeldmo-

naten umgewandelt. Fur den 14. Lebensmonat bleibt es beim Elterngeld Plus-Bezug.

Soweit die berechtigten Personen noch Elterngeld Plus-Monate zur Verfigung haben, kdnnen sie

diese statt der Partnerschaftsbonus-Monate nehmen. Dies stellt keine Antragséanderung dar, die den

Voraussetzungen des § 7 Abs. 2 Satz 2 und 3 unterliegt.

Sollten nach der Ricknahme der Partnerschaftsbonusmonate noch Elterngeld Plus-Monate der be-

rechtigten Person zur Verfigung stehen, die diese dann nicht mehr in Anspruch nehmen méchte,

kann auf Antrag eine Umwandlung gemaR § 7 Abs. 2 S. 4 erfolgen.

Beispiel 6: Die Mutter nimmt in den ersten sechs Lebensmonaten Basiselterngeld. Vom 7. bis zum

7.3

7.3.1

12. Lebensmonat nimmt sie Elterngeld Plus in Anspruch. Vom 15. bis zum 18. Lebens-
monat mdchte die Mutter gemeinsam mit dem Vater die Partnerschaftsbonus-Monate in
Anspruch nehmen. Vom 19. bis 24. Lebensmonat méchte die Mutter ihre noch zustehen-
den Elterngeld Plus-Monate nehmen. Im 16. Lebensmonat arbeitet sie im Wochendurch-
schnitt 35 Stunden. Dieser Monat ist zurlickzufordern; die dadurch entstehende Liicke
im Bezug ist fur den darauf folgenden Elterngeld Plus-Bezug unschadlich. Die Mutter
kann entscheiden, ob sie danach wie geplant Elterngeld Plus bezieht oder davon Ab-
stand nimmt und beantragt, die Lebensmonate 7 bis 12 gemal § 7 Abs. 2 Satz 4 in

Basiselterngeldmonate umzuwandeln.

Antrag, Mitwirkung der anderen berechtigten Person (Abs. 3)

Antrag einer allein anspruchsberechtigten oder allein sorgeberechtigten
Person auf Elterngeld

Die alleinige Anspruchsberechtigung beim Elterngeld muss aufgrund der in § 4c genannten Voraus-

setzungen bestehen. In diesen Fallen ist in dem Antrag anzugeben, fir wie viele und welche Le-

bensmonate Elterngeld beantragt wird. Die Unterschrift einer anderen Person ist nicht erforderlich.
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7.3.2 Antrag einer Person, neben der eine andere Person anspruchsberechtigt

ist

In der Regel sind zwei Personen anspruchsberechtigt. In diesen Fallen ist in dem Antrag neben der
Angabe, flr wie viele und welche Lebensmonate Elterngeld beantragt wird, in jedem Fall die Unter-
schrift der anderen anspruchsberechtigten Person erforderlich. Mit ihrer Unterschrift erklart die an-
dere berechtigte Person, dass sie vom Antrag der antragstellenden Person Kenntnis genommen
hat. Dies ist insbesondere von Bedeutung, wenn die antragstellende berechtigte Person mehr als
die Halfte der insgesamt zustehenden Monatsbetrage fiir sich begehrt. Durch eine entsprechende
Bewilligung ohne Beteiligung der anderen berechtigten Person wirde das Recht der anderen be-
rechtigten Person, ihrerseits die Halfte der gemeinsam zustehenden Lebensmonate in Anspruch zu
nehmen, beeintrachtigt. Bei geteilter Betreuung ist flir das Merkmal ,die andere berechtigte Person®
insbesondere die hausliche Gemeinschaft des anderen Elternteils mit dem Kind ausschlaggebend
(vgl. 4c.1.1). Durch das Erfordernis der Unterschrift wird die Beteiligung sichergestellt. Es sind drei

Fallgruppen zu unterscheiden.

7.3.2.1  Weder gleichzeitiger Antrag noch Anzeige

Die andere Person kann entweder den Antrag durch die Unterschrift akzeptieren, ohne mit einem
eigenen Antrag oder durch eine Anzeige, spater einen Antrag zu stellen, Anspriche geltend zu ma-
chen, die der Bewilligung des Antrags der antragstellenden Person entgegenstehen. Sie bringt mit
der bloRen Unterschrift ihr Einverstandnis mit der antragsgemafRen Bewilligung der Elterngeldmo-
nate zum Ausdruck. Der antragstellenden Person ist also bei Vorliegen der Gbrigen Anspruchsvo-

raussetzungen im Umfang des Antrags Elterngeld zu bewilligen.

7.3.2.2 Gleichzeitiger Antrag (Abs. 3 Satz 2 1. Variante)

Wenn beide anspruchsberechtigten Personen Antrage auf das jeweils von ihnen beanspruchte El-
terngeld stellen, missen sie in ihren Antragen bestimmen, wer von ihnen wie viele und welche Le-
bensmonatsbetrage Elterngeld in Anspruch nimmt. Zu prifen ist, ob die zeitliche Hochstgrenze fiir
die Leistung fiur beide Antragsteller zusammen nicht tberschritten wird. Ist dies der Fall, ist bei den
Antragstellern Ruckfrage vorzunehmen, ob dies irrtimlicherweise erfolgt ist. Kann die Aufteilung
zwischen den Anspruchsberechtigten ausnahmsweise nicht einvernehmlich geregelt werden, ist die
Entscheidung Uber die Aufteilung nach § 5 Abs. 2 zu treffen. Uber die Frage, fur welche konkreten
Lebensmonate die Berechtigten die ihnen nach der Aufteilung jeweils zustehende Anzahl der Mo-

natsbetrage verwenden, entscheidet dann jeder von ihnen fir sich selbst.
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Die Beantragung des Partnerschaftsbonus muss nicht durch beide Elternteile gleichzeitig erfolgen,
es mussen aber bei beiden Elternteilen die Voraussetzungen fir die Inanspruchnahme vorliegen

(siehe unter 7.2).

7.3.2.3 Anzeige (Abs. 3 Satz 2 2. Variante)

In dieser Fallgruppe stellt die andere berechtigte Person neben der antragstellenden berechtigten
Person noch keinen Antrag auf das von ihr beanspruchte Elterngeld. Sie zeigt der Elterngeldstelle
lediglich an, flr wie viele Lebensmonate sie selbst Elterngeld beansprucht. Mit der Anzeige wird die
Absicht eines spateren Antrags zum Ausdruck gebracht. Da es sich noch nicht um einen Antrag
handelt, muss noch nicht festgelegt werden, fir welche konkreten Lebensmonate die Person die ihr
zustehenden Monatsbetrage begehrt. Der Umfang des Anspruchs der anderen berechtigten Person
wird aufgrund der Anzeige im Rahmen der Prifung des Anspruchs der antragstellenden Person
bereits berlcksichtigt; der Anspruchsumfang der antragstellenden Person wird nach MalRgabe von
§ 5 Abs. 2, der die Aufteilung fir Falle mangelnder einvernehmlicher Lésungen regelt, verbindlich
beschrankt. Die Beschrankung wird nicht dadurch aufgehoben, dass die andere Person spéater ihren
Anspruch auf Elterngeld ganz oder teilweise nicht geltend macht. Die bisherige Betreuungsperson
kann ihren Antrag bis zum Ende des Bezugszeitraums jederzeit andern (vgl. hierzu § 7 Abs. 2
Satz 2) und somit gegebenenfalls die von dem anderen Elternteil nicht geltend gemachten Monats-

betrage beantragen.

7.3.3 Spaterer Antrag der ,,anderen berechtigte Person“ (Abs. 3 Satz 3)

Beantragt die andere berechtigte Person zu einem spateren Zeitpunkt, also nach Bewilligung des
Elterngeldes zu Gunsten der antragstellenden Person, ebenfalls die Auszahlung von Elterngeld, ist
die Anzahl der zu bewilligenden Lebensmonate begrenzt. Von den gemeinsam zustehenden Mo-
natsbetragen sind die Monatsbetrage abzuziehen, die der zuerst antragstellenden Person bewilligt
wurden. Die andere Person kann nur fir die verbleibenden Monatsbetrage Elterngeld erhalten. Eine

Aufteilung nach den in § 5 Abs. 2 geregelten Grundsatzen findet nicht statt.

Eine Unterschrift der zuerst antragstellenden Person auf dem Antrag der anderen berechtigten Per-
son ist nicht erforderlich. Denn erstere hat mit ihrem Antrag ihren Anspruch auf Elterngeld bereits
verbindlich geltend gemacht. Eine Beschrankung ihrer Rechte kann durch den weiteren Antrag nicht

mehr eintreten.
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§8 Auskunftspflicht, Nebenbestimmungen

8.0 Verhaltnis zu den Regelungen des SGB |, SGB X und SGB Il

Der Erste und Zweite Abschnitt des BEEG sind nach § 68 Nr. 15 SGB | Teile des Sozialgesetzbu-
ches. Damit finden die Regelungen des SGB | und dort der die Auskunftspflicht der berechtigten
Person regelnde § 60 SGB | Anwendung. Mit Blick auf § 1 Abs. 1 Satz 2 SGB X erklart § 26 Abs. 1
vorsorglich das Erste Kapitel des SGB X noch einmal ausdrticklich als bei der Ausfihrung des Ers-
ten, Zweiten und Dritten Abschnitts des BEEG anwendbar. Damit sind die §§ 44 bis 50 SGB X

Grundlage insbesondere auch fir die Aufhebung von Bewilligungsbescheiden nach dem BEEG.

8.1 Auskunftspflicht nach Ablauf des Bezugszeitraums beim Elterngeld
(Abs. 1)

Die Auskunftspflicht nach § 8 Abs. 1 stellt im Unterschied zu den Mitwirkungspflichten nach den §§
60 ff. SGB | eine mit den Mitteln des Verwaltungszwanges vollstreckbare Auskunftspflicht dar. So-
weit die berechtigte Person fur den Fall des § 8 Absatz 3 Satz 1 Nr. 3 nach dem Ende der Bezugszeit
der durch einen Verwaltungsakt konkretisierten Verpflichtung auf Auskunftserteilung nicht nach-
kommt, kann die Verletzung der Auskunftsverpflichtung nach § 8 Absatz 1 eine Ordnungswidrigkeit
darstellen und mit den Mitteln des Verwaltungszwanges nach den landesrechtlichen Vorschriften (§
66 Absatz 3 SGB X) durchgesetzt werden.

Nach § 8 Abs. 1 BEEG kann der Nachweis des tatsachlichen Einkommens im Bezugszeitraum auch
dann verlangt werden, wenn die Angaben im Antrag auf Elterngeld zum voraussichtlichen Einkom-
men in vollem Umfange eingetroffen sind. Damit ist in den Fallen, in denen das Elterngeld aufgrund
einer Prognose Uber das voraussichtliche Einkommen bewilligt wird, eine durchgangige Kontrolle
gewahrleistet. Eine Entscheidung aufgrund einer Prognose liegt in allen Fallen vor, in denen nach
der Geburt im Bezugszeitraum des Elterngeldes eine Erwerbstétigkeit ausgetibt wird, auch wenn als
Einkommen null Euro oder ein negativer Betrag angegeben worden ist. Nur in den Fallen, in denen
im Antrag auf Elterngeld angegeben worden ist, im Bezugszeitraum keine Erwerbstatigkeit auszu-
Uben, ist auch keine nachtragliche Bestatigung der Richtigkeit dieser Erklarung erforderlich. Hier
sind nur bei Anlass zu Zweifeln durch die Verwaltungsbehoérde bei der berechtigten Person weitere

AuskUlinfte einzuholen.

Die Elterngeldstellen haben die Elterngeldberechtigten zweimal zu mahnen, die erforderlichen Un-
terlagen vorzulegen. Spatestens bei der zweiten Mahnung sollte auf die Folgen der fehlenden Mit-
wirkung hingewiesen werden. Bei fehlender Mitwirkungsbereitschaft der Elterngeldberechtigten ist

durch die Elterngeldstellen der Mindestbetrag festzusetzen. Soweit damit ein Leistungsanspruch nur
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in geringerer Héhe zuerkannt wird, sind auf Grund der vorlaufigen Entscheidung (§ 8 Abs. 3 Nr. 3)
erbrachten Leistungen geman § 26 Abs. 2 BEEG i. V. m. § 328 Abs. 3 SGB IIl zuriickzufordern.

Wenn im Einzelfall aktenkundig feststeht, dass die Voraussetzungen flir den Bezug von Elterngeld
nicht erfiillt sind (in den Fallen: Uberschreiten der 32 Wochenstundengrenze bei Erwerbstatigkeit im
Sinne des § 1 Abs. 6 BEEG, bei Uberschreiten des Maximaleinkommens im Sinne des § 1 Abs. 8
BEEG oder bei Uber- bzw. Unterschreiten des Stundenkorridors im Partnerschaftsbonus im Sinne
des § 4b), besteht auch kein Anspruch auf den Mindestbetrag. Das Elterngeld ist mit der abschlie-
Renden Entscheidung gemal § 26 Abs. 2 BEEG i. V. m. § 328 Abs. 3 SGB Il vollstandig zuriickzu-
fordern.

Kommt die verpflichtete Person, auch wenn sie nicht im Elterngeldbezug stand, nicht der Auskunfts-

verpflichtung nach, handelt sie ordnungswidrig im Sinne des § 14 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1.

8.1a Mitwirkungspflichten, § 8 Absatz 1a

§ 8 Absatz 1a regelt die entsprechende Anwendung der Mitwirkungspflichten nach § 60 des Ersten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB I).

Mitwirkungspflichten nach § 60 SGB | gelten grundsatzlich nur fir die Person, die Sozialleistungen
beantragt oder erhalt. Absatz 1a Satz 1 regelt, dass sie in entsprechender Weise auch auf Perso-
nen anwendbar sind, die nicht Elterngeld beantragt haben oder erhalten und damit nicht unmittel-
bar vom Anwendungsbereich des § 60 SGB | erfasst werden. Dies stellt sicher, dass die Elternge-
Idstellen die Informationen erheben kénnen, die fur die Prufung der Einkommensgrenze nach § 1
Abs. 8 Satz 2 bzw. des Anspruchs auf den Partnerschaftsbonus im Sinne des § 4b erforderlich

sind.

Zum einen erfasst die Regelung Falle des § 1 Abs. 8 Satz 2. Damit bezieht sich die Mitwirkungs-
pflicht nach § 60 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 auf die Falle, in denen zum Zeitpunkt der Antragstellung
im Rahmen der Prifung der Reichensteuerregelung kein Steuerbescheid der Ehepartnerin oder
des Ehepartners der berechtigten Person vorliegt. Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht un-
verhaltnismaRig, eine Mitwirkungspflicht zu begriinden, wonach die betreffenden Personen ihren
Steuerbescheid zur Prifung der Voraussetzung des § 1 Abs. 8 vorlegen mussen, sobald er ihnen

zugegangen ist.

Zum anderen erfasst § 8 Abs. 1a Falle, in denen die Elternteile den Partnerschaftsbonus beziehen
wollen. Der Partnerschaftsbonus setzt als zentrale Voraussetzung voraus, dass beide Elternteile

gleichzeitig fur hochstens vier aufeinander folgende Lebensmonate im Umfang von 24 bis 32
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Stunden im Durchschnitt des Lebensmonats erwerbstatig sind (vgl. § 4b Partnerschafts-
bonus). Der Anspruch ist wie der Anspruch nach § 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 als gemeinsamer An-
spruch der Eltern ausgestaltet, der von einem Elternteil nach den Vorgaben des § 4 Abs. 4 indivi-
duell geltend gemacht werden kann. Vor dem Hintergrund der kurzen Bezugszeit von héchstens 4
Lebensmonaten und der Ausgestaltung als gemeinsamer Anspruch ist es angemessen, dass ggf.
auch der Elternteil, der den Partnerschaftsbonus nicht bezieht, flir den Anspruch des anderen El-

ternteils Uber den § 8 Abs. 1a zur Mitwirkung verpflichtet wird.

Nach Satz 2 gelten die in § 65 Abs. 1 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch geregelten

Grenzen der Mitwirkung entsprechend.

8.2 Widerrufsvorbehalt (Abs. 2)

8.21 Widerrufsvorbehalt im Rahmen der Bewilligung von Elterngeld bei Angabe

fehlenden Erwerbseinkommens im Antrag

§ 8 Abs. 2 Satz 1 ist eine Rechtsvorschrift im Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 1 SGB X. Er betrifft nicht
denin § 45 SGB X erfassten Fall des von vorneherein rechtswidrigen Bewilligungsbescheides, son-
dern erganzt § 48 SGB X fur den Fall einer bei der Beantragung von Elterngeld nicht geplanten,
dann jedoch im Bezugszeitraum aufgenommenen Erwerbstatigkeit. Wird diese Anderung erst nach
Aufnahme der Erwerbstatigkeit der Verwaltungsbehdrde bekannt, kann nach § 48 Abs. 1 Satz 1 und
Satz 2 Nr. 3 SGB X verfahren werden. Die Aufhebung erfolgt damit grundsatzlich rickwirkend zum
Zeitpunkt der Veranderung. Wird die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit jedoch rechtzeitig vorher als
Anderung der urspriinglichen Planung angezeigt, kann zweifelhaft sein, ob die von § 48 SGB X vo-
rausgesetzte Anderung der Verhaltnisse schon eingetreten ist. In diesen Fallen stellt § 8 Abs. 2 si-
cher, dass die Aufhebung und Neufestsetzung fir die Zukunft jedenfalls auf § 47 Abs. 1 Nr. 1 SGB

X gestitzt werden kann.

8.2.2 Widerrufsvorbehalt bei Angabe der Unterschreitung der Einkommens-

grenze gem. § 1 Abs. 8 und fehlendem Nachweis

§ 8 Abs. 2 Satz 2 regelt als Rechtsvorschriftim Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 1 SGB X, dass der Eltern-
geldbescheid unter dem Vorbehalt des Widerrufs ergehen muss, wenn bei Erlass des Elterngeldbe-
scheides davon auszugehen ist, dass die Grenze eines zu versteuernden Einkommens im letzten
abgeschlossenen Veranlagungszeitraum vor der Geburt von 250.000 Euro bei Alleinerziehenden
bzw. von 300.000 Euro bei Paaren nicht Uberschritten wird, ein Nachweis fur den mafgeblichen

Veranlagungszeitraum jedoch (noch) nicht vorliegt. Eine Uberschreitung der Einkommensgrenze ist
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nach Sachstand bei Antragstellung grundsatzlich nicht oder nur theoretisch moglich. Eine spatere
Uberprifung, ob die Einkommensgrenze doch Uberschritten wurde, ist nur bei konkreten Anhalts-

punkten erforderlich.

Ergibt sich nach Erlass eines beglinstigenden Elterngeldbescheides, dass die Einkommensgrenze
im maRgeblichen Zeitraum Uberschritten wurde, so kann die Aufhebung des Bescheides nach § 47
Abs. 1 Nr. 1 SGB X mit Wirkung flur die Zukunft, d.h. ab Bekanntgabe des Aufhebungsbescheides,
erfolgen. § 47 Abs. 1 Nr. 1 SGB X ist bei rechtswidrigen Verwaltungsakten entsprechend anwend-

bar.

Liegen im Einzelfall die Voraussetzungen des § 45 SGB X vor und besteht insbesondere kein Ver-
trauensschutz , wenn z.B. der Bewilligungsbescheid gem. § 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X auf An-
gaben beruht, die der oder die Begulnstigte vorsatzlich oder grob fahrlassig in wesentlicher Bezie-
hung unrichtig oder unvollstdndig gemacht hat, kann der Bewilligungsbescheid gem. § 45 Abs. 1
SGB X mit Wirkung fur die Vergangenheit zuriick genommen werden. Unrichtig kann eine Angabe
auch durch passives Verschweigen von Umstanden werden. Das ist der Fall, wenn insbesondere
nach § 60 SGB | eine gesetzliche Mitteilungspflicht zu den verschwiegenen Umstanden bestanden

hat und nicht erfullt wurde.

Liegt jedoch im Zeitpunkt der Entscheidung Uber den Antrag ein Einkommensnachweis vor und
ergibt sich aus diesem sicher, dass die Einkommensgrenze i.S.v. § 1 Abs. 8 nicht Uberschritten
wurde, besteht kein Anlass fur eine Entscheidung unter Widerrufsvorbehalt. Es ergeht ein endgulti-

ger Bescheid.

8.3 Vorlaufige Bewilligung (Abs. 3)

§ 8 Abs. 3 erganzt die in § 8 Abs. 1 geregelte Auskunftspflicht durch eine Regelung, die die Be-

standskraft des Elterngeldbescheides einschrankt.

Von der vorlaufigen Regelung des § 8 Abs. 3 BEEG erfasst ist nur die — noch nicht ermittelbare —
Hohe des Elterngeldes, wahrend die Voraussetzungen fur den Elterngeldbezug mit dem vorlaufigen
Bewilligungsbescheid bereits verbindlich festgestellt werden (vgl. Roos/Bieresborn,
MuSchG/BEEG, 2. Aufl., § 8 Rn. 30; Schmitt in Brose/Weth/Volk, MuSchG/BEEG, 9. Aufl., § 8 Rn.
42, Bucher/Becker, 8. Aufl. § 8 BEEG, Rn. 16).

Vorlaufige Bewilligungen nach § 8 Abs. 3 BEEG sind gemaR § 26 Abs. 2 BEEG i. V. m. § 328 Abs.
3 SGB Il nach Feststellung der im Zeitpunkt der vorlaufigen Bewilligung noch offenen Sachverhalt-
selemente bzw. nach Ablauf des Bezugszeitraumes hinsichtlich der Héhe des Elterngeldes wie folgt

in einen abschlieRenden Elterngeldfestsetzungs-Bescheid zu Uberflhren:
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- Das tatsachlich zustehende Elterngeld ist der Héhe nach endgliltig zu beziffern

- Auf Grund der vorlaufigen Entscheidung erbrachte Leistungen sind auf die zustehende Leis-

tung anzurechnen.

- Soweit mit der abschlielienden Entscheidung ein Leistungsanspruch nicht oder nur in gerin-
gerer Hohe zuerkannt wird, sind auf Grund der vorlaufigen Entscheidung erbrachte Leistun-
gen gemal § 26 Abs. 2 BEEG i. V. m. § 328 Abs. 3 SGB Il (nicht § 50 SGB X) zu erstatten.

8.3.1 Vorlaufige Bewilligung bei Ungewissheit iiber das Uberschreiten der Ein-
kommensgrenze gemaR § 1 Abs. 8 (§ 8 Abs. 3 Nr. 1)

Ist das Uberschreiten der in § 1 Abs. 8 genannten Einkommensgrenze ernsthaft maglich, liegt zum
Zeitpunkt der Antragstellung auf Elterngeld der Steuerbescheid der berechtigten Person oder einer
anderen nach § 1 Abs. 1, Abs. 3 oder 4 anspruchsberechtigten Person fir den letzten abgeschlos-
senen Veranlagungszeitraum vor der Geburt jedoch nicht vor, so ist das Elterngeld nur vorlaufig zu
bewilligen. Die Bewilligung erwachst damit nur in eingeschrankter Bestandskraft und steht unter dem
Vorbehalt einer spateren endgultigen Entscheidung, durch den sich die vorlaufige Bewilligung dann

erledigt, ohne dass es einer ausdrucklichen Aufhebung bedarf.

8.3.2 Vorlaufige Bewilligung von Elterngeld bei Einkommensschatzung und —
prognose (§ 8 Absatz 3 Nr. 2 und 3)

Kann das zu bericksichtigende Einkommen vor der Geburt des Kindes zum Zeitpunkt der Antrag-
stellung nicht ermittelt werden, weil insbesondere der nach § 2d Abs. 2 Satz 1 maligebliche Steuer-
bescheid noch nicht vorliegt, so dass die Bewilligung des Elterngeldes nur auf einer Schatzung be-
ruht, darf Elterngeld bis zum Nachweis des zu bertcksichtigenden Einkommens zunachst nur vor-

laufig ausgezahlt werden.

Das Gleiche gilt, wenn die berechtigte Person nach den Angaben im Antrag auf Elterngeld im Be-
zugszeitraum voraussichtlich Einkommen haben wird, so dass die Bewilligung des Elterngeldes nur
auf der Grundlage einer Prognose erfolgen kann. In diesem Fall ist das Elterngeld nur vorlaufig unter
Bericksichtigung des glaubhaft gemachten Einkommens aus Erwerbstatigkeit im Bezugszeitraum

zu bewilligen.

Diese Fallgestaltung eines im Bezugszeitraum zu erwartenden Erwerbseinkommens ist in aller Re-
gel auch dann gegeben, wenn die berechtigte Person im Bemessungszeitraum Einkommen aus
selbstandiger Erwerbstatigkeit erzielt hat. Denn dann wird sich nur in ganz besonderen Faéllen (ins-

besondere bei ausschlieRlichem Einkommen aus Zug-und-Zug-Geschaften) sicher ausschlie3en
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lassen, dass der berechtigten Person im Bezugszeitraum noch ausstehende Leistungsentgelte im
Sinne von RiLi Nr. 2.1.3.1.4.1 zufliel3en.

Die Bewilligung erwachst im Falle einer vorlaufigen Zahlung nur in eingeschrankter Bestandskraft
und bedarf nach Feststellung der im Zeitpunkt der vorlaufigen Entscheidung noch offenen Sachver-
haltselemente zwingend einer spateren endgultigen Entscheidung auf der Grundlage des § 26 Abs.
2 BEEG . V. m. § 328 Abs. 3 SGB lll. Durch diese wird die vorlaufige Zahlung zu einer endgultigen

Elterngeld-Bewilligung, ohne dass es einer ausdrucklichen Aufhebung bedarf.

Ist das Einkommen fur den Bemessungszeitraum nach § 2c ff. abschlieRend ermittelt worden, ist

fur eine Anwendung von § 8 Abs. 3 Nr. 2 kein Raum.

8.3.3 Vorlaufige Bewilligung der Elterngeldhohe im Falle des Partnerschaftsbo-

nus

Elterngeld wird der Héhe nach auch vorlaufig gezahlt, wenn die berechtigten Personen einen Part-
nerschaftsbonus beantragen oder die Lebensmonate nach § 4c Abs. 2 beantragt werden. Denn
auch dann hat die berechtigte Person nach den Angaben im Antrag auf Elterngeld im Bezugszeit-

raum voraussichtlich Einkommen aus Erwerbstatigkeit, so dass § 8 Abs. 3 Nr. 3 einschlagig ist.

8.4 Umsetzung von § 1 Abs. 8

Fallgruppen: Bescheid: Uberpriifung durch El-
terngeldstellen:

1) | sicheres Uberschreiten

Zu versteuerndes Einkommen liegt Uber 3
250.000 € bzw. 300.000 €; sicheres Vorherse- | Ablehnungsbescheid Keine Uberprifung
hen oder vorliegender Nachweis, z.B. durch
Steuerbescheid

2) .
Ernsthaft mogliches Uberschreiten Spatere Uberpriifung
Es kann noch nicht angegeben werden, ob zu Vorlaufiger Bescheid des Nachweises, Erlass
versteuerndes Einkommen tiber 250.000 € bzw. eines endglltigen Be-

300.000 € liegt, Uberschreiten der Grenze (§8 Abs. 3 Satz 1 Nr.1) scheides oder Ruckfor-
ernsthaft moglich; Nachweis liegt noch nicht vor derung
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3) Voraussichtlich kein Uberschreiten
Voraussichtlich wird die Grenze eines zu ver- Keine generelle Uber-
steuernden Einkommens von iber 250.000 € | Widerrufsvorbehalt prifung, spatere Uber-
bzw. 300.000 € nicht (iberschritten, Uberschrei- | (§ 8 Abs. 2 Satz 2) prifung nur bei konkre-
ten nicht oder nur theoretisch méglich; Nach- tem Verdacht
weis liegt noch nicht vor

4) | sicher kein Uberschreiten

Zu versteuerndes Einkommen liegt unter
250.000 € bzw. 300.000 €; vorliegender Nach-
weis

Endgdltiger Bescheid

Keine Uberpriifung
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§9 Einkommens- und Arbeitszeitnachweis, Auskunftspflicht des Arbeitge-
bers beim Elterngeld

9.1 Bescheinigungspflicht des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber und der ehemalige Arbeitgeber haben — soweit erforderlich — der zustandigen Be-
hérde das Arbeitsentgelt, die fir die Ermittlung der nach den §§ 2e und 2f erforderlichen Abzugs-

merkmale fir Steuern und Sozialabgaben und die Arbeitszeit auf Verlangen zu bescheinigen.

Die Verpflichtung umfasst auch die Bescheinigung, ob und in welchem Umfang es sich bei dem
gezahlten Entgelt um sonstige Bezlige im Sinne des § 38 a Abs. 1 Satz 3 EStG handelt. Die Anfor-
derung eines Einkommens- und Arbeitszeitnachweises des Arbeitgebers ist jedoch in der Regel
nicht erforderlich und darf dann auch nicht verlangt werden. Erforderlich kann eine solche geson-
derte Bescheinigung insbesondere bei einer nachtraglichen Uberpriifung des Anspruchs und feh-
lender Mitwirkung der berechtigten Person sein (insbesondere in den Fallen nach § 8 Abs. 3 in Ver-
bindung mit § 2 Abs. 3). Bei der Antragstellung ist ein Rickgriff der Behérde auf den Arbeitgeber in
der Regel nicht erforderlich, weil hier bei mangelnder Mitwirkung der Antragstellerin oder des An-
tragstellers der Anspruch versagt werden kann. Das gilt jedenfalls, wenn und soweit die berechtigte
Person Uber entsprechende Nachweise durch die monatlichen Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
verfugt. Sind diese nicht mehr auffindbar, lebt die Verpflichtung des Arbeitgebers jedoch wieder auf.
Die Elterngeldstelle kann von sich aus eine entsprechende schriftliche Erklarung des Arbeitgebers
oder des Selbststandigen verlangen. An die Stelle des Arbeitgebers tritt bei in Heimarbeit Beschaf-

tigten und die ihnen Gleichgestellten der Auftraggeber oder Zwischenmeister.

9.2 Elektronische Abfrage und Ubermittlung von Entgeltbescheinigungsdaten

Die Regelung erdffnet den Elterngeldstellen die Méglichkeit, das Datenabfrage- und Ubermittlungs-
verfahren nach § 108a Abs. 1 SGB IV zu nutzen, um die Entgeltbescheinigungsdaten von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeithehmern zu erlangen. Danach fragt die Datenstelle der Deutschen Renten-
versicherung Bund im Auftrag der Elterngeldstelle die fur die Elterngeldbemessung malfigeblichen
Entgeltbescheinigungsdaten bei den Arbeitgebern ab und Gbermittelt diese an die zustéandige El-
terngeldstelle. Die berechtigte Person muss vorher in die Nutzung des Verfahrens eingewilligt ha-

ben.
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§10 Verhaltnis zu anderen Sozialleistungen

10.0 Ubersicht

§ 10 regelt das Verhaltnis des Elterngeldes sowie der dem Elterngeld vergleichbaren Leistungen zu
anderen Sozialleistungen. Der Grundsatz, nach dem das Elterngeld nur einkommensneutral gegen-

Uber Sozialleistungen im Sinne des SGB ist, bleibt bestehen.

Bei der Berechnung von Leistungen nach dem SGB Il (Birgergeld), dem SGB XlI (Sozialhilfe), dem
§ 6a des Bundeskindergeldgesetzes (Kinderzuschlag) und dem AsylbLG (Asylbewerberleistungs-
gesetz) ist das Elterngeld nach § 10 Abs. 5 Satz 1 in vollem Umfang als Einkommen zu berticksich-

tigen.

Es bestehen keine Erstattungsanspriiche zwischen den Elterngeldstellen und den Familienkassen,
so dass seitens der Elterngeldstellen keine Anspriuche mit den fir den Kinderzuschlag zustandigen

Familienkassen abzustimmen sind.

Bei der Berechnung von anderen Sozialleistungen als den in Abs. 5 genannten Leistungen werden
das Elterngeld sowie die dem Elterngeld vergleichbaren Leistungen grundsatzlich bis zu einem Be-
trag von insgesamt 300 Euro im Monat nicht bertcksichtigt. Dabei werden alle in Satz 1 bezeichne-
ten Leistungen zusammengerechnet, die die berechtigte Person bezieht. Der Freibetrag wird je be-

rechtigter Person, nicht je Elterngeldanspruch gewahrt.

Anrechnung bei Leistungen nach SGB | Anrechnung bei anderen Leistungen
Il, SGB XIl, § 6a BKGG und AsylbLG
Elterngeld § 10 Abs. 5 Satz 1 und 2 — Anrechnung, Anrechnungsfreiheit in Héhe von insge-
aulder Elterngeldfreibetrag samt 300 Euro fur alle parallel bezogenen
Elterngeldleistungen der berechtigten Per-
son
10.1 Beschrankte Beriicksichtigung als Einkommen (Abs. 1)

Elterngeld und die jeweils vergleichbare Leistungen der Lander sowie die nach § 3 auf die jeweilige
Leistung angerechneten Einnahmen oder Leistungen bleiben nach Abs. 1 grundsatzlich (Ausnah-
men siehe 10.5) bei der Berechnung anderer Sozialleistungen, deren Zahlung von anderen Einkom-
men abhangig ist, bis zu einer Hohe von insgesamt 300 Euro fur alle genannten Leistungen unbe-
rucksichtigt. Werden in einem Monat beispielsweise Elterngeld und Mutterschaftsleistungen wah-
rend der Schutzfristen (vor oder nach der Entbindung) bezogen, so werden insgesamt maximal
300 Euro des Elterngeldes und der Mutterschaftsleistungen wahrend der Schutzfristen (vor oder

nach der Entbindung) nicht berticksichtigt.
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10.2 Schutz bei Ermessens- und freiwilliger Leistungsgewahrung (Abs. 2)

Beispiel: Die berechtigte Person hat zwei Kinder und befindet sich im laufenden BAf6G-Bezug.
Fir ein am 01.08.2020 geborenes Kind bezieht sie bis Oktober 2021 Elterngeld. Fir ein
am 01.06.2021 geborenes Kind bezieht sie ab 01.06.2021 Mutterschaftsleistungen wah-

rend der Schutzfristen (vor oder nach der Entbindung) und Elterngeld.

Bei der Berechnung des BAf6G werden die gleichzeitig bezogenen Leistungen addiert.
Der Betrag, der hdchstens und insgesamt bei der Berechnung des BAf6G unberticksich-
tigt bleibt, ist 300 Euro. Der daruber hinaus gehende Betrag wird bei der Einkommenser-
mittlung beim BAf6G berlcksichtigt. Dies gilt unabhangig davon, ob die berechtigte Per-
son fur beide Kinder Elterngeld, fir ein Kind Elterngeld und fiir das andere Kind Mutter-

schaftsleistungen wahrend der Schutzfristen (vor oder nach der Entbindung) bezieht.

Dem Elterngeld vergleichbar sind Leistungen, die am individuellen Erwerbseinkommen der Betreu-
ungsperson orientiert sind und die nach der Geburt wegfallendes Erwerbseinkommen zu einem nicht
unerheblichen Teil ausgleichen. Um eine Aushdhlung des geschitzten Teils des Elterngeldes zu
vermeiden, gilt die Regelung auch fur Einnahmen, die nach § 3 auf das Elterngeld angerechnet
werden. Fir die dem Bundeserziehungsgeld vergleichbaren Leistungen der Lander bestimmt § 27
Abs. 4 die weitere Anwendung der § 8 Abs. 1 und § 9 BErzGG in der bis zum 31. Dezember 2006

geltenden Fassung.

10.2 Schutz bei Ermessens- und freiwilliger Leistungsgewahrung (Abs. 2)

Nach Abs. 2 werden Elterngeld und jeweils vergleichbare Leistungen der Lander sowie die nach § 3
auf die jeweilige Leistung angerechneten Einnahmen und Leistungen bis zu einer Hohe von insge-

samt 300 Euro nicht zur Ablehnung einer Ermessensleistung herangezogen.

Die Regelung bezieht sich auf Sozialleistungen, die auf Rechtsvorschriften beruhen und auf die kein
Anspruch besteht, die also aufgrund Ermessens oder freiwillig gewahrt werden kénnen. Es ist ledig-

lich eine Erganzung zu der Regelung des Abs. 1 im Hinblick auf ZweckmaRigkeitserwagungen.

10.3 Schutz bei Nutzung von Elterngeld Plus (Abs. 3)

Abs. 3 regelt, dass im Elterngeld Plus-Bezug das Elterngeld nur bis zu Halfte des Anrechnungsfrei-
betrags, der nach Abzug der anderen nach Abs. 1 nicht zu berlcksichtigenden Einnahmen fur das
Elterngeld verbleibt, als Einkommen unberticksichtigt bleibt. Der Anrechnungsfreibetrag wird be-
stimmt, indem flr diesen zunachst die jeweils vergleichbaren Leistungen der Lander sowie die nach
§ 3 auf die jeweilige Leistung angerechneten Einnahmen oder Leistungen ,verbraucht® werden. Der

daraufhin verbleibende Anrechnungsfreibetrag steht in einem zweiten Schritt zur Halfte fir das
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10.3 Schutz bei Nutzung von Elterngeld Plus (Abs. 3)

Elterngeld Plus zur Verfigung. Fir die Bestimmung des Anrechnungsfreibetrages nach Abs. 3 ist

eine jeweils monatsweise Betrachtung erforderlich.

Auf Monate, in denen Mutterschaftsleistungen wahrend der Schutzfristen nach der Entbindung fiir
dasselbe Kind bezogen werden, findet Abs. 3 keine Anwendung, da diese Monate als Monate mit

Basiselterngeld gelten.

Beispiel:
Geburtsdatum 1. Kind: 01.09.2019, LM 1 bis 2: Basiselterngeld und Mutterschaftsleistungen wah-
rend der Schutzfristen nach der Entbindung, LM 3 bis 22: Elterngeld Plus

Geburtsdatum 2. Kind: 01.03.2021: LM 1 — 2: Basiselterngeld und Mutterschaftsleistungen wahrend
der Schutzfristen vor oder nach der Entbindung, LM 3 bis 22: Elterngeld Plus

LM 1 1. Kind (Basiselterngeld und Mutterschaftsleistungen):

Anspruch nach § 2 (vor Anrechnung 576,64 Euro (Basis)
nach § 3)
Auszahlungsbetrag 306,64 Euro EG
270,00 Euro MSL
= 576,64 Euro
Anrechnungsfreibetrag 300,00 Euro (fur EG und MSL)

Verbleibender Anrechnungsfreibetrag 300 — 270 Euro MSL
= 30 Euro

Angerechneter Betrag nach § 10 306,64 Euro EG — 30 Euro
= 276,64 Euro

Monat vor Geburt des 2. Kindes (Elterngeld Plus 1. Kind und Mutterschaftsleistungen wahrend der
Schutzfristen vor der Entbindung des 2. Kindes):

Anspruch nach § 2 (vor Anrechnung 288,32 Euro (EGPIus)
nach § 3)
Auszahlungsbetrag 176,32 Euro (EGPlus)

112,00 Euro (MSL)
= 288,32 Euro
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10.4 Erweiterter Schutz bei Mehrlingsgeburten (Abs. 4)

Anrechnungsfreibetrag 300,00 Euro (fur EGPIlus und MSL)

Verbleibender Anrechnungsfreibetrag 300 - 112,00 Euro MSL = 188,00
Euro /2 =94,00 Euro

Angerechneter Betrag nach § 10 176,32 Euro EGPlus - 94,00 Euro
= 82,32 Euro

10.4 Erweiterter Schutz bei Mehrlingsgeburten (Abs. 4)

Abs. 4 sieht vor, dass sich die nicht zu berlcksichtigenden bzw. nicht heranzuziehenden Betrage
nach den Abs. 1 bis 3 bei Mehrlingsgeburten vervielfachen. Somit erstreckt Abs. 4 beispielsweise
den besonderen Schutz des Mindestbetrags nach den Abs. 1 bis 3 auch auf den Zuschlag bei Mehr-

lingsgeburten beim Elterngeld nach § 2a Abs. 4.

So bleiben beispielsweise bei Drilingen wahrend der gesamten Bezugszeit des Elterngeldes

900 Euro monatlich frei.

10.5 Beriicksichtigung des Elterngeldes bei Bilirgergeld, Sozialhilfe, Kinderzu-

schlag und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5)

10.5.1 Berucksichtigung des Elterngeldes als Einkommen bei Blrgergeld, Sozial-
hilfe, Kinderzuschlag und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (Abs. 5 Satz 1)

Nach Abs. 5 Satz 1 gelten die besonderen Regelungen der Abs. 1 bis 4 nicht bei der Berechnung
von Leistungen nach dem SGB Il (Blrgergeld), dem SGB XlI (Sozialhilfe), dem § 6a BKGG (Kinder-
zuschlag) und dem AsylbLG (Asylbewerberleistungsgesetz). Dies bedeutet, dass das Elterngeld und
dem Elterngeld vergleichbare Leistungen der Bundeslander (zur Vergleichbarkeit sieche 10.1) sowie
die nach § 3 auf die jeweilige Leistung angerechneten Einnahmen und Leistungen insoweit in voller

Hohe als Einkommen berucksichtigt werden.

Ob der Leistungstrager den Leistungsberechtigten auffordern kann, Elterngeld fir bestimmte Le-
bensmonate zu beziehen, richtet sich nach § 12a SGB II. Nach Satz 1 dieser Vorschrift sind Leis-
tungsberechtigte verpflichtet, Sozialleistungen anderer Trager in Anspruch zu nehmen und die daflr

erforderlichen Antradge zu stellen, sofern dies zur Vermeidung, Beseitigung, Verkirzung oder
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10.5 Berlcksichtigung des Elterngeldes bei Birgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5)

Verminderung der Hilfebedirftigkeit erforderlich ist. Danach besteht die grundsatzliche Verpflich-
tung, andere vorrangige Sozialleistungen wie das Elterngeld in Anspruch zu nehmen. Die Antrag-
stellung muss zudem erforderlich sein. Die Erforderlichkeit wird anzunehmen sein, wenn die andere
Sozialleistung, hier also das Elterngeld, zur Beseitigung oder Vermeidung der Hilfebedurftigkeit
fuhrt. So kdnnte der leistungsberechtigte Vater z. B. aufgefordert werden, die Parthermonate inner-

halb der Hilfebedurftigkeit in Anspruch zu nehmen.

Die Wahlmadglichkeit der Eltern zwischen Elterngeld Plus und Basiselterngeld darf durch den Leis-

tungstrager nicht eingeschrankt werden.

10.5.2 Elterngeldfreibetrag bei Blirgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5 Satz 2 und Satz 3)

Abs. 5 Satz 2 schrankt die Berticksichtigung von Elterngeld und vergleichbaren Leistungen der Lan-
der sowie der nach § 3 auf das Elterngeld angerechneten Einnahmen als Einkommen nach Satz 1
in den Fallen ein, in denen die elterngeldberechtigte Person vor der Geburt des Kindes Einkommen
hatte, vgl. 1.1.1.3.2 Keine oder keine volle Erwerbstatigkeit. Dem betreuenden Elternteil wird in die-
sen Fallen ein Elterngeldfreibetrag gewahrt, welcher sich an dem vor der Geburt des Kindes nach
§ 2 Abs. 1 monatlich durchschnittlich zu bericksichtigenden Erwerbseinkommen orientiert. Der vor-
gesehene Freibetrag besteht in Hohe des dem Elterngeld zugrunde liegenden Einkommens und
betragt bis zu 300 Euro. Das Elterngeld und vergleichbare Leistungen der Lander sowie die nach
§ 3 auf das Elterngeld angerechneten Einnahmen werden somit bei der Berechnung von Leistungen
nach dem SGB Il, dem SGB XIl, nach § 6a BKKG und dem AsylbLG nicht berticksichtigt, soweit sie
in der Summe die Hohe des Elterngeldfreibetrages nicht tibersteigen. Ubersteigen sie in der Summe
die Hohe des Elterngeldfreibetrages, so werden zunachst die vergleichbaren Leistungen der Lander
sowie die nach § 3 auf das Elterngeld angerechneten Einnahmen und anschlie®end das Elterngeld
Uber den Elterngeldfreibetrag von der Berlicksichtigung freigestellt. Die Sonderregelung fir Mehr-
lingsgeburten nach Abs. 4, nach der sich grundsatzlich bei der Anrechnungsfreiheit die Betrage ver-

vielfachen, findet keine Anwendung.

Die Elterngeldstellen sind berechtigt, aber nicht verpflichtet, im Rahmen des Elterngeldantrages zum
Zwecke der Ermittlung eines Freibetrages nach § 10 Abs. 5 Satz 2 BEEG den Bezug von SGB Il /

SG XII - Leistungen durch den Berechtigten abzufragen.”

Abs. 5 Satz 3 beschrankt den Elterngeldfreibetrag nach Satz 2 auf bis zu 150 Euro monatlich fur die

Falle, in denen die elterngeldberechtigte Person Elterngeld Plus bezieht.
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10.5 Berlcksichtigung des Elterngeldes bei Blrgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5)

10.5.3 Keine Beriicksichtigung des Mutterschaftsgeldes nach § 19 MuSchG als
Einkommen bei Biirgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leistungen

nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5 Satz 4)

§ 10 Abs. 5 Satz 4, eingefiihrt mit dem Zwélften Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozial-
gesetzbuch und anderer Gesetze - Einflhrung eines Blrgergeldes
(Burgergeld-Gesetz) vom 16. Dezember 2022, hat keine Auswirkung auf die von den Elterngeldstel-

len zu bestimmende Hohe des Freibetrages nach §10 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3.

Satz 4 regelt, dass das nach § 3 auf das Elterngeld angerechnete Mutterschaftsgeld abweichend
von § 10 Abs. 5 Satz 2 bei Burgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leistungen nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz in voller Hohe als Einkommen unbericksichtigt bleibt. Dies gilt auch, wenn

der Auszahlungsbetrag damit den Freibetrag von 300 Euro (§ 10 Abs. 5 Satz 2) Gbersteigt.
Beispiel 1:

Eine vor Beginn der Schutzfrist erwerbstatige Mutter bekommt 340 Euro Mutterschaftsgeld
von der Krankenkasse. Nach Anrechnung des Mutterschaftsgelds auf das Elterngeld stehen

ihr zusatzlich noch 120 Euro Elterngeld zu.

Da die Mutter vor der Geburt erwerbstatig war, bleiben grundsatzlich bis zu 300 Euro Eltern-
geld im SGB Il unbertcksichtigt. Das Mutterschaftsgeld bleibt als Ausnahme davon allerdings
in voller Héhe von 340 Euro im SGB Il unberticksichtigt. Da aber kein weiterer Freibetrag
gewahrt wird und damit der 300 Euro Freibetrag bereits vollumfanglich verbraucht ist, wird

das Elterngeld in Hoéhe von 120 Euro im SGB Il voll als Einkommen berticksichtigt.
Beispiel 2:

Eine vor Beginn der Schutzfrist erwerbstatige Mutter bekommt 120 Euro Mutterschaftsgeld
von der Krankenkasse. Nach Anrechnung des Mutterschaftsgelds auf das Elterngeld stehen

ihr zusatzlich noch 310 Euro Elterngeld zu.

Da die Mutter vor der Geburt erwerbstatig war, kommt der Freibetrag nach § 10 Abs. 5 Satz
2 zum Tragen. Das Mutterschaftsgeld bleibt in voller Hohe von 120 Euro unbericksichtigt. In
den Freibetrag von 300 Euro wird das nicht bertcksichtigte Mutterschaftsgeld eingerechnet.
Es bleiben daher noch weitere 180 Euro Elterngeld im SGB Il unbertcksichtigt (300 Euro
Freibetrag - 120 Euro Mutterschaftsgeld --> 180 Euro verbleibender Freibetrag). Die Ubrigen
130 Euro Elterngeld (310 - 180 Euro) fihren zu einer Kurzung im SGB |l. Ein weiterer Frei-

betrag wird nicht gewahrt.
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10.6 Einkommensabhangige Kostenbeitrage (Abs. 6)

10.6 Einkommensabhadngige Kostenbeitrage (Abs. 6)

Gemal Abs. 6 gelten die Regelungen des § 10 Abs. 1 bis 4 entsprechend, soweit flir eine Sozial-
leistung ein Kostenbeitrag vorgesehen ist, der vom Einkommen der Empfangerin beziehungsweise
des Empfangers der Sozialleistung abhangig ist. Somit sind insbesondere das Elterngeld (z.B. fur
ein Geschwisterkind, fur das keine Leistungen nach § 24 Abs. 2 SGB VIII in Anspruch genommen
werden) bis zu einer Hohe von insgesamt 300 Euro nicht als Einkommen zu berlcksichtigen [anders
noch das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 18.04.2013 (Az. 5 C 18.12) zur Rechtslage vor
der Klarstellung in Abs. 6]. Kostenbeitrage kdnnen beispielsweise durch kommunale Satzung auf
der Grundlage des § 90 SGB VIII fur Leistungen nach § 24 SGB VIII oder nach § 91 SGB VIII fir

stationare und teilstationare Leistungen erhoben werden.
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10.6 Einkommensabhangige Kostenbeitrage (Abs. 6)

§11 Unterhaltspflichten

Unterhaltsverpflichtungen werden durch die Zahlung des Elterngeldes und jeweils vergleichbarer
Leistungen der Lander nur beruhrt, soweit die Zahlung insgesamt 300 Euro bzw. bei Bezug von
Elterngeld Plus 150 Euro monatlich Ubersteigt. Bei Mehrlingsgeburten erhdht sich gemald § 2a
Abs. 4 das Elterngeld um je 300 Euro fir jedes zweite und weitere Kind. In diesen Fallen vervielfa-
chen sich nach Satz 3 die fir die Unterhaltsverpflichtungen unschadlichen Betrage. Dies gilt nicht in
den Fallen des § 1361 Abs. 3, der §§ 1579, 1603 Abs. 2 (Unterhaltsanspriiche minderjahriger Kin-
der) und des § 1611 Abs. 1 des Birgerlichen Gesetzbuchs.

Im Anwendungsbereich des § 1603 Abs. 2 BGB ist Elterngeld bzw. Elterngeld Plus nur als Einkom-
men bei der Unterhaltsbemessung zu berticksichtigen, wenn und soweit der eigene Selbstbehalt
des/der Unterhaltpflichtigen sichergestellt ist. Er/sie ist regelmaRig nicht zu einer Nebenerwerbsta-
tigkeit verpflichtet (BGH, Urteil vom 12.04.2006 — XlII ZR 31/04). Im Fall einer zu respektierenden
Rollenwahl kann ihm/ihr jedenfalls fUr die ersten beiden Lebensjahre des von ihm/ihr betreuten Kin-
des unterhaltsrechtlich nicht vorgeworfen werden, dass er/sie von der Mdglichkeit Gebrauch macht,
die Bezugsdauer des Elterngeldes zu verdoppeln, und deswegen keine fur den Kindesunterhalt aus-
reichenden Einkunfte hat (BGH, Beschluss vom 11.02.2015 — XII ZB 181/14).
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0 12.1 Zustandigkeit (Absatz 1)

§12 Zustandigkeit; Bewirtschaftung der Mittel

12.1 Zustandigkeit (Absatz 1)

12.1.1 Die fiir die Ausfiihrung des BEEG zustandigen Behorden (Absatz 1 Satz 1)

Das BEEG wird von den Landern entsprechend Art. 85 GG durchgeflihrt. Die Landesregierungen
oder die von ihnen beauftragten Stellen bestimmen die fir die Ausfliihrung dieses Gesetzes zustan-

digen Behdrden.

12.1.2 Ortliche Zustindigkeit (Absatz 1 Satz 2)

Ortlich zustandig ist die Behérde des Bezirks, in dem das Kind, fir das Elterngeld beansprucht wird,
zum Zeitpunkt der ersten Antragstellung seinen Wohnsitz hat. Fur den Fall, dass das Kind gemein-
sam mit der anspruchsberechtigten Person bzw. den anspruchsberechtigten Personen keinen
Wohnsitz, sondern allein seinen gewohnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet hat, gilt die Zustandig-
keitsregelung nach § 12 — in Ubereinstimmung mit der Anspruchsberechtigung geman § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 BEEG, die ebenfalls an den Wohnsitz oder den gewdhnlichen Aufenthalt anknlpft —
entsprechend. Bei mehreren Wohnsitzen oder gewohnlichen Aufenthalten im Inland ist die Behérde
des Bezirks zustandig, in dem sich das Kind vorwiegend aufhalt. MaRRgeblich sind die Umstande des
Einzelfalls. Im Falle eines Wohnortwechsels andert sich die ortliche Zustandigkeit nicht. Dies gilt

auch, wenn der Wohnortwechsel in ein anderes Bundesland erfolgt.

121.3 Kein Wohnsitz oder gewdhnlicher Aufenthalt in Deutschland (Absatz 1 Satz
3)

Hat das Kind, fir das Elterngeld beansprucht wird, in den Fallen des § 1 Abs. 2 zum Zeitpunkt der
ersten Antragstellung keinen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt in Deutschland, so ist 6rtlich
die Behorde des Bezirks zustandig, in dem die berechtigte Person ihren letzten inlandischen Wohn-
sitz hatte. Hilfsweise ist die Behorde des Bezirks zustandig, in dem der entsendende Dienstherr oder
Arbeitgeber der berechtigten Person oder der Arbeitgeber des Ehegatten oder der Ehegattin bzw.
Lebenspartners oder der Lebenspartnerinder berechtigten Person den inlandischen Sitz hat. Be-
grundet die berechtigte Person spater einen inlandischen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt

in Deutschland, &ndert sich die zustandige Behdrde hierdurch nicht.
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0 12.2Beratung zur Elternzeit (Absatz 2)

12.2 Beratung zur Elternzeit (Absatz 2)

Den nach Abs. 1 Satz 1 zustandigen Behoérden obliegt auch die Beratung zur Elternzeit. Eine Bera-
tungspflicht besteht sowohl gegenlber den Eltern als Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern als

auch den Arbeitgebern. Die Arbeitgeber trifft keine Beratungspflicht.

12.3 Aufbringung der Mittel (Absatz 3)

Der Bund tragt die Ausgaben fir das Elterngeld.

§13 Rechtsweg

Bei Streitigkeiten Gber das Elterngeld ist das Sozialgericht zustandig.

Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung. Bei der Regelung handelt
sich damit um eine gesetzlich angeordnete Ausnahme i.S.v. § 86 a Abs. 2 Nr. 4 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) zu der allgemeinen Regelung des § 86a Abs. 1 SGG, nach der Widerspruch und Anfech-
tungsklage aufschiebende Wirkung haben.
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§14 BuRgeldvorschriften

14.0 Geltung des OWiG

Das BuRgeldverfahren ist — neben dem Zurtickbehaltungsrecht nach § 66 SGB | innerhalb des Be-
willigungsverfahrens fur Elterngeld sowie dem Verwaltungsvollstreckungsverfahren nach den lan-
desrechtlichen Vorschriften (§ 66 Absatz 3 SGB X) — eines der drei wesentlichen Mittel zur Sanktio-
nierung von Pflichtverletzungen im Zusammenhang mit der Gewahrung von Elterngeld (vgl. auch
8.1 und 14.1).

Fir die Durchfiihrung von Ordnungswidrigkeitsverfahren nach § 14 Abs. 1 BEEG gelten die Vor-
schriften des Gesetzes uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG).

141 Abgrenzung zur Vollstreckung von Handlungspflichten

Die Verhangung eines Verwarnungsgeldes oder eines Bul3geldes dient der Ahndung von begange-

nen Ordnungswidrigkeiten. Sie dient nicht vornehmlich der Durchsetzung von Handlungspflichten:

- Die Ruckforderung von zu viel gezahltem Elterngeld richtet sich nach § 50 SGB X. Soweit fur
den Erlass des Ruckforderungsbescheides Angaben der berechtigten Person nach § 8 Abs.
1 erforderlich sind, sind ggf. die Mittel des Verwaltungszwangs (v.a. Verhangung von
Zwangsgeldern) nach den landesrechtlichen Vorschriften anzuwenden (§ 66 Abs. 3 SGB X),
um die Erfillung der Auskunftspflichten zu bewirken (vgl. auch 8.1).

- Soweit die berechtigte Person Mitwirkungspflichten nach § 60 SGB X nicht erflllt, besteht
nach den Vorgaben der §§ 66 und 67 SGB | ein Zurlckbehaltungsrecht.

14.2 Entscheidung liber die Einleitung eines BuBgeldverfahrens

Wird eine Ordnungswidrigkeit festgestellt und soll sie geahndet werden, ist das Verfahren an den

bzw. die innerhalb der Behérden zustandigen Ordnungswidrigkeitsbearbeiter abzugeben.

Gemal § 41 OWiG muss die Verwaltungsbehoérde die Sache an die Staatsanwaltschaft abgeben,
wenn Anhaltspunkte dafir vorhanden sind, dass die Tat eine Straftat ist. Denn nach § 21 Abs. 1 S. 1
OWIiG wird nur das Strafgesetz angewendet, wenn eine Handlung gleichzeitig Straftat und Ord-
nungswidrigkeit ist. Dies setzt grundsatzlich vorsatzliches Handeln voraus (§ 15 StGB). Als Straftat-
bestande kommen insbesondere Betrug oder Urkundenfalschung nach §§ 263, 267 StGB in Be-

tracht.

Von der Ahndung der Ordnungswidrigkeit kann insbesondere aus folgenden Griinden abgesehen

werden:
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14.3 Ordnungswidrigkeiten nach § 14

- rechtzeitige Mitteilung der Anspruchsvoraussetzungen an die falsche Stelle,

- schwerwiegende psychische Ausnahmesituation der berechtigten Person (z.B. Uberforde-
rung durch eine akute familiare Krise, Heimunterbringung oder Tod der Kindes),

- voraussichtliche Unwesentlichkeit des BuRgeldes neben dem Strafmal}, das in einem mit der
Tat zusammenhangenden Angelegenheit anhangigen Strafverfahren zu erwarten ist

- mangelnde Zweckmaligkeit bei Abwagung zwischen erstrebtem Zweck und Einsatz einer
Geldbulde

- Geringfugigkeit der Ordnungswidrigkeit, die die Fallbearbeitung nicht beeintrachtigt hat, weil

die angeforderten Auskiinfte anderweitig eingeholt werden konnten.

14.3 Ordnungswidrigkeiten nach § 14

Gegen die anspruchsberechtigte bzw. auskunftsverpflichtete Person ist insbesondere dann die Ein-
leitung eines Ordnungswidrigkeitsverfahren zu prifen, wenn zu Unrecht gezahltes Elterngeld zu-
rickgefordert wird, der Arbeitgeber seiner Bescheinigungspflicht nach § 9 Abs.1 beim Elterngeld
nicht nachkommt oder der Elterngeldberechtigte entgegen § 8 Abs. 1 einen Nachweis nicht richtig
erbringt. Die Verstdlke gegen Mitteilungsverpflichtungen kénnen sich insbesondere in folgenden
Fallkonstellationen ergeben:

- Kind lebt nicht mehr im Haushalt der Person, die Elterngeld bezieht (§ 1 Abs. 1 Satz 1).

- Wahrend des Elterngeldbezugs wird eine Erwerbstatigkeit aufgenommen (§ 2 Abs. 3).

- Wahrend des Elterngeldbezugs wird eine weitere Entgeltersatzleistung bezogen (§ 3).
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14.4 Verwarnung/Verwarnungsgeld bei geringfligigen Ordnungswidrigkeiten

Nach § 14 kommen folgende Ordnungswidrigkeiten in Betracht:

Tatbestand

Adressat

Vorschriften, gegen die ver-
stoBen wird

Verletzung der Pflicht zur rich-
tigen und vollstandigen Nach-
weiserbringung gemalt § 8
Abs. 1

Antragsteller

§ 14 Abs. 1 Nr. 1 BEEG iVm §
8 Abs. 1 BEEG

Verletzung der Pflicht, die
nach § 9 Abs. 1 erforderliche
Bescheinigung Uber Arbeits-

Arbeitgeber des Antragstellers, ehemali-
ger Arbeitgeber, Auftraggeber oder Zwi-
schenmeister fir in Heimarbeit beschaf-

§14 Abs. 1 Nr. 2 BEEG i.V.m.
§ 9 Abs. 1 BEEG

entgelt und Arbeitszeit richtig,
vollstandig und rechtzeitig
auszustellen

tigte Antragsteller, selbststandig er-
werbstatige Antragsteller

3. | Verletzung der Pflicht, richtig,
vollstandig und rechtzeitig alle
Tatsachen anzugeben, die fur
die Leistung erheblich sind

Antragsteller § 14 Abs. 1 Nr. 3 BEEG i.V.m.
§ 8 Abs. 1a Satz 1 BEEG oder

§ 60 Abs. 1 Satz1 Nr. 1 SGB |

4. |Verletzung der Pflicht zur rich-
tigen, vollstandigen und recht-
zeitigen Mitteilung von Veran-
derungen

Antragsteller § 14 Abs. 1 Nr. 4 BEEG i.V.m.
§ 60 Abs. 1 Satz 1Nr. 2 SGB |,

§ 8 Abs. 1a Satz 1 BEEG

5. | Verletzung der Pflicht zur rich-
tigen, vollstandigen und recht-
zeitigen Vorlage von Beweis-
urkunden

Antragsteller § 14 Abs. 1 Nr. 5 BEEG, i.V.m.
§ 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB

I, § 8 Abs. 1a Satz 1 BEEG

Der Begriff der ,Rechtzeitigkeit” orientiert sich an dem Rechtsgedanken des § 121 Abs. 1
Satz 1 BGB; eine Mitteilung ist daher dann rechtzeitig erfolgt, wenn sie unverzuglich, d.h. ohne
schuldhaftes Zégern, vorgenommen wurde. Die Auskunftsverpflichtung entsteht mit der vollstandi-
gen Erfullung des Tatbestandes der mafigeblichen Gebotsnorm (z.B. tatsachliche Aufnahme der
Erwerbstatigkeit bei Meldeverpflichtungen nach § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB |). Soweit seitens der
zustandigen Stelle eine Frist zur Auskunftserteilung gesetzt wurde, ist die Auskunft nicht rechtzeitig,
wenn sie nach Ablauf der im Auskunftsverlangen bezeichneten Frist erfolgt. Die nachweisbar frih-
zeitige Kenntnis der berechtigten Person Uber den voraussichtlich zu meldenden Sachverhalt (z.B.
der Termin fur eine Aufnahme der Erwerbstatigkeit oder die Inanspruchnahme eines Kita-Platzes)
ist bei der Auslegung des Begriffs ,rechtzeitig” zu berlicksichtigen und lasst es als angemessen

erscheinen, dass die Erwerbstatigkeit zumindest kurzfristig nach ihrer Aufnahme gemeldet wird.

Ordnungswidrig im Sinne des § 14 Absatz 1 Nr. 2 kdnnen nicht nur Personen handeln, die Elterngeld
beziehen, sondern auch solche Personen, die, ohne Elterngeld zu beziehen, ihren Mitwirkungspflich-
ten nach § 60 Abs. 1 Satz 1 SGB | iVm § 8 Abs. 1a nicht nachkommen.

14.4 Verwarnung/Verwarnungsgeld bei geringfiigigen Ordnungswidrigkeiten

Bei geringflgigen Ordnungswidrigkeiten kann der Betroffene nach § 56 OWiG verwarnt werden; au-

Rerdem kann ein Verwarnungsgeld erhoben werden. Der nicht abschlieRende Katalog unter 14.6.1
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Richtwerte flr das Bufigeld enthalt auch Richtwerte flr die Verhangung von Verwar-

nungsgeldern.

14.5 Verhangung eines BuBRgeldes

Wird ein BuRgeldbescheid erlassen, ist eine GeldbulRe festzusetzen. Der gesetzliche BuRgeldrah-
men fur Ordnungswidrigkeiten nach dem BEEG betragt 5 Euro bis 2.000 Euro (§ 17 Abs. 1 OWiG
i.V.m. § 14 Abs. 2). Fiur die Bestimmung der Hohe der GeldbufRe im Einzelfall gilt § 17 OWIiG.

14.6 Hohe des BuBgeldes

Die vom Gesetz angedrohten GeldbuRen (gesetzlicher Buligeldrahmen) gelten grundsatzlich fur
vorsatzliches Handeln. Bei fahrlassigem Handeln gilt als Obergrenze die Halfte der angedrohten
Betrage (§ 17 Abs. 2 OWIG). So kann bei fahrlassigem Handeln nach dem BEEG hoéchstens eine

Geldbufie von 1000 Euro verhangt werden.

Grundlage fur die Zumessung der Geldbul3e sind in erster Linie die Bedeutung der Ordnungswidrig-
keit und der Vorwurf, der den Tater trifft (§ 17 Abs. 3 Satz 1 OWiG). Bei Bemessung der Geldbul3e
sind die wirtschaftlichen Verhaltnisse des Betroffenen zu bericksichtigen (§ 17 Abs. 3 Satz 2 OWIG).
Bei geringfugigen Ordnungswidrigkeiten (mit Geldbufen bis zu 250 Euro) bleiben sie jedoch bei
Bemessung der GeldbulRe unberticksichtigt (vgl. § 17 Abs. 3 Satz 2 OWiG).

Der gesetzliche Rahmen wird durch die §§ 17, 56 OWIG, § 14 Abs. 2 BEEG bestimmt. Die unter
14.6.1 Richtwerte flr das Bu3geld angegebenen Richtwerte sind an dem Grundfall der vorsatz-
lichen erstmaligen Begehung einer Ordnungswidrigkeit ohne Vorliegen besonderer Umstande aus-
gerichtet. Von ihnen ist insbesondere bei Vorliegen von unter 14.6.2 Minderungs- und Erh6hungs-
grinde fur das BuRRgeld genannten Minderungs- oder Erhdhungsgriinden abzuweichen (Begrin-
dung hierzu im BuRRgeldvorgang vermerken). Alle unter 14.6.1 Richtwerte fur das Bulgeld
und 14.6.2 Minderungs- und Erhéhungsgriinde fir das Bufgeld genannten Werte sind Orientie-
rungswerte zur Gewahrleistung einer einheitlichen Verwaltungspraxis, von denen ggf. unter Berlick-
sichtigung von nicht gelisteten Besonderheiten des Einzelfalls abzuweichen ist. Nach § 14 Abs. 2

kann eine GeldbulRe von bis zu 2000 Euro verhangt werden.

14.6.1 Richtwerte fur das BuBgeld

Die folgenden Richtwerte flir das BuRgeld sind an dem Grundfall einer vorsatzlich erstmaligen Be-
gehung ohne Vorliegen besonderer Umstande ausgerichtet. Aufgrund besonderer Umstande des

Einzelfalls kann im Rahmen des Ermessens von den Richtwerten abzuweichen sein (vgl. auch
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14.6.2 Minderungs- und Erhéhungsgriinde flir das BuRgeld). Bei fahrlassiger Begehungsweise ist
die Halfte des BuRRgeldes anzusetzen (§ 17 Abs. 2 OWIG).

Tatbestand Verwarnung BuBgeld
1. Verletzung der Pflicht, die nach § 8 erforderliche Be- grdsl. bis 2.000 € mog-
scheinigung iiber das Arbeitsentgelt einzureichen. lich
1.1. | Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit bei erstmaliger Erkla- 100 €
rung
1.2. | Nichteinhalten einer gesetzten Frist 30€ ohne
2. e Verletzung der Pflicht, rechtzeitig und vollstédndig grdsl. bis 2.000 € még-
alle Tatsachen anzugeben, die fiir die Leistung er- lich
heblich sind sowie
e Verletzung der Pflicht zur rechtzeitigen und voll-
standigen Mitteilung von Veranderungen
2.1. | Zuwiderhandlung ohne leistungsrechtliche Folgen ohne ohne
2.2. | Zuwiderhandlung, die zu einer Uberzahlung der Leistung 800 €
gefiihrt haben unter  Beriicksichti-
gung von §17 Abs. 4
OWiG
3. Verletzung der Pflicht zur rechtzeitigen und vollstan- grdsl. bis 2.000 € még-
digen Vorlage von Beweisurkunden lich
3.1 | Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit bei erstmaliger Erkla- 100 €
rung
3.2 | Nichteinhalten einer gesetzten Frist 30 € Ohne
4. Verletzung der Pflicht, die nach § 9 erforderliche Be- 800 € bis 2.000 € mdg-
scheinigung Uber Arbeitsentgelt und Arbeitszeit aus- lich
zustellen
4.1. | Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit bei erstmaliger 250 €
Erklarung
4.2. | Nichteinhalten einer gesetzten Frist 30 € ohne
14.6.2 Minderungs- und Erhéhungsgriinde fir das BuRgeld

Die folgenden Kataloge von Minderungs- und Erhéhungsgriinden flr das BulR3geld ist nicht abschlie-

Rend. Die in den Klammern genannten Prozentangaben geben fiir die jeweiligen Minderungs- und

Erhéhungsgriinden die empfohlenen Abweichungen von den oben unter 14.6.1

Richtwerte fur

das Bufdgeld genannten Richtwerten an. Von ihnen kann im Einzelfall abgewichen werden.

Minderungsgrunde:

Selbstanzeige (- 25 %)

Einsicht und Mitwirkung bei der Sachverhaltsaufklarung, zeitnahe Tilgung (- 10 %)
Ungunstige wirtschaftliche Verhaltnisse fur BuRgelder (vgl. § 17 Absatz 3 Satz 2 OWIiG) Uber

250 Euro (- 10-20 %)

Dauer des Verwaltungsverfahrens bei der Behorde (- 10-20 %)

Geringflgigkeit des Schadens (- 50 %)




263
BuRgeldvorschriften
14.7 Abschopfen des wirtschaftlichen Vorteils

Erhéhungsgrinde:
- Wiederholungstat (+ 100 %)
- Verspétete Riickerstattung der Uberzahlung trotz guter wirtschaftlicher Verhaltnisse (+ 25%)
- Ausmald der Zuwiderhandlung:
- soweit die Anzahl der Uberzahlten Leistungsmonate mehr als 6 Monate betragt: + 30 %
- soweit die Uberzahlung in der Summe aller Monate mehr als 500 Euro betragt: + 30 %
- Uneinsichtigkeit, [Leichtfertigkeit] (+ 10 %)

- Verschleierungshandlungen (+ 50 %)

14.7 Abschopfen des wirtschaftlichen Vorteils

Nach § 17 Abs. 4 OWiG soll die Geldbuf3e den aus der Ordnungswidrigkeit gezogenen wirtschaftli-
chen Vorteil Ubersteigen. Reicht das gesetzliche Hochstmal} von 2000 Euro (vgl. § 14 Abs. 2 BEEG)

hierzu nicht aus, so kann es Uberschritten werden (§ 17 Absatz 4 Satz 2 OWiG).

Eine Geltendmachung des Uberzahlten Elterngeldes als wirtschaftlicher Vorteil kommt in Betracht,
wenn eine Ruckforderung nach den §§ 45 ff. SGB X aus Vertrauensschutzgesichtspunkten nicht
ausgeschlossen ist. Das zurickzufordernde Elterngeld kann geschatzt werden, wenn eine genaue
Bestimmung des Riickforderungsbetrags nicht oder nur mit unangemessenen Aufwand erfolgen
kann und eine Ruckforderung nach der in der Regel in erster Linie anzuwendenden Regelung des
§ 50 SGB X daher nicht méglich ist. Dies kann etwa dann der Fall sein, wenn die berechtigte Person
auch nach Anwendung der Mittel des Verwaltungszwangs ihrer Auskunftspflicht nach § 8 nicht nach-

kommt.

Eine Geltendmachung von Zinsen, die auf den Rickforderungsbetrag entfallen, scheidet wegen der
Sperrwirkung des § 50 Abs. 2a SGB X aus.

14.8 Verjahrung

Nach § 31 Abs. 3 Satz 1 OWiG beginnt die Verjahrung, sobald die bugeldbewehrte Handlung be-
endet ist. Wird der Auskunftspflicht innerhalb des Elterngeldvollzugs verspatet nachgekommen, be-
ginnt die Verjahrung spatestens mit dem Wegfall der Mitteilungspflicht. Die Mitteilungspflicht entfallt,
wenn die verpflichtete Person der Mitteilungspflicht nachkommt, die Elterngeldstelle auf andere
Weise als durch Mitteilung der verpflichteten Person von den leistungserheblichen Tatsachen Kennt-
nis erlangt oder der Bezugszeitraum so lange zurtick liegt, dass man objektiv betrachtet nicht mehr

davon gehen kann, dass die verpflichtete Person noch Kenntnis von den Mitteilungspflichten hat.

Erlangt die Elterngeldstelle auf andere Weise als durch Mitteilung der berechtigten Person Kenntnis

von den geanderten Umstanden, beginnt mit der Kenntnis der Behdérde von den geadnderten
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Umstanden die Verjahrung, da die Anderungen in den Verhaltnissen, die fir den Anspruch auf El-

terngeld maRgeblich sind, der Elterngeldstelle unverziiglich gemeldet werden muissen.

Gemal § 14 Abs. 2 kénnen die Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuf3e von bis zu zweitausend
Euro geahndet werden, so dass gemaR § 31 Abs. 2 Nr. 3 OWiIG die Verfolgung in einem Jahr ver-
jahrt. Im Falle der fahrlassigen Begehung gilt gem. § 17 Abs. 2 OWiG in Verbindung mit § 31 Abs. 2
Nr. 4 OWiG eine Verjahrungsfrist von 6 Monaten.

14.9 Ahndungszustandigkeit

Fur die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 14 Abs. 1 BEEG ist die durch
Landesrecht bestimmte Stelle zustandig (§ 14 Abs. 3 BEEG i.V.m. § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWIiG).
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§15 Anspruch auf Elternzeit

15.0 Grundsatzliches

Den Elterngeldstellen obliegt die Beratung zur Elternzeit (gemaR § 12 Abs. 2). Die Inanspruchnahme
von Elternzeit ist unabhangig von der Bezugsdauer des Elterngeldes. Die Inanspruchnahme des
Elterngeldes erfordert jedoch die Reduzierung der Wochenarbeitszeit auf héchstens 32 Stunden im

Durchschnitt des Lebensmonats.

15.0.1. Ruhen der arbeitsvertraglichen Hauptpflichten

Wahrend der Elternzeit ruhen die Hauptpflichten des Arbeitsverhaltnisses. Dabei handelt es sich um
die Arbeitspflicht fir den Arbeitnehmer/die Arbeithehmerin sowie die Lohnzahlungspflicht des Ar-
beitgebers. Somit kommt es durch die Elternzeit grds. zu einer unentgeltlichen Freistellung. Fir das
Vorliegen des Anspruchs auf Elternzeit ist es unschadlich, wenn die Arbeitgeberin/der Arbeitgeber

trotz Freistellung Lohnzahlungen fortsetzen.

Etwaige arbeitsvertragliche Nebenpflichten wie eine Auskunfts- und Mitteilungspflicht (z. B. bei einer
relevanten Anderung in den persdnlichen Verhaltnissen), eine Verschwiegenheitspflicht (Geschafts-
und Betriebsgeheimnisse) oder auch eine Obhuts- und Bewahrungspflicht (z. B. von Arbeitsmaterial

oder (vertraulichen) Unterlagen) bestehen hingegen weiter.

Nach dem Ende der Elternzeit lebt das urspriingliche Arbeitsverhaltnis mit allen vertraglichen Haupt-
pflichten in vollem Umfang wieder auf (siehe dazu auch Urteil des Bundesarbeitsgerichts (BAG) vom
28.06.1995, Aktenzeichen: 10 AZR 948/94).

15.0.2. Auswirkungen der Elternzeit auf eine Stufenlaufzeit (Entgeltanspruch)

Fir die Stufenlaufzeit und die daraus folgende Berechnung des Tabellenentgelts im Tarifvertrag fur
den &ffentlichen Dienst (TV6D) flhrt die Unterbrechung durch Elternzeit gemal § 17 Abs. 3 Satz 2
TV6D bis zur Dauer von jeweils 5 Jahren nicht zu einem Verlust der vor Beginn der Elternzeit er-
reichten Zeiten. Die Zeiten der Unterbrechung sind unschadlich, werden aber auf die Stufenlaufzeit
nicht angerechnet. Diese Regelung ist vom Bundesarbeitsgericht (BAG) mit Urteil vom 27.01.2011
(Aktenzeichen: 6 AZR 526/09) ausdrucklich als mit dem Unionsrecht und dem Grundgesetz fir ver-
einbar erklart worden. Da der Stufenaufstieg im Entgeltsystem des TV6D auf Berufserfahrung ba-
siere und in der Elternzeit keine Berufserfahrung gewonnen werde, werde auf ein objektives Krite-

rium abgestellt, das keinen Bezug zu einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts habe.
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Diese Vorgehensweise gilt analog fur Arbeits- oder Tarifvertrage (z. B. Tarifvertrag fir den offentli-
chen Dienst der Lander (TV-L)), die ein vergleichbares Modell der Stufenlaufzeit in ihrem Entgelt-

system verankert haben.

15.1 Elternzeitberechtigte

15.1.1 Arbeitnehmerbegriff

Wichtigste Voraussetzung flr die Elternzeit ist, dass die Elternzeitberechtigten

— in einem Arbeitsverhaltnis stehen,

— zur Berufsbildung beschaftigt oder

— als Heimarbeiter tatig sind.

15.1.1.1 Elternzeit bei befristeten Vertragen, bei Teilzeittatigkeit und geringfugiger
Beschaftigung

Die Elternzeit kann auch wahrend eines befristeten Vertrages, bei Teilzeittatigkeit und geringfii-

giger Beschaftigung genommen werden.

(Der befristete Vertrag verlangert sich grundsatzlich nicht aufgrund der Elternzeit. Als Ausnahmen

kommen in Betracht:
— Verlangerung von Vertragen von wissenschaftlichen Mitarbeitern an Universitaten
— Verlangerung von Vertragen fur Arzte in Weiterbildung

— Verlangerung der Ausbildungszeiten der zur Berufsbildung Beschaftigten.)

15.1.1.2 Fehlender Elternzeitanspruch nach dem BEEG
Anspruchsberechtigt nach dem BEEG sind daher nur die abhangig Beschaftigten, nicht also

— Unternehmer und Selbststiandige, wie z. B. Apotheker, Arzte, Handwerker, Rechtsanwilte,

Steuerberater, Unternehmensberater oder andere freiberuflich Tatige.
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— Keinen Anspruch auf Elternzeit haben ebenfalls Geschéftsfiihrer oder selbststandige Ge-
sellschafter von Personen- oder Kapitalgesellschaften. Sie sind aufgrund eines freien
Dienstverhaltnisses tatig und somit keine Arbeithehmenden i.S.d. BEEG. Nach einer Ent-
scheidung des BAG (Urteil vom 21. Januar 2019, 9 AZB 23/18, Rz. 24) kdbnnen Geschafts-
fuhrende jedoch in ,extremen Ausnahmeféallen® die Arbeitnehmendeneigenschaft erflllen
und in der Folge auch einen Anspruch auf Elternzeit haben. Dies kann nur bei Geschéaftsflih-
renden der Fall sein, die eine Gesellschaft nicht beherrschen. Um als Arbeithehmender gel-
ten zu kénnen, missen diese im hohen Mal} weisungsabhangige Tatigkeiten, die Uber das
der Gesellschaft zustehende Weisungsrecht hinausgehen, ausfuhren. Dieser Umstand kann
z.B. gegeben sein, wenn eine Gesellschaft die konkreten Umstande der Leistungserbringung

durch arbeitsbegleitende und verfahrensorientierte Weisungen bestimmen kann.

— Nicht zu den Berechtigten zdhlen ebenfalls Schiilerinnen/ Schiiler, Studentinnen/Stu-
denten und Praktikantinnen/Praktikanten, wenn ihre Tatigkeit auf die Schule oder die

Hochschule bezogen ist, also unselbststandiger Teil der Schulausbildung ist.

— Beamtinnen und Beamte (fir sie gelten vergleichbare Elternzeitverordnungen des Bundes

und der Lander),
— Soldatinnen und Soldaten (hier gilt die EltZSoldV),

— Personen im freiwilligen sozialen und 6kologischen Jahr, die einen Freiwilligendienst

nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz ausuben,
— ehrenamtlich Tatige und
— Arbeitslose.

— Abgeordnete haben keinen Anspruch auf Elternzeit, da sie keine weisungsgebundene Ta-
tigkeit austben (Art. 38 GG).

— Ein-Euro-Jobber. Hier wird kein privatrechtliches Arbeitsverhaltnis geschlossen, sondern
ein offentlich-rechtliches Rechtsverhaltnis sozialrechtlicher Art begrindet (s. auch BAG-
Beschluss vom 8. November 2006, 5 AZB 36/06)).

15.1.1.3 Elternzeit in Fallen mit Auslandsbezug

Far Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die im Ausland téatig sind, besteht ein Anspruch auf El-

ternzeit, wenn das Arbeitsverhaltnis deutschem Recht unterliegt.
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Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die einen Arbeitsvertrag besitzen, der nicht nach deut-
schem Arbeitsrecht geschlossen wurde, kénnen trotzdem einen Anspruch auf Elternzeit haben,
wenn der raumliche Bezug vorhanden ist. Der Elternzeitanspruch gilt rdumlich fir alle in Deutsch-
land beschaftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer und setzt eine gewdhnlich in Deutsch-
land verrichtete Arbeit voraus. Dies ergibt sich aufgrund des Art. 9 der Europaischen Verordnung
Nr. 593/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates Uber das auf vertragliche Schuldver-
héaltnisse anzuwendende Recht (Rom I). Sind Arbeithnehmerinnen und Arbeithnehmer an mehreren
Arbeitsorten im In- und Ausland eingesetzt, ist der gewdhnliche Arbeitsort der Ort, an dem oder
von dem aus sie den Grolteil ihrer Arbeit verrichten. Die genaue Bestimmung des Arbeitsortes ist
stark vom konkreten Einzelfall abhangig und muss im Zweifel in Zusammenarbeit mit dem Arbeit-
geber oder, falls nicht mdéglich, durch die zustandigen Gerichte geklart werden.
Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihren gewohnlichen Arbeitsort nicht in Deutschland ha-
ben und deren Arbeitsverhaltnis nicht deutschem Recht unterliegt, haben keinen Anspruch auf El-
ternzeit (BAG, Urt. v. 7.5.2020, Rn. 53).

15.1.1.4 Ende der Elternzeit mit dem Ende des Arbeitsverhaltnisses

Elternzeit endet unabhangig von der erklarten Dauer, wenn kein Arbeitsverhaltnis mehr besteht.

15.1.2 Verhaltnis zum Kind

Anspruchsberechtigt sind die sorgeberechtigten leiblichen Eltern, Adoptiveltern und GroReltern (s.
15.1a GrolRelternzeit). Der nicht sorgeberechtigte Elternteil oder der noch nicht wirksam anerkannte
oder festgestellte Vater hat mit Zustimmung des sorgeberechtigten Elternteils einen Anspruch auf

Elternzeit.

Ein Anspruch auf Elternzeit besteht auch hinsichtlich der Kinder der Ehepartnerin/des Ehepartners
bzw. der eingetragene Lebenspartner/des eingetragenen Lebenspartners. Elternzeit kann auch von
Verwandten bis zum dritten Grad in Anspruch genommen werden, wenn die Eltern wegen einer
schweren Krankheit, Schwerbehinderung oder Tod der Eltern ihr Kind nicht betreuen kbnnen. Wah-
rend einer Adoptionspflege kdnnen die Betreuungspersonen Elternzeit beanspruchen. Vollzeitpfle-
geltern kdnnen ebenfalls Elternzeit nehmen. Nicht sorgeberechtigte Personen bedlrfen der Zustim-

mung des sorgeberechtigten Elternteils.
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15.1.3 Betreuung und Erziehung im selben Haushalt

Weitere Voraussetzung ist, dass der oder die Anspruchsberechtigte wahrend der Elternzeit mit dem
zu betreuenden Kind in einem Haushalt lebt und das Kind selbst betreut und erzieht. Grundsatzlich
gelten die im Hinblick auf die Auslegung des Wortlauts ,in einem Haushalt* fir § 15 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1 die gleichen Vorgaben wie fir § 1 Abs. 1 Satz 1 Nummer 2 BEEG). Insbesondere wird auf

Folgendes hingewiesen:

- Eine ,,auf Dauer“ angelegte hausliche Gemeinschaft bedeutet hier, dass es sich nicht
lediglich um eine unbestandige hausliche Gemeinschaft handeln darf, sondern dass das Kind
zumindest fur die Dauer des Elterngeldbezuges in hauslicher Gemeinschaft mit dem Eltern-
teil lebt und von diesem betreut wird. Dies kann z.B. dann der Fall sein, wenn der eine El-
ternteil fir eine bestimmte Zeit — beispielsweise fur die Bezugsmonate beim Elterngeld — im
Haushalt des anderen Elternteils wohnt und dort das gemeinsame Kind betreut. (vgl. auch
entsprechende Ausfiihrungen zum Begriff der hduslichen Gemeinschaft beim Elterngeld, RL
1.1.1.2.2)

- Die Erziehung und Betreuung des Kindes muss nicht ausschlieBlich durch die An-
spruchsberechtigten erfolgen; unabhangig von einer Erwerbstatigkeit (in der Elternzeit zu-
l&ssig bis zu 32 Stunden fur jeden Elternteil) widerspricht die Betreuung z.B. in einer Tages-
einrichtung oder bei einer Tagespflegeperson nicht der Annahme der Betreuung und Erzie-

hung im selben Haushalt

- Vorubergehende Abwesenheitszeiten, auch langere Krankenhausaufenthalte, lassen den
Rechtsanspruch auf Elternzeit unberihrt.

- Lebt das Kind in nicht unerheblichem Umfang sowohl in dem Haushalt der Mutter als auch
in dem Haushalt des Vaters, liegt in beiden Haushalten eine hausliche Gemeinschaft vor.

Voraussetzung ist, dass das Kind mindestens zu einem Dirittel bei jedem Elternteil lebt.

15.1a GroRelternzeit

Anspruchsberechtigt sind nach dieser Regelung auch Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer, die Grof3-
eltern sind, wenn ein Elternteil ihres Enkelkindes minderjahrig ist oder sich in einer Ausbildung be-
findet, die vor Vollendung des 18. Lebensjahres begonnen wurde. Der Anspruch auf Grofielternzeit
stellt einen eigenstandigen Anspruch auf Elternzeit dar. Bei Vorliegen der Voraussetzungen des
Absatzes 1a kann jeder Grolelternteil bis zu drei Jahre Elternzeit flir das Enkelkind in Anspruch
nehmen. Auch ist die Inanspruchnahme von GrolRelternzeit zwischen den Elternzeiten der Eltern
moglich. Eine Anrechnung der von den Eltern genommenen Elternzeit auf die Grol3elternzeit findet

nicht statt. Der Anspruch auf Elternzeit der GrofReltern endet, wenn eine der
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Anspruchsvoraussetzungen nicht mehr vorliegt, z. B. wenn der jlingere Elternteil 18 Jahre alt ist (es
sei denn, dass die Voraussetzungen von § 15 Abs. 1a Nr. 2 BEEG erfillt sind) oder die Ausbildung
beendet wird, unabhangig davon, ob die Prifung abgelegt wurde oder ob die Ausbildung abgebro-
chen wurde. Der/ die Elternzeitberechtigte muss gem. § 16 Abs. 5 BEEG die Anderung in den An-
spruchsvoraussetzungen dem Arbeitgeber unverziglich anzeigen. Analog zu § 16 Abs. 3 Satz 1
BEEG muss eine Vereinbarung gefunden werden, die die Interessen des/der Elternzeitberechtigten
wie auch die Interessen des Arbeitgebers bertcksichtigt. Elterngeld kann von den GroReltern in
Grolelternzeit nicht bezogen werden. Der Anspruch auf Elternzeit besteht nur fir Zeiten, in denen

keiner der Elternteile des Kindes selbst Elternzeit beansprucht.

Die Regelung soll es jungen Eltern ermdglichen, die aktuell angestrebte schulische oder berufliche
Ausbildung abzuschlieRen. Zur Berufsbildung Beschaftigte haben gem. § 20 Abs. 1 einen eigen-

standigen Anspruch auf Elternzeit.

Fir den Anspruch auf Freistellung von der Arbeit missen bei diesen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern — den GroR3eltern — auch die grundsatzlich fir den Elternzeitanspruch geltenden Voraus-
setzungen gem. § 15 Abs. 1 vorliegen. Mit Ende der Elternzeit leben die Hauptleistungspflichten aus
dem wahrend der Elternzeit ruhenden Arbeitsverhaltnis des GrofRelternteils, der Elternzeit bean-

sprucht hat, wieder auf.

15.2 Dauer der Elternzeit

Die Elternzeit kann frihestens mit der Geburt des Kindes bzw. im Anschluss an die Mutterschutzfrist
beginnen. Sie ist auf maximal drei Jahre begrenzt und endet spatestens mit Vollendung des achten
Lebensjahres des Kindes. Die Eltern kénnen den Beginn und das Ende ihrer Elternzeit frei wahlen.
Nach dem dritten Geburtstag des Kindes knnen maximal 24 Monate Elternzeit in Anspruch genom-
men werden. Die Hauptleistungspflichten (Arbeitspflicht der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers, Ent-
geltpflicht des Arbeitgebers) aus dem Arbeitsverhaltnis ruhen wahrend der Elternzeit und leben nach
Beendigung der Elternzeit voll umfanglich wieder auf. Die Inanspruchnahme der Elternzeit ist nicht
abhangig von der Zustimmung der Arbeitgeberseite (Ausnahme: Ablehnungsmdglichkeit durch den
Arbeitgeber aus dringenden betrieblichen Griinden, wenn es sich um den dritten Abschnitt handelt,

der im Zeitraum zwischen dem dritten und achten Geburtstag liegt, vgl. 16.1.3).

15.2.1 Elternzeitanspruch bis zum dritten Geburtstag

Die Eltern kdnnen den Beginn und das Ende ihrer Elternzeit frei wahlen. Bei einem angenommenen

Kind und bei einem Kind in Vollzeit- oder Adoptionspflege kann Elternzeit von insgesamt bis zu drei



271
Anspruch auf Elternzeit
15.2 Dauer der Elternzeit

Jahren ab der Aufnahme bei der berechtigten Person, langstens bis zur Vollendung des achten

Lebensjahres genommen werden.

Der Anspruch auf Elternzeit bei Adoption bzw. Adoptionspflege stellt einen eigenstandigen Anspruch
der Elternzeit dar. Jeder Adoptions-Elternteil hat einen Anspruch auf bis zu drei Jahre Elternzeit.
Eine Anrechnung bereits beanspruchter Elternzeit der leiblichen Eltern findet nicht statt. Der An-
spruch auf Elternzeit bei einem Pflegeverhaltnis im Sinne des § 33 SGB VIl stellt einen eigenstan-
digen Anspruch der Elternzeit dar. Jeder Elternteil der Pflegefamilie hat einen Anspruch auf bis zu
drei Jahre Elternzeit. Eine Anrechnung bereits beanspruchter Elternzeit der leiblichen Eltern findet

nicht statt.

15.2.2 Inanspruchnahme von Elternzeit zwischen dem dritten und achten Geburts-
tag des Kindes

Einen Anteil der Elternzeit von bis zu 24 Monaten kénnen Eltern zwischen dem dritten und achten
Geburtstag des Kindes in Anspruch nehmen. Eine Zustimmung des Arbeitgebers ist nicht erforder-
lich. Allerdings kann der Arbeitgeber die Inanspruchnahme eines dritten Zeitabschnitts aus dringen-
den betrieblichen Griinden ablehnen, sofern dieser Elternzeitabschnitt vollumfanglich im Zeitraum

zwischen dem dritten und achten Geburtstag des Kindes liegt (vgl. 16.1.3).

Ebenfalls bedarf es zu keiner Zeit einer Anklindigungserklarung des Arbeithehmers oder der Arbeit-
nehmerin, dass beabsichtigt wird, Elternzeit ab dem dritten Geburtstag des Kindes zu nehmen. Zei-
ten, flr die bereits eine Beurlaubung aufgrund der Mutterschutzfristen gem. § 3 Abs. 2 oder 3
MuSchG besteht, kdnnen nicht nach dem dritten Geburtstag des Kindes beansprucht werden, da
gem. § 15 Abs. 2 Satz 2 BEEG Zeiten der gesetzlichen Mutterschutzfristen auf die Elternzeit ange-
rechnet werden. Eine Aufteilung in verschiedene Zeitabschnitte ist auch bei Inanspruchnahme von
Elternzeit nach dem dritten Geburtstag des Kindes mdglich (vgl. 16.1.3). Diese Regelung gilt ent-

sprechend fur aufgenommene Kinder.

15.2.2.1 Genaue Berechnung

Bei der Inanspruchnahme von Elternzeit nach dem dritten Lebensjahr kann es Falle geben, in denen

die einzelnen Abschnitte nicht nach Monaten, sondern nach Tagen berechnet werden missen.

Beispiel: Das Kind wird am 15.12.2015 geboren, die Mutter nimmt Elternzeit zunachst bis zum
31.12.2017. Die restliche Elternzeit mdchte sie nach dem dritten Lebensjahr nehmen. In
diesem Fall stehen der Mutter keine vollen zwdlf Monate Elternzeit mehr zur Verfugung.

Die Berechnung muss auf den Tag genau erfolgen, d.h. in diesem Fall sind es zwdlf
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Monate minus 17 Tage (denn zwdlf Monate waren nur Ubrig, wenn die Elternzeit am
14.12.2017 enden wiirde). Mochte die Mutter die Zeit im finften Lebensjahr in Anspruch

nehmen, kann sie z.B. die Elternzeit vom 1.8.2018 - 14.7.2019 nehmen.

15.2.3 Anrechnung der Mutterschutzfrist

Zeiten, fur die bereits eine Beurlaubung aufgrund der Mutterschutzfristen gem. § 3 Abs. 1 MuSchG
besteht, kdnnen nicht nach dem dritten Geburtstag des Kindes beansprucht werden.

Wird die Elternzeit fir das erste Kind vorzeitig beendet, um die Mutterschutzfristen nach § 3
MuSchG fir das zweite Kind in Anspruch zu nehmen, verringert sich die gesamte Elternzeit fir das
zweite Kind um die fur das zweite Kind in Anspruch genommene nachgeburtliche Mutterschutzfrist
gemal § 3 Abs. 2 und 3 MuSchG, entsprechend.

15.2.4 Kurze Geburtenfolge / Mehrlinge

Stellt sich wahrend der Elternzeit fir das erste Kind weiterer Nachwuchs ein, andert dies grundsatz-
lich nichts an der laufenden Elternzeit fir das erste Kind. In § 15 Abs. 2 Satz 4 ist ausdrticklich ge-
regelt, dass der Anspruch auf Elternzeit fir jedes Kind besteht, auch wenn sich die Elternzeit Gber-
schneidet (kurze Geburtenfolge). Das gilt auch flir Mehrlingsgeburten. Diese Regelung wirkt sich
jedoch nur bei einer Inanspruchnahme von Elternzeit zwischen dem dritten und achten Lebensjahr
des Kindes aus. Im Regelfall werden die Elternzeitberechtigten die Elternzeit fir das zweite Kind im
Anschluss an die Elternzeit fir das erste Kind nehmen bzw. nach § 16 Abs. 3 die erste Elternzeit

beenden, um nach der Geburt des zweiten Kindes mit der Elternzeit fir das zweite Kind zu beginnen.

15.2.4.1 Inanspruchnahme bei kurzer Geburtenfolge / Mehrlingen

Bei einer kurzen Geburtenfolge und bei Mehrlingen kann fur ein Kind ein Anteil der Elternzeit spater
genommen werden, der nicht in Anspruch genommen wurde, weil die laufende Elternzeit fir ein
anderes Kind in Anspruch genommen wurde. Beispiel: Es laufen drei Jahre Elternzeit fiir Kind A. Am
zweiten Geburtstag von Kind A wurde Kind B geboren. Die Mutter nimmt im Anschluss an die El-
ternzeit von Kind A zwei Jahre Elternzeit fir Kind B. Von Kind B kénnen die zwdlf ersten Lebensmo-
nate nach dem dritten Lebensjahr von Kind B genommen werden, abziglich eventuell der nachge-

burtlichen Mutterschutzfrist, falls Elternzeit gemaf’ § 16 Abs. 3 Satz 3 vorzeitig beendet wurde.

Sinn und Zweck der Inanspruchnahme von Elternzeit nach dem dritten Lebensjahr ist die Flexibili-
sierung der Elternzeit. Kommt es den Elternzeitberechtigten jedoch darauf an, die maximale Eltern-

zeit zu erreichen, gilt folgende Regel:
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Wenn der Abstand zwischen zwei Kindern gréfler als ein Jahr, aber kleiner als zwei Jahre ist, dann

wird die maximale ununterbrochene Elternzeit durch folgende Aufteilung erreicht:

— zwei Jahre Elternzeit fur das erste Kind

— danach Elternzeit flr das zweite Kind bis zur Vollendung von dessen drittem Lebensjahr

— danach zwolf Monate Elternzeit fir das erste Kind (Inanspruchnahme der noch nicht bean-
spruchten Elternzeit des ersten Kindes)

— restliche Elternzeit fur das zweite Kind (in Anspruch genommen werden kann hier die Elternzeit
der ersten Lebensmonate fir das zweite Kind, die wegen der fir das erste Kind laufenden EI-
ternzeit noch nicht beansprucht wurde, abziglich evtl. der nachgeburtlichen Mutterschutzfrist
falls Elternzeit gemaf § 16 Abs. 3 Satz 3 vorzeitig beendet wurde)

— bei Zwillingen endet die Elternzeit somit spatestens am Tag vor dem sechsten Geburtstag

Beispiel: Far Zwilling A nimmt die Mutter Elternzeit bis zum zweiten Geburtstag der Zwillinge.
Daran schlieRen sich drei Jahre Elternzeit fir Zwilling B an, die bis zum 5. Geburtstag
der Zwillinge dauert. Im Anschluss daran nimmt die Mutter noch 12 Monate Elternzeit
von Zwilling A (das dritte Lebensjahr von Zwilling A), sodass die Elternzeit am Tag

vor dem sechsten Geburtstag der Zwillinge endet.

Bei Mehrlingsgeburten besteht eine nachgeburtliche Schutzfrist, da es sich auch bei Mehrlingsge-
burten nur um eine Entbindung handelt. Fur das o. g. Beispiel heil3t das, dass fur Zwilling B volle
drei Jahre Elternzeit genommen werden kdnnen, also ohne Abzug der nachgeburtlichen Mutter-

schutzfristen.

15.3 Gleichzeitige Elternzeit

Die dreijahrige Elternzeit steht jedem Elternzeitberechtigten individuell zu. Wollen z.B. beide Eltern-
teile gleichzeitig in Elternzeit gehen, muss der Arbeitgeber Mutter bzw. Vater fir maximal drei Jahre
von der Arbeit freistellen. Bei der Berechnung der Elternzeit, wird das jeweilige Arbeitsverhaltnis fur
sich betrachtet. Wird Elternzeit getrennt — abwechselnd oder nacheinander — genommen, wird dem
jeweiligen Elternteil keine bereits genommene Elternzeit der Partnerin/des Partners angerechnet.
Nicht beanspruchte Elternzeit eines Elternzeitberechtigten kann auch nicht auf einen anderen ElI-
ternzeitberechtigten Ubertragen werden (Beispiel: Nimmt die Mutter 3 Jahre Elternzeit in Anspruch,
der Vater keine, so kann die Elternzeit der Mutter nicht um die vom Vater nicht verbrauchte Elternzeit
verlangert werden). Das Verhalten der Partnerin/des Partners ist flur den eigenen Anspruch uner-
heblich.

Beispiel: Die Mutter nimmt Elternzeit bis zum dritten Geburtstag des Kindes. Der Vater, der

neben der Beanspruchung von Elternzeit fir die Dauer der Partnermonate bis zum
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dritten Geburtstag des Kindes keine weitere Elternzeit genommen hat, kann max. 24
Monate der von ihm nicht beanspruchten Elternzeit bis zum achten Geburtstag neh-

men.

15.4 Zulassige Teilzeitarbeit

Die Elternzeitberechtigten konnen wahrend der Elternzeit jeweils bis zu 32 Wochenstunden im
Durchschnitt des Monats entweder bei ihrem eigenen bisherigen Arbeitgeber, bei einem anderen
Arbeitgeber oder als Selbststandige berufstatig sein. Abweichend vom Elterngeld bezieht sich der
Begriff ,Monat” bei der Elternzeit nicht auf den Lebensmonat des Kindes. Die durchschnittliche mo-
natliche Wochenarbeitszeit ist flr jeden Elternzeitmonat, ggf. anteilig, wenn der/die Elternzeitberech-
tigte nicht einen vollen Monat in Elternzeit ist, zu berechnen. Fir Lehrer gilt die Berechnung wie
unter Punkt 1.6.1.2. der Richtlinien beschrieben. Zur Berufsbildung Beschaftigte sind gem. § 20
BEEG auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Sinne des BEEG. Fir sie gilt ebenfalls die
Grenze von 32 Wochenstunden gem. § 15 Abs. 4 BEEG. Sind beide Elternteile in Elternzeit, haben
auch beide Eltern das Recht, in Teilzeit tatig zu sein, auch wenn sie bei demselben Arbeitgeber
beschéftigt sind. Die Teilzeittatigkeit bei einem anderen Arbeitgeber oder als Selbststandiger wah-
rend der Elternzeit bedarf grundsatzlich der Zustimmung der Arbeitgeberseite. Die Zustimmung zur
Teilzeitarbeit darf der Arbeitgeber nur innerhalb von vier Wochen aus dringenden betrieblichen

Grunden schriftlich ablehnen.

Teilzeit im Sinne des § 15 BEEG liegt nur dann vor, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeithehmer
eine Teilzeit nach § 15 Abs. 5 Satz 1 oder § 15 Abs. 7 BEEG geltend macht. Die Fortfihrung der
Teilzeit aus einem ersten Teilzeitarbeitsverhaltnis bedarf daher nicht der Zustimmung des Arbeitge-

bers aus einem anderen parallel bestehenden Teilzeitarbeitsverhaltnis (§ 15 Abs. 4. Satz 3 BEEG).

15.5 Fortsetzung der bisherigen Teilzeit/ neuer Teilzeitanspruch

Hat die /der Elternzeitberechtigte schon vor Beginn der Elternzeit eine Teilzeittatigkeit von bis zu 32

Wochenstunden ausgeubt, kann er sie ohne Zustimmung des Arbeitgebers fortsetzen.

15.5.1 Verringerung der Arbeitszeit (Abs. 5-7)

Soll dagegen die Arbeitszeit wahrend der Elternzeit reduziert werden, muss die Arbeitnehmerin/der

Arbeitnehmer einen Antrag auf Verringerung der Arbeitszeit stellen.

Der gesetzlichen Regelung entsprechend wird von beiden Seiten erwartet, dass Uber den Teilzeit-

wunsch innerhalb von vier Wochen eine Einigung erzielt wird. Unproblematisch sind also die Falle,
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in denen der Arbeitgeber der Reduzierung wunschgemafl zustimmt. Sollte keine einvernehmliche
Lésung Uber die Ausgestaltung einer Teilzeittatigkeit moglich sein, muss der Arbeitgeber die Ableh-

nung des Antrags innerhalb von vier Wochen begrinden.

Die Elternzeitberechtigten sollten den Antrag vorsorglich aus Griinden des Nachweises schriftlich

und fristgerecht stellen.

15.5.2 Anspruch auf Arbeitszeitverringerung

Soll die bisherige Arbeit beim eigenen Arbeitgeber wahrend der Elternzeit mit verringerter Stunden-
zahl fortgesetzt werden und ist eine Einigung nicht mdglich, besteht ein Anspruch auf Teilzeitbe-

schaftigung bei Vorliegen folgender Voraussetzungen:

15.5.2.1 Voraussetzungen

Insgesamt zweimal wahrend der Elternzeit kann die bisherige (Vollzeit-)Tatigkeit beim eigenen Ar-
beitgeber auf eine Teilzeittatigkeit von nicht weniger als 15 und nicht mehr als 32 Wochenstunden
fur mindestens zwei Monate verringert werden, wenn der Arbeitgeber regelmalig mehr als 15 Ar-
beitsnehmerinnen und Arbeithehmer beschaftigt und das Arbeitsverhaltnis der Arbeitnehmerin/des
Arbeitnehmers zum vorgesehenen Zeitpunkt der Arbeitszeitverringerung langer als sechs Monate

bestanden hat und keine dringenden betrieblichen Grinde entgegen stehen.

§ 15 Abs. 6 lasst eine zweimalige Verringerung der vor der Elternzeit geltenden Arbeitszeit zu, so
dass die zunachst vereinbarte Teilzeit zu einem spateren Zeitpunkt der Elternzeit erhdht oder weiter
reduziert werden kann. Als Verringerung zahlt also auch, wenn beim zweiten Verringerungsverlan-
gen eine Erhdhung der zuvor reduzierten Arbeitszeit gewlnscht wird, also z.B. vor der Elternzeit 40
Wochenstunden gearbeitet wurde und nach einer anfanglichen Reduzierung auf 20 Stunden wo-

chentlich nunmehr 32 Wochenstunden verlangt werden.

15.5.2.2 Anspruchsmitteilung / Fristen

Das Antragsverfahren erfordert von den Elternzeitberechtigten eine sorgfaltige Planung und eine
madglichst einvernehmliche Absprache der Zeiten und der Modalitaten mit dem Arbeitgeber. Gelingt
eine Einigung nicht, liegen jedoch die 0. g Voraussetzungen des § 15 Abs. 7 vor, muss die Arbeit-
nehmerin/der Arbeithnehmer spatestens sieben Wochen bzw. nach dem dritten Geburtstag dreizehn
Wochen vor dem geplanten Beginn der Teilzeittatigkeit dem Arbeitgeber schriftlich mitteilen, dass er
eine Teilzeittatigkeit beansprucht. Zugleich muss mitgeteilt werden, ab wann und wie lange die Teil-

zeittatigkeit erfolgen und auf welchen Umfang die Arbeitszeit reduziert werden soll (zwischen 15 und
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32 Wochenstunden). Weiter soll mitgeteilt werden, wie die Verteilung der Arbeitszeit gewtinscht wird

(auf welche Arbeitstage in welchem Umfang).

Damit die Elternzeitberechtigten diese Frist einhalten, sollten sie bereits mit Beginn des ,Einigungs-
verfahrens” dem Arbeitgeber die gewiinschte Reduzierung der Arbeitszeit schriftlich mitteilen. Dies
ist besonders den Elternzeitberechtigten zu raten, die bereits mit Beginn der Elternzeit eine Teilzeit-
tatigkeit austiben wollen: Wirden sie dem schriftlichen Antragsverfahren eine mindliche ,Einigungs-
phase® vorschalten, dann wirde der gesamte ,Prozess* ggf. langer als die geforderte Frist dauern.
Da die Anmeldung der Elternzeit aber unabhangig von der Mitteilung Uber die Beanspruchung der
Verringerung der Arbeitszeit ist, wirden der Beginn der Elternzeit und der gewlnschte Beginn der

Teilzeittatigkeit auseinanderfallen.

Generell sollte die Erklarung Uber die geplante Teilzeittatigkeit bereits mit der Erklarung zur Eltern-
zeit verbunden werden: Eine moglichst frihzeitige Erklarung zur Teilzeitarbeit empfiehlt sich, um der
Einstellung einer Ersatzkraft fur die Elternzeit zuvorzukommen. Eine solche Einstellung kann fir den
Arbeitgeber einen dringenden betrieblichen Grund darstellen, der dem Wunsch des Elternteils nach

einer Teilzeittatigkeit entgegensteht.

15.5.2.3 Ablehnung des Arbeitgebers und Zustimmungsfiktion

Will der Arbeitgeber die beanspruchte Verringerung der Arbeitszeit ablehnen, muss er bei einer El-
ternzeit zwischen Geburt und drittem Lebensjahr innerhalb von vier Wochen, bei einer Elternzeit
zwischen dem dritten und achten Geburtstag acht Wochen nach Zugang der schriftlichen Erklarung
der Arbeitnehmerin/des Arbeithehmers seine Ablehnung mit schriftlicher Begrindung mitteilen. Die
Begrindung muss erkennen lassen, welche betrieblichen Grinde entgegenstehen, warum sie drin-
gend sind und ob sie dem Anderungsverlangen insgesamt oder z.B. nur der Verteilung der Arbeits-

zeit entgegenstehen. Schlagwortartige, plakative Stichworte gentigen nicht.

Lehnt der Arbeitgeber den Teilzeitantrag nicht innerhalb der genannten Fristen ab, gilt seine Zustim-
mung zur Verringerung der Arbeitszeit wie auch zur Verteilung der Arbeitszeit entsprechend den
Wiunschen der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers als erteilt (Zustimmungsfiktion). Lehnt der Arbeit-
geber den Antrag auf Verringerung oder Verteilung der Arbeitszeit rechtzeitig (bei einer Teilzeit von
der Geburt bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres vier Wochen nach Zugang des Antrags; bei
einer Teilzeit zwischen dem dritten Geburtstag und der Vollendung des achten Lebensjahres acht
Wochen nach Zugang des Antrags) ab, kdnnen die Arbeitnehmer/innen ihren Rechtsanspruch auf
Teilzeittatigkeit gegen den Arbeitgeber nur durchsetzen, wenn sie Klage vor dem értlich zustandigen
Arbeitsgericht erheben. Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer darf nicht einfach verkirzt weiterar-

beiten.



277
Anspruch auf Elternzeit
0 15.5Fortsetzung der bisherigen Teilzeit/ neuer Teilzeitanspruch

Ist die Arbeitgeberseite mit der Verringerung der Arbeitszeit nicht einverstanden und lehnt sie den
Anspruch auf Teilzeit aus dringenden betrieblichen Griinden ab oder aber der Arbeitgeber bietet nur
eine Beschaftigung von weniger als 15 Wochenstunden an, obwohl der / die Elternzeitberechtigte
mehr arbeiten moéchte, besteht grundsatzlich die Méglichkeit Arbeitslosengeld wahrend der Eltern-

zeit zu beziehen. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld kann bestehen, wenn der Elternteil

arbeitslos ist und

- bei der zustandigen Arbeitsagentur arbeitslos gemeldet ist und

- der Arbeitsvermittlung zur Verfigung steht und sich selbst aktiv um die Beendigung der Ar-

beitslosigkeit bemuht und

- die Anwartschaftszeiten erflllt hat, d. h. in den letzten zwei Jahren vor der Arbeitslosmeldung

mindestens 12 Monate in der Arbeitslosenversicherung versicherungspflichtig war.

Arbeitslos ist dabei, wer nicht in einem Beschaftigungsverhaltnis steht, keine Tatigkeit als Selb-
standige/Selbstandiger oder mithelfender Familienangehériger ausibt oder solche Beschaftigun-
gen bzw. Tatigkeiten nur mit einem Umfang von weniger als 15 Stunden wochentlich ausiibt. Be-
schaftigungslosigkeit und damit Arbeitslosigkeit im Sinne des Dritten Buchs Sozialgesetzbuch

(SGB IIl) kann deshalb auch bei einem noch fortbestehenden Arbeitsverhaltnis vorliegen.

Es ist ratsam, sich in diesen Fallen bei der Agentur fir Arbeit Gber eventuell bestehende Anspriche

auf Arbeitslosengeld zu informieren.

15.5.3 Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer, die die Voraussetzungen fiir den An-

spruch nicht erfiillen

Fir Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer, die weniger als 15 Wochenstunden arbeiten méchten oder
bei denen sonstige Voraussetzungen fir den Teilzeitanspruch nicht vorliegen, bleibt die Méglich-
keit der einvernehmlichen Gestaltung der Teilzeittatigkeit mit ihren Arbeitgebern, da sie in diesen
Fallen nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz keinen gerichtlich durchsetzbaren An-
spruch haben (aber unter Umstéanden nach dem Teilzeit- und Befristungsgesetz — TzBfG). Wollen
die Elternzeitberechtigten auch nach Ablauf der Elternzeit weiterhin in Teilzeit bei ihrem bisherigen
Unternehmen téatig sein, richtet sich die Durchsetzung eines Teilzeitanspruchs nach § 8 Teilzeit-
und Befristungsgesetz (TzBfG). Zu den Voraussetzungen fur diesen Anspruch gibt die Hotline des
BMAS Auskunft.
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15.5.4 Rechtsfolgen der Elternzeit fir Mandatstrager (z.B. Betriebsrat,

Personalrat, Aufsichtsrat)

Mitglieder eines Betriebsrats, Personalrats oder Aufsichtsrats sind in ihrer Funktion keine Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, daher gelten fiir sie in dieser Funktion auch nicht die Regelungen der
Elternzeit. Die Inanspruchnahme der Elternzeit fir einen Arbeitsvertrag wirkt sich umgekehrt auch
nicht automatisch auf die Verpflichtung zur Wahrnehmung der Betriebsrats-/Personalrats-/Aufsichts-
ratstatigkeit aus; das Betriebsrats-/Personalrats-/Aufsichtsratsmandat wird durch die Elternzeit
grundsatzlich nicht suspendiert. Die Verpflichtung zur Austibung der Betriebsrats-/Personalrats-/Auf-
sichtsratstatigkeit, deren Unterbrechung und deren Ende ergeben sich allein aus den entsprechen-

den Gesetzen (BetrVG, BPersVG, Personalvertretungsgesetze der Lander, AktG, GmbHG).

Der Vergltungsanspruch fir die Wahrnehmung der Betriebsrats-/Personalrats-/Aufsichtsratstatig-
keit ergibt sich grundsatzlich (auRerhalb der Elternzeit) aus dem Arbeitsvertrag. Wahrend der Eltern-
zeit ruht dieser Arbeitsvertrag, aber nur in dem Umfang, in dem die betreffende Person durch die

Elternzeit von der Arbeitsleistung befreit ist.

Bezlglich des Vergutungsanspruches wahrend der Auslibung einer Betriebsrats-/Personalrats-/Auf-
sichtsratstatigkeit im Rahmen der Elternzeit ist zur Wahrung des unionrechtlich begriindeten eltern-
zeitrechtlichen Diskriminierungsverbots davon auszugehen, dass dieser Vergitungsanspruch im
Rahmen der tatsachlich geleisteten Betriebsrats-/Personalrats-/Aufsichtsratstatigkeit weiterhin be-
steht. Wirde die Entgeltfortzahlung flir die Teilnahme an Betriebsrats-/Personalrats-/Aufsichtsrats-
sitzungen nicht vergltet werden, fiele durch die Inanspruchnahme der Elternzeit ein wesentlicher
Vergutungsaspekt ohne Ausgleich weg. Damit stlinde sich der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehme-
rin, der/die Elternzeit in Anspruch nimmt, schlechter als ein Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin,
der/die Elternzeit nicht in Anspruch nimmt. Zur Vermeidung dieser ungerechtfertigten Ungleichbe-
handlung ist im Wege der Gesetzesanalogie ein Vergutungsanspruch zu gewahren. Der Vergu-
tungsanspruch ergibt sich in entsprechender Anwendung des § 37 Abs. 2 BetrVG i. V. m. der EU-
Elternzeitrichtlinie 2010/18/EU des Rates.

Fir sonstige Funktionstrager (Schwerbehindertenvertretungen, Gleichstellungsbeauftragte, Diver-
sity-Beauftragte) sind diese Regelungen grundsatzlich — unter Beachtung der entsprechenden ge-
setzlichen Grundlagen (z.B. BGleiG, Gleichstellungsgesetze der Lander, SGB IX) — analog anzu-

wenden.
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§ 16 Inanspruchnahme der Elternzeit

16.1 Anmeldung der Elternzeit

16.1.1 Anmeldefristen

Die schriftliche Anmeldung der Elternzeit muss bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes
spatestens sieben Wochen und fir die Zeit zwischen dem dritten und dem vollendeten achten Le-
bensjahr des Kindes spatesten 13 Wochen vor dem geplanten Beginn dem Arbeitgeber zugegangen
sein. Wird diese Frist nicht eingehalten, so wird die Frist mit Zugang der Anmeldung beim Arbeitge-
ber in Gang gesetzt. Das bedeutet, dass die Elternzeit bei Nichteinhaltung der Frist immer sieben
bzw. 13 Wochen nach Zugang beim Arbeitgeber beginnt. Soll die Elternzeit mit der Geburt des Kin-
des beginnen, muss die Anmeldung spatestens sieben Wochen vor dem errechneten Geburtstermin

erfolgen.

Fir den Fall, dass eine Elternzeit vor dem dritten Geburtstag begonnen wird und ohne Unterbre-
chung uber den dritten Geburtstag hinaus andauert, muss fiir den Elternzeitanteil vor dem dritten
Geburtstag die siebenwdchige Anmeldefrist und fur den Elternzeitanteil ab dem dritten Geburtstag

die Anmeldefrist von 13 Wochen eingehalten werden.

Will ein Arbeithnehmer oder eine Arbeithehmerin z. B. 12 Monate Elternzeit so nehmen, dass sechs
Monate vor dem dritten Geburtstag und sechs Monate nach dem dritten Geburtstag liegen, meldet
er die Elternzeit sieben Wochen vor dem Beginn der Elternzeit im dritten Lebensjahr des Kindes an.
Damit hat er gleichzeitig die 13-Wochenfrist fir die sechs Monate Elternzeit nach dem dritten Ge-

burtstag des Kindes gewahrt. Kiindigungsschutz besteht flir den gesamten Zeitraum.

Fir den Fall, dass eine vor dem dritten Geburtstag liegende Elternzeit Gber den dritten Geburtstag
hinaus andauern soll, die Elternzeit vor dem dritten Geburtstag allerdings weniger als sechs Wochen
betragt, liegt der Beginn der Anmeldefrist fur die Elternzeit nach dem dritten Geburtstag des Kindes
vor dem Beginn der Anmeldefrist fur die Elternzeit vor dem dritten Geburtstag. Die spater begin-
nende Elternzeit (nach dem dritten Geburtstag) muss also vor der friher beginnenden Elternzeit

(Elternzeit vor dem dritten Geburtstag) angemeldet werden.

Beispiel: Das Kind wird am 1. August 2015 geboren. Der Vater mdchte sechs Monate Elternzeit
vom 1. Juli 2018 bis zum 31. Dezember 2018 nehmen. Die siebenwdchige Anmelde-
frist fur die Elternzeit im Juli beginnt am 13. Mai 2018, die 13wdchige Anmeldefrist fir
die Elternzeit ab 1. August 2018 bereits am 2. Mai 2018.
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Koénnen die Elternzeitberechtigten dringende Griinde anfliihren, die ein rechtzeitiges Verlangen der
Elternzeit verhindert haben, ist ausnahmsweise auch eine kirzere Frist mdglich. Dies kdnnte etwa
bei einer unvorhergesehenen vorzeitigen Geburt des Kindes oder dem Beginn einer Adoptionspflege
der Fall sein. Bei der Bestimmung einer angemessenen kurzeren Frist kommt es auf die Umstande

des Einzelfalles an.

Es wird empfohlen, die Elternzeit so anzumelden, dass der Zugang beim Arbeitgeber dokumentiert
ist und sich spater fur die Elternzeitberechtigten keine Beweisprobleme ergeben (z.B. durch persén-
liche Abgabe und Eingangsbestatigung des Arbeitgebers auf einer Kopie der Anmeldung oder per

Einwurfeinschreiben).

16.1.1a Grundsatz der freien Wahlbarkeit der Elternzeit, Ausnahmen

Die Elternzeitberechtigten kbnnen den Beginn ihrer Elternzeit jeweils frei wahlen. Sie muss nicht mit
der Geburt des Kindes oder nach der Mutterschutzfrist beginnen. Also kann Elternzeit auch ein Jahr
nach der Geburt des Kindes genommen werden. Zwischen dem dritten und dem vollendeten achten

Lebensjahr kdnnen jedoch héchstens 24 Monate Elternzeit in Anspruch genommen werden.

Eine rechtlich zulassige Inanspruchnahme mit weitgehend frei wahlbaren Zeitabschnitten steht
grundsatzlich auch Lehrerinnen und Lehrern zu. Allerdings sind hierbei die Grenzen des rechtlich
Zulassigen nach § 242 des Blrgerlichen Gesetzbuches (BGB) (und bei verbeamteten Lehrerinnen
und Lehrern die moglicherweise bestehenden besonderen landesrechtlichen Regelungen zur El-

ternzeit) zu beachten. Dabei sind folgende Fallgruppen zu unterscheiden:

— Den Beginn oder das Ende der Elternzeit auf die Lage der Schulferien ,,abzustimmen“
ist grundsatzlich nicht rechtsmissbrauchlich (es findet entweder eine Nachbereitung vor-
hergehender Unterrichtseinheiten oder eine Vorbereitung kinftiger Unterrichtseinheiten
statt) , soweit nicht landesrechtliche Regelungen etwas anderes regeln (vgl. etwa lan-

desrechtliche Regelungen in NRW und BE)

— Eine langere Elternzeit ausschlieBlich fiir die Dauer der Schulferien zu ,,unterbrechen
kann rechtsmissbrauchlich sein (LAG Saarland, Az: 2 Sa 7/95) (es findet weder eine Vor-

noch eine Nachbereitung von Unterrichtseinheiten statt)

Im Ausnahmefall kann ein Rechtsmissbrauch vorliegen, dies bedarf einer Einzelfallpriifung.
Hoéchstrichterliche Rechtsprechung zur Inanspruchnahme der Elternzeit gemaR BEEG flr ange-
stellte Lehrkrafte unter (teilweiser) Aussparung von Ferienzeiten liegt nicht vor. (Fir verbeamtete
Lehrkrafte ist die Zulassigkeit der Aussparung der Elternzeit zum Teil in besonderen beamtenrecht-

lichen Regelungen zur Elternzeit geregelt.)
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16.1.2 Festlegung fur zwei Jahre

Bei der erstmaligen Anmeldung einer Elternzeit innerhalb der ersten drei Lebensjahre des Kindes
muss verbindlich erklart werden, flr welche Zeiten innerhalb der folgenden 24 Monate Elternzeit
genommen werden soll. (Dies gilt auch fir die Anmeldung einer Elternzeit, fir die nur noch ein Zeit-
raum von weniger als 24 Monate zur Verfugung steht, z.B. das dritte Jahr.) Dieser Zweijahreszeit-
raum beginnt mit der Inanspruchnahme der Elternzeit. Mit der Erklarung legen sich die Anspruchs-
berechtigten fest. Eine nachtragliche Anderung fiir diesen Zeitraum ist nur noch mit Zustimmung des

Arbeitgebers mdglich.

Schliel’t sich die Elternzeit der Mutter unmittelbar an die Mutterschutzfrist an, wird die Zeit der Mut-
terschutzfrist ab Geburt bei der Zweijahresfrist dergestalt berticksichtigt, dass sich die Mutter in die-
sen Fallen nur bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres des Kindes festlegen muss. Dies gilt
auch, wenn sie im Anschluss an den Mutterschutz noch Urlaub genommen hat. Bei einer spateren

Inanspruchnahme der Elternzeit beginnt diese Zweijahresfrist mit dem Beginn der Elternzeit.

Der oder die Elternzeitberechtigte muss sich nur bei Anmeldung einer Elternzeit zwischen der Geburt
und dem vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes flr zwei Jahre festlegen. Eine Festlegung fir
zwei Jahre fur den Zeitraum zwischen dem dritten und achten Geburtstag des Kindes ist nicht not-

wendig.

Beispiel: Das Kind wird am 15.12.2015 geboren. Der Vater nimmt Elternzeit vom 15.12.2017 bis
zum 14.06.2018. Eine Verlangerung der Elternzeit nach dem 14.06.2018 ist nur mit Zu-
stimmung des Arbeitgebers moglich. Ab dem 15.12.2018 endet jedoch die Bindungswir-
kung, so dass der Vater ab diesem Zeitpunkt wieder ohne Zustimmung des Arbeitgebers

Elternzeit beanspruchen kann.

16.1.3 Aufteilung der Elternzeit in Abschnitte

Die Elternzeit kann (pro Elternteil) in drei Abschnitte aufgeteilt werden. Es stehen also jedem Eltern-
zeitberechtigten drei Abschnitte zu. Eine Verteilung auf weitere Abschnitte ist nur mit Zustimmung
des Arbeitsgebers maoglich. Ein dritter Zeitabschnitt kann vom Arbeitgeber innerhalb von acht Wo-
chen nach Zugang des Antrags aus dringenden betrieblichen Grinden abgelehnt werden, sofern

dieser Zeitabschnitt vollstandig zwischen dem dritten und achten Geburtstag des Kindes liegt.

Ein dritter Abschnitt einer Elternzeit, der zwischen der Geburt des Kindes und dem dritten Geburtstag
des Kindes liegt, kann nicht aus dringenden betrieblichen Griinden vom Arbeitgeber abgelehnt wer-

den.
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Beispiel: Das Kind wird am 1.10.2015 geboren. Die Mutter nimmt Elternzeit bis zum 30.09.2016
und dann nochmal vom 1. Januar 2017 bis zum 31. Marz 2017. Weitere 15 Monate
Elternzeit mochte sie ab dem 1.10.2018 nehmen. Diesen dritten Zeitabschnitt kann
der Arbeitgeber aus dringenden betrieblichen Griinden ablehnen, weil er vollstandig
im Zeitraum zwischen dem dritten und achten Geburtstag des Kindes liegt. Wirde die
Mutter die 15 Monate Elternzeit schon ab dem 1. Juni 2018 bis zum 31.08.2019 neh-
men, lage der dritte Zeitabschnitt nicht vollstdndig zwischen dem dritten und achten

Geburtstag des Kindes, sodass der Arbeitgeber keine Ablehnungsmaoglichkeit hat.

Soll die Elternzeit in mehrere Zeitabschnitte aufgeteilt werden, muss die Anmeldung der Elternzeit
entsprechend abgefasst werden. Um einen neuen Zeitabschnitt handelt es sich nur, wenn sich nach
dem ersten bzw. vorhergehenden Zeitraum der Elternzeit zunachst ein Zeitraum (mindestens ein
Tag) anschliefdt, in dem der Elternzeitberechtigte sich nicht in Elternzeit fur dieses Kind befindet,
also entweder das bisherige Arbeitsverhaltnis wieder voll auflebt(hierzu zahlen auch aktiv in An-
spruch genommene Mutterschutzfristen), Elternzeit fir ein anderes Kind genommen wird oder das

Arbeitsverhaltnis aus einem anderen Grund suspendiert ist (z.B. Sonderurlaub).*

Findet ein Arbeitgeberwechsel statt, kdnnen im neuen Arbeitsverhaltnis ebenfalls wieder bis zu drei
Zeitabschnitte in Anspruch genommen werden (sofern ein entsprechender Elternzeitanspruch noch
vorhanden ist und das Kind das Anspruchsalter noch nicht Uberschritten hat), unabhangig davon,

wie viele Abschnitte in einem vorherigen Arbeitsverhaltnis genommen wurden.

Soll sich ein Elternzeit-Zeitraum unmittelbar an eine beanspruchte Elternzeit anschlie3en, so handelt
es sich nicht um einen neuen Zeitabschnitt. Hingegen handelt es sich um einen neuen Zeitabschnitt,
wenn sich die Elternzeit fur ein Kind unmittelbar an die Elternzeit fur ein weiteres Kind anschlie3en
soll. In diesen Fallen ist jedoch auf Grundlage des burgerrechtlichen Grundsatzes von Treu und
Glauben nach § 242 BGB eine Glunstigerpriifung vorzunehmen. Unabhangig von der Beantragung
der Elternzeit ist im Rahmen der Elternzeitberatung bei der Inanspruchnahme von Elternzeit fir
mehrere Kinder zu prifen, wie die Elternzeit am glnstigsten geblockt werden kann, damit durch die
Inanspruchnahme der Elternzeit méglichst wenig Abschnitte verbraucht werden. Dies ist auch wich-
tig im Hinblick auf mogliche spatere Anderungen der Beantragung. Die Interessen des Arbeitgebers
werden dadurch nicht beeintrachtigt, da es fur den Arbeitgeber unerheblich ist, flir welches Kind im

die Elternzeit beansprucht wird.

16.1.4 Drittes Jahr der Elternzeit

Nehmen die Elternzeitberechtigten die Elternzeit unmittelbar nach der Geburt des Kindes, ist eine
schriftliche Erklarung fir das dritte Jahr der Elternzeit und fiir eine mégliche Inanspruchnahme nach

dem dritten Geburtstag des Kindes noch nicht erforderlich, denn das Gesetz verlangt eine bindende
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Erklarung nur fir zwei Jahre. Zu beachten ist aber, dass eine Bindungswirkung grundsatzlich auch
bei einer dartiberhinausgehenden Erklarung entsteht. Daher ist den Elternzeitberechtigten dringend
anzuraten, eine Erklarung nur fiir den zweijahrigen Bindungszeitraum abzugeben, um eine Entschei-

dung fir noch verbleibende Elternzeit spater treffen zu kénnen.

Schlielt sich eine Elternzeit unmittelbar an eine zuvor innerhalb des Zweijahreszeitraums liegende
Elternzeit an, gilt diese sich anschliefiende Elternzeit nicht als neuer Zeitabschnitt. Das gilt auch,

wenn die sich anschlieBende Elternzeit nach dem dritten Geburtstag des Kindes liegt.

Beispiel 1:  Der Vater nimmt vom 7. Lebensmonat bis zum 12. Lebensmonat (1. Geburtstag) des
Kindes 6 Monate Elternzeit und dann nochmal vom 18. Lebensmonat des Kindes bis
zu dessen30. Lebensmonat 13 Monate Elternzeit. Der zweijahrige Bindungszeitraum
von 24 Monaten besteht hier zwischen dem 7. Lebensmonat des Kindes und dem 30.
Lebensmonat des Kindes. Entschlief3t sich der Vater am Ende der zweiten Elternzeit

noch Elternzeitmonate anzuhangen, hat er zwei Abschnitte verbraucht.

Beispiel 2: Der Vater nimmt ab dem ersten Geburtstag des Kindes fir 6 Monate Elternzeit, geht
dann wieder arbeiten und nimmt nochmal 6 Monate Elternzeit vom 30. Lebensmonat
des Kindes bis zu dessen 36. Lebensmonat (3. Geburtstag). Der Bindungszeitraum
besteht hier zwischen dem ersten und dritten Geburtstag des Kindes. Wenn er sich
dann entscheidet, direkt im Anschluss z. B. die verbleibenden 24 Monate Elternzeit
bis zum 5. Geburtstag des Kindes zu nehmen, hat er insgesamt zwei Elternzeitab-
schnitte verbraucht (das erste halbe Jahr, und dann die Elternzeit vom 30. Lebens-
monat des Kindes bis zum 5. Geburtstag). Die Erklarung fir die Inanspruchnahme
der 24 Monate nicht genommener Elternzeit nach dem dritten Geburtstag muss 13

Wochen vor Beginn der Elternzeit angemeldet werden.

16.1.5 Arbeitgeberbescheinigung bei Arbeitgeberwechsel

Wechselt der Arbeithehmer oder die Arbeitnehmerin den Arbeitgeber und beantragt der
Arbeitnehmer/die Arbeithnehmerin beim neuen Arbeitgeber Elternzeit, so muss der Arbeitnehmer/die
Arbeitnehmerin auf Verlangen des neuen Arbeitgebers eine Bescheinigung Uber bereits
genommene Elternzeit vorlegen. Das ist notwendig, damit der neue Arbeitgeber weil3, wieviel

Elternzeit dem Arbeitnehmer/der Arbeitnehmerin noch zur Verfigung stehen.
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16.2 Fristversaumnis

Damit Hartefallen Rechnung getragen werden kann, kénnen Arbeitnehmerinnen, die aus einem von
ihnen nicht zu vertretenden Grund eine sich unmittelbar an die Mutterschutzfrist anschliel3ende EI-
ternzeit nicht rechtzeitig verlangen, dies innerhalb einer Woche nach Wegfall des Grundes nachho-

len.

16.3 Verkiirzung / Verlangerung

16.3.1 Vorzeitige Beendigung / Verlangerung der Elternzeit grundsatzlich mit Zustim-

mung des Arbeitgebers

Eine laufende Elternzeit kann grundsatzlich nur mit Zustimmung des Arbeitgebers verkirzt oder ver-

langert werden.

Die Vorschriften zu einer Verlangerung der Elternzeit, zu der der Arbeitgeber gem. § 16 Abs. 3 zu-
stimmen muss, gelten fiir den Fall, dass sich die Elternzeitberechtigten in dem Zweijahreszeitraum
fur eine ,verklrzte“ Elternzeit festgelegt haben (z.B. nur das erste Jahr). Bei der Entscheidung Uber
die Verlangerung der Elternzeit ist der Arbeitgeber an billiges Ermessen gemal § 315 Abs. 3 BGB
gebunden. Demnach muss der Arbeitgeber bei der Entscheidung die wesentlichen Umstande des
Einzelfalls abwagen und die beiderseitigen Interessen angemessen berlcksichtigen (BAG-Urteil
vom 18.10.2011, 9 AZR 315/10).

16.3.2. Vorzeitige Beendigung der Elternzeit in besonderen Fallen

In besonderen Fallen hat der Elternzeitberechtigte wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder
wegen eines besonderen Hartefalls etwa bei schwerer Krankheit, Schwerbehinderung oder Tod ei-
nes Elternteils oder eines Kindes oder bei erheblich gefahrdeter wirtschaftlicher Existenz der Eltern
nach Inanspruchnahme der Elternzeit das Recht zur einseitigen Beendigung der Elternzeit. Der Ar-
beitgeber kann lediglich innerhalb von vier Wochen die vorzeitige Beendigung aus dringenden be-
trieblichen Grinden schriftlich ablehnen. Eine Ablehnung, die diese Frist- und Form-Voraussetzun-
gen nicht erfillt, ist unbeachtlich. Sie ist nicht geeignet, den Eintritt der vorzeitigen Beendigung zu
verhindern (BAG-Urteil vom 21.04.2009, 9 AZR 391/08). Nicht verbrauchte Elternzeit kann erneut
angemeldet werden (vgl. BAG 21.04.2009, Az. 9 AZR 391/08). Dabei sind grundséatzlich die Anmel-
defristen 7 bzw. 13 Wochen vor Beginn der Elternzeit zu beachten und die Anzahl der Zeitabschnitte
(siehe Abschnitt 16.1.1).
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Liegt eine schwere Krankheit vor, besteht seitens des Elternzeitberechtigten die Moéglichkeit, die
vorzeitige Beendigung der Elternzeit zu bewirken. Bezieht der Berechtigte wahrend der Elternzeit /
des Elterngeldbezuges Teilzeiteinkommen berechnet sich das Krankengeld nach dem Teilzeitein-
kommen (zur Anrechnung des Krankengeldes auf das Elterngeld siehe Abschnitt 3.1.1.5.3). Bei ei-
ner vorzeitigen Beendigung der Elternzeit ist zur Berechnung des Krankengeldes das Einkommen,

das vor der Elternzeit bezogen wurde, relevant.

16.3.3. Vorzeitige Beendigung der Elternzeit zur Inanspruchnahme des Mutterschut-

zes

§ 16 Abs. 3 Satz 3 tragt der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europaischen Union Rechnung.
Der EuGH hat mit Urteil vom 20. September 2007 (Rs. C-116/06) einen Verstold gegen Europai-
sches Recht durch nationale finnische Regelungen zur Erziehungszeit festgestellt. Laut EUGH ver-
stofRen nationale Regelungen tber den Elternurlaub gegen die Richtlinie (RL) 76/207/EWG (Gleich-
behandlung) und die RL 92/85 (Mutterschutz), wenn sie nicht Anderungen berlicksichtigen, die sich
aus der Schwangerschaft wahrend der 14-wdchigen Schutzfrist fir die betreffende Arbeitnehmerin
ergeben. Nicht vereinbar mit dem Unionsrecht ist es laut EuGH, wenn die schwangere Frau den
Zeitraum des Elternurlaubs nicht andern kann, um den ihr zustehenden Mutterschaftsurlaub und die

damit verbundenen Rechte in Anspruch zu nehmen.

§ 16 Abs. 3 Satz 3 dient der Klarstellung, dass Arbeithehmerinnen die angemeldete Elternzeit vor-
zeitig — ohne Zustimmung des Arbeitgebers — beenden kénnen, um die Mutterschutzfristen und die
damit verbundenen Rechte in Anspruch zu nehmen. GemaR § 16 Abs. 3 Satz 3 Halbsatz 2 soll die
Arbeitnehmerin in den Fallen des § 16 Abs. 3 Satzes 3 Halbsatz 1 dem Arbeitgeber rechtzeitig mit-
teilen, dass sie beabsichtigt, die Elternzeit vorzeitig zu beenden. Die Mitteilung sollte aus Grinden
der Rechtssicherheit und -klarheit schriftlich erfolgen (vgl. BVerwG, Beschluss vom 23. Februar 2017
—1WB 1/16 — Rn. 33 zur wortgleichen Verordnung Uber die Elternzeit flir Soldatinnen und Soldaten).
Auch eine einfache E-Mail an den Arbeitgeber ist hierflr ausreichend. Dem Arbeitgeber soll so er-
maoglicht werden, die erforderlichen MaRnahmen (beispielsweise die Auszahlung des Arbeitgeber-
zuschusses nach § 14 Mutterschutzgesetz) zu veranlassen. Eine riickwirkende Beendigung der EI-
ternzeit ist nicht vorgesehen. Die Elternzeit kann also friuhestens enden, wenn die Mitteilung dem

Arbeitgeber zugegangen ist.

Die vorzeitige Beendigung der Elternzeit fihrt auch zur Aufhebung des Bindungszeitraums (vgl.
BAG, Urteil vom 21. April 2009, Az. 9 AZR 391/08). Die Inanspruchnahme restlicher Elternzeit fur

das altere Kind stellt fir die Mutter einen neuen elternzeitrechtlichen Zeitabschnitt dar.
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16.3.4. Verlangerung der Elternzeit in Ausnahmefallen

Nur ausnahmsweise, wenn ein vorgesehener Wechsel zwischen den Anspruchsberechtigten aus
wichtigem Grund nicht erfolgen kann, bedarf es nicht der Zustimmung des Arbeitgebers zur Verlan-
gerung. Ausschlaggebend ist, dass die Erziehung und Betreuung des Kindes ohne Verlangerung
der Elternzeit nicht sichergestellt werden kdnnte, da ein vorgesehener Wechsel der Anspruchsbe-
rechtigten nicht erfolgen kann. Dieser Fall kann z. B. dann eintreten, wenn die Elternzeitberechtigten
sich wahrend der Elternzeit eines Elternzeitberechtigten getrennt haben und der andere Elternzeit-
berechtigte seine geplante Elternzeit nicht in Anspruch nehmen kann, weil er nicht mehr in einem
Haushalt mit dem Kind lebt.

Keine Verlangerung i. S. v. § 16 Abs. 3 stellt die — nicht zustimmungspflichtige — Inanspruchnahme

des dritten Jahres der Elternzeit dar.

Nimmt aber z.B. ein Vater erst mit Beginn des zweiten Lebensjahres des Kindes Elternzeit, dann
muss er sich bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres mit der Gestaltung der Elternzeit festlegen,
da er erklaren muss, fir welche Zeiten innerhalb von zwei Jahren Elternzeit genommen werden soll
(0). Beantragt dieser Vater nur bis zum zweiten Geburtstag Elternzeit, kann er nur mit Zustimmung

des Arbeitgebers Elternzeit auch im dritten Lebensjahr nehmen.

16.3.5 Wegfall der Voraussetzungen der Elternzeit

Im BEEG ist nur das Ende Elternzeit bei Tod des Kindes gesetzlich festgelegt (vgl. 16.4). Im Ubri-
gen ist der Wegfall der Voraussetzungen nicht ausdriicklich gesetzlich geregelt. Beispielsfalle fir

den Wegfall der Anspruchsvoraussetzungen sind:
o die Aufldsung des gemeinsamen Haushalts (beispielsweise bei Trennung der Eltern),
e der Verlust des Sorgerechts,
e der Wegfall der Voraussetzungen der Adoption oder

e eine regelmalige Erwerbstatigkeit mit mehr als 32 Wochenstunden im Durchschnitt des

Monats.

Gemal § 16 Abs. 5 BEEG hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin eine Anderung in der An-
spruchsberechtigung dem Arbeitgeber unverziglich mitzuteilen. Liegt ein Wegfall der Anspruchs-
voraussetzungen vor und will der Elternteil die Elternzeit daher beenden, so muss er dieses Ver-
langen und die damit verbundene Ruckkehr (zu den urspriinglichen Vertragsbedingungen) mit ei-
ner Anklndigungsfrist von drei Wochen erklaren, um die Interessen des Arbeitgebers zu wahren.

Denn in diesem Fall kann der Arbeitgeber geman § 21 Absatz 4 BEEG eine Ersatzkraft, so er sie



287
§ 16 Inanspruchnahme der Elternzeit
0 16.4. Tod des Kindes

gemal § 21 Abs. 1, Abs. 6 BEEG eingestellt hat, mit einer dreiwdchigen Frist kiindigen, ohne dass
jener Arbeitnehmerin/jenem Arbeitnehmer ein Kiindigungsschutz zur Seite steht (§ 21 Absatz 5
BEEG). Dieses Recht hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin unabhangig davon, ob der

Grund flr den Wegfall innerhalb oder auf3erhalb seines/ihres Verantwortungsbereichs liegt.

Um auch die Interessen der Arbeitnehmerin/des Arbeithehmers zu wahren, kann der Arbeitgeber
nach Kenntnisnahme des Wegfalls der Anspruchsvoraussetzungen gemaf § 16 Absatz 5 BEEG
eine Ruckkehr der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers (zu den urspriinglichen Vertragsbedingun-

gen) vor Ablauf von drei Wochen nicht verlangen.

So im Ergebnis auch LAG Nurnberg, Urteil vom 10. April 2002, Az. 4 Sa 344/01 (zur Beendigung
der Elternzeit bei Wegfall der Adoptionspflege).

16.3.6 Auswirkungen von Vertragsanderungen auf die Elternzeit

Nach der elternzeitgesetzlichen Konzeption ist das elternzeitrechtliche Rechtsverhaltnis damit un-
abhangig von Anderungen des arbeitsvertraglichen (ruhenden) Rechtsverhaltnisses zu sehen. Da-
ran andert sich grundsatzlich auch nichts, wenn der bisherige (ruhende) Arbeitsvertrag geandert
oder sogar aufgehoben wird und durch einen neuen Arbeitsvertrag ersetzt wird. Die Elternzeit kann
nur nach elternzeitrechtlichen Vorgaben beendet werden. Eine stillschweigende Anderung der El-
ternzeit allein durch eine Anderung des ruhenden Arbeitsverhéltnisses ist nach dem BEEG nicht

vorgesehen.

Etwas anderes ergibt sich auch dann nicht, wenn die Arbeitstatigkeit nach Abschluss des neuen
Vertrags in einem zur Wahrung eines Elternzeitanspruches zuldssigen Umfang wieder aufgenom-
men wird. Ohne eine nach den Vorgaben des BEEG eingetretene Beendigung der Elternzeit flhrt
auch die Wiederaufnahme der Erwerbstatigkeit nicht zu einer Beendigung der Elternzeit, sondern ist
grundsatzlich als Beschaftigung in der Elternzeit zu behandeln. Etwas anderes gilt nur dann, wenn
bei der Vertragsanderung oder bei dem Abschluss des neuen Vertrags der Willen beider Parteien

ausdrucklich oder stillschweigend erkennbar ist, dass die Elternzeit beendet werden soll.

16.4. Tod des Kindes

Stirbt das Kind wahrend der Elternzeit, endet die Elternzeit spatestens drei Wochen nach dem Tod
des Kindes. Nach Ablauf der Frist missen die Elternzeitberechtigten ihre friihere Arbeit wieder auf-

nehmen, die Hauptleistungspflichten leben wieder auf.
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0 16.5 Mitteilungspflicht des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin

16.5 Mitteilungspflicht des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin

Der oder die Elternzeitberechtigte ist verpflichtet, dem Arbeitgeber Anderungen unverziiglich mit-
zuteilen, die die Anspruchsberechtigung betreffen.

16.6 Rechtsfolgen der Elternzeit

Wahrend der Elternzeit ruht der Arbeitsvertrag, aber nur in dem Umfang, in dem die betreffende

Person durch die Elternzeit von der Arbeitsleistung befreit ist.

— Arbeitet die Arbeitnenmerin/der Arbeitnehmer wahrend der Elternzeit bei demselben Ar-

beitgeber in Teilzeit, ruht der Arbeitsvertrag in diesem Umfang nicht.

— Mitglieder eines Aufsichtsrats sind in ihrer Funktion als Aufsichtsratsmitglied keine Ar-
beitnehmer. Die Inanspruchnahme der Elternzeit fir einen Arbeitsvertrag wirkt sich in-
soweit nicht automatisch auf die Verpflichtung zur Wahrnehmung der Aufsichtsratstatig-
keit aus; das Aufsichtsratsmandat wird durch die Elternzeit grundsatzlich nicht suspen-
diert. Dementsprechend bleibt auch ein etwaiger Vergttungsanspruch fir die Wahrneh-

mung der Aufsichtsratstatigkeit bestehen.”

§17 Urlaub

171 Kirzung des Urlaubs

Wahrend der Elternzeit ruhen die Hauptpflichten des Arbeitsverhaltnisses, die Pflicht des Arbeitneh-
mers zur Arbeitsleistung und die Pflicht des Arbeitgebers zur Entgeltzahlung, es sei denn, es wird
wahrend der Elternzeit in Teilzeit gearbeitet. Nach § 17 Abs. 1 kann der Arbeitgeber den Erholungs-
urlaub, der der/dem Arbeitnehmer/in fir das Urlaubsjahr aus dem Arbeitsverhaltnis zusteht, fir jeden
vollen Kalendermonat um 1/12 kirzen, fir den die/der Arbeitnehmer/in Elternzeit nimmt. Die Kir-
zung liegt im Ermessen des Arbeitgebers. Gekirzt werden kédnnen jedoch nur "volle Monate" Eltern-
zeit. Die Klrzungsberechnung muss fir jedes Urlaubsjahr (= Kalenderjahr) getrennt berechnet wer-
den. Die Kurzungsvorschrift gilt nicht flr Elternzeitberechtigte, die wahrend der Elternzeit eine Teil-

zeittatigkeit ausiben.

17.2 Ubertragung des Resturlaubs

Der (unter Umstanden gekurzte) verbleibende restliche Erholungsurlaub, der vor dem Beginn der

Elternzeit nicht vollstdndig genommen wurde, kann auf das laufende oder nachste Urlaubsjahr nach
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17.3 Abgeltung des Resturlaubs

Ende der Elternzeit Gbertragen werden. Mit der Sonderregelung in § 17 Abs. 2 soll sichergestellt

werden, dass die Inanspruchnahme von Elternzeit nicht zu einem Verfall des Urlaubs flihrt.

Wird wahrend der (ersten) Elternzeit ein weiteres Kind geboren, verlangert sich der Ubertragungs-
zeitraum. Folglich werden Urlaubsanspriiche aus dem Urlaubsjahr, in dem die (erste) Elternzeit be-
gonnen hat, weiter Ubertragen, wenn der noch zustehende Erholungsurlaub nach dem Ende der
(ersten) Elternzeit aufgrund einer weiteren Elternzeit nicht beansprucht werden konnte (s. BAG-
Urteil vom 20.05.2008, 9 AZR 219/07; dieses Urteil bezieht sich nur auf die unmittelbar anschlie-
Rende zweite Elternzeit). Damit hat das BAG seine friihere Rechtsauffassung aufgegeben. Genauso
verhalt es sich in dem Fall, in dem die Mutter zunachst die Elternzeit gem. § 16 Absatz 3 vorzeitig
beendet und anschlieend wieder Elternzeit in Anspruch nimmt. Dabei ist es unerheblich, fiir wel-

ches Kind sie Elternzeit nimmt.

§ 17 Abs. 2 regelt nicht den Fall einer Teilzeitbeschaftigung wahrend der Elternzeit. In diesen Fallen
bedarf es keiner Ubertragung kraft Gesetzes, weil der oder die Teilzeitbeschéftigte von der (redu-

zierten) Arbeitsverpflichtung freigestellt werden, also Urlaub erhalten kann.

17.3 Abgeltung des Resturlaubs

Endet das Arbeitsverhaltnis wahrend der Elternzeit oder enden beide gleichzeitig, muss der Restur-
laub finanziell abgegolten werden.

17.4 Kirzungsmaglichkeit von Urlaub

Wurde vor Beginn der Elternzeit mehr Urlaub gewahrt als dem Elternteil nach der Kirzungsmoglich-
keit nach § 17 Abs. 1 BEEG eigentlich zusteht, kann der Arbeitgeber den nach dem Ende der EI-
ternzeit oder bei Aufnahme einer Teilzeittatigkeit wahrend der Elternzeit bestehenden Urlaubsan-

spruch um die zu viel gewahrten Tage kirzen.
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18.1 Kindigungsverbot

§18 Kindigungsschutz

Wahrend der Elternzeit sind die Elternzeitberechtigten vor Kiindigungen des Arbeitgebers in beson-

derer Weise geschutzt. § 18 enthalt ein absolutes Kiindigungsverbot mit Erlaubnisvorbehalt.

18.1 Kuindigungsverbot

Wahrend der gesamten Elternzeit besteht ein besonderer Kiindigungsschutz fir alle Elternzeitbe-
rechtigten. Der Kiindigungsschutz beginnt bei einer Anmeldung der Elternzeit bis zum dritten Ge-
burtstag frihestens acht Wochen, bei einer Elternzeitanmeldung zwischen dem dritten und achten
Lebensjahr friihestens 14 Wochen vorher. Soll die Elternzeit mit der Geburt des Kindes beginnen,
besteht Kiindigungsschutz frihestens acht Wochen vor dem errechneten Geburtstermin (BAG-Urteil
vom 12.05.2011, 2 AZR 384/10). Eine in dieser Zeit ausgesprochene Kiindigung ist unzulassig, auch
wenn zu einem Termin gekundigt wird, der au3erhalb der Elternzeit liegt. Wird Elternzeit in Zeitab-
schnitten genommen, gilt das Kindigungsverbot nur wahrend der Elternzeitabschnitte, nicht wah-
rend der Arbeitszeitabschnitte dazwischen. Das Kiindigungsverbot erfasst nicht sonstige Beendi-
gungen des Arbeitsverhaltnisses, z. B. das Ende des Arbeitsverhaltnisses durch Fristablauf, durch
Eigenkliindigung der/des Arbeitnehmers/in, durch tbereinstimmenden Aufhebungsvertrag oder die

Anfechtung des Arbeitsvertrages durch den Arbeitgeber.

In besonderen Fallen kann ausnahmsweise die Kuindigung des Arbeitgebers wahrend der Elternzeit
durch die flr den Arbeitsschutz zustandige oberste Landesbehoérde oder eine von ihr bestimmte
Stelle fur zulassig erklart werden. Dies gilt insbesondere flr Falle, in denen der beschéaftigende Be-
trieb stillgelegt wird und eine anderweitige Weiterbeschaftigungsmaoglichkeit ausscheidet. Die Bun-
desregierung hat zur Durchflihrung des § 18 Abs. 1 S. 2 eine Verwaltungsvorschrift erlassen (s.
Bundesanzeiger vom 9. Januar 2007, Nr. 5/2007).

Der/die betroffene Arbeithehmer/in hat immer das Recht, die Kiindigung im Verfahren vor den Ge-

richten flr Arbeitssachen auf inre Rechtswirksamkeit hin Gberprifen zu lassen.

18.2 Kindigungsschutz ohne Elternzeit

Einen besonderen Kindigungsschutz haben auch alle Elternzeitberechtigten, die wahrend ihrer El-
ternzeit beim Arbeitgeber Teilzeitarbeit leisten, oder Elternzeitberechtigte, die keine Elternzeit in An-
spruch nehmen, aber schon vor ihrer Elternzeitberechtigung in einem Umfang von bis zu 32 Wo-
chenstunden Teilzeit bei ihrem Arbeitgeber leisteten und einen grundsatzlichen Anspruch auf Eltern-
geld haben. Sobald diese Voraussetzungen oder die Voraussetzungen fir die Elternzeitberechti-

gung wegfallen, besteht ein Kiindigungsschutz nach § 18 nicht mehr.
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18.2 Kiindigungsschutz ohne Elternzeit

Der Kindigungsschutz ohne Elternzeit erfasst auch die Falle, in denen erst spater eine (zulassige)

Teilzeitbeschaftigung aufgenommen wird.

Im Fall einer durch den Arbeitgeber ausgesprochenen Kiindigung hat der/die Arbeitnehmer/in den

Sonderkiindigungsschutz umgehend beim Arbeitgeber geltend zu machen.
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18.2 Kiindigungsschutz ohne Elternzeit

§19 Kiindigung zum Ende der Elternzeit

§ 19 rdumt der/dem Arbeitnehmer/in ein Sonderkiindigungsrecht mit dem Ziel ein, Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern in der Elternzeit relativ kurzfristig eine Entscheidung Uber die Fortsetzung
des Arbeitsverhaltnisses zu erméglichen. Will die/der Arbeitnehmer/in zum Ende der Elternzeit kiin-
digen, muss die schriftliche Kiindigung spatestens drei Monate vor Ende der Elternzeit dem Arbeit-

geber zugegangen sein.

Wird die Frist des § 19 nicht eingehalten, so kann nicht genau zum Ende der Elternzeit gekundigt
werden. Das allgemeine Kindigungsrecht besteht neben dem Sonderkindigungsrecht des § 19 je-
doch fort und es ist daher moglich, das Arbeitsverhaltnis zum nachstmaoglichen Termin gemaf den

geltenden gesetzlichen, tarifvertraglichen oder einzelvertraglichen Regelungen zu kindigen.
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Zur Berufsbildung Beschéftigte, in Heimarbeit Beschaftigte
20.1 Zur Berufsbildung Beschaftigte

§ 20 Zur Berufsbildung Beschaftigte, in Heimarbeit Beschaftigte

201 Zur Berufsbildung Beschaftigte

Zur Berufsbildung Beschaftigte gelten als Arbeithehmerinnen und Arbeithehmer im Sinne des
BEEG, so dass auch sie bei Vorliegen der Voraussetzungen einen Anspruch auf Elternzeit und die
damit verbundenen Rechte haben. Nach § 20 Abs. 1 Satz 2 wird die Elternzeit auf die Berufsbil-
dungszeiten nicht angerechnet, es sei denn, dass wahrend der Elternzeit die Berufsausbildung nach
§ 7a des Berufsbildungsgesetzes oder § 27b der Handwerksordnung in Teilzeit durchgefihrt wird.
Die zulassige Arbeitszeit von maximal 32 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats nach § 15
Absatz 4 Satz 1 bleibt unberuhrt.

Uber die Méglichkeit einer Teilzeit-Berufsausbildung berét die zusténdige IHK bzw. das BMBF.
20.2 In Heimarbeit Beschaftigte

Heimarbeiter/innen und Hausgewerbetreibende sind Personen, die erwerbsmalig tatig sind, jedoch
ihre Arbeitsstatte selbst wahlen (vgl. § 2 Abs. 1 HAG). Sie werden mangels persénlicher Abhangig-
keit nicht als Arbeitnehmer/innen angesehen, sind aber wegen ihrer wirtschaftlichen Abhangigkeit
schutzbedurftig und haben daher auch einen Anspruch auf Elternzeit. Voraussetzung ist, dass sie
am Stuck mitarbeiten, d.h. dass die Personen selbst an der Verrichtung und nicht nur an der Orga-

nisation der Arbeit beteiligt sind.
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21.1 Befristungsmdglichkeiten nach Abs. 1

§ 21 Befristete Arbeitsvertrage

211 Befristungsmaoglichkeiten nach Abs. 1

Der Arbeitgeber hat die Mdglichkeit, gem. § 21 Abs. 1 eine Ersatzarbeitskraft als Vertretung fir den
ausgefallenen Arbeitnehmer/innen einzustellen und befristet zu beschéaftigen. Diese Vorschrift ent-
halt also einen Sonderfall der gesetzlich anerkannten Befristung zur Vertretung einer anderen Ar-

beitnehmerin/eines anderen Arbeithehmers gem. § 14 Abs. 1 Ziff. 3 TzBfG.

Die Befristungsmaoglichkeit besteht fur folgende Falle:

— flr die Dauer eines Beschaftigungsverbotes nach dem Mutterschutzgesetz;

— flr die Dauer der Elternzeit von maximal drei Jahren oder

— flr die Dauer einer Arbeitsfreistellung zur Betreuung eines Kindes auf der Grundlage eines Ta-

rifvertrages, einer Betriebsvereinbarung oder einer einzelvertraglichen Vereinbarung

21.2 Befristungsmaoglichkeiten nach Abs. 2

Die Befristungsmadglichkeit besteht dartiber hinaus

— flr die notwendigen Zeiten einer Einarbeitung der Ersatzkraft.

21.3 Dauer der Befristung

Die befristete Ersatzkraft kann fiir diese Zeiten zusammen oder fiir Teile davon eingestellt werden.
Die Dauer der Befristung kann kalendermafig bestimmt werden oder den Zwecken der befristeten
Ersatzeinstellung entnommen werden. Im Falle der kalendermafligen Befristung endet das Arbeits-
verhaltnis mit Fristablauf, ohne dass es einer Kindigung bedarf. Im Falle einer Zweckbefristung
endet das Ersatzarbeitsverhaltnis mit dem Erreichen des Zwecks, frihestens jedoch zwei Wochen
nach Zugang der schriftlichen Unterrichtung der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers durch den Ar-
beitgeber Uber den Zeitpunkt der Zweckerreichung, § 15 Abs. 2 TzBfG.

Beide Seiten kénnen das befristete Arbeitsverhaltnis, von der auf3erordentlichen Kindigung aus
wichtigem Grund gemalR § 626 BGB abgesehen, nur dann vorzeitig ordentlich kiindigen, wenn dies
einzelvertraglich oder im anwendbaren Tarifvertrag vereinbart ist, § 15 Abs. 3 TzBfG. Wird das be-
fristete Arbeitsverhaltnis nach Zweckerreichung oder Fristablauf mit Wissen des Arbeitgebers fort-
gesetzt, besteht es unbefristet fort und kann nur nach den allgemeinen Regeln gekindigt werden,

es sei denn, der Arbeitgeber hat unverziglich widersprochen.
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21.4 Kindigungsrecht des Arbeitgebers

214 Kindigungsrecht des Arbeitgebers

Ausnahmsweise kann das befristete Arbeitsverhaltnis mit der Ersatzarbeitskraft durch den Arbeitge-
ber mit einer Frist von mindestens drei Wochen und frilhestens zum Ende der Elternzeit gekindigt
werden, wenn

— die Elternzeit vorzeitig endet, weil das Kind gestorben ist, § 16 Abs. 4, und dies dem Arbeitgeber
mitgeteilt worden ist (vgl. § 16 Abs. 4);

— die Elternzeit vorzeitig endet, weil ein weiteres Kind geboren wird oder ein besonderer Hartefall
vorliegt und die Elternzeitberechtigten die vorzeitige Beendigung beim Arbeitgeber beantragt ha-
ben und dieser dringende betriebliche Grinde gegen das vorzeitige Ende der Elternzeit nicht
einwenden kann (vgl. § 16 Abs. 3).

Im Falle des Wegfalls der Voraussetzungen der Elternzeit (auch vor Beginn der Elternzeit) gilt § 21

Absatz 4 entsprechend (zum Recht der in Elternzeit befindlichen Person auf Beendigung der Eltern-

zeit nach Wegfall der Voraussetzungen vgl. 16.3.4).

21.5 Anwendbarkeit des Kiindigungsschutzgesetzes

Die Ersatzkraft kann sich gegen eine solche Kindigung des Arbeitgebers nicht auf die Vorschriften
des Kundigungsschutzgesetzes berufen. Nur wenn die Kiindigung sittenwidrig ist oder gegen ein

Kindigungsverbot verstoft, ist sie rechtsunwirksam.
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22.1 Grundsatzliches

§ 22 Bundesstatistik

221 Grundsatzliches

Bei der Statistik zum Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz handelt es sich um eine Bundesstatis-
tik, die zentral beim Statistischen Bundesamt gefuihrt wird. Es gelten die Regelungen des Bundes-

statistikgesetzes.

22.2 Statistische Angaben zum Elterngeld

Die statistischen Angaben sind mit Hilfe des statistischen Erhebungsbogens des maligeblichen Jah-
res sowie der Datensatzbeschreibung zum Bundeselterngeldgesetz zu erheben. Dariber hinausge-

hende (freiwillige) Angaben werden nicht erhoben.

Die Erlauterungen der jeweiligen Angaben zum statistischen Erhebungsbogen des Statistischen

Bundesamtes sind zu beachten.

Die Erhebungsmerkmale nach Abs. 2 zum Elterngeldbezug sind vierteljahrlich zum jeweils letzten
Tag des aktuellen und der vorangegangenen zwei Kalendermonate fir Personen, die in einem die-
ser Kalendermonate Elterngeld bezogen haben, fir jedes den Anspruch auf Elterngeld auslésende

Kind zu erfassen.

In § 22 Abs. 2 Nr. 2 wird nunmehr klargestellt, dass auch zwingende Zwischenrechnungen als
Grundlage fur die Berechnung des Elterngeldes anzusehen sind und an das Statistische Bundesamt

zu Ubermitteln sind.

Nach § 22 Abs. 2 Nr. 5 soll die Inanspruchnahme des Partnerschaftsbonus im Sinne des § 4b und

die weiteren Monate im Sinne des § 4c Abs. 2 statistisch gesondert erfasst werden.

Die Merkmale des § 22 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, 3, 5 und 6 sind gemal § 22 Abs. 2 Satz 2 monatlich

aufzuschlisseln.

Neben den Erhebungsmerkmalen zum Familienstand und zum unverheirateten Zusammenleben mit

dem anderen Elternteil ist der ,Alleinerziehenden-Status® nach § 22 Abs. 2 Nr. 8 e) zu erheben.
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23.1 Auskunftspflicht der zustandigen Stellen

§23 Auskunftspflicht; Datenlibermittiung an das Statistische Bundesamt

231 Auskunftspflicht der zustandigen Stellen

Im Hinblick auf die Erhebung ist die zustéandige Stelle auskunftspflichtig. Lediglich die Angabe eines
Ansprechpartners (Name, Telefonnummer und E-Mail) fir eventuelle Rickfragen durch das statisti-

sche Bundesamt ist freiwillig.

23.2 Auskunftspflicht der Antragsteller

Abs. 2 normiert ausdricklich eine Auskunftspflicht der Antragsteller/innen gegenliber den nach § 12
Abs. 1 zustandigen Stellen. Aus Griinden des Datenschutzes sind die statistischen Angaben nach
§ 22 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8, soweit sie flir den Vollzug dieses Gesetzes nicht erforderlich sind, von den
zustandigen Stellen nach § 12 Abs. 1 getrennt von den Ubrigen Daten nach § 22 Abs. 2 an das
Statistische Bundesamt zu Ubermitteln und von den nach § 12 Abs. 1 zustandigen Stellen unverzug-

lich nach der Ubermittlung zu I6schen.
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Auskunftspflicht; Datenlbermittiung an das Statistische Bundesamt
23.3 Datenubermittlung

23.3 Dateniibermittlung

Die in sich schliissigen Angaben sind quartalsweise bis zum Ablauf von 30 Arbeitstagen nach Quar-
talsende dem Statistischen Bundesamt als Einzeldatensatze elektronisch zu Ubermitteln. Fehlerde-

finitionen und Fehlerspezifikationen werden vom Statistischen Bundesamt zur Verfligung gestellt.
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23.3 Datenubermittlung

§24 Ubermittlung von Tabellen mit statistischen Ergebnissen durch das Sta-
tistische Bundesamt

Die Vorschrift regelt, in welchem Umfang die Ubermittlung von Tabellen mit statistischen Ergebnis-

sen durch das Statistische Bundesamt an die fachlich zustandigen obersten Bundes- und Landes-

behdrden zuldssig ist.
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§ 24a Ubermittlung von Einzelangaben durch das Statistische Bundesamt

23.3 Datenubermittlung
§ 24a Ubermittlung von Einzelangaben durch das Statistische Bundesamt

Die Vorschrift regelt, zu welchen Zwecken und unter welchen Voraussetzungen die Ubermittiung
von Einzelangaben durch das Statistische Bundesamt an das fachlich zustandige Bundesministe-

rium oder von ihm beauftragte Forschungseinrichtungen zulassig ist.
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23.3 Datenuibermittlung

§ 25 Datenlibermittlung durch die Standesamter

Die Standesamter kénnen ab 1. Januar 2022 die Daten der Geburt elektronisch an die zustandige
Elterngeldstelle Gbermitteln, wenn der Elterngeldantrag gestellt wurde. Die berechtigte Person muss
vorher in die elektronische Abfrage und Ubermittiung der Daten (iber die Beurkundung der Geburt
eingewilligt haben.
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Anwendung der Bicher des Sozialgesetzbuches
26.1 Geltung des Sozialgesetzbuches

§ 26 Anwendung der Bilicher des Sozialgesetzbuches

26.1 Geltung des Sozialgesetzbuches

Gemal § 68 Nr. 15 SGB | gelten der Erste und Zweite Abschnitt (Elterngeld und Verfahren und
Organisation) des BEEG als besondere Teile des Sozialgesetzbuches. Somit gilt flr die Durchflh-
rung dieser Abschnitte das SGB |. Daneben gilt gem. § 26 Abs. 1 flir die genannten Abschnitte eben-
falls das Erste Kapitel des SGB X. Aulierdem gelten § 328 Abs. 3 und § 331 SGB IIl. Somit sind fir
die Rlckerstattung von Elterngeld die Regelungen des § 328 SGB Il entsprechend anzuwenden.
§ 50 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit §§ 45 und 48 SGB X findet dementsprechend keine Anwen-
dung.

26.2 Bedeutsame Vorschriften des SGB |

§ 14 Anspruch auf Beratung

§ 15 Auskunftspflicht der zustandigen Stelle

§ 16 Antragstellung

§ 17 Ausfihrung der Sozialleistungen

§ 25 Elterngeld (Zustandigkeit und Gesetzesgrundlage)
§ 32 Verbot nachteiliger Vereinbarungen

§ 35 Sozialgeheimnis

§ 37 Vorbehalt abweichender Regelungen

§ 48 Auszahlung bei Verletzung der Unterhaltspflicht

§ 51 Aufrechnung

Kurzkommentar zur Aufrechnung neben dem Insolvenzverfahren:

Die Aufrechnung von Elterngeldforderungen gegen neue Anspriiche auf Elterngeld aulRerhalb eines be-
reits begonnenen Insolvenzverfahrens ist nach § 51 SGB | méglich, sofern kein Aufrechnungsverbot be-
steht und eine gliltige Aufrechnungslage vorliegt. Daher kénnen lediglich Forderungen, die (ber dem
nach § 54 Abs. 3 Nr. SGB | unpfédndbarem Betrag von 300 € liegen in die Aufrechnung einbezogen wer-
den. Die Aufrechnungslage muss bereits vor Beginn eines Insolvenzverfahrens vorgelegen haben (vgl.
§§ 94, 304 Abs. 1 InsO).

Kurzkommentar zu § 51 Abs. 2 SGB |
§ 51 Abs 2 ist nur anwendbar, wenn es sich bei der Hauptforderung um einen Anspruch auf laufende

Geldleistung des Berechtigten und bei der Gegenforderung um einen Beitrags- oder Erstattungsanspruch
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des Leistungstrdgers handelt; liegen diese Voraussetzungen nicht vor, kann eine Aufrechnung nur (ber
§ 51 Abs 1 erfolgen.

§ 52 Verrechnung

Kurzkommentar zur Aufrechnung neben dem Insolvenzverfahren:

Die Verrechnung von Elterngeldforderungen mit Anspriichen anderer Leistungstragern ist nach § 52 SGB |
mdglich, sofern eine Ermachtigung des anderen Leistungstragers vorliegt und eine Aufrechnung nach § 51
SGB | moglich ist.

Besteht ein Aufrechnungsverbot, ist auch keine Verrechnung maoglich. Wie bei der Aufrechnung kénnen nur
Forderungen verrechnet werden, die Gber dem nach § 54 Abs. 3 Nr. 1 SGB | in Verbindung mit § 10 BEEG
festgelegtem Pfandungsfreibetrag von 300 Euro liegen. § 94 InsO kann auf die Verrechnung nicht entspre-
chend angewandt werden, so dass eine Verrechnung wahrend eines Insolvenzverfahrens nicht in Betracht

kommt.

§ 53 Ubertragung und Verpfandung

§ 54 Pfandung

§ 60 Angabe von Tatsachen und Beweismitteln durch den Antragsteller
§ 61 Personliches Erscheinen

§ 65 a Aufwendungsersatz bei persdnlichem Erscheinen

§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung

§ 68 Nr. 15 (BEEG als besonderer Teil des SGB)

26.3 Bedeutsame Vorschriften des SGB X

§ 3 ff Amtshilfepflicht

§ 21 Beweismittel, Auskunftspflicht der Finanzbehdrden
§ 24 Anhorung Beteiligter

§ 39 bis 49 Bestandskraft des Verwaltungsaktes

Kurzkommentar zur Rlickforderung im Insolvenzverfahren:

Mit der Eréffnung des Insolvenzverfahrens (ggf. schon vorher bei Bestellung eines vorlédufigen Insol-
venzverwalters) kénnen liberzahlte Elterngeldbetrdge nicht mehr durch Riickforderungsbescheide an
den Schuldner (Inhaltsadressaten) wirksam geltend gemacht werden. Vielmehr sind die Riickforderun-
gen nach § 174 Abs. 1 Satz 1 InsO nach den allgemeinen Regeln des Insolvenzverfahrens schriftlich
beim Insolvenzverwalter anzumelden. Die Zusténdigkeit fiir diese Anmeldung bestimmt sich nach lan-
desrechtlichen Vorschriften. Dennoch ist allein die Aufhebung des betreffenden Elterngeldbescheides
grundsétzlich zuldssig, um fiir die Begriindung der Riickerstattungsforderung nach der InsO die Be-

standkraft des Ursprungsbescheides zu beseitigen.”
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§ 50 Erstattung zu Unrecht erbrachter Leistungen

Kurzkommentar zu § 50:

Bei der Rlickforderung von zu Unrecht erbrachten Leistungen sind keine Zinsen zu erheben. Bei der
Stundung sind Zinsen zu erheben, soweit dies in den mal3geblichen haushaltsrechtlichen Vorschriften
der Lénder vorgesehen ist.

26.4 § 328 Abs. 3 und § 331 SGB Il

Gem. § 26 Abs. 2 BEEG gelten § 328 Abs. 3 und § 331 SGB Il entsprechend.

§ 328 Abs. 3 SGB Il — Vorlaufige Entscheidung

[..]

(3) 'Auf Grund der vorlaufigen Entscheidung erbrachte Leistungen sind auf die zustehende Leistung
anzurechnen. 2Soweit mit der abschlieRenden Entscheidung ein Leistungsanspruch nicht oder nur
in geringerer H6he zuerkannt wird, sind auf Grund der vorlaufigen Entscheidung erbrachte Leistun-
gen zu erstatten; auf Grund einer vorlaufigen Entscheidung erbrachtes Kurzarbeitergeld und Winter-
geld ist vom Arbeitgeber zuriickzuzahlen.

[..]

§ 331 SGB Ill - Vorlaufige Zahlungseinstellung

(1) 'Die Agentur fiir Arbeit kann die Zahlung einer laufenden Leistung ohne Erteilung eines Bescheides
vorlaufig einstellen, wenn es Kenntnis von Tatsachen erhalt, die kraft Gesetzes zum Ruhen oder
zum Wegfall des Anspruchs fiihren und wenn der Bescheid, aus dem sich der Anspruch ergibt, des-
halb mit Wirkung fiir die Vergangenheit aufzuheben ist. 2Soweit die Kenntnis nicht auf Angaben des-
jenigen beruht, der die laufende Leistung erhalt, sind ihm unverziglich die vorlaufige Einstellung der
Leistung sowie die dafur mafRgeblichen Grinde mitzuteilen, und es ist ihm Gelegenheit zu geben,
sich zu dufRern.

(2) Die Agentur fur Arbeit hat eine vorlaufig eingestellte laufende Leistung unverzlglich nachzuzahlen,
soweit der Bescheid, aus dem sich der Anspruch ergibt, zwei Monate nach der vorlaufigen Einstel-
lung der Zahlung nicht mit Wirkung fir die Vergangenheit aufgehoben ist.

26.5 Sonstige relevante Vorschriften des SGB V und XI

26.5.1 SGB V - Gesetzliche Krankenversicherung

§ 192 SGB V - Fortbestehen der Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger

(1) Die Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger bleibt erhalten, solange

1. sie sich in einem rechtmaRigen Arbeitskampf befinden,

2. Anspruch auf Krankengeld oder Mutterschaftsgeld besteht oder eine dieser Leistungen oder
nach gesetzlichen Vorschriften Erziehungsgeld oder Elterngeld bezogen oder Elternzeit in An-
spruch genommen wird,

3. von einem Rehabilitationstrager wahrend einer Leistung zur medizinischen Rehabilitation Ver-
letztengeld, Versorgungskrankengeld oder Ubergangsgeld gezahlt wird oder

4. Kurzarbeitergeld nach dem Dritten Buch bezogen wird.

(2) Wahrend der Schwangerschaft bleibt die Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger auch erhalten,
wenn das Beschaftigungsverhaltnis vom Arbeitgeber zuldssig aufgeldst oder das Mitglied unter Weg-
fall des Arbeitsentgelts beurlaubt worden ist, es sei denn, es besteht eine Mitgliedschaft nach ande-
ren Vorschriften.
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§ 203 SGB V - Meldepflichten bei Leistung von Mutterschaftsgeld, Elterngeld oder Erziehungsgeld

(1)

()

(©)

(4)

a)

b)

c)

Die zustandige Krankenkasse ubermittelt der nach § 12 Absatz 1 des Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetzes zustédndigen Behdrde unverziglich auf deren Aufforderung hin die Angaben
zum Zeitraum und zur Héhe des bewilligten Mutterschaftsgeldes, wenn

die Empféangerin des Mutterschaftsgeldes Elterngeld fur den Zeitpunkt ab der Geburt des Kindes
beantragt hat sowie in diese Datenubermittlung gegenlber der fir die Antragsbearbeitung zu-
sténdigen Behdrde eingewilligt hat und

die zustandige Krankenkasse Uber die nach Nummer 1 erteilte Einwilligung im Rahmen der Auf-
forderung zur Datenlibermittlung informiert wird.

Die nach § 12 Absatz 1 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes oder die nach dem jewei-
ligen Landesrecht zustandigen Behorden haben der zustandigen Krankenkasse Beginn und Ende
der Zahlung des Elterngeldes oder des Erziehungsgeldes unverziglich zu Ubermitteln.

Die Aufforderung nach Absatz 1 einschlieBlich der Information Uber die Erteilung der Einwilligung
und die Ubermittlung der Daten nach Absatz 1 oder Absatz 2 missen elektronisch durch eine
gesicherte und verschlusselte Datenlbertragung erfolgen.

Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen legt in Grundsatzen, die der Genehmigung des
Bundesministeriums fir Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fir Familie,
Senioren, Frauen und Jugend bediirfen, fest:

den Ubertragungsweg und

die Einzelheiten des Ubertragungsverfahrens, wie den Aufbau der Datensétze fir

die elektronischen Aufforderungen einschliel3lich der elektronischen Information Gber die Ertei-
lung der Einwilligung durch die nach § 12 Absatz 1 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes
zustandigen Behorden nach Absatz 1,

die elektronischen Ubermittlungen der Krankenkassen nach Absatz 1 und

die elektronischen Ubermittiungen der nach § 12 Absatz 1 des Bundeselterngeld- und Elternzeit-

gesetzes zustandigen Behdrden oder der nach dem jeweiligen Landesrecht zustandigen Behor-
den nach Absatz 2.

§ 224 SGB V - Beitragsfreiheit bei Krankengeld, Mutterschaftsgeld oder Erziehungsgeld oder El-
terngeld

(1) Beitragsfrei ist ein Mitglied fUr die Dauer des Anspruchs auf Krankengeld oder Mutterschaftsgeld

oder des Bezugs von Elterngeld. Die Beitragsfreiheit erstreckt sich nur auf die in Satz 1 genannten
Leistungen.

(2) Durch die Beitragsfreiheit wird ein Anspruch auf Schadensersatz nicht ausgeschlossen oder gemin-

26.5.2

dert.

SGB Xl — Soziale Pflegeversicherung

§ 20 SGB Xl - Versicherungspflicht in der sozialen Pflegeversicherung fiir Mitglieder der gesetzli-
chen Krankenversicherung

(1) Versicherungspflichtig in der sozialen Pflegeversicherung sind die versicherungspflichtigen Mitglieder

(..)

der gesetzlichen Krankenversicherung.

§ 50 SGB Xl — Melde- und Auskunftspflichten bei Mitgliedern der sozialen Pflegeversicherung
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(1) 'Alle nach § 20 versicherungspflichtigen Mitglieder haben sich selbst unverziiglich bei der fir sie

zustandigen Pflegekasse anzumelden. 2Dies gilt nicht, wenn ein Dritter bereits eine Meldung nach

den §§ 28a bis 28c des Vierten Buches, §§ 199 bis 205 des Flnften Buches oder §§ 27 bis 29 des

Zweiten Gesetzes Uber die Krankenversicherung der Landwirte zur gesetzlichen Krankenversiche-

rung abgegeben hat; die Meldung zur gesetzlichen Krankenversicherung schlie3t die Meldung zur

sozialen Pflegeversicherung ein. 3Bei freiwillig versicherten Mitgliedern der gesetzlichen Kranken-

versicherung gilt die Beitrittserklarung zur gesetzlichen Krankenversicherung als Meldung zur sozi-
alen Pflegeversicherung.

(...)

§ 56 SGB Xl — Beitragsfreiheit
M ()
@) (.)

(3) 'Beitragsfrei sind Mitglieder fiir die Dauer des Bezugs von Mutterschafts- oder Elterngeld. 2Die Bei-
tragsfreiheit erstreckt sich nur auf die in Satz 1 genannten Leistungen.
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§ 27 Sonderregelung aus Anlass der Covid-19-Pandemie

27.0 Grundsatzliches zur Titigkeit einer Arztin/eines Arztes oder anderen
Personals in Impf-, Testzentren oder mobilen Impf-, Testteams

Bei Einordnung der Tétigkeit einer Arztin/eines Arztes oder anderen Personals in Impf-, Testzen-
tren oder mobilen Impf-, Testteams sind grundséatzlich die Gesamtverhaltnisse der Tatigkeit im Ein-

zelfall zu prifen.

Fir die Ausibung einer nichtselbstandigen Tatigkeit sprechen nachfolgende Kriterien:

e die Person ist weisungsgebunden hinsichtlich Ortes, Zeit und Inhalt der Tatigkeit,
¢ die Person arbeitet notwendigerweise eng mit anderen Mitarbeitenden zusammen,

o die Person ist in die Organisation des Impfzentrums/Impfteams bzw. Testzentrum/Test-

teams eingegliedert,
¢ die Organisation und Durchfihrung der Tatigkeit wird vorgegeben,
o die Mitarbeitenden setzen kein eigenes Kapital ein,
e die Arbeitsmittel werden zur Verfugung gestellt,
o die Mitarbeitenden schulden ihre Arbeitskraft, nicht aber einen Arbeitserfolg.

Der Einordnung steht nicht entgegen, wenn nach den getroffenen vertraglichen Vereinbarungen
eine nichtselbstandige Tatigkeit ausdricklich ausgeschlossen werden oder ausdricklich eine selb-

standige Tatigkeit vorliegen soll.

271 Verschiebung des Elterngeldbezugs (Absatz 1)

2711 Verschiebung des Elterngeldbezugs durch Eltern mit systemrelevanten
Berufen (Satz 1)

Nach § 27 Abs. 1 Satz 1 kdnnen Elternteile in systemrelevanten Branchen und Berufen wahrend der
Covid-19-Pandemie ihren Elterngeldbezug aufschieben. Diesen Personen wird erméglicht, wahrend
oder vor Antritt des Elterngeldbezuges ihre Tatigkeit in diesen Bereichen wieder aufzunehmen oder
weiterhin tatig zu bleiben. Sie kénnen Elterngeldmonate, die sie urspringlich zwischen dem 1. Marz

2020 und dem 31. Dezember 2020 in Anspruch nehmen wollten, auf spater verschieben. Die
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dadurch bis zum 30. Juni 2021 entstehenden Liicken sind unschadlich (vgl. 27.1.4 LO-

cken im Bezug nach Vollendung des 14. Lebensmonats).

Alle Varianten des Elterngeldes kénnen verschoben werden — Basiselterngeld, Elterngeld Plus und
Partnerschaftsbonus. Elterngeld Plus-Monate kdnnen auch in einer ungeraden Anzahl verschoben

werden.

Beispiel: Einer Polizistin wurde vom 10. Februar bis 9. Juni 2020 Elterngeld Plus bewilligt. Auf-
grund der Covid-19-Pandemie beginnt sie zum 10. Marz 2020 wieder in Vollzeit zu ar-

beiten. Sie kann drei Elterngeld Plus-Monate verschieben.

Die Reihenfolge der verschobenen Monate entspricht der Reihenfolge des Bezugs ohne Verschie-

bung.

Beispiel: Eine Arztin méchte die Lebensmonate 10 bis 12 (5. Marz 2020 bis 4. Juni 2020) ver-
schieben. Im 10. Lebensmonat wurde ihr Basiselterngeld bewilligt und im 11. und 12.
Lebensmonat Elterngeld Plus. Sie kann die verschobenen Monate im 19. Lebensmonat
(5. Dezember 2020 bis 4. Januar 2021), im 21. Lebensmonat (5. Februar 2021 bis 4.
Méarz 2021) und im 24. Lebensmonat (5. Mai 2021 bis 4. Juni 2021) nehmen. Der 10.
Lebensmonat entspricht dann dem 19. Lebensmonat, der 11. Lebensmonat dem 21.

Lebensmonat und der 12. Lebensmonat dem 24. Lebensmonat.

Zu den systemrelevanten Branchen und Berufen gehoren Tatigkeiten, die flr das offentliche Leben,

Sicherheit und Versorgung der Menschen unabdingbar sind.

Die Ausubung einer systemrelevanten Tatigkeit ist nachzuweisen. Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer sowie Selbstandige mussen erklaren, in welcher Branche oder in welchem Beruf sie tatig
sind. Eine entsprechende Bescheinigung des Arbeitgebers Uber die systemrelevante Tatigkeit ist
vorzulegen. Sollte diese nicht vorgelegt werden kdnnen, reicht die Glaubhaftmachung. Die Glaub-
haftmachung der systemrelevanten Tétigkeit gilt im Ubrigen fiir Selbstandige, z.B. niedergelassene

Arztinnen oder Arzte, Inhaber von Apotheken.

Zur Glaubhaftmachung kann eine schlichte Erklarung ausreichen, wenn sie geeignet ist, die Uber-
zeugung von der Wahrscheinlichkeit des glaubhaft gemachten Sachverhalts zu begrinden. Ist die
Angabe der Antragstellerin oder des Antragstellers nach allgemeiner Lebenserfahrung nahelie-
gend und besteht kein Anlass, an der Wahrscheinlichkeit des vorgebrachten Sachverhaltes zu

zweifeln, kann sich die Einholung weiterer Nachweise erlbrigen.
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Einen Mal3stab fiir die Zuordnung von Tatigkeiten zu systemrelevanten Branchen und Berufen bie-
ten die Verordnung zur Bestimmung kritischer Infrastrukturen nach dem Gesetz Uiber das Bundes-
amt fUr Sicherheit in der Informationstechnik (BSI-Gesetz), die Verordnung zu Abweichungen vom
Arbeitszeitgesetz infolge der Covid-19-Pandemie und die landesrechtlichen Bestimmungen fiir die

Berechtigung zur Inanspruchnahme von Notbetreuung in Kindertagesstatten und Schulen.

Zuséatzlich werden beispielhaft systemrelevante Tatigkeitsbereiche wie folgt aufgelistet:

Erlduterung der FuBBnote: ! Soweit Tatigkeit durch Krisenstabspersonal, Schiiisselfunktionstréger, Dienstverpflichtete

oder zur Aufrechterhaltung einer Grundversorgung oder eines Krisenbetriebs insbesondere fiir die Bewéltigung der Co-

vid19-Krise zwingend notwendig

Sicherstellung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung

e Landes- und Bundesregierung

e Gesetzgebung/Parlament

e Behorden und Verwaltungen (besonders Gesundheit, Jugendhilfe)

e Polizei

o Zollverwaltung

e Verfassungsschutz, BND

e Wach- und Sicherheitsdienst

e Justizvollzugs-, Malregelvollzug und Abschiebungshaftvollzugseinrichtungen

e Gerichte und Staatsanwaltschaften

e Rechtsanwalte und Notare’

¢ Bundeswehr (Soldatinnen und Soldaten; Zivilpersonal in der Wehrverwaltung und anderen Be-
reichen der Bundeswehr)'

o Bundesagentur flr Arbeit und Jobcenter (Leistungsverwaltung einschliefdlich der kommunalen
Rechtstrager des SGB Il)

e Asyl- und Flichtlingswesen '

e Veterinarwesen '

e Lebensmittelkontrolle

e Krisenstabspersonal (speziell eingerichtet)

o Berufsfeuerwehr, freiwillige Feuerwehr (sofern Tagesbereitschaft besteht)

o Opferschutzeinrichtungen, 6ffentliche Hilfeangebote und Notdienste (z.B. auch Hotlines und
Gewaltschutz, Frauenh&user)

¢ Fonds und Stiftungen flir Menschen in besonderen Notlagen wie Unterstitzungsangebote fiir
schwangere Frauen in Not und Hilfen fiir Betroffene sexuellen Missbrauchs '

e Katastrophenschutz und Hilfsorganisationen '

e Bergsicherungsbetriebe und Grubenwehren '’
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Handelskammern, Handwerkskammern'

Sicherstellung der 6ffentlichen Infrastruktur und Versorgungssicherheit

Telekommunikation (einschl. Netzbetreiber und Ausrister)

Post, Paketshops '

sicherheitsrelevante IT-Infrastruktur (insb. Einrichtungen zur Entstérung und Aufrechterhaltung
der Netze) '

Informationstechnikzentrum Bund (ITZ Bund)

Software (systemrelevante Hersteller, Dienstleister)

Energieversorgung einschliellich Tankstellen und Mineraldlunternehmen, Logistik sowie die
Wartung / Installation von Anlagen / Netzen

Wasserversorgung

Entsorgung (Abwasserbeseitigung, Millentsorgung)

Luftverkehr (Personen und Frachtverkehr), Flugsicherung und systemrelevante Produktion’
Warentransport und -logistik (aller versorgungsrelevanter und zur Sicherstellung des taglichen
Bedarfs notwendiger Glter)

Frachtverkehr bei Schifffahrt und Binnenschifffahrt *

Offentlicher Personentransport (Bahn, Bus) '

Transport von Arzneimittel und Probenmaterialen

Rundfunk, Fernsehen, Presse, einschliellich Erzeugung von Pressedruckerzeugnissen (incl.
Infrastruktur bis hin zur Zeitungszustellung)

Banken und Sparkassen (Bargeldversorgung, -logistik, Geldautomatensysteme und Steuerbe-
rater) ’

Versicherungswesen '

Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)

Bundesanstalt fiir Immobilienaufgaben (BImA)

Krankenkassen, kassenarztliche Vereinigung und Landesarzte-, Zahnarzte und Tierarztekam-
mer

Rentenversicherung '

StraRenbetriebe und StraRenmeistereien

Bestattungswesen

Hochschulen und sonstige wissenschaftlichen Einrichtungen, soweit zustandig fur den Betrieb
von sicherheitsrelevanten Einrichtungen oder unverzichtbaren Aufgaben und flr Forschung
und Entwicklung zu der jeweiligen Krisenlage '

Rohstoffproduktion (versorgungsrelevante Stoffe, chemische Grundstoffindustrie)
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Glasproduktion (Zulieferer fir Pharmazie und Lebensmittelhandel)

Textilunternehmen (Produktion, Handel und Vertrieb unter Krisengesichtspunkten versorgungs-
relevanter Textilien) '

Elektronik-Fachhandel, Kfz-Werkstatten, Shops der TK-Anbieter ’

Flug-, See- und Binnenhéafen sowie Bahnanlagen einschl. Umschlageinrichtungen und deren
Betreibergesellschaften einschl. erforderlicher Servicedienstleister

Werkstatten und Reparaturbetriebe '

Baugewerke’

Ernahrung, Waren und Dienstleistungen des taglichen Bedarfs

Ernahrungswirtschaft und Land-/Vieh-/ Fischereiwirtschaft einschlieRlich der vollstandigen Lie-
ferketten (Landwirte, Erntehelfer, Produktion, Verarbeitung, Handel, Vertrieb)
Lebensmitteleinzelhandel und -groBhandel (Verkaufs-, Lager- und Logistikpersonal)
Futtermittel(-zusatzstoffe) (Produktion fiir Nutztierhaltung)

Herstellung und Vertrieb von Hygieneprodukten, Desinfektionsmitteln und Seifen

Drogerien (Verkaufs-, Lager- und Logistikpersonal)

Waschereien (Ausstattung von Krankenhausern und Versorgung von (Hoch-) Risikopatienten

in Pflegeeinrichtungen u.a. mit OP-Textilien; hygienische Reinigung von Bettwasche, etc.)

Gesundheitsversorgung und Pflege

Krankenhauser und medizinische Fakultaten

Notfall- und Rettungsdienst (inkl. Produktion und Wartung Feuerwehrfahrzeuge- und -ausris-
tung)

Apotheken und Sanitatshauser

Labore (auch BS 3 und BS 4 Labore, Trinkwasser, Umwelt-/Ollabore als Priiflabore)
Pharmazie und Medizin (krisenrelevante Forschung)

Herstellung, Handel und Vertrieb von Wirkstoffen, Arzneimitteln und Medizinprodukten, Pro-
dukten der personlichen Schutzausristung und Biozidprodukten /Desinfektionsmitteln ein-
schlie3lich der vollstandigen Lieferketten, Blut- und Plasmaspendeneinrichtungen
Hebammen, Praxen von Gesundheitsfachberufen, Arztpraxen,

Zahnarztpraxen, Tierarztpraxen'

Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten, Psy-
chosoziale Notfallversorgung

Stationare, teilstationare und ambulante Einrichtungen und Anbieter fir Pflege, Reha, soweit
medizinisch unaufschiebbar, Eingliederungshilfe sowie der Versorgung psychische Erkrankter
und Hilfebedurftiger einschlief3lich hauswirtschaftlicher Versorgung und Betreuung/ Alltagsas-
sistenz von hilfe-/betreuungs-/pflegebedurftigen Personen und in Einrichtungen

Gerichtlich eingesetzte Betreuer, Vormiinder '
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Tatigkeiten von Personen, die zur Starkung im Gesundheitswesen und im Pflegebereich akti-
viert oder reaktiviert werden (z. B. medizinisch technische Assistenten, biologisch technische
Assistenten sowie Personen, die sich in der Ausbildung zu diesen Berufsabschllssen befinden
und fortgeschritten sind; Studenten der Biologie, Biochemie, Biophysik, Veterinarmedizin und
Chemie ab Bachelor, insbesondere wenn sie molekulare Schwerpunkte belegt haben; ebenso
von Personen, die eine der genannten Fachrichtungen studiert haben und jetzt wissenschaft-

lich arbeiten oder andere Berufe austiben (z.B. in der Pharma- oder Biotechindustrie)

Bildung und Erziehung, Kinder- und Jugendhilfe, Behindertenhilfe

Personal zur Sicherstellung der Notbetreuung in Kitas, Kindertagespflege, Schulen, Horten und
Internaten soweit nicht genug Personal ohne betreuungspflichtige Kinder zur Verfligung steht
Personal zur Abnahme von unaufschiebbaren Prifungen, soweit dafiir Prasenz notwendig ist
(allgemeine, berufliche und Hochschulbildung) *

Stationare, teilstationare, ambulante erzieherische Hilfen, Frihe Hilfen, Inobhutnahmeeinrich-
tungen, Kinderschutzdienste, betreute Wohnformen der Kinder und Jugendhilfe

Einrichtungen fir Menschen mit Behinderungen

Brancheniibergreifend

Produzenten von Mess- und Regelungstechnik (teilw. hochspezialisiert Zulieferer), Verpa-
ckungsmittelhersteller (z.B. Lebensmittel, Medikamente)', krisenrelevante Teile der Elektroin-
dustrie

Betriebe des Sanitar-, Heizungs-, Klimabaus (betriebsnotwendige Dienstleister) ’
Unternehmen der Sicherheitstechnik (Brand-, Uberfall-, Einbruchmeldeanlagen) '
Hausverwaltungen (z.B. fiir Banken, Krankenhauser) '

Dienstleister fiir desinfizierende Gebaudereinigung, Wirtschafts-, (hauswirtschaftliche) Versor-
gungs- und Reinigungspersonal in den systemrelevanten Einrichtungen/ Betrieben/ Organisati-
onen

Werften, Ristungsbetriebe und Instandsetzungseinrichtungen einschl. entsprechender Zuliefe-
rer '

Betreuung/Kontrolle sensibler Forschungseinrichtungen und -versuche

Versuchstierhaltungen '

Grundstoffindustrie

Unternehmen, die notwendig sind, die Lieferkette fur 0.g. Bereiche sicherzustellen (Waren und

Dienstleistungen)

Zur Sicherstellung einer bundesweiten Einheitlichkeit ist das Merkmal der Systemrelevanz unter

Berucksichtigung der genannten Mal3stabe und der Beispiele wahrend der Geltungsdauer der

Sonderregelungen aus Anlass der Covid-19-Pandemie gro3zligig auszulegen.
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Elternteile, die durch die Ausibung einer systemrelevanten Tatigkeit an COVID-19 erkranken und
deshalb nicht wie geplant Elterngeld in Anspruch nehmen kénnen, kdnnen ihren Elterngeldbezug
ebenfalls aufschieben. Der Nachweis des ursachlichen Zusammenhangs erfolgt durch geeignete

Unterlagen, bspw. durch ein arztliches Attest.

Die Regelung erfasst alle Lebensmonate, die vom Zeitraum 1. Marz 2020 bis 31. Dezember 2020
betroffen sind. Frihester betroffener Lebensmonat ist der 2. Februar 2020 bis 1. Marz 2020, spates-
ter betroffener Lebensmonat der 31. Dezember 2020 bis 30. Januar 2021.

Auch einzelne Lebensmonate konnen verschoben werden.

Beispiel: Die Lebensmonate vom 10. Marz 2020 bis 9. April 2020 und 10. Mai 2020 bis 9. Juni
2020 werden verschoben; der Lebensmonat ab 10. April 2020 jedoch nicht, obwohl auch

hier die Voraussetzungen vorlagen.

Lebensmonate des Kindes, in denen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 anzurechnende Einnahmen
oder Versicherungsleistungen gem. § 192 Abs. 5 Satz 2 VVG zustehen, gelten weiterhin als ver-
brauchte Basiselterngeldmonate (vgl. 4.4.3 Lebensmonate mit Bezug von nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 -3
anzurechnenden Leistungen und Versicherungsleistungen gem. § 192 Abs. 5 S. 2 VVG). Sie kdnnen

nicht verschoben werden.

Die Mindestbezugszeit nach § 4 Abs. 4 Satz 2 bleibt bestehen.

27.1.2 Antritt spatestens bis zum 30. Juni 2021 (Satz 2)

Elternteile, die einer systemrelevanten Tatigkeit nachgehen, kdnnen frei entscheiden, wann sie die
verschobenen Elterngeldmonate in Anspruch nehmen mdchten. Sie missen den Bezug der ver-
schobenen Elterngeldmonate spatestens bis zum 30. Juni 2021 antreten. Davor sind sie in der Ent-
scheidung uUber den Antrag auf Verschiebung von Elterngeldmonaten auf diesen Termin hinzuwei-

sen.

Flr den Antrag auf Verschiebung gelten die allgemeinen Formvorschriften (vgl. 7.1 Antrag (Abs. 1)).
Die Festlegung, wann die Monate konkret in Anspruch genommen werden, kann zu einem spateren
Zeitpunkt erfolgen. Der Verschiebungsantrag ist kein neuer Antrag auf Elterngeld. Es handelt sich

um einen Anderungsantrag. Wenn keine Anderung der Verhélinisse eingetreten ist, ist das
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Elterngeld nach Verschiebung wie bewilligt auszuzahlen. Ist eine Anderung der Verhéltnisse einge-

treten, ist dies zu berticksichtigen und entsprechend zu bescheiden.

Auch Elternteile mit systemrelevanten Berufen, die noch kein Elterngeld beziehen und noch keinen
Elterngeldantrag gestellt haben, kénnen ihren Elterngeldbezug aufschieben. Beim spateren Antrag
auf Elterngeld kdnnen diese Eltern dann erklaren, welche Lebensmonate sie aus dem Zeitraum zwi-

schen dem 1. Marz 2020 und 31. Dezember 2020 auf spater verschieben méchten.

Méoglich ist nur die Verschiebung von ganzen Elterngeldmonaten (= Lebensmonaten). Wenn Eltern-
teile von der Verschiebung Gebrauch machen, sind sie an die Elterngeldvarianten Basiselterngeld

und ElterngeldPlus nicht gebunden.

Beispiel 1: Eine Pflegekraft im Elterngeldbezug wird wahrend der Covid-19-Pandemie dringend an
ihrem Arbeitsplatz bendtigt. Ihr Kind ist am 15. Juni 2019 geboren. Geplant war Basisel-
terngeldbezug bis zum 14. April 2020 und Bezug von Elterngeld Plus vom 15. April 2020
bis 14. August 2020. Sie kehrt zum 01. April 2020, im10. Lebensmonat des Kindes, an
ihren Arbeitsplatz zurtick. Sie kann ab dem10. Lebensmonat (ab 15. Marz 2020) ver-
schieben. Wenn sie die verschobenen Monate ab dem20. Lebensmonat in Anspruch
nimmt, steht ihr vom 15. Januar 2021 bis 14. April 2021 Basiselterngeld zu. Sie kann

diese Monate ganz oder teilweise in ElterngeldPlus-Monate umwandeln.

Beispiel 2: Ein Mitarbeiter des Gesundheitsamts wollte im 13. und 14. LM Basiselterngeld (Partner-
monate) beziehen. Dies ist aufgrund der Covid-19-Pandemie nicht umsetzbar. Das Kind
ist am 20. Februar 2019 geboren, der geplante Elternbezug war somit 20. Februar 2020
bis 19. April 2020. Wenn er von der Moéglichkeit der Verschiebung Gebrauch macht,
muss er spatestens zum 20. Juni 2021 mit dem verschobenen Elterngeldbezug begin-

nen.

Die durch die Covid-19-Pandemie eingetretene aullergewohnliche Situation stellt eine besondere
Harte gemal § 7 Abs. 2 Satz 3 dar, die es erlaubt, dass - entgegen der Ublichen Regelung - im
Elterngeldantrag getroffene Entscheidungen auch dann noch riickgangig gemacht werden kdnnen,
wenn bereits Monatsbetrdge ausgezahlt worden sind (vgl. 7.2.1 Anderung des Antrags (Absatz 2
Satz 1) und 7.2.2 Einzelheiten zu den Anderungsmdglichkeiten (Satze 2 bis 5)). Eltern, die einer
systemrelevanten Tatigkeit nachgehen und die Voraussetzungen fur den Elterngeldbezug (z.B. die
30-Stunden-Grenze) nicht erflllt haben, kdnnen eine Verschiebung nachtraglich noch fur bis zu drei

zuruckliegende Elterngeldmonate beantragen.
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Beispiel 3: Eine Arztin teilt mit, dass sie Corona bedingt in den letzten zwei Lebensmonaten mehr
als 30 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats gearbeitet hat. Sie kann fir diese

Lebensmonate nachtraglich die Verschiebung der Elterngeldmonate beantragen.

2713 Verschiebung auf Zeitraume nach Vollendung des 14. Lebensmonats

Basiselterngeld kann nach Verschiebung auch noch nach Vollendung des 14. Lebensmonats bezo-

gen werden.

271.4 Licken im Bezug nach Vollendung des 14. Lebensmonats

Licken im Elterngeldbezug sind abweichend von § 4 Abs. 1 Satz 4 bis zum 30. Juni 2021 unschad-
lich.

Nach dem 30. Juni 2021 sind Licken im Bezug nicht mehr zulassig, soweit es sich um Lebensmo-

nate nach Vollendung des 14. Lebensmonats des anspruchsbegriindenden Kindes handelt.

Kalendermonate mit Bezug von Elterngeld fur ein alteres Kind kdnnen bei der Elterngeldberech-
nung fur ein weiteres Kind ausgeklammert werden, soweit der Elterngeldbezug von der Zeit vor
Vollendung des 14. Lebensmonats des alteren Kindes auf danach verschoben wurde (vgl. 2b.1.5

Zeiten des aufgeschobenen Elterngeldbezugs fir ein alteres Kind (Satz 5)).

27.2 Partnerschaftsbonus (Absatz 2)

27.21 Verschiebung des Partnerschaftsbonus durch Eltern mit systemrelevanten
Berufen (Satz 1)

Nach § 27 Abs. 2 ist fUr Eltern mit systemrelevanten Berufen auch ein Verschieben von Partner-
schaftsbonusmonaten méglich. Da beide Eltern den Partnerschaftsbonus nur parallel beziehen

kénnen, muss auch der nicht systemrelevante Elternteil den Bonus verschieben.

Beispiel: Den Eltern wurden fur den Zeitraum 10. Mai 2020 bis 9. September 2020 Partner-
schaftsbonusmonate bewilligt. Sie kdnnen die Voraussetzungen nicht einhalten, weil
ein Elternteil in einem systemrelevanten Beruf arbeitet und vollumfanglich an seinem
Arbeitsplatz benétigt wird. Um die Partnerschaftsbonusmonate spater nutzen zu kén-
nen, mussen sie vor Beginn des Bezugs die Verschiebung der Partnerschaftsbonus-
monate beantragen und den verschobenen Bezug spatestens am 10. Juni 2021 begin-

nen.
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Die Partnerschaftsbonusmonate kdnnen nur als Ganzes in vier aufeinander folgenden Lebensmo-

naten verschoben werden.

27.2.2 Behandlung nach Beginn des Bezugs (Satz 2)

Wenn der Bezug gemal’ den Angaben im Bewilligungsbescheid bereits begonnen hat, kénnen die
Partnerschaftsbonusmonate nicht mehr verschoben werden. Maldgeblich sind dann die Regelun-
gen des Absatzes 3 (27.3 Partnerschaftsbonus in der Zeit vom 1. Marz 2020 bis23. Sep-
tember 2022).

Beispiel: Den Eltern wurden im Januar 2019 fir den Zeitraum 15. Marz 2020 bis 14. Juli 2020
Partnerschaftsbonusmonate bewilligt. Anfang Mai 2020 teilen sie mit, dass sie in sys-
temrelevanten Berufen arbeiten, die Voraussetzungen fur den Partnerschaftsbonus
nicht eingehalten haben und auch zukunftig nicht einhalten kdnnen. Eine Verschiebung

ist nicht mehr maoglich. Fur sie gilt Absatz 3.

27.3 Partnerschaftsbonus in der Zeit vom 1. Marz 2020 bis 23. September 2022

Nach § 27 Abs. 3 wird bei Eltern, die aufgrund von Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit oder wegen fehlen-
der oder reduzierter Erwerbstatigkeit aus anderen Grinden, z. B. Kinderbetreuung zu Hause, gar
nicht oder weniger arbeiten als geplant, nachtraglich von der Einholung der Nachweise zum Ein-
kommen aus Erwerbstatigkeit und zur Arbeitszeit abgesehen. Dies gilt auch fur Eltern, die auf-
grund der Covid-19-Pandemie mehr arbeiten als geplant. Fir den Partnerschaftsbonus kommt es
fur diese Eltern in der Zeit vom 1. Marz 2020 bis zum 23. September 2022 allein auf die Angaben
an, die bei Beantragung gemacht wurden. Hat nur ein Elternteil aufgrund der Covid-19-Pandemie
weniger oder mehr gearbeitet als geplant, gelten flr den anderen Elternteil die allgemeinen Rege-

lungen des § 8 Absatz 1 und Absatz 3 Nummer 4.

Eltern, die den Partnerschaftsbonus beantragt und auf dessen Zahlung vertraut haben, soll Ver-
trauensschutz gewahrt werden, wenn sie aufgrund der Covid-19-Pandemie die Voraussetzungen

fur den Bezug des Partnerschaftsbonus nicht einhalten kénnen.

Die Regelung gilt fur alle Eltern, deren Bezug ganz oder teilweise zwischen dem 1. Marz 2020 und
23. September 2022 liegt. Sie gilt fir alle von der Covid-19-Pandemie betroffenen Eltern, unabhan-
gig davon, ob Eltern in einem systemrelevanten Beruf arbeiten. Eltern, von denen ein oder beide

Elternteile eine systemrelevante Tatigkeit ausiben, kénnen vor Bezugsbeginn die Verschiebung
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fur die Zeit vom 1. Marz 2020 bis zum 23. September beantragen (vgl. 27.2 Partnerschafts-
bonus (Absatz 2)).

Die Eltern missen angeben, dass sie aufgrund der Covid-19-Pandemie mehr oder weniger gear-
beitet haben als geplant und daher die Voraussetzungen flr den Partnerschaftsbonus nicht einhal-
ten konnten. Bei der endgultigen Bewilligung werden fir die Partnerschaftsbonusmonate die bei
Beantragung glaubhaft gemachten Angaben zum Einkommen und zur Arbeitszeit - wie im vorlaufi-
gen Bewilligungsbescheid ausgewiesen — zugrunde gelegt. Die Monatsbetrage mussen nicht ge-
maR § 26 Abs. 2 BEEG i.V.m. § 328 Abs. 3 SGB Ill zuriickgefordert werden. Dies gilt auch, wenn
die Eltern schon vor Bezugsbeginn oder wahrend des Bezugs mitteilen, dass sie die Bezugsvo-

raussetzungen aufgrund der Covid-19-Pandemie nicht einhalten kbnnen werden.

Beispiel 1: Die Bezugszeit der Partnerschaftsbonusmonate liegt zwischen dem 15. Oktober 2020
und 14. Februar 2021. Im Rahmen der endglltigen Bewilligung im September 2021 ge-
ben die Eltern an, dass sie aufgrund der Covid-19-Pandemie den Stundenkorridor in
den Monaten Dezember bis Februar nicht einhalten konnten. Die endgiltige Festset-
zung erfolgt aufgrund der bei Beantragung glaubhaft gemachten Angaben zum Ein-

kommen und zur Arbeitszeit.

Haben die Eltern bei Beantragung Angaben zum Einkommen und zur Arbeitszeit glaubhaft ge-
macht, mit denen die Voraussetzungen des Partnerschaftsbonus erfillt sind, ist es unschadlich,
wenn sie nach Antragstellung und vor Leistungsbewilligung mitteilen, dass sie die Bezugsvoraus-
setzungen aufgrund der Covid-19-Pandemie nicht einhalten kdnnen. Der Partnerschaftsbonus
kann dennoch vorlaufig und auf der Grundlage auch endguiltig bewilligt werden. Entscheidend ist,
dass die Angaben zur Hohe des Einkommens und zum Umfang der Arbeitszeit bei Beantragung

glaubhaft gemacht worden sind.

Beispiel 2: Die Eltern geben bei Beantragung des Partnerschaftsbonus an, dass sie ihre Arbeits-
zeit auf einen Stundenumfang von 30 Wochenstunden reduziert haben und legen EI-
ternzeitvereinbarungen mit ihren Arbeitgebern vor. Noch vor der vorlaufigen Bewilli-
gung der Leistung teilen sie mit, dass sie wegen der aufgrund der Covid-19-Pandemie
notwendigen Kinderbetreuung zu Hause nur jeweils maximal 20 Wochenstunden arbei-

ten kdnnen. Der Partnerschaftsbonus kann dennoch bewilligt werden.

Teilen die Eltern schon bei Antragstellung mit, dass sie die Bezugsvoraussetzungen des Partner-
schaftsbonus aufgrund der Covid-19-Pandemie nicht einhalten kénnen, ist der Antrag auf den Part-

nerschaftsbonus abzulehnen.
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Fassung

Die Regelung gilt auch flr Eltern, die nur mittelbar von der Covid-19-Pandemie betroffen sind und
deswegen den Stundenkorridor nicht einhalten kdnnen (z.B. durch Mehrarbeit eines Elternteils,
weil er den Einkommensverlust, der durch die verringerte Arbeitszeit des anderen Elternteils ent-
steht, ausgleichen muss). Bei Eltern, die weder unmittelbar noch mittelbar von der Covid-19-Pan-
demie betroffen sind, sind im Rahmen der endgultigen Bewilligung Nachweise zum Einkommen
aus Erwerbstatigkeit und zur Arbeitszeit einzuholen. § 27 Abs. 3 findet keine Anwendung. Dies gilt
auch fur Eltern, die von der Covid-19-Pandemie betroffen sind und den Stundenkorridor einhalten.
Fir die Frage, ob die Eltern von der Covid-19-Pandemie betroffen sind oder nicht, gilt im Regelfall

die Angabe der Eltern.

Die Regelung gilt auch fur die Einkommensberechnung bei der endglltigen Festsetzung, wenn zu-
gleich ElterngeldPlus-Monate bewilligt wurden (vgl. 2.3.5 Berechnungsarten des Elterngeldes). In
diesem Fall wird nur fiir die ElterngeldPlus-Monate aulierhalb des Partnerschaftsbonus das tat-

sachlich erzielte Einkommen berucksichtigt.

Bestandskraftige Elterngeldbescheide, die aufgrund des § 27 Abs. 3 in der Fassung des Zweiten
Gesetzes zur Anderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes (Gesetz vom 15.02.2021
(BGBI. I S. 239)) entschieden worden sind, sind auf Antrag der Eltern gemaR § 48 Abs. 1 Satz 2
Nr. 1 SGB X aufzuheben. Auf Grundlage der mit dem Gesetz zur Verlangerung des Sozialdienst-
leister-Einsatzgesetzes und weiterer Regelungen (Gesetz vom 18.03.2022 (BGBI. | S. 473))(rlck-
wirkend ab 01.01.2022) verlangerten Anwendung des § 27 Abs. 3 muss erneut Uber den Antrag

entschieden werden.

§ 28 Ubergangsvorschriften

28.1 Geltung der Elterngeldvorschriften des BEEG in der fiir Geburten bis zum

31. August 2021 anzuwendenden Fassung

Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 ist fir vor dem 1. September 2021 geborene oder mit dem Ziel der Adop-
tion aufgenommene Kinder das BEEG in der bis zum 31. August 2021 geltenden Fassung weiter

anzuwenden.

Die Ubergangsregelung im bisherigen § 28 Absatz 1 Satz 2 wird zur Rechtsbereinigung aufgeho-

ben. Sie kann entfallen, da zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes keine Antrage mehr
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anzuwendenden Fassung

fur Kinder gestellt werden kénnen, die vor dem 1. Juli 2015 geboren oder mit dem Ziel der Adop-

tion aufgenommen wurden.

Die Ubergangsregelung im bisherigen Absatz 1 Satz 3 wird zur Rechtsbereinigung aufgehoben.

28.2 Ubergangsregelungen fiir die Elterngeldvorschriften des BEEG in der fiir
Geburten ab dem 1. Januar 2013 anzuwendenden Fassung

Abs. 1a sieht eine Ubergangsregelung zu den Mutterschaftsgeldregelungen vor, die mit Wirkung
zum 30.10.2012 in das SGB V bzw. das Zweite Gesetz Gber die Krankenversicherung der Landwirte
Uberfuhrt wurden. Er stellt klar, dass — soweit das BEEG Mutterschaftsgeld nach dem SGB V oder
nach dem Zweiten Gesetz Uber die Krankenversicherung der Landwirte in Bezug nimmt — die be-
treffenden Regelungen flr Mutterschaftsgeld nach der Reichsversicherungsordnung oder nach dem

Gesetz Uber die Krankenversicherung der Landwirte entsprechend gelten.

28.3 Anrechnungsvorschriften fiur Landeserziehungsgeld

Far die bisher von einigen Landern im Anschluss an das Bundeserziehungsgeld gezahlten vergleich-
baren Leistungen sind § 8 Abs. 1 und § 9 BErzGG in der am 31.12.2006 geltenden Fassung weiter

anzuwenden.

Landeserziehungsgeld bleibt also einkommensneutral und darf auf Sozialleistungen und Leistungen
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz nicht als Einkommen angerechnet werden; Landeserzie-
hungsgeld hat auch keine Unterhaltsersatzfunktion, so dass Unterhaltsverpflichtungen durch die

Geldleistung grundsatzlich nicht berihrt werden.

Wird gleichzeitig Sozialhilfe gezahlt, ist die Anwendung von § 38 SGB XlI auf den Erziehungsgeld-
berechtigten ausgeschlossen.
Die vom BMFSFJ ausgegebenen Richtlinien zur Durchfihrung von § 8 Abs. 1 und § 9 BErzGG sind

weiter anzuwenden.

28.4 Ubergangsregelung zur Anderung von § 1 Absatz 7

Elterngeld wird bei Vorliegen aller Anspruchsvoraussetzungen aufgrund der Anderungen von § 1

Absatz 7 ab Beginn des nachsten Lebensmonats gezahlt (siehe 1.7.2.1).
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Teil Il Europarechtliche Kollisionsvorschriften (ab 1. Mai 2010)

Gesetzestexte — EU

Verordnung (EG) Nr. 883/2004 (VO), Verordnung (EG) Nr. 987/2009 (DVO), Verord-
nung (EU) Nr. 1231/2010 (DrittstaaterVO) und Beschluss F1 der Verwaltungskom-

mission

A. Ausschnitte aus der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europaischen Parlaments und des

Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (VO)

Artikel 1

Definitionen

Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

a)

b)

f)

g)

h)

,Beschaftigung” jede Tatigkeit oder gleichgestellte Situation, die fir die Zwecke der Rechtsvor-
schriften der sozialen Sicherheit des Mitgliedstaats, in dem die Tatigkeit ausgetibt wird oder die

gleichgestellte Situation vorliegt, als solche gilt;

.Selbstandige Erwerbstatigkeit” jede Tatigkeit oder gleichgestellte Situation, die fir die Zwecke
der Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit des Mitgliedstaats, in dem die Tatigkeit ausgeubt

wird oder die gleichgestellte Situation vorliegt, als solche gilt;
,Versicherter®... ;

.Beamter” jede Person, die in dem Mitgliedstaat, dem die sie beschaftigende Verwaltungseinheit

angehort, als Beamter oder diesem gleichgestellte Person gilt;

»~oondersystem flir Beamte® jedes System der sozialen Sicherheit, das sich von dem allgemei-
nen System der sozialen Sicherheit, das auf die Arbeitnehmer des betreffenden Mitgliedstaats

anwendbar ist, unterscheidet und das fir alle oder bestimmte Gruppen von Beamten unmittelbar
gilt;
,Grenzganger* eine Person, die in einem Mitgliedstaat eine Beschaftigung oder eine selbstan-

dige Erwerbstatigkeit ausubt und in einem anderen Mitgliedstaat wohnt, in den sie in der Regel

taglich, mindestens jedoch einmal wdchentlich zurtickkehrt;

,Flichtling“ eine Person im Sinne des Artikels 1 des am 28. Juli 1951 in Genf unterzeichneten

Abkommens uber die Rechtsstellung der Flichtlinge;

.Staatenloser” eine Person im Sinne des Artikels 1 des am 28. September 1954 in New York

unterzeichneten Abkommens Uber die Rechtsstellung der Staatenlosen;

.,Familienangehoriger*:
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1. i) jede Person, die in den Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen gewahrt werden,
als Familienangehdriger bestimmt oder anerkannt oder als Haushaltsangehoriger bezeich-

net wird;
i) ...;

2. unterscheiden die gemaR Nr. 1 anzuwendenden Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats die
Familienangehorigen nicht von anderen Personen, auf die diese Rechtsvorschriften an-

wendbar sind, so werden der Ehegatte, die minderjdhrigen Kinder und die unterhaltsbe-

rechtigten volljahrigen Kinder als Familienangehdrige angesehen;

3. wird nach den gemafR Nr. 1 und 2 anzuwendenden Rechtsvorschriften eine Person nur dann
als Familien- oder Haushaltsangehoriger angesehen, wenn sie mit dem Versicherten oder
dem Rentner in hauslicher Gemeinschaft lebt, so gilt diese Voraussetzung als erfillt, wenn
der Unterhalt der betreffenden Person tberwiegend von dem Versicherten oder dem Rent-

ner bestritten wird;
~Wohnort“ den Ort des gewohnlichen Aufenthalts einer Person;
»2Aufenthalt“ den voribergehenden Aufenthalt;

.Rechtsvorschriften* flr jeden Mitgliedstaat die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und alle
anderen Durchfuhrungsvorschriften in Bezug auf die in Artikel 3 Abs. 1 genannten Zweige der
sozialen Sicherheit. Dieser Begriff umfasst keine tarifvertraglichen Vereinbarungen, mit Aus-
nahme derjenigen, durch die eine Versicherungsverpflichtung, die sich aus den in Unterabsatz 1
genannten Gesetzen oder Verordnungen ergibt, erflillt wird oder die durch eine behdrdliche
Entscheidung fir allgemein verbindlich erklart oder in ihrem Geltungsbereich erweitert wurden,
sofern der betreffende Mitgliedstaat in einer einschlagigen Erklarung den Prasidenten des Eu-
ropaischen Parlaments und den Prasidenten des Rates der Europaischen Union davon unter-

richtet. Diese Erklarung wird im Amtsblatt der Europaischen Union veréffentlicht;

,Zustandige Behoérde“ in jedem Mitgliedstaat den Minister, die Minister oder eine entsprechende
andere Behdrde, die im gesamten Gebiet des betreffenden Mitgliedstaates oder einem Teil da-

von fur die Systeme der sozialen Sicherheit zustandig sind;
,verwaltungskommission® die in Artikel 71 genannte Kommission;
,Durchfihrungsverordnung® die in Artikel 89 genannte Verordnung;

»1rager” in jedem Mitgliedstaat die Einrichtung oder Behorde, der die Anwendung aller Rechts-

vorschriften oder eines Teils hiervon obliegt;
,zustandiger Trager*

i. den Trager, bei dem die betreffende Person zum Zeitpunkt der Stellung des Antrags auf

Leistungen versichert ist, oder
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ii. den Trager, gegenlber dem die betreffende Person einen Anspruch auf Leistungen hat oder
hatte, wenn sie selbst oder ihr Familienangehoriger bzw. ihre Familienangehdrigen in dem

Mitgliedstaat wohnen wirden, in dem dieser Trager seinen Sitz hat, oder
iii. den von der zustéandigen Behorde des betreffenden Mitgliedstaats bezeichneten Trager oder

iv. bei einem System, das die Verpflichtungen des Arbeitgebers hinsichtlich der in Artikel 3
Abs. 1 genannten Leistungen betrifft, den Arbeitgeber oder den betreffenden Versicherer o-
der, falls es einen solchen nicht gibt, die von der zustadndigen Behérde des betreffenden

Mitgliedstaats bezeichnete Einrichtung oder Behorde;

,1rager des Wohnorts* und , Trager des Aufenthaltsorts“ den Trager, der nach den Rechtsvor-
schriften, die fur diesen Trager gelten, fur die Gewahrung der Leistungen an dem Ort zustandig
ist, an dem die betreffende Person wohnt oder sich aufhalt, oder, wenn es einen solchen Trager
nicht gibt, den von der zustandigen Behoérde des betreffenden Mitgliedstaats bezeichneten Tra-

ger,;
,zustandiger Mitgliedstaat“ den Mitgliedstaat, in dem der zustandige Trager seinen Sitz hat;

,versicherungszeiten“ die Beitragszeiten, Beschaftigungszeiten oder Zeiten einer selbstandigen
Erwerbstatigkeit, die nach den Rechtsvorschriften, nach denen sie zuriickgelegt worden sind
oder als zurlickgelegt gelten, als Versicherungszeiten bestimmt oder anerkannt sind, sowie alle
gleichgestellten Zeiten, soweit sie nach diesen Rechtsvorschriften als den Versicherungszeiten

gleichwertig anerkannt sind;

,Beschaftigungszeiten® oder ,Zeiten einer selbstandigen Erwerbstatigkeit” die Zeiten, die nach
den Rechtsvorschriften, nach denen sie zuriickgelegt worden sind, als solche bestimmt oder
anerkannt sind, sowie alle gleichgestellten Zeiten, soweit sie nach diesen Rechtsvorschriften
als den Beschaftigungszeiten oder den Zeiten einer selbstandigen Erwerbstatigkeit gleichwertig

anerkannt sind;

~Wohnzeiten® die Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften, nach denen sie zurtickgelegt worden

sind oder als zurlickgelegt gelten, als solche bestimmt oder anerkannt sind;
.Sachleistungen®... ;

,Renten® nicht nur Renten im engeren Sinn, sondern auch Kapitalabfindungen, die an deren
Stelle treten kdnnen, und Beitragserstattungen sowie, soweit Titel Il nichts anderes bestimmt,

Anpassungsbetrage und Zulagen;

Lvorruhestandsleistungen® alle anderen Geldleistungen als Leistungen bei Arbeitslosigkeit und
vorgezogene Leistungen wegen Alters, die ab einem bestimmten Lebensalter Arbeitnehmern,
die ihre berufliche Tatigkeit eingeschrankt oder beendet haben oder ihr voribergehend nicht

mehr nachgehen, bis zu dem Lebensalter gewahrt werden, in dem sie Anspruch auf Altersrente
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oder auf vorzeitiges Altersruhegeld geltend machen kénnen, und deren Bezug nicht davon ab-
hangig ist, dass sie der Arbeitsverwaltung des zustandigen Staates zur Verfigung stehen; eine
.vorgezogene Leistung wegen Alters” ist eine Leistung, die vor dem Erreichen des Lebensalters,
ab dem Ublicherweise Anspruch auf Rente entsteht, gewahrt und nach Erreichen dieses Le-

bensalters weiterhin gewahrt oder durch eine andere Leistung bei Alter abgeldst wird;

.oterbegeld” ... ;
,Familienleistungen* alle Sach- oder Geldleistungen zum Ausgleich von Familienlasten, mit
Ausnahme von Unterhaltsvorschissen und besonderen Geburts- und Adoptionsbeihilfen nach

Anhang 1.*

Artikel 2

Personlicher Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt fir Staatsangehdrige eines Mitgliedstaats, Staatenlose und Flichtlinge
mit Wohnort in einem Mitgliedstaat, fir die die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mit-

gliedstaaten gelten oder galten, sowie fur ihre Familienangehdrigen und Hinterbliebenen.

Diese Verordnung gilt auch fur Hinterbliebene von Personen, fir die die Rechtsvorschriften
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten galten, und zwar ohne Riicksicht auf die Staatsangehd-
rigkeit dieser Personen, wenn die Hinterbliebenen Staatsangehérige eines Mitgliedstaats

sind oder als Staatenlose oder Flichtlinge in einem Mitgliedstaat wohnen.*
Artikel 3
Sachlicher Geltungsbereich

Diese Verordnung gilt fur alle Rechtsvorschriften, die folgende Zweige der sozialen Sicher-

heit betreffen:
a)-i)..;

j) Familienleistungen.

Artikel 5

Gleichstellung von Leistungen, Einkiinften, Sachverhalten oder Ereignissen

Sofern in dieser Verordnung nicht anderes bestimmt ist, gilt unter Berlicksichtigung der besonderen

Durchfiihrungsbestimmungen Folgendes:

a)

Hat nach den Rechtsvorschriften des zustandigen Mitgliedstaats der Bezug von Leistungen
der sozialen Sicherheit oder sonstiger Einkinfte bestimmte Rechtswirkungen, so sind die

entsprechenden Rechtsvorschriften auch bei Bezug von nach den Rechtsvorschriften eines
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anderen Mitgliedstaats gewahrten gleichartigen Leistungen oder bei Bezug von in einem an-

deren Mitgliedstaat erzielten Einklinften anwendbar.

Hat nach den Rechtsvorschriften des zustandigen Mitgliedstaats der Eintritt bestimmter
Sachverhalte oder Ereignisse Rechtswirkungen, so bericksichtigt dieser Mitgliedstaat die in
einem anderen Mitgliedstaat eingetretenen entsprechenden Sachverhalte oder Ereignisse,

als ob sie im eigenen Hoheitsgebiet eingetreten waren.

Artikel 11
Allgemeine Regelung

Personen, fir die diese Verordnung gilt, unterliegen den Rechtsvorschriften nur eines Mit-

gliedstaats. Welche Rechtsvorschriften dies sind, bestimmt sich nach diesem Titel.

FUr die Zwecke dieses Titels wird bei Personen, die aufgrund oder infolge ihrer Beschaftigung
oder selbstandigen Erwerbstatigkeit eine Geldleistung beziehen, davon ausgegangen, dass
sie diese Beschaftigung oder Tatigkeit austben. Dies gilt nicht fur Invaliditats-, Alters- oder
Hinterbliebenenrenten oder flr Renten bei Arbeitsunfallen oder Berufskrankheiten oder fur

Geldleistungen bei Krankheit, die eine Behandlung von unbegrenzter Dauer abdecken.
Vorbehaltlich der Artikel 12 bis 16 gilt Folgendes:

a) eine Person, die in einem Mitgliedstaat eine Beschaftigung oder selbstandige Erwerbs-

tatigkeit ausubt, unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats;

b) ein Beamter unterliegt den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, dem die ihn beschafti-

gende Verwaltungseinheit angehort;

c) eine Person, die nach den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats Leistungen bei
Arbeitslosigkeit gemal Artikel 65 erhalt, unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Mit-

gliedstaats;

d) eine zum Wehr- oder Zivildienst eines Mitgliedstaats einberufene oder wieder einberu-

fene Person unterliegt den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats;

e) jede andere Person, die nicht unter die Buchstaben a bis d fallt, unterliegt unbeschadet
anders lautender Bestimmungen dieser Verordnung, nach denen ihr Leistungen auf-
grund der Rechtsvorschriften eines oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten zustehen,

den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats.

Fur die Zwecke dieses Titels gilt eine Beschaftigung oder selbstandige Erwerbstatigkeit, die
gewdhnlich an Bord eines unter der Flagge eines Mitgliedstaats fahrenden Schiffes auf See
ausgedlibt wird, als in diesem Mitgliedstaat ausgelibt. Eine Person, die einer Beschaftigung

an Bord eines unter der Flagge eines Mitgliedstaats fahrenden Schiffes nachgeht und ihr
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Entgelt fir diese Tatigkeit von einem Unternehmen oder einer Person mit Sitz oder Wohnsitz
in einem anderen Mitgliedstaat erhalt, unterliegt jedoch den Rechtsvorschriften des letzteren
Mitgliedstaats, sofern sie in diesem Staat wohnt. Das Unternehmen oder die Person, das

bzw. die das Entgelt zahlt, gilt fir die Zwecke dieser Rechtsvorschriften als Arbeitgeber.

Eine Tatigkeit, die ein Flug- oder Kabinenbesatzungsmitglied in Form von Leistungen im Zu-
sammenhang mit Fluggasten oder Luftfracht ausubt, gilt als in dem Mitgliedstaat ausgeulbte
Tatigkeit, in dem sich die ,Heimatbasis‘ im Sinne von Anhang IIl der Verordnung (EWG)
Nr. 3922/91 befindet.

Artikel 12

Sonderregelung

Eine Person, die in einem Mitgliedstaat fir Rechnung eines Arbeitgebers, der gewdhnlich
dort tatig ist, eine Beschaftigung auslbt und die von diesem Arbeitgeber in einen anderen
Mitgliedstaat entsandt wird, um dort eine Arbeit flir dessen Rechnung auszufihren, unterliegt
weiterhin den Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats, sofern die voraussichtliche Dauer
dieser Arbeit vierundzwanzig Monate nicht Uberschreitet und diese Person nicht eine andere
entsandte Person ablost. Eine Person, die gewohnlich in einem Mitgliedstaat eine selbstan-
dige Erwerbstatigkeit ausibt und die eine ahnliche Tatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat
ausubt, unterliegt weiterhin den Rechtsvorschriften des ersten Mitgliedstaats, sofern die vo-

raussichtliche Dauer dieser Tatigkeit vierundzwanzig Monate nicht Uberschreitet.

Artikel 13

Ausiibung von Tatigkeiten in zwei oder mehr Mitgliedstaaten

Eine Person, die gewdhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine Beschaftigung austibt,

unterliegt:

a) den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, wenn sie dort einen wesentlichen Teil

ihrer Tatigkeit ausubt, oder

b) wenn sie im Wohnmitgliedstaat keinen wesentlichen Teil ihrer Tatigkeit austibt,

i) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen oder der Ar-
beitgeber seinen Sitz oder Wohnsitz hat, sofern sie bei einem Unternehmen bzw.

einem Arbeitgeber beschaftigt ist, oder

ii) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem die Unternehmen oder Arbeitge-
ber ihren Sitz oder Wohnsitz haben, wenn sie bei zwei oder mehr Unternehmen o-
der Arbeitgebern beschéftigt ist, die ihren Sitz oder Wohnsitz in nur einem Mitglied-

staat haben, oder
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ii) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen oder der Ar-
beitgeber aulRerhalb des Wohnmitgliedstaats seinen Sitz oder Wohnsitz hat, sofern
sie bei zwei oder mehr Unternehmen oder Arbeitgebern beschéftigt ist, die ihre Sitze
oder Wohnsitze in zwei Mitgliedstaaten haben, von denen einer der Wohnmitglied-

staat ist, oder

iv) den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, sofern sie bei zwei oder mehr Un-
ternehmen oder Arbeitgebern beschaftigt ist, von denen mindestens zwei ihren Sitz
oder Wohnsitz in verschiedenen Mitgliedstaaten auf’erhalb des Wohnmitgliedstaats

haben.

Eine Person, die gewdhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine selbstandige Erwerbs-

tatigkeit auslbt, unterliegt

a) den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, wenn sie dort einen wesentlichen Teil

ihrer Tatigkeit ausubt, oder

b) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sich der Mittelpunkt ihrer Tatigkeiten
befindet, wenn sie nicht in einem der Mitgliedstaaten wohnt, in denen sie einen wesent-

lichen Teil ihrer Tatigkeit ausubt.

Eine Person, die gewdhnlich in verschiedenen Mitgliedstaaten eine Beschaftigung und eine
selbstéandige Erwerbstatigkeit austbt, unterliegt den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats,
in dem sie eine Beschaftigung ausibt, oder, wenn sie eine solche Beschaftigung in zwei oder

mehr Mitgliedstaaten austbt, den nach Abs. 1 bestimmten Rechtsvorschriften.

Eine Person, die in einem Mitgliedstaat als Beamter beschéftigt ist und die eine Beschafti-
gung und/oder eine selbstandige Erwerbstatigkeit in einem oder mehreren anderen Mitglied-
staaten ausubt, unterliegt den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, dem die sie beschafti-

gende Verwaltungseinheit angehort.

Die in den Absatzen 1 bis 4 genannten Personen werden fir die Zwecke der nach diesen
Bestimmungen ermittelten Rechtsvorschriften so behandelt, als ob sie ihre gesamte Beschaf-
tigung oder selbstandige Erwerbstatigkeit in dem betreffenden Mitgliedstaat ausiiben und

dort ihre gesamten Einklinfte erzielen wirden.

Artikel 15

Vertragsbedienstete der Europdischen Gemeinschaften

Die Vertragsbedienstete der Europaischen Gemeinschaften kdbnnen zwischen der Anwendung der

Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem sie beschaftigt sind, der Rechtsvorschriften des Mit-

gliedstaats, denen sie zuletzt unterlagen, oder der Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, dessen

Staatsangehdrigkeit sie besitzen, wahlen; ausgenommen hiervon sind die Vorschriften Uber
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Familienbeihilfen, die nach den Beschaftigungsbedingungen fir diese Hilfskrafte gewahrt werden.
Dieses Wahlrecht kann nur einmal ausgeibt werden und wird mit dem Tag des Dienstantritts wirk-

sam.

Artikel 16

Ausnahmen von den Artikeln 11 bis 15

(1) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten, die zustandigen Behérden dieser Mitgliedstaaten oder die
von diesen Behérden bezeichneten Einrichtungen kénnen im gemeinsamen Einvernehmen
Ausnahmen von den Artikeln 11 bis 15 im Interesse bestimmter Personen oder Personen-

gruppen vorsehen.

(2) Wohnt eine Person, die eine Rente oder Renten nach den Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten erhalt, in einem anderen Mitgliedstaat, so kann sie auf Antrag von
der Anwendung der Rechtsvorschriften des letzteren Staates freigestellt werden, sofern sie
diesen Rechtsvorschriften nicht aufgrund der Ausubung einer Beschaftigung oder selbstan-

digen Erwerbstatigkeit unterliegt.

Artikel 67

Familienangehorige, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen

Eine Person hat auch fur Familienangehdérige, die in einem anderen Mitgliedstaat wohnen, Anspruch
auf Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften des zustandigen Mitgliedstaats, als ob die Fa-
milienangehdrigen in diesem Mitgliedstaat wohnen wirden. Ein Rentner hat jedoch Anspruch auf
Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften des fur die Rentengewahrung zustandigen Mitglied-

staats.

Artikel 68

Prioritatsregeln bei Zusammentreffen von Anspriichen

(1) Sind flr denselben Zeitraum und fir dieselben Familienangehdrigen Leistungen nach den
Rechtsvorschriften mehrerer Mitgliedstaaten zu gewahren, so gelten folgende Prioritatsre-

geln:

a) Sind Leistungen von mehreren Mitgliedstaaten aus unterschiedlichen Grinden zu ge-
wahren, so gilt folgende Rangfolge: an erster Stelle stehen die durch eine Beschaftigung
oder eine selbstandige Erwerbstatigkeit ausgeldsten Anspriiche, darauf folgen die durch
den Bezug einer Rente ausgeldsten Anspriiche und schlielich die durch den Wohnort

ausgelodsten Anspruche.

b) Sind Leistungen von mehreren Mitgliedstaaten aus denselben Griinden zu gewahren, so

richtet sich die Rangfolge nach den folgenden subsidiaren Kriterien:
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i) bei Anspriichen, die durch eine Beschaftigung oder eine selbstiandige Erwerbstatig-
keit ausgelost werden: der Wohnort der Kinder, unter der Voraussetzung, dass dort
eine solche Téatigkeit ausgelbt wird, und subsidiar gegebenenfalls die nach den wi-
derstreitenden Rechtsvorschriften zu gewahrende héchste Leistung. Im letztgenann-
ten Fall werden die Kosten fur die Leistungen nach in der Durchfihrungsverordnung

festgelegten Kriterien aufgeteilt;

ii) bei Anspriichen, die durch den Bezug einer Rente ausgeldst werden: der Wohnort
der Kinder, unter der Voraussetzung, dass nach diesen Rechtsvorschriften eine
Rente geschuldet wird, und subsidiar gegebenenfalls die langste Dauer der nach den
widerstreitenden Rechtsvorschriften zurlickgelegten Versicherungs- oder Wohnzei-

ten;
iii) bei Anspruichen, die durch den Wohnort ausgel6st werden: der Wohnort der Kinder.

Bei Zusammentreffen von Anspriichen werden die Familienleistungen nach den Rechtsvor-
schriften gewahrt, die nach Abs. 1 Vorrang haben. Anspriiche auf Familienleistungen nach
anderen widerstreitenden Rechtsvorschriften werden bis zur Héhe des nach den vorrangig
geltenden Rechtsvorschriften vorgesehenen Betrags ausgesetzt; erforderlichenfalls ist ein
Unterschiedsbetrag in Hohe des daruber hinausgehenden Betrags der Leistungen zu gewah-
ren. Ein derartiger Unterschiedsbetrag muss jedoch nicht fiir Kinder gewahrt werden, die in
einem anderen Mitgliedstaat wohnen, wenn der entsprechende Leistungsanspruch aus-

schlief3lich durch den Wohnort ausgeldst wird.

Wird nach Artikel 67 beim zustandigen Trager eines Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschrif-
ten gelten, aber nach den Prioritadtsregeln der Absatze 1 und 2 des vorliegenden Artikels

nachrangig sind, ein Antrag auf Familienleistungen gestellt, so gilt Folgendes:

a) Dieser Trager leitet den Antrag unverziglich an den zustandigen Trager des Mitglied-
staats weiter, dessen Rechtsvorschriften vorrangig gelten, teilt dies der betroffenen Per-
son mit und zahlt unbeschadet der Bestimmungen der Durchfiihrungsverordnung tber
die vorlaufige Gewahrung von Leistungen erforderlichenfalls den in Abs. 2 genannten

Unterschiedsbetrag;

b) der zustandige Trager des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften vorrangig gelten,
bearbeitet den Antrag, als ob er direkt bei ihm gestellt worden ware; der Tag der Einrei-
chung des Antrags beim ersten Trager gilt als der Tag der Einreichung bei dem Trager,

der vorrangig zustandig ist.
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Artikel 68a

Gewahrung von Leistungen

Verwendet die Person, der die Familienleistungen zu gewahren sind, diese nicht fur den Unterhalt
der Familienangehdérigen, zahlt der zustandige Trager auf Antrag des Tragers im Mitgliedstaat des
Wohnorts der Familienangehérigen, des von der zustandigen Behdrde im Mitgliedstaat ihres Woh-
norts hierfir bezeichneten Tragers oder der von dieser Behoérde hierfur bestimmten Stelle die Fami-
lienleistungen mit befreiender Wirkung Uber diesen Trager bzw. lber diese Stelle an die nattrliche

oder juristische Person, die tatsachlich fur die Familienangehorigen sorgt.

Artikel 81

Antrage, Erklarungen oder Rechtsbehelfe

Antrage, Erklarungen oder Rechtsbehelfe, die gemal den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats
innerhalb einer bestimmten Frist bei einer Behoérde, einem Trager oder einem Gericht dieses Mit-
gliedstaats einzureichen sind, kénnen innerhalb der gleichen Frist bei einer entsprechenden Be-
hérde, einem entsprechenden Trager oder einem entsprechenden Gericht eines anderen Mitglied-
staats eingereicht werden. In diesem Fall Gbermitteln die in Anspruch genommenen Behoérden, Tra-
ger oder Gerichte diese Antrage, Erklarungen oder Rechtsbehelfe entweder unmittelbar oder durch
Einschaltung der zustandigen Behoérden der beteiligten Mitgliedstaaten unverziglich der zustandi-
gen Behorde, dem zustandigen Trager oder dem zustandigen Gericht des ersten Mitgliedstaats. Der
Tag, an dem diese Antrage, Erklarungen oder Rechtsbehelfe bei einer Behdrde, einem Trager oder
einem Gericht des zweiten Mitgliedstaats eingegangen sind, gilt als Tag der Eingangs bei der zu-

standigen Behdrde, dem zustandigen Trager oder dem zustandigen Gericht.

Artikel 84

Einziehung von Beitragen und Riickforderung von Leistungen

(1) Beitrage, die einem Trager eines Mitgliedstaats geschuldet werden, und nichtgeschuldete
Leistungen, die von dem Trager eines Mitgliedstaats gewahrt wurden, kénnen in einem an-
deren Mitgliedstaat nach den Verfahren und mit den Sicherungen und Vorrechten eingezo-
gen bzw. zurlickgefordert werden, die fir die Einziehung der dem entsprechenden Trager
des letzteren Mitgliedstaats geschuldeten Beitrage bzw. fir die Rickforderung der vom ent-

sprechenden Trager des letzteren Mitgliedstaats nichtgeschuldeten Leistungen gelten.

(2) Vollstreckbare Entscheidungen der Gerichte und Behdérden Uber die Einziehung von Beitra-
gen, Zinsen und allen sonstigen Kosten oder die Rickforderung nichtgeschuldeter Leistun-
gen gemal den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats werden auf Antrag des zustandigen
Tragers in einem anderen Mitgliedstaat innerhalb der Grenzen und nach Mafigabe der in

diesem Mitgliedstaat fir ahnliche Entscheidungen geltenden Rechtsvorschriften und anderen
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Verfahren anerkannt und vollstreckt. Solche Entscheidungen sind in diesem Mitgliedstaat fir
vollstreckbar zu erklaren, sofern die Rechtsvorschriften und alle anderen Verfahren dieses

Mitgliedstaats dies erfordern.

Bei Zwangsvollstreckung, Konkurs oder Vergleich genielden die Forderungen des Tragers
eines Mitgliedstaats in einem anderen Mitgliedstaat die gleichen Vorrechte, die die Rechts-

vorschriften des letzteren Mitgliedstaats Forderungen gleicher Art einrdumen.

Das Verfahren zur Durchfihrung dieses Artikels, einschlieRlich der Kostenerstattung, wird
durch die Durchfihrungsverordnung und, soweit erforderlich, durch erganzende Vereinba-

rungen zwischen den Mitgliedstaaten geregelt.

Artikel 87
Ubergangsbestimmungen

Diese Verordnung begrindet keinen Anspruch fir den Zeitraum vor dem Beginn ihrer An-

wendung.

Fur die Feststellung des Leistungsanspruchs nach dieser Verordnung werden alle Versiche-
rungszeiten sowie gegebenenfalls auch alle Beschaftigungszeiten, Zeiten einer selbstandi-
gen Erwerbstatigkeit oder Wohnzeiten berlcksichtigt, die nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats vor dem Beginn der Anwendung dieser Verordnung in dem betreffenden Mit-

gliedstaat zurtckgelegt worden sind.

Vorbehaltlich des Abs.es 1 begriindet diese Verordnung einen Leistungsanspruch auch fir
Ereignisse vor dem Beginn der Anwendung dieser Verordnung in dem betreffenden Mitglied-

staat.

Leistungen jeder Art, die wegen der Staatsangehdrigkeit oder des Wohnorts der betreffenden
Person nicht festgestellt worden sind oder geruht haben, werden auf Antrag dieser Person
ab dem Beginn der Anwendung dieser Verordnung in dem betreffenden Mitgliedstaat ge-
wahrt oder wieder gewahrt, vorausgesetzt, dass Anspriche, aufgrund deren friher Leistun-

gen gewahrt wurden, nicht durch Kapitalabfindung abgegolten wurden.

Die Anspriche einer Person, der vor dem Beginn der Anwendung dieser Verordnung in ei-
nem Mitgliedstaat eine Rente gewahrt wurde, kénnen auf Antrag der betreffenden Person

unter BerUcksichtigung dieser Verordnung neu festgestellt werden.

Wird ein Antrag nach Abs. 4 oder 5 innerhalb von zwei Jahren nach dem Beginn der Anwen-
dung dieser Verordnung in einem Mitgliedstaat gestellt, so werden die Anspriiche aufgrund
dieser Verordnung mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an erworben, ohne dass der betreffen-
den Person Ausschlussfristen oder Verjahrungsfristen eines Mitgliedstaats entgegengehal-

ten werden konnen.
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Wird ein Antrag nach Abs. 4 oder 5 erst nach Ablauf von zwei Jahren nach dem Beginn der
Anwendung dieser Verordnung in dem betreffenden Mitgliedstaat gestellt, so werden nicht
ausgeschlossene oder verjahrte Anspriche — vorbehaltlich etwaiger guinstigerer Rechtsvor-

schriften eines Mitgliedstaats — vom Tag der Antragstellung an erworben.

Gelten flr eine Person infolge dieser Verordnung die Rechtsvorschriften eines anderen Mit-
gliedstaats als desjenigen, der durch Titel || der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 bestimmt
wird, bleiben diese Rechtsvorschriften so lange, wie sich der bis dahin vorherrschende Sach-
verhalt nicht andert, und auf jeden Fall fir einen Zeitraum von héchstens zehn Jahren ab
dem Geltungsbeginn dieser Verordnung anwendbar, es sei denn, die betreffende Person
beantragt, den nach dieser Verordnung anzuwendenden Rechtsvorschriften unterstellt zu
werden. Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach dem Geltungsbeginn dieser Verord-
nung bei dem zustandigen Trager des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften nach dieser
Verordnung anzuwenden sind, zu stellen, wenn die betreffende Person den Rechtsvorschrif-
ten dieses Mitgliedstaats ab dem Beginn der Anwendung dieser Verordnung unterliegen soll.
Wird der Antrag nach Ablauf dieser Frist gestellt, gelten diese Rechtsvorschriften flr die be-

treffende Person ab dem ersten Tag des darauf folgenden Monats.

B. Ausschnitte aus der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europaischen Parlaments und des

Rates vom 16.09.09 zur Festlegung der Modalitaten fir die Durchfiihrung der Verordnung (EG)
Nr. 883/2004 Uber die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (DVO)

Artikel 6

Vorlaufige Anwendung der Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats und vorlaufige Gewah-

(1)

rung von Leistungen

Besteht zwischen den Tragern oder Behdrden zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten eine
Meinungsverschiedenheit dariber, welche Rechtsvorschriften anzuwenden sind, so unter-
liegt die betreffende Person vorlaufig den Rechtsvorschriften eines dieser Mitgliedstaaten,
sofern in der Durchfiihrungsverordnung nichts anderes bestimmt ist, wobei die Rangfolge

wie folgt festgelegt wird:

a) den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem die Person ihrer Beschaftigung oder
selbstandigen Erwerbstatigkeit tatsachlich nachgeht, wenn die Beschéaftigung oder selb-
standige Erwerbstatigkeit in nur einem Mitgliedstaat ausgelbt wird;

b) den Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, sofern die betreffenden Person einer

Beschaftigung oder selbstandigen Tatigkeit in zwei oder mehr Mitgliedsstaaten nachgeht
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und einen Teil ihrer Tatigkeit(en) in dem Wohnmitgliedstaat austibt, oder sofern die be-

treffende Person weder beschéftigt ist noch eine selbstandige Erwerbstatigkeit ausibt;

¢) inallen anderen Fallen den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, deren Anwendung zu-
erst beantragt wurde, wenn die Person einer Erwerbstatigkeit oder mehreren Erwerbs-

tatigkeiten in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten nachgeht.

Besteht zwischen den Tragern oder Behdrden zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten eine
Meinungsverschiedenheit dartber, welcher Trager die Geld- oder Sachleistungen zu gewah-
ren hat, so erhalt die betreffende Person, die Anspruch auf diese Leistungen hatte, wenn es
diese Meinungsverschiedenheit nicht gabe, vorlaufig Leistungen nach den vom Trager des
Wohnorts anzuwendenden Rechtsvorschriften oder — falls die betreffende Person nicht im
Hoheitsgebiet eines der betreffenden Mitgliedstaaten wohnt — Leistungen nach den Rechts-

vorschriften, die der Trager anwendet, bei dem der Antrag zuerst gestellt wurde.

Erzielen die betreffenden Trager oder Behorden keine Einigung, so kénnen die zustandigen
Behorden frihestens einen Monat nach dem Tag, an dem die Meinungsverschiedenheit im
Sinne von Abs. 1 oder Abs. 2 aufgetreten ist, die Verwaltungskommission anrufen. Die Ver-
waltungskommission bemunht sich nach ihrer Befassung binnen sechs Monaten um eine An-

naherung der Standpunkte.

Steht entweder fest, dass nicht die Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats anzuwenden sind,
die fur die betreffende Person vorlaufig angewendet worden sind, oder dass der Trager, der
die Leistungen vorlaufig gewahrt hat, nicht der zustandige Trager ist, so gilt der als zustandig
ermittelte Trager rickwirkend als zustandig, als hatte die Meinungsverschiedenheit nicht be-
standen, und zwar spatestens entweder ab dem Tag der vorlaufigen Anwendung oder ab der

ersten vorlaufigen Gewahrung der betreffenden Leistungen.

Falls erforderlich, regeln der als zustandig ermittelte Trager und der Trager, der die Geldleis-
tungen vorlaufig gezahlt oder Beitrage vorlaufig erhalten hat, die finanzielle Situation der be-
treffenden Person in Bezug auf vorlaufig gezahlte Beitrdge und Geldleistungen gegebenen-
falls nach Maligabe von Titel IV Kapitel Il der Durchfiihrungsverordnung.

Sachleistungen, die von einem Trager nach Abs. 2 vorlaufig gewahrt wurden, werden von

dem zustandigen Trager nach Titel IV der Durchflihrungsverordnung erstattet.

Artikel 11

Bestimmung des Wohnortes

Besteht eine Meinungsverschiedenheit zwischen den Tragern von zwei oder mehreren Mit-
gliedstaaten Uber die Feststellung des Wohnorts einer Person, fiir die die Grundverordnung

gilt, so ermitteln diese Trager im gegenseitigen Einvernehmen den Mittelpunkt der Interessen
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dieser Person und stiitzen sich dabei auf eine Gesamtbewertung aller vorliegenden Angaben

zu den maligebenden Fakten, zu denen die Folgenden gehdren kdnnen:
a) Dauer und Kontinuitat des Aufenthalts im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitgliedstaats;
b) die personliche Situation der Person, einschliellich:

i) der Art und der spezifischen Merkmale jeglicher ausgelibten Tatigkeit, insbesondere
der Ort, an dem eine solche Téatigkeit in der Regel ausgeubt wird, die Dauerhaftigkeit

der Téatigkeit und die Dauer jedes Arbeitsvertrags;
ii) ihrer familidren Verhaltnisse und familidren Bindungen;
iil) der Auslibung einer nicht gewinnorientierten Tatigkeit;
iv) im Falle von Studierenden ihrer Einkommensquelle;
v) ihrer Wohnsituation, insbesondere deren dauerhafter Charakter;
vi) des Mitgliedstaats, der als der steuerliche Wohnsitz der Person gilt.

Kénnen die betreffenden Trager bei Anwendung der auf die maf3gebenden Fakten gestutzten
verschiedenen Kriterien nach Abs. 1 keine Einigung erzielen, gilt der Wille der Person, wie
er sich aus diesen Fakten und Umstanden erkennen Iasst, unter Einbeziehung insbesondere
der Griinde, die die Person zu einem Wohnortwechsel veranlasst haben, bei der Bestimmung

ihres tatsachlichen Wohnorts als ausschlaggebend.

Artikel 14

Nahere Vorschriften zu den Artikeln 12 und 13 der Grundverordnung

Bei der Anwendung von Artikel 12 Abs. 1 der Grundverordnung umfasst "eine Person, die in
einem Mitgliedstaat fir Rechnung eines Arbeitgebers (...) eine Beschaftigung ausibt und die
von diesem Arbeitgeber in einen anderen Mitgliedstaat entsandt wird" eine Person, die im
Hinblick auf die Entsendung in einen anderen Mitgliedstaat eingestellt wird, vorausgesetzt
die betreffende Person unterliegt unmittelbar vor Beginn ihrer Beschaftigung bereits den
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen, bei dem sie eingestellt wird,

seinen Sitz hat.

Bei der Anwendung von Artikel 12 Abs. 1 der Grundverordnung beziehen sich die Worte "der
gewodhnlich dort tatig ist" auf einen Arbeitgeber, der gewdhnlich andere nennenswerte Tatig-
keiten als reine interne Verwaltungstatigkeiten auf dem Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, in
dem das Unternehmen niedergelassen ist, ausibt, unter Berticksichtigung aller Kriterien, die
die Tatigkeit des betreffenden Unternehmens kennzeichnen; die malRgebenden Kriterien
mussen auf die Besonderheiten eines jeden Arbeitgebers und die Eigenart der ausgeubten

Tatigkeiten abgestimmt sein.
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Bei der Anwendung von Artikel 12 Abs. 2 der Grundverordnung beziehen sich die Worte
"eine Person, die gewdhnlich in einem Mitgliedstaat eine selbstandige Erwerbstatigkeit aus-
Ubt" auf eine Person, die Ublicherweise nennenswerte Tatigkeiten auf dem Hoheitsgebiet des
Mitgliedstaats auslibt, in dem sie ansassig ist. Insbesondere muss die Person ihre Tatigkeit
bereits einige Zeit vor dem Zeitpunkt, ab dem sie die Bestimmungen des genannten Artikels
in Anspruch nehmen will, ausgeubt haben und muss wahrend jeder Zeit ihrer voribergehen-
den Téatigkeit in einem anderen Mitgliedstaat in dem Mitgliedstaat, in dem sie ansassig ist,
den fUr die Ausubung ihrer Tatigkeit erforderlichen Anforderungen weiterhin gentigen, um die

Tatigkeit bei ihrer Rickkehr fortsetzen zu kénnen.

Bei der Anwendung von Artikel 12 Abs. 2 der Grundverordnung kommt es fir die Feststel-
lung, ob die Erwerbstatigkeit, die ein Selbstandiger in einem anderen Mitgliedstaat austibt,
eine "ahnliche" Tatigkeit wie die gewdhnlich ausgeubte selbstandige Erwerbstatigkeit ist, auf
die tatsachliche Eigenart der Tatigkeit und nicht darauf an, ob der andere Mitgliedstaat diese

Tatigkeit als Beschaftigung oder selbstandige Erwerbstatigkeit qualifiziert.

Bei der Anwendung von Artikel 13 Abs. 1 der Grundverordnung beziehen sich die Worte
"eine Person, die gewdhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine Beschaftigung ausubt"
insbesondere auf eine Person, die gleichzeitig oder abwechselnd dasselbe Unternehmen
oder denselben Arbeitgeber oder fir verschiedene Unternehmen oder Arbeitgeber eine oder

mehrere gesonderte Tatigkeiten in zwei oder mehr Mitgliedsstaaten ausubt.

Fir die Zwecke der Anwendung des Titels Il der Grundverordnung beziehen sich die Worte
,Sitz oder Wohnsitz* auf den satzungsmaRigen Sitz oder die Niederlassung, an dem/der die
wesentlichen Entscheidungen des Unternehmens getroffen und die Handlungen zu dessen

zentraler Verwaltung vorgenommen werden.

Fir die Zwecke der Anwendung des Artikels 13 Absatz 1 der Grundverordnung unterliegen
Mitglieder von Flug- oder Kabinenbesatzungen, die gewodhnlich Leistungen im Zusammen-
hang mit Fluggasten oder Luftfracht in zwei oder mehr Mitgliedstaaten erbringen, den Rechts-
vorschriften des Mitgliedstaats, in dem sich ihre Heimatbasis gemaf der Definition in Anhang
[l der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates vom 16. Dezember 1991 zur Harmonisierung

der technischen Vorschriften und der Verwaltungsverfahren in der Zivilluftfahrt (*) befindet.

Fir die Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften nach Artikel 13 der Grundver-
ordnung werden marginale Tatigkeiten nicht berlcksichtigt. Artikel 16 der Durchfuhrungsver-

ordnung gilt fur alle Falle geman diesem Artikel.

Bei der Anwendung von Artikel 13 Abs. 2 der Grundverordnung beziehen sich die Worte eine

Person, "die gewdhnlich in zwei oder mehr Mitgliedstaaten eine selbstandige
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Erwerbstatigkeit ausibt" insbesondere auf eine Person, die gleichzeitig oder abwechselnd
eine oder mehrere gesonderte selbstandige Tatigkeiten in zwei oder mehr Mitgliedstaaten

ausubt, und zwar unabhangig von der Eigenart dieser Tatigkeiten.

Um die Tatigkeiten nach den Absatzen 5 und 6 von den in Artikel 12 Abséatze 1 und 2 der
Grundverordnung beschriebenen Situationen zu unterscheiden, ist die Dauer der Tatigkeit in
einem oder weiteren Mitgliedstaaten (ob dauerhaft, kurzfristiger oder voriibergehender Art)
entscheidend. Zu diesem Zweck erfolgt eine Gesamtbewertung aller maf3igebenden Fakten,
einschlielich insbesondere, wenn es sich um einen Arbeithehmer handelt, des Arbeitsortes,

wie er im Arbeitsvertrag definiert ist.

Bei der Anwendung von Artikel 13 Absatze 1 und 2 der Grundverordnung bedeutet die Aus-
Ubung "eines wesentlichen Teils der Beschaftigung oder selbstéandigen Erwerbstatigkeit" in
einem Mitgliedstaat, dass der Arbeitnehmer oder Selbstandige dort einen quantitativ erheb-
lichen Teil seiner Tatigkeit austbt, was aber nicht notwendigerweise der grofite Teil seiner

Tatigkeit sein muss.

Um festzustellen, ob ein wesentlicher Teil der Tatigkeit in einem Mitgliedstaat ausgelbt wird,

werden folgende Orientierungskriterien herangezogen:

a) im Falle einer Beschéaftigung die Arbeitszeit und/oder das Arbeitsentgelt und

b) im Falle einer selbstéandigen Erwerbstatigkeit der Umsatz, die Arbeitszeit, die Anzahl der
erbrachten Dienstleistungen und/oder das Einkommen.

Wird im Rahmen einer Gesamtbewertung bei den genannten Kriterien ein Anteil von weniger

als 25 % erreicht, so ist dies ein Anzeichen daflir, dass ein wesentlicher Teil der Tatigkeit

nicht in dem entsprechenden Mitgliedstaat ausgetbt wird.

Bei der Anwendung von Artikel 13 Abs. 2 Buchst. b der Grundverordnung wird bei Selbstan-
digen der "Mittelpunkt ihrer Tatigkeiten" anhand samtlicher Merkmale bestimmt, die ihre be-
rufliche Tatigkeit kennzeichnen; hierzu gehéren namentlich der Ort, an dem sich die feste
und standige Niederlassung befindet, von dem aus die betreffende Person ihre Tatigkeiten
ausubt, die gewodhnliche Art oder die Dauer der ausgeubten Tatigkeiten, die Anzahl der er-
brachten Dienstleistungen sowie der sich aus samtlichen Umstanden ergebende Wille der

betreffenden Person.

Fur die Festlegung der anzuwendenden Rechtsvorschriften nach den Absatzen 8 und 9 be-
ricksichtigen die betroffenen Trager die fir die folgenden 12 Kalendermonate angenom-

mene Situation.

Fur eine Person, die ihre Beschaftigung in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten fir einen Ar-
beitgeber ausubt, der seinen Sitz auRerhalb des Hoheitsgebiets der Union hat, gelten die
Rechtsvorschriften des Wohnmitgliedstaats, wenn diese Person in einem Mitgliedstaat

wohnt, in dem sie keine wesentliche Tatigkeit austbt.
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Artikel 16

Verfahren bei der Anwendung von Artikel 13 der Grundverordnung

Eine Person, die in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten eine Tatigkeit ausubt, teilt dies dem

von der zustandigen Behorde ihres Wohnmitgliedstaats bezeichneten Trager mit.

Der bezeichnete Trager des Wohnorts legt unter Bertcksichtigung von Artikel 13 der Grund-
verordnung unverziglich fest, welchen Rechtsvorschriften die betreffende Person unterliegt.
Diese erste Festlegung erfolgt vorlaufig. Der Trager unterrichtet die bezeichneten Trager je-
des Mitgliedstaats, in dem die Person eine Tatigkeit auslbt, Uber seine vorlaufige Festle-
gung.

Die vorlaufige Festlegung der anzuwendenden Rechtsvorschriften nach Abs. 2 erhalt binnen
zwei Monaten, nachdem die von den zustandigen Behdrden des betreffenden Mitgliedstaats
bezeichneten Trager davon in Kenntnis gesetzt wurden, endgultigen Charakter, es sei denn,
die anzuwendenden Rechtsvorschriften wurden bereits auf der Grundlage von Abs. 4 end-
gultig festgelegt, oder mindestens einer der betreffenden Trager setzt von der zustandigen
Behorde des Wohnmitgliedstaats bezeichneten Trager vor Ablauf dieser zweimonatigen Frist
davon in Kenntnis, dass er die Festlegung noch nicht akzeptieren kann oder diesbeziglich

eine andere Auffassung vertritt.

Ist aufgrund bestehender Unsicherheit bezlglich der Bestimmung der anzuwendenden
Rechtsvorschriften eine Kontaktaufnahme zwischen den Tragern oder Behdrden zweier oder
mehrerer Mitgliedsstaaten erforderlich, so werden auf Ersuchen eines oder mehrerer der von
den zustandigen Behorden der betreffenden Mitgliedstaaten bezeichneten Trager oder auf
Ersuchen der zustandigen Behorden selbst die geltenden Rechtsvorschriften unter Beriick-
sichtigung von Artikel 13 der Grundverordnung und der einschlagigen Bestimmungen von
Artikel 14 der Durchfuhrungsverordnung einvernehmlich festgelegt. Sind die betreffenden
Trager oder zustandigen Behdrden unterschiedlicher Auffassung, so bemiihen diese sich
nach den vorstehenden Bedingungen um Einigung; es gilt Artikel 6 der Durchfihrungsver-

ordnung.

Der zustandige Trager des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften entweder vorlaufig o-
der endglltig als anwendbar bestimmt werden, teilt dies unverziglich der betreffenden Per-

son mit.

Unterlasst eine Person die Mitteilung nach Abs. 1, so erfolgt die Anwendung dieses Artikels
auf Initiative des Tragers, der von der zustandigen Behdrde des Wohnmitgliedstaats bezeich-
net wurde, sobald er — mdglicherweise durch einen anderen betroffenen Trager — Uber die

Situation der Person unterrichtet wurde.
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Artikel 58

Prioritatsregeln bei Zusammentreffen von Anspriichen

Ermdglicht der Wohnort der Kinder bei Anwendung des Artikels 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffern i und i
der Grundverordnung keine Bestimmung der Rangfolge, so berechnet jeder betroffene Mitgliedstaat
den Leistungsbetrag unter Einschluss der Kinder, die nicht in seinem Hoheitsgebiet wohnen. Im
Falle der Anwendung von Artikel 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffer i zahlt der zustéandige Trager des Mit-
gliedstaats, dessen Rechtsvorschriften den héheren Leistungsbetrag vorsehen, diesen ganzen Be-
trag aus. Der zustandige Trager des anderen Mitgliedstaats erstattet ihm die Halfte dieses Betrags,
wobei der nach den Rechtsvorschriften des letzteren Mitgliedstaats vorgesehene Leistungssatz die

obere Grenze bildet.

Artikel 59
Regelungen fiir den Fall, in dem sich die anzuwendenden Rechtsvorschriften und/oder die

Zustéandigkeit fiir die Gewdhrung von Familienleistungen dndern

@) Andern sich zwischen den Mitgliedstaaten wéhrend eines Kalendermonats die Rechtsvor-
schriften und/oder die Zustandigkeit flr die Gewahrung von Familienleistungen, so setzt der Tra-
ger, der die Familienleistungen nach den Rechtsvorschriften gezahlt hat, nach denen die Leis-
tungen zu Beginn diese Monatsgewahrt wurden, unabhangig von den in den Rechtsvorschriften
dieser Mitgliedstaaten fur die Gewahrung von Familienleistungen vorgesehene Zahlungsfristen

die Zahlungen bis zum Ende des laufenden Monats fort.

(2) Er unterrichtet den Trager des anderen betroffenen Mitgliedstaats oder die anderen betroffe-
nen Mitgliedstaaten von dem Zeitpunkt, zu dem er die Zahlung dieser Familienleistungen
einstellt. Ab diesem Zeitpunkt ibernehmen der andere betroffene Mitgliedstaat oder die an-

deren betroffenen Mitgliedstaaten die Zahlung der Leistungen.

Artikel 60
Verfahren bei der Anwendung von Artikel 67 und 68 der Grundverordnung

(1) Die Familienleistungen werden bei dem zustandigen Trager beantragt. Bei der Anwendung
von Artikel 67 und 68 der Grundverordnung ist, insbesondere was das Recht einer Person
zur Erhebung eines Leistungsanspruchs anbelangt, die Situation der gesamten Familie in
einer Weise zu bertcksichtigen, als wirden alle beteiligten Personen unter die Rechtsvor-
schriften des betreffenden Mitgliedstaats fallen und dort wohnen. Nimmt eine Person, die
berechtigt ist, Anspruch auf die Leistungen zu erheben, dieses Recht nicht wahr, berlicksich-
tigt der zustandige Trager des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften anzuwenden sind,

einen Antrag auf Familienleistungen, der von dem anderen Elternteil, einer als Elternteil
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behandelten Person oder von der Person oder Institution, die als Vormund des Kindes oder

der Kinder handelt, gestellt wird.

Der nach Abs. 1 in Anspruch genommene Trager prift den Antrag anhand der detaillierten
Angaben des Antragstellers und bericksichtigt dabei die gesamten tatsachlichen und recht-

lichen Umstande, die die familidre Situation des Antragstellers ausmachen.

Kommt dieser Trager zu dem Schluss, dass seine Rechtsvorschriften nach Artikel 68 Absatze
1 und 2 der Grundverordnung prioritdr anzuwenden sind, so zahlt er die Familienleistungen

nach den von ihm angewandten Rechtsvorschriften.

Ist dieser Trager der Meinung, dass aufgrund der Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied-
staats ein Anspruch auf einen Unterschiedsbetrag nach Artikel 68 Abs. 2 der Grundverord-
nung bestehen kdnnte, so Ubermittelt er den Antrag unverziglich dem zustandigen Trager
des anderen Mitgliedstaats und informiert die betreffende Person; au3erdem unterrichtet er
den Trager des anderen Mitgliedstaats dariber, wie er Uber den Antrag entschieden hat und

in welcher Hohe Familienleistungen gezahlt wurden.

Kommt der Trager, bei dem der Antrag gestellt wurde, zu dem Schluss, dass seine Rechts-
vorschriften zwar anwendbar, aber nach Artikel 68 Absatze 1 und 2 der Grundverordnung
nicht prioritdr anwendbar sind, so trifft er unverziglich eine vorlaufige Entscheidung Gber die
anzuwendenden Perioritatsregeln, leitet den Antrag nach Artikel 68 Abs. 3 der Grundverord-
nung an den Trager des anderen Mitgliedstaats weiter und informiert auch den Antragsteller
daruber. Dieser Trager nimmt innerhalb einer Frist von zwei Monaten zu der vorlaufigen Ent-

scheidung Stellung.

Falls der Trager, an den der Antrag weitergeleitet wurde, nicht innerhalb von zwei Monaten
nach Eingang des Antrags Stellung nimmt, wird die oben genannte vorlaufige Entscheidung
anwendbar und zahlt dieser Trager die in seinen Rechtsvorschriften vorgesehenen Leistun-
gen und informiert den Trager, an den der Antrag gerichtet war, Uber die Hohe der gezahlten

Leistungen.

Sind sich die betreffenden Trager nicht einig, welche Rechtsvorschriften prioritar anwendbar
sind, so gilt Artikel 6 Absatze 2 bis 5 der Durchfiihrungsverordnung. Zu diesem Zweck ist der
in Artikel 6 Abs. 2 der Durchfiihrungsverordnung genannte Trager des Wohnorts der Trager

des Wohnorts des Kindes oder der Kinder.

Der Trager, der eine vorlaufige Leistungszahlung vorgenommen hat, die héher ist als der
letztlich zu seinen Lasten gehende Betrag, kann den zu viel gezahlten Betrag nach dem
Verfahren des Artikels 73 der Durchflihnrungsverordnung vom vorrangig zustandigen Trager

zuruckfordern.
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Artikel 72
Nicht geschuldete Leistungen
Hat der Trager eines Mitgliedstaats einer Person nicht geschuldete Leistungen ausgezahilt,
so kann dieser Trager unter den Bedingungen und in den Grenzen der von ihm anzuwen-
denden Rechtsvorschriften den Trager jedes anderen Mitgliedstaats, der gegenlber der be-
treffenden Person zu Leistungen verpflichtet ist, um Einbehaltung des nicht geschuldeten
Betrags von nachzuzahlenden Betragen oder laufenden Zahlungen, die der betreffenden
Person geschuldet sind, ersuchen, und zwar ungeachtet des Zweigs der sozialen Sicherheit,
in dem die Leistung gezahlt wird. Der Trager des letztgenannten Mitgliedstaats behalt den
entsprechenden Betrag unter den Bedingungen und in den Grenzen ein, die nach den von
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften fir einen solchen Ausgleich vorgesehen sind, als
ob es sich um von ihm selbst zu viel gezahlte Betrage handelte; den einbehaltenen Betrag

Uberweist er dem Trager, der die nicht geschuldeten Leistungen ausgezahlt hat.
... [betrifft nicht Familienleistungen]

Hat eine Person wahrend eines Zeitraums, in dem sie nach den Rechtsvorschriften eines
Mitgliedstaats Anspruch auf Leistungen hatte, in einem anderen Mitgliedstaat Sozialhilfe be-
zogen, so kann die Stelle, die Sozialhilfe gewahrt hat, falls sie einen gesetzlich zulassigen
Regressanspruch auf der betreffenden Person geschuldete Leistungen hat, vom Trager je-
des anderen Mitgliedstaats, der gegenliber der betreffenden Person zu Leistungen verpflich-
tetist, verlangen, dass er den fir Sozialhilfe verauslagten Betrag von den Betragen einbehalt,

die dieser Mitgliedstaat der betreffenden Person zahlt.

Diese Bestimmung gilt entsprechend, wenn ein Familienangehériger einer betroffenen Per-
son wahrend eines Zeitraums, in dem die versicherte Person fur diesen Familienangehdrigen
nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats Anspruch auf Leistungen hatte,

im Gebiet eines Mitgliedstaats Sozialhilfe bezogen hat.

Der Trager eines Mitgliedstaats, der einen nicht geschuldeten Betrag als Sozialhilfe ausge-
zahlt hat, Ubermittelt dem Trager des anderen Mitgliedstaats eine Abrechnung Gber den ge-
schuldeten Betrag; dieser behalt den entsprechenden Betrag unter den Bedingungen und in
den Grenzen ein, die nach den von ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften fir einen sol-
chen Ausgleich vorgesehen sind; den einbehaltenen Betrag Uberweist er unverzuglich dem

Trager, der den nicht geschuldeten Betrag ausgezahlt hat.
Artikel 73
Vorlaufig gezahlte Geldleistungen oder Beitrage

Bei der Anwendung von Artikel 6 der Durchfihrungsverordnung erstellt der Trager, der die

Geldleistungen vorlaufig gezahlt hat, spatestens drei Monate nach Bestimmung der
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anzuwendenden Rechtsvorschriften oder Ermittlung des fiir die Zahlung der Leistungen ver-
antwortlichen Tragers eine Abrechnung lber den vorlaufig gezahlten Betrag und Ubermittelt

diese dem als zustandig ermittelten Trager.

Der fir die Zahlung der Leistungen als zustandig ermittelte Trager behalt im Hinblick auf diese
vorlaufige Zahlung den geschuldeten Betrag von den nachzuzahlenden Betragen der entspre-
chenden Leistungen, die er der betreffenden Person schuldet, ein und Gberweist den einbehal-

tenen Betrag unverziglich dem Trager, der die Geldleistungen vorlaufig gezahlt hat.

Geht der Betrag der vorlaufig gezahlten Leistungen Uber den nachzuzahlenden Betrag hin-
aus, oder sind keine nachzuzahlenden Betrage vorhanden, so behalt der als zustandig er-
mittelte Trager diesen Betrag unter den Bedingungen und in den Grenzen, die nach den von
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften fur einen solchen Ausgleich vorgesehen sind, von
laufenden Zahlungen ein und tberweist den einbehaltenen Betrag unverziglich dem Trager,

der die Geldleistungen vorlaufig gezahlt hat.

Der Trager, der von einer juristischen und/oder naturlichen Person vorlaufig Beitrage erhalten
hat, erstattet die entsprechenden Betrage erst dann der Person, die diese Beitrdge gezahlt
hat, wenn er bei dem als zustandig ermittelten Trager angefragt hat, welche Summen diesem

nach Artikel 6 Abs. 4 der Durchfihrungsverordnung zustehen.

Auf Antrag des als zustandig ermittelten Tragers, der spatestens drei Monate nach Bestim-
mung der anzuwendenden Rechtsvorschriften gestellt werden muss, Uberweist der Trager,
der Beitrage vorlaufig erhalten hat, diese dem als zustandig ermittelten Trager zur Bereini-
gung der Situation hinsichtlich der Beitrage, die die juristische und/oder natlrliche Person
diesem Trager schuldet. Die Uberwiesenen Beitrage gelten riickwirkend als an den als zu-

sténdig ermittelten Trager gezahlt.

Ubersteigt der Betrag der vorlaufig gezahlten Beitrage den Betrag, den die juristische und/o-
der naturliche Person dem als zustandig ermittelten Trager schuldet, so erstattet der Trager,
der die Beitrage vorlaufig erhalten hat, den Uberschiissigen Betrag an die betreffende juristi-

sche und/oder natiirliche Person.

Artikel 74

Mit dem Ausgleich verbundene Kosten

Erfolgt die Einziehung auf dem Wege des Ausgleichs nach den Artikeln 72 und 73 der Durchfih-

rungsverordnung, fallen keinerlei Kosten an.
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C. Ausschnitte aus der Verordnung (EU) Nr. 1231/2010 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 24.11.10 zur Ausdehnung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung
(EG) Nr. 987/2009 auf Drittstaatsangehérige, die ausschlie3lich aufgrund ihrer Staatsangeho-

rigkeit nicht bereits unter diese Verordnungen fallen (DrittstaaterVO)

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und die Verordnung (EG) Nr. 987/2009 gelten flur Drittstaatsan-
gehorige, die ausschliellich aufgrund ihrer Staatsangehorigkeit nicht bereits unter die genannten
Verordnungen fallen, sowie fiir ihnre Familienangehdrigen und ihre Hinterbliebenen, wenn sie ihren
rechtmafligen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats haben und sich in einer Lage befin-

den, die nicht ausschlie3lich einen einzigen Mitgliedstaat betrifft.

Artikel 2

Die Verordnung (EG) Nr. 859/2003 wird fur die Mitgliedstaaten aufgehoben, die durch die vorlie-

gende Verordnung gebunden sind.

D. Beschluss F1 der Verwaltungskommission vom 12. Juni 2009:

Fir die Zwecke des Artikels 68 der VO gelten Anspriiche auf Familienleistungen insbesondere dann
als ,durch eine Beschaftigung oder eine selbstandige Erwerbstatigkeit ausgeldst", wenn sie erwor-
ben wurden
a) aufgrund einer tatsachlichen Beschaftigung oder selbststandigen Erwerbstatigkeit oder auch
b) wahrend Zeiten einer voriubergehenden Unterbrechung einer solchen Beschaftigung oder
selbststandigen Erwerbstatigkeit
— wegen Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall, Berufskrankheit oder Arbeitslosigkeit, solange
Arbeitsentgelt oder andere Leistungen als Renten im Zusammenhang mit diesen Versiche-
rungsfallen zu zahlen sind, oder
— durch bezahlten Urlaub, Streik oder Aussperrung oder
— durch unbezahlten Urlaub zum Zweck der Kindererziehung, solange dieser Urlaub nach
den einschlagigen Rechtsvorschriften einer Beschaftigung oder selbststandigen Erwerbs-

tatigkeit gleichgestellt ist.
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E. Gesetzestexte der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 und der Verordnung (EWG) Nr. 574/72

Fir Koordinierungsfalle mit grenziiberschreitenden Sachverhalten im Verhaltnis zu den EWR-
Staaten Island, Norwegen und Liechtenstein finden weiterhin die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71
und die Verordnung (EWG) Nr.574/72 Anwendung. Auf die Texte der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71 und der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 in RL Teil Il in der Fassung vom 05.01.2010 wird
verwiesen.

Far Koordinierungsfalle mit grenziberschreitenden Sachverhalten im Verhaltnis zur Schweiz finden
ab dem 1. April 2012 die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und die Verordnung (EG) Nr. 987/2009

Anwendung.
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1 Allgemeines: Relevante Europarechtliche Regelungen

Fir Falle mit Bezug zum Europaischen Ausland kommen neben dem BEEG folgende Rechtsgrund-

lagen flr einen Anspruch auf Elterngeld in Betracht:

— die Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 29. April
2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (VO)’

— die Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16.09.09
zur Festlegung der Modalitaten fir die Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 Uber
die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (DVO)

— die Verordnung (EU) Nr. 1231/2010 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24.11.10
zur Ausdehnung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 und der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 auf
Drittstaatsangehoérige, die ausschlieRlich aufgrund ihrer Staatsangehorigkeit nicht bereits unter
diese Verordnungen fallen (DrittstaaterVO)

— Im Verhaltnis zur Schweiz gelten ab dem 1. April 2012 die VO und die DVO und im Verhaltnis
zu den EWR-Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen gelten ab dem 01.Juni 2012 die VO
und DVO. Fir Anspriche bis zum 30. Marz 2012 bzw. 30.Mai 2012, die nach den Verordnungen
(EWG) Nr. 1408/71 und Nr. 574/72 zu prufen sind, gelten weiterhin die BEEG-Richtlinien Teil Il

in der Fassung vom 5. Januar 2010.

Die Verordnungen enthalten Regelungen, welche nationalen Rechtsvorschriften tiber Familienleis-
tungen (in Deutschland: Kindergeld, Kinderzuschlag und Elterngeld) auf die Berechtigten und ihre
Familienangehdrigen jeweils anzuwenden sind und welcher Anspruch vorrangig zu erfullen ist, falls
ein Anspruch auf deutsche Familienleistungen mit Anspriichen auf entsprechende Familienleistun-

gen anderer Staaten zusammentrifft.

Um eine einheitliche Entscheidung zur vorrangigen und nachrangigen Zustandigkeit fur die Gewah-
rung von Familienleistungen herbeizuflhren, ist grundsatzlich eine Abstimmung zwischen der je-
weils zustandigen Elterngeldstelle und der jeweils zustandigen Familienkasse erforderlich (siehe RL
Teil 1l 4.1.2), auch wenn der andere Mitgliedstaat keine dem Elterngeld vergleichbare Leistung hat

oder im anderen Mitgliedstaat kein Anspruch auf Elterngeld besteht.

Aus Praktikabilitatsgriinden erscheint dies insbesondere in einem Fall, in dem der andere Mitglied-
staat keine dem Elterngeld vergleichbaren Leistungen hat oder im anderen Mitgliedstaat kein An-

spruch auf Elterngeld besteht, auch mdglich, Elterngeld unter ausdriicklichem Hinweis, dass die

Frage, ob Deutschland vorrangig oder nachrangig zustandig ist, offen gelassen wurde, zu gewahren.

" Geandert durch die Verordnung (EG) Nr. 465/2012
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2.1 Raumlicher Geltungsbereich

Zur Anwendbarkeit der Europa-Mittelmeerabkommen, des Assoziationsratsbeschlusses 3/80 und

des vorlaufigen Europaischen Abkommens Uber soziale Sicherheit vgl. RL Teil | 1.7.2.5 und 1.7.2.7.

2 Anwendungsbereich der VO und DVO

21 Raumlicher Geltungsbereich

Die VO und die DVO gelten ab 1. Mai 2010 in der Europaischen Union bzw. ab dem 01.04.2012 in
der Schweiz und ab dem 01.06.2012 in dem EWR (Belgien, Bulgarien, Danemark (ohne Grénland),
Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich (einschlie8lich der Uberseeischen Departments Gua-
deloupe, Martinique, Insel Réunion und Franzdsisch-Guyana, aber ohne die Uberseeischen Territo-
rien in Australien und der Antarktis, Franzésisch-Polynesien, Mayotte, Neukaledonien, St. Pierre und
Miquelon, Wallis und Futuna), Griechenland, GroR3britannien (einschliellich Nordirland und Gibral-
tar, aber ohne die Kanalinseln Alderney, Guernsey, Jersey und die Insel Man), Irland, Italien, Island,
Lettland, Litauen, Liechtenstein, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen, Osterreich, Polen, Por-
tugal, Rumanien, Schweden, Schweiz, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern
und Kroatien). Die DrittstaaterVO gilt in der EU mit Ausnahme von GrofRbritannien und Danemark
ab 1. Januar 2011.

Fir die Koordinierung mit GrofRbritannien gelten in Fallen, in denen beide Elternteile Drittstaatsan-
gehdrige sind, die VO 1408/71, die DVO 574/72 und die DrittstaaterVO 859/03.

Mit Danemark werden grenziberschreitende Sachverhalte, in denen beide Elternteile Drittstaatsan-
gehdrige sind, nicht koordiniert: Die Anspruchsprifung richtet sich allein nach § 1 BEEG (einschlief3-
lich § 1 Abs. 7 BEEG).

Zur Klarstellung:  Wenn ein Elternteil Europaischer Staatsangehdriger und ein Elternteil Dritt-

staatsangehdriger ist, richtet sich die Anspruchsprifung in der EU (einschliel3-
lich GroRbritannien und Danemark) nur nach der VO und der DVO. Die Diritt-
staaterVO sowie § 1 Abs. 7 BEEG finden keine Anwendung.

Die Verordnungen 1408/71 und 574/72 gelten nur noch fir Altfalle.
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2.2 Sachlicher Geltungsbereich (Art. 3 und Art. 1 Buchst. z VO)

Die Verordnungen beziehen als Familienleistungen das Elterngeld nach dem BEEG, das sozial-
rechtliche Kindergeld und den Kinderzuschlag nach dem BKGG und das steuerrechtliche Kindergeld

nach dem EStG in ihren sachlichen Geltungsbereich ein.

23 Personlicher Geltungsbereich (Art. 2 VO)

2.31 Personen mit grenziiberschreitendem Bezug

Nach Art. 2 Abs. 1 VO gelten die VO und die DVO flr Staatsangehérige der Mitgliedstaaten, Staa-
tenlose und Flichtlinge mit Wohnort in einem Mitgliedstaat, flr die die Rechtsvorschriften eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten, sowie flr ihre Familienangehérigen und Hinterbliebe-

nen. Sie gelten auch flir Staatsangehorige der Schweiz.

Ein grenziberschreitender Bezug liegt z.B. vor, wenn Personen innerhalb der EU und der Schweiz
in einem anderen Land als ihrem Wohnland erwerbstatig sind bzw. flir ein anderes Land erwerbstatig

sind als das Land, in dem sie wohnen (z.B. Entsandte, Quasi-Entsandte).

Sind Personen nicht erwerbstétig, unterliegen sie in der Regel nur den Rechtsvorschriften ihres
Wohnlandes. Personen, die in ihrem Wohnland erwerbstatig sind, unterliegen ebenfalls regelmafig
nur den Rechtsvorschriften ihres Wohn- und Beschaftigungslandes. Beide genannten Falle weisen
in der Regel keinen grenzuberschreitenden Bezug auf und kommen nicht in den Anwendungsbe-
reich der VO nebst DVO. Etwas anderes kann sich aber z.B. ergeben, wenn die Person Familien-
angehoriger einer anderen Person ist, die einen grenziberschreitenden Bezug aufweist und daher
dem Anwendungsbereich der VO nebst DVO unterliegt oder ausnahmsweise trotz einer Erwerbsta-
tigkeit im Wohnland den Rechtsvorschriften eines anderen Landes unterliegen (z.B. Diplomaten,
Entsandte).

2.3.2 Fluchtlinge und Staatenlose

»Flichtlinge“ sind nach Art. 1 Buchst. g VO solche im Sinne des Abkommens Uber die Rechtsstellung
der Flichtlinge vom 28. Juli 1951 (BGBI. 1953 Il S. 559). ,Staatenlose” sind gemaR Art. 1 Buchst. h
VO solche im Sinne des Ubereinkommens Uber die Rechtsstellung der Staatenlosen vom 28. Sep-
tember 1954 (BGBI. 1976 Il S. 473). Auf in Deutschland wohnende Flichtlinge, die nicht bereits in
einem anderen EU-Staat als solche anerkannt worden sind, konnen die VO und DVO erst von dem-
jenigen Monat an angewandt werden, in dem sie unanfechtbar bzw. rechtskraftig den Status als

Asylberechtigte (vgl. § 2 Asylverfahrensgesetz — AsylVfG) oder sonstig politisch Verfolgte (vgl. § 3
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AsylVfG) erhalten haben. Die Eigenschaft als Staatenloser ist grundsatzlich erst von demjenigen
Monat an anzuerkennen, in dem fir den Betreffenden ein Reiseausweis nach Art. 28 des Staaten-
losen-Ubereinkommens ausgestellt worden ist. Fliichtlinge und Staatenlose kénnen sich ferner nur
dann auf die VO und DVO berufen, wenn sie aus einem anderen EU-Staat oder der Schweiz nach
Deutschland zugewandert sind oder wenn sich ein Familienangehdriger derselben in einem anderen
EU-Staat oder der Schweiz aufhalt.

233 Familienangehorige

Vom personlichen Geltungsbereich der VO und der DVO werden auch Familienangehdérige von EU-
Staatsangehdorigen oder der Schweiz sowie von im Geltungsbereich der Verordnungen wohnenden
anerkannten Flichtlingen oder Staatenlosen erfasst. Auf die Staatsangehérigkeit bzw. den Status

dieser Familienangehdrigen kommt es nicht an.

Familienangehdrige sind fur das Elterngeld nach Art. 1 Buchst. i VO

— diein § 1 Abs. 1 Nr. 2 BEEG genannten Kinder,

— Kinder, die mit dem Ziel der Annahme im Haushalt leben (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 BEEG),

— Kinder des Ehegatten oder des Lebenspartners, die im Haushalt leben (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
BEEG),

— Kinder im Haushalt, fur die die Anerkennung der Vaterschaft noch nicht wirksam ist oder wenn
Uber die beantragte Vaterschaftsfeststellung noch nicht entschieden ist (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3
BEEG),

— ihre Eltern, wobei es auf den Familienstand der Eltern (getrennt lebend, ledig, verheiratet, ge-
schieden) nicht ankommt,

— die Ehegatten von Elternteilen (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BEEG) und

— eingetragene Lebenspartnerinnen und Lebenspartner (§ 1 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BEEG).

— Verwandte bis zum dritten Grad und ihre Ehegatten, Ehegattinnen, Lebenspartner oder Leben-
spartnerinnen, wenn die Eltern wegen einer schweren Krankheit, Schwerbehinderung oder Tod
der Eltern ihr Kind nicht betreuen kénnen (§ 1 Abs. 4 BEEG).

2.34 Hinterbliebene

Die VO und DVO gelten auch fir Hinterbliebene von EU- Staatsangehdrigen oder der Schweiz und
Hinterbliebene von dort wohnenden anerkannten Fllchtlingen oder Staatenlosen. Auf die Staatsan-

gehdrigkeit der Hinterbliebenen bzw. ihren sonstigen Status kommt es nicht an.

Hinterbliebene sind die in § 46 Abs. 1, 2 und 3 sowie in § 48 Abs. 1 bis 3 SGB VI bzw. § 65 Abs. 1
und 5, § 66 Abs. 1 und § 67 Abs. 1 und 2 SGB VII genannten Uberlebenden Ehegatten und Kinder
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des Verstorbenen. Hinterbliebene von Beamten und ihnen gleichgestellten Personen sind die in

§§ 19, 23 BeamtVG genannten Uberlebenden Ehegatten und Kinder.
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2.3.5 Drittstaatsangehorige

Nach Art. 1 DrittstaaterVO gelten die VO und die DVO fr Drittstaatsangehérige, ihre Familienange-
hérigen und ihre Hinterbliebenen, wenn die Drittstaatsangehdrigen ausschlieRlich wegen ihrer
Staatsangehorigkeit nicht vom personlichen Geltungsbereich der VO und der DVO erfasst werden,
sie ihren rechtmafligen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats haben und ein grenziber-

schreitender Sachverhalt zu einem anderen Mitgliedstaat vorliegt.
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3 Prifung, welche nationalen Vorschriften anzuwenden sind

In Fallen, in denen ein Bezug zum Européischen Ausland bzw. zu einem anderen Mitgliedstaat der
EU/EWR oder der Schweiz besteht (beispielsweise weil Elternteile in unterschiedlichen Landern ar-
beiten und leben), ist stets zu prifen, ob deutsche Rechtsvorschriften oder die Rechtsvorschriften
des anderen Staates anzuwenden sind und welcher Staat vorrangig zur Leistung verpflichtet ist. Von
dem Ergebnis dieser Prifung hangt ab, ob das deutsche BEEG uberhaupt und wenn ja, ob es vor-
rangig oder nachrangig zur Anwendung kommt, sodass ein Anspruch auf deutsches Elterngeld ent-

stehen kann. Diese Prifung richtet sich nach der oben genannten VO in Verbindung mit der DVO.

Welche nationalen Rechtsvorschriften auf eine Person anzuwenden sind, regeln die Art. 11 bis 16
VO. Damit wird verhindert, dass eine Person gleichzeitig den Rechtsvorschriften mehrerer Mitglied-
staaten unterliegt und deshalb mehrfach Leistungen gleicher Zweckbestimmung bezieht. Nach dem
diesen Vorschriften zugrunde liegenden Prinzip unterliegt jeder EU-Blrger oder Schweizer den
Rechtsvorschriften nur eines Mitgliedstaates oder der Schweiz, und zwar in der Regel den Rechts-
vorschriften des Beschiftigungslandes (Art. 11 VO). Sonderregelungen ergeben sich flr be-
stimmte Personengruppen aus den Regelungen der Artikel 12 ff. VO. Personen, die in verschiede-
nen Mitgliedstaaten eine abhangige Beschaftigung und zugleich eine selbstandige Tatigkeit ausu-
ben, unterliegen nach Art. 13 Abs. 3 VO grundséatzlich den Rechtsvorschriften desjenigen Staates,

in dem sie die Beschaftigung ausiiben.

Nach der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes (EuGH, Urteil vom 20. Mai 2008 in der
Rechtssache Bosmann, C-352/06) schlief3t das Beschaftigungslandprinzip aber auch nicht aus,
dass jemand, der den Vorschriften des Beschaftigungslandes unterliegt, auch Anspriiche nach dem

Recht des Wohnlands haben kann.

Sind nach Art. 11 bis 16 VO auf eine Person allein die Rechtsvorschriften eines anderen EU-Staates
oder der Schweiz anzuwenden, bestimmt sich ihr Anspruch auf Familienleistungen grundsatzlich
nach diesen Rechtsvorschriften. Gegebenenfalls kann sich ein Anspruch auf Elterngeld bzw. auf
den Unterschiedsbetrag aber auch daraus ergeben, dass die Person in Deutschland wohnt oder der

andere Elternteil deutschen Rechtsvorschriften unterliegt.

Beispiel: Ein deutscher Arbeitnehmer ist in Osterreich beschaftigt. Er wohnt wéhrend seiner
Beschaftigung zusammen mit seiner Ehefrau und den gemeinsamen Kindern (0 und
7 Jahre alt) weiterhin in Deutschland. Die Ehefrau selbst ist nicht erwerbstatig und

bezieht auch keine Einkommensersatzleistungen.

Der Arbeitnehmer erflillt zwar auf Grund seines Inlandswohnsitzes die Voraussetzung
des § 1 Abs. 1 Nr. 1 BEEG. Ein Anspruch auf Elterngeld besteht aber fiir ihn und fir
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seine Ehefrau vorrangig in Osterreich. Evtl. besteht ein Anspruch auf einen Unter-

schiedsbetrag.



3 Prifung, welche nationalen Vorschriften anzuwenden sind
3.1 Grundsétzliche Rechtsfolge bei Anwendbarkeit der VO: bei Erwerbstatigen Beschaftigungslandprinzip, bei nicht
Erwerbstatigen Wohnlandprinzip (Art. 68 VO)

3.1 Grundsatzliche Rechtsfolge bei Anwendbarkeit der VO: bei Erwerbstatigen
Beschaftigungslandprinzip, bei nicht Erwerbstatigen Wohnlandprinzip
(Art. 68 VO)

Unterliegt eine Person dem Anwendungsbereich der VO nebst DVO, regelt Art. 68 VO, welcher Staat
vorrangig und welcher Staat nachrangig zur Zahlung von Familienleistungen (Kindergeld, Kinderzu-
schlag, Elterngeld und vergleichbare Leistungen anderer Staaten) zustandig ist, wenn in zwei oder

mehreren EU-Staaten oder der Schweiz ein Anspruch auf Familienleistungen besteht.

Es ist grundsatzlich nur eine einheitliche Entscheidung von der Familienkasse und der Elternge-
Idstelle zur vorrangigen und zur nachrangigen Zustandigkeit der Staaten moéglich. Die Entscheidung
der Elterngeldstelle oder der Familienkasse uUber die Zustandigkeit ist fir alle Familienleistungen
verbindlich. Deshalb ist eine Abstimmung zwischen der Elterngeldstelle und der jeweils zustandigen

Familienkasse erforderlich.

Ausnahmsweise ist eine abweichende Entscheidung zu Vorrang und Nachrang mdglich, wenn ein-
getragene Lebenspartner und / oder Kinder, die mit dem Ziel der Annahme in den Haushalt aufge-
nommen wurden, betroffen sind. Dies beruht auf den unterschiedlichen Definitionen von Familien-

angehdorigen beim Elterngeld und beim Kindergeld.

Far die Prifung, welcher Staat vorrangig und welcher Staat nachrangig zustandig ist, stellt Art. 68

Abs. 1 Buchst. b VO folgende Rangfolge auf:

— Vorrangig sind Anspriche in dem Staat, in dem eine Beschéftigung oder eine selbstandige
Erwerbstatigkeit ausgelbt wird. Sind die Eltern in verschiedenen Staaten beschéaftigt bzw. selb-
standig erwerbstatig, ist vorrangig der Staat zustandig, in dem die Kinder wohnen, Art. 68 Abs. 1
Buchst. b Ziffer i VO.

— Liegt keine Beschaftigung oder selbstandige Erwerbstatigkeit vor, sind Anspriche in dem Staat,
nach dessen Rechtsvorschriften eine Rente bezogen wird, maf3geblich. Beziehen beide Eltern
aus verschiedenen Staaten Renten, ist ebenfalls vorrangig der Staat zustandig, in dem die Kin-
der wohnen, Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffer ii VO.

— Liegt keine Beschaftigung oder selbstandige Erwerbstatigkeit vor und wird auch keine Rente
bezogen, ist die Anspruchskonkurrenz anhand des Wohnsitzes der Kinder zu I6sen, Art. 68
Abs. 1 Buchst. b Ziffer iii VO.
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3.2 Beschaftigung

Voraussetzung ist die tatsachliche Austibung einer rechtmaRigen, erlaubten Tatigkeit gegen Arbeits-
entgelt (§ 14 SGB 1V), die nach den deutschen Vorschriften der sozialen Sicherheit als Beschafti-
gung gilt, oder das Vorliegen einer nach den deutschen Vorschriften einer solchen Tatigkeit gleich-
gestellten Situation. Nach den deutschen Vorschriften der sozialen Sicherheit ist Beschaftigung die
nichtselbstandige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhaltnis. Anhaltspunkte fur eine Beschaf-
tigung sind eine Tatigkeit nach Weisungen und eine Eingliederung in die Arbeitsorganisation des
Weisungsgebers (§ 7 Abs. 1 SGB V).

Zu den Beschaftigten zahlen auch Beamte und ihnen gleichgestellte Personen.

Eine Beschaftigung liegt insbesondere vor, wenn die Person der Versicherungspflicht zur gesetzli-
chen Renten-, Kranken- und Arbeitslosenversicherung nach § 25 SGB Ill, § 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V,
§ 1 SGB VI unterliegt. Zu den Beschaftigungen gehéren aber auch geringfligige Beschaftigungen
nach § 8 SGB |V sowie geringfugige Beschaftigungen in Privathaushalten nach § 8a SGB IV. Erfor-
derlich ist aber, dass eine tatsachliche und echte Tatigkeit ausgelibt wird, wobei Tatigkeiten auler
Betracht bleiben, die einen so geringen Umfang haben, dass sie sich ,als vollig untergeordnet und
unwesentlich darstellen“ (EuGH vom 26.2.1992, C-357/89, Raulin, EuGH 1992, Teil I, S. 1027). Es
ist eine Gesamtbeurteilung aller Umstéande des Einzelfalles vorzunehmen, die sich sowohl auf die
Art der fraglichen Téatigkeit als auch auf das fragliche Arbeitsverhaltnisses bezieht (Urteil vom
21. Februar 2013, C-46/12, L.N., Rn. 43f. m.w.N.).

Der Arbeitnehmerbegriff ist unionsrechtlich nicht eng auszulegen, sondern anhand objektiver Krite-

rien zu definieren.

Entscheidend ist die Gesamtschau des Arbeitsverhaltnisses, wobei folgende Kriterien auch bei einer
Stundenzahl von unter 8 Wochenstunden die Arbeitnehmereigenschaft begriinden kdonnen (vgl.
EuGH, Urteil vom 4. Februar 2010, C-14/09, Rn. 27):

. das Bestehen von Urlaubsansprichen,

) Lohnfortzahlung im Krankheitsfall,

° die Anwendung von Tarifvertragen oder

. der langjahrige Bestand des Arbeitsverhaltnisses.

Es ist bei der Entscheidung Uber das Vorliegen einer Beschaftigung eine Gesamtbewertung anhand
aller das Arbeitsverhaltnis kennzeichnenden Merkmale zu treffen.
Der zuséatzliche Bezug einer Sozialleistung (z.B. Sozialhilfe, Arbeitslosengeld Il) schliet aber nicht

von vornherein das mégliche Vorliegen einer Beschaftigung aus.

Das wesentliche Merkmal eines Arbeitsverhaltnisses besteht darin, dass jemand wahrend einer be-

stimmten Zeit fir einen anderen nach dessen Weisung Leistungen erbringt, fir die er als
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Gegenleistung eine Vergutung erhalt. Ein Praktikum wird man dann als Beschaftigung werten mus-
sen, wenn es nicht nur zu Ausbildungszwecken, sondern unter den Bedingungen einer tatsachlichen

und echten Tatigkeit im Lohn- oder Gehaltsverhaltnis durchgefihrt wird.

Keine Beschaftigung sind somit unter anderem ehrenamtliche Tatigkeiten (mit oder ohne Aufwands-
entschadigung), die in § 16 SGB Il genannten Arbeitsgelegenheiten gegen Mehraufwandsentscha-
digung (sog. ,Ein-Euro-Jobs®) und illegale Beschaftigungsverhaltnisse (sog. Schwarzarbeit), die

trotz grundsatzlicher Meldepflicht nach § 28 a SGB 1V nicht der Einzugsstelle gemeldet worden sind.

Hat der Arbeitgeber das Vorliegen einer Beschaftigung bestatigt, ist diese Bestatigung der Entschei-
dung Uber den Anspruch auf Elterngeld regelmaRig zu Grunde zu legen. Liegt eine Bescheinigung
Uber die Entsendung bzw. die Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften auf Vordruck A 1 (bis-

her: E 101) vor, sind die Elterngeldstellen hieran gebunden.

Die Beschaftigung beginnt mit dem Tag des Eintritts der Person in das Beschaftigungsverhaltnis und

endet mit dem Tag des Ausscheidens aus dem Beschaftigungsverhaltnis.

Fir Zeiten, fur die kein Arbeitsentgelt gezahlt wird (z. B. unbezahlter Urlaub, Arbeitsunfahigkeit nach
Erschoépfung des Arbeitsentgeltanspruchs), gilt das Beschaftigungsverhaltnis nach § 7 Abs. 3 Satz 1
SGB IV flr langstens einen Monat als fortbestehend. Dabei ist unerheblich, ob die Dauer der Ar-
beitsunterbrechung von vornherein befristet ist. Das Beschaftigungsverhaltnis besteht somit auch
dann fir einen Monat fort, wenn die Dauer der Arbeitsunterbrechung nicht absehbar oder von vorn-

herein auf einen Zeitraum von mehr als einem Monat befristet ist.

3.3 Einer Beschaftigung gleichgestellte Tatbestiande

Zeiten, in denen aufgrund oder infolge einer Beschaftigung eine Einkommensersatzleistung gezahlt

wird, sind einer Beschaftigungszeit gleichzustellen. Als solche gelten insbesondere Zeiten des Be-

Zugs von

— Anpassungsgeld fur entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus,

— Arbeitslosengeld nach §§ 136 ff. SGB Il und Kurzarbeitergeld nach § 95 ff. SGB IlI; dies gilt auch
dann, wenn die Leistung aufgrund einer Sperrzeit nach § 159 SGB Il ruht,

— Elterngeld nach §§ 1 ff. BEEG, wenn Erwerbseinkommen aus einer vorangegangenen Beschaf-
tigung in Deutschland bericksichtigt wird (§ 2 Abs. 1 BEEG),

Beispiel: Die Mutter ist vor Geburt des Kindes in Deutschland erwerbstatig. Der Vater arbeitet
in Polen. Mit der Geburt des ersten Kindes endet der Arbeitsvertrag der Mutter in

Deutschland und sie zieht mit dem Kind zum Vater. Die Familie lebt fortan in Polen.
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Der Mutter steht dem Grunde nach Elterngeld aus Deutschland zu, bei dem Einkom-
men aus Deutschland beriicksichtigt wird. Denn die Mutter hat vor der Geburt in
Deutschland gearbeitet. Daher gilt die Mutter als beschaftigt in Deutschland, so lange
dem Grunde nach der Anspruch auf Elterngeld unter Berticksichtigung von Erwerbs-
einkommen aus Deutschland besteht (vgl. Art. 11 Abs. 2 VO (EG) Nr. 883/2004) Der
Anspruch besteht auch ohne Wohnsitz in Deutschland (vgl. Art. 7 VO (EG) Nr.
883/2004). Folglich ist fur die gesamte Familie (Vater und Mutter) Polen vorrangig
zustandig wegen der Beschaftigung des Vaters und des Wohnorts des Kindes. Vater
und Mutter erhalten vorrangig Leistungen aus Polen. Deutschland ist nachrangig zu-

standig.

Krankengeld nach § 44 Abs. 2 SGB V,

Mutterschaftsgeld nach § 200 RVO bzw. 24i SGB V,

Uberbriickungsgeld der Seemannskasse,

Ubergangsgeld nach §§ 119 ff. SGB Ill, §§ 20 ff. SGB VI, §§ 49 ff. SGB VI,
Verletztengeld nach § 45 ff. SGB VII.

Begrifflich keine Einkommensersatzleistungen im Sinne des Art. 11 Abs. 2 der VO sind:

Arbeitslosengeld II,

Elterngeld, wenn bei der Berechnung kein Erwerbseinkommen beriicksichtigt wird, oder sonstige
Familienleistungen,

Krankentagegeld einer privaten Krankenversicherung?,

Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII,

Pflegegeld der gesetzlichen Pflegeversicherung nach § 37 SGB XI,

Renten wegen Alters, wegen verminderter Erwerbsfahigkeit und wegen Todes der gesetzlichen
Rentenversicherung und anderer Versorgungssysteme (z.B. Beamtenversorgung, Alterssiche-
rung der Landwirte, berufsstandische Versorgungseinrichtungen) sowie der gesetzlichen Unfall-
versicherung,

vertraglich oder tarifvertraglich vereinbartes Vorruhestandsgeld?.

Generell gilt aber, dass eine Beschaftigung auch bei voriibergehender Unterbrechung fortbesteht,

wenn das zugrunde liegende Beschaftigungsverhaltnis dem Grunde nach aufrechterhalten bleibt, es

2

Weil es sich hierbei um keine gesetzlich geregelte Geldleistung im Sinne der VO handelt. In diesem Fall
liegt aber unter Umstanden dennoch eine Beschaftigung vor, wenn ein vorher ausgetbtes Beschafti-
gungsverhaltnis lediglich ruht, also dem Grunde nach fortbesteht.

3 Vgl. EuGH-Urteil vom 28.November 1991, C-198/90, KOM./Niederlande, Slg. 1991, 1-5799, worin der
EuGH darauf hinwies, dass eine Person im Vorruhestand seine Berufstatigkeit endgiiltig aufgegeben habe
und diese deshalb nicht mehr ausube.
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also lediglich unter Wegfall der Hauptpflichten (Arbeits- bzw. Entgeltleistung) ,ruht®. Darunter fallen

insbesondere:

— die in § 26 SGB Il geregelten Situationen,

— die voribergehende Unterbrechung der Tatigkeit wegen Krankheit, Mutterschaft, Arbeitsunfall,
Berufskrankheit oder Arbeitslosigkeit, solange dem Grunde nach ein Anspruch auf Arbeitsentgelt
oder Arbeitslosengeld | besteht, oder

— die vortbergehende Unterbrechung wahrend bezahlten Urlaubs, Streiks, Aussperrung oder wah-
rend einer widerruflichen Freistellung (bei einer unwiderruflichen Freistellung hingegen endet
auch das Beschaftigungsverhaltnis) oder

— die Elternzeit nach §§ 15 ff. BEEG. Elternzeit in diesem Sinne endet unabhangig von der erklar-
ten Dauer, wenn kein Arbeitsverhaltnis oder Berufsausbildungsverhaltnis mehr besteht. Bei einer
Beendigung eines Beschaftigungsverhaltnisses wahrend Zeiten der Betreuung eines Kindes un-
ter drei Jahren kann deshalb nicht mehr von einer Unterbrechung der Erwerbstatigkeit ausge-

gangen werden.

Beispiel: Eine in Osterreich lebende Person nimmt wahrend einer befristeten Beschaftigung in
Deutschland Elternzeit in Anspruch. Nach 18 Monaten lauft das Beschéaftigungsver-
haltnis wegen der Befristung aus. Damit endet auch die Elternzeit. Deutschland ist fur
die Dauer der Elternzeit vorrangig zur Zahlung von Familienleistungen zustandig. Die-
ser Vorrang entfallt ab dem Folgemonat der Beendigung des Beschaftigungsverhalt-

nisses, wenn auch kein Elterngeld nach dem BEEG mehr bezogen wird.

3.4 Bezug von Arbeitslosengeld

Eine Beschaftigung ist eine Unterbrechung dieser Beschéaftigung wegen Arbeitslosigkeit grundsatz-
lich gleichgestellt, solange Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach deutschen Rechtsvorschriften ge-

wahrt werden.

Zu den Leistungen bei Arbeitslosigkeit zahlen neben dem Arbeitslosengeld, das Arbeitslosengeld
fur arbeitslose Teilnehmer an Weiterbildungs- und berufsférdernden Rehabilitationsmallinahmen im
Sinne des SGB Il

Es wird auf den Bezug von Leistungen bei Arbeitslosigkeit abgestellt, d.h., die entsprechende Leis-
tung muss grundsatzlich auch wirklich gezahlt worden sein. Ein Bezug liegt nicht vor, wenn die Leis-
tung versagt bzw. entzogen worden ist. Leistungen bei Arbeitslosigkeit gelten jedoch auch wahrend
derjenigen Zeiten als bezogen, in denen der Leistungsanspruch wegen des Bezuges von Arbeits-
entgelt, einer Urlaubsabgeltung bzw. einer Entlassungsentschadigung gemal § 158 SGB Il ruht

oder der Arbeitslose gegen Krankheit versichert ist. Ein Bezug von Leistungen bei Arbeitslosigkeit
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ist somit auch flr solche Zeitraume anzunehmen, in denen der Anspruch wegen einer Sperrzeit
gemal § 159 SGB Il ruht bzw. fir die Leistung zurlickgefordert bzw. zurlickgezahlt worden ist, weil
auch wahrend dieser Zeiten gemall § 5 Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 2 SGB V Krankenversicherungs-
pflicht besteht.

Nach Art. 64 VO behalt ein Arbeitsloser seinen Anspruch auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit fur drei
bis zu sechs Monate, wenn er sich mit einer Bescheinigung U 1 (bisher: E 303) zur Arbeitssuche in
einen anderen EU-Staat begibt. Fur diese Zeit liegt weiterhin ein Leistungsbezug in Deutschland
vor. Erkrankt der Arbeitslose wahrend der Arbeitssuche und bezieht er gemal Art. 21 VO deutsches
Krankengeld oder entsprechende Leistungen, liegt — bis zum Ablauf der Frist — ebenfalls ein Leis-

tungsbezug bei Arbeitslosigkeit in Deutschland vor.

Kommt ein Arbeitsloser mit einem in einem anderen EU-Staat erworbenen Anspruch auf Leistungen
bei Arbeitslosigkeit zur Arbeitssuche nach Deutschland, ist ein Anspruch auf Elterngeld bis zum

Ablauf der jeweiligen Frist des Art. 64 VO ausgeschlossen.

3.5 Selbstandige Erwerbstatigkeit

Eine selbstandige Erwerbstatigkeit liegt vor, wenn eine eigenverantwortliche Tatigkeit fir eigene
Rechnung zur Erzielung von Einnahmen ausgeubt wird. Wesentlich ist hierbei die Gewinnerzie-
lungsabsicht, die z.B. bei einer blol3 ehrenamtlichen oder unentgeltlichen Tatigkeit oder der Durch-
fuhrung einer in § 16 SGB Il genannten Arbeitsgelegenheiten gegen Mehraufwandsentschadigung
(sog. ,Ein-Euro-Job*®) fehlt.

Von der Austibung einer selbstandigen Tatigkeit ist zum Beispiel auszugehen, wenn eine Person
als selbststandig Erwerbstatiger Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist und deshalb im Versi-
cherungsfall einen Anspruch auf Krankengeld haben kann (vgl. § 53 Abs. 6 SGB Vi.V.m. § 44 Abs. 2
Satz 1 Nr. 2 SGB V), oder bei versicherungspflichtigen Selbststandigen in der gesetzlichen Renten-
versicherung nach § 2 SGB VI, bei Personen, die ein Versicherungspflichtverhaltnis auf Antrag nach
§ 28a Abs. 1 Nr. 2 SGB Il begriindet haben, und bei Kiinstlern und Publizisten, die nach § 1 Kinst-
lersozialversicherungsgesetz in der allgemeinen Rentenversicherung, in der gesetzlichen Kranken-

versicherung und in der sozialen Pflegeversicherung versichert sind.

Allerdings kann nach der VO eine selbstandige Erwerbstatigkeit auch dann vorliegen, wenn der Be-
treffende nicht der gesetzlichen Sozialversicherung oder der Pflichtversicherung in einem berufs-
standischen Versorgungswerk unterliegt. Auch geringfiigige selbstandige Tatigkeiten nach § 8 SGB
IV gehdren hierzu. Allerdings bleiben Tatigkeiten, ,die sich als véllig untergeordnet und unwesentlich

darstellen® aul3er Betracht. Hiervon kann z.B. ausgegangen werden, wenn eine Erwerbstatigkeit nur
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sporadisch (,reine Gelegenheitsarbeiten oder Gefalligkeiten®) oder regelmaflig weniger als 8 Stun-
den pro Woche ausgetibt wird.

Die Auslibung der selbstandigen Erwerbstatigkeit ist grundsatzlich durch geeignete Nachweise zu
belegen. Der Nachweis der Anmeldung nach § 14 GewO bei Ausiibung eines Gewerbes ist allein
nicht ausreichend. Als Nachweise kommen daruber hinaus in Betracht:

— Steuerbescheid

— Gewinn- und Verlustrechnung

— Mietvertrag Uber Gewerberdume oder

— Kundenvertrage, Kaufvertrage Uber Arbeitsmittel oder

— ahnliche aussagekraftige Unterlagen.

Bei einer nicht anmeldepflichtigen freiberuflichen Tatigkeit, also einer selbstandig ausgeubten wirt-
schaftlichen, kiinstlerischen, schriftstellerischen, unterrichtenden, erzieherischen oder ahnlich gela-
gerten Tatigkeit kommt als Nachweis eventuell die erforderliche Anmeldung bei einer Kammer (z.B.
Anwalts- oder Arztekammer) mit der damit verbundenen Versicherung in einer berufsstandischen

Versorgungseinrichtung als Nachweis in Betracht.

3.6 Einer selbstandigen Erwerbstatigkeit gleichgestellte Tatbestande

Zeiten, in denen aufgrund oder infolge einer selbstandigen Erwerbstatigkeit eine der unter RL Teil Il
3.3 genannten Einkommensersatzleistungen gezahlt wird, sind einer selbstandigen Erwerbstatigkeit

gleichzustellen.

Jedoch wird man bei der vorubergehenden Unterbrechung einer selbstandigen Erwerbstatigkeit we-
gen Urlaub, Krankheit, Mutterschaft oder eines Arbeitsunfalls von einer fortgesetzten selbstandigen
Erwerbstatigkeit ausgehen missen, wenn wahrend dieser Unterbrechung die Betriebsstruktur sowie
eine ggf. erforderliche Anmeldung aufrechterhalten wird und somit die Erwerbstatigkeit danach

,ohne weiteres* wieder aufgenommen werden kann.

3.7 Entsandte Arbeitnehmer (Art. 12 VO)

Entsendet ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen EU-Staat oder der Schweiz eine Person zur
Verrichtung einer Arbeit nach Deutschland, so richtet sich ihr Anspruch auf Familienleistungen
grundsatzlich weiterhin nach den Rechtsvorschriften desjenigen Staates, in dem das Unternehmen
seinen Sitz hat. Begriindet diese Person einen Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt (§ 30 SGB
I) in Deutschland, kann sie aufgrund des Wohnsitzes einen nachrangigen Anspruch auf Elterngeld

haben.
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Eine Person, die von einem inlandischen Unternehmen in einen anderen EU-Staat oder in die
Schweiz entsandt wird, unterliegt weiterhin den deutschen Rechtsvorschriften. Sie hat weiterhin An-
spruch auf deutsches Elterngeld. Dariber hinaus kommt ggf. ein Anspruch auf Leistungen des an-
deren Staats, in den die Person entsandt wurde, in Betracht.

Das Vorliegen einer Entsendung kann durch die Entsendebescheinigung A 1 (bisher: E 101) nach-
gewiesen werden. Eine entsandte Person unterliegt nach Art. 12 Abs. 1 VO nur dann (weiterhin) den
Rechtsvorschriften des Entsendestaates, wenn die voraussichtliche Dauer der Entsendung vierund-

zwanzig Monate nicht Uberschreitet und diese Person nicht eine andere Person ablost.

Bei Nichtvorliegen einer Entsendebescheinigung ist das Vorliegen einer Entsendung immer dann zu
prufen, wenn sich dazu nach den Umstanden des Einzelfalles (insb. Angaben im Elterngeldantrag)
Anhaltspunkte ergeben.

Dass ein Arbeitnehmer fir voraussichtlich nicht mehr als 24 Monate entsandt worden ist und daher
fur diese Zeit den Rechtsvorschriften des Entsendestaates unterliegt, wird durch die entsandte Per-
son oder durch den Arbeitgeber gemal Art. 15 DVO dem zustandigen Trager des Entsendestaates
mitgeteilt. Dieser wiederum unterrichtet den Trager des Mitgliedstaates, in dem der Tatigkeit nach-

gegangen wird. Zustandige Trager in Deutschland sind folgende Stellen:

Bei krankenversicherten Personen: Trager der Krankenversicherung
Bei nicht krankenversicherten Personen: Deutsche Rentenversicherung — Bund —
3.8 Vertragsbedienstete der Europaischen Gemeinschaften (Art. 15 VO)

.Vertragsbedienstete der Europaischen Gemeinschaften® sind Personen, die bei einem Organ der
EU von vornherein flr eine befristete Tatigkeit bis zur Dauer von einem Jahr oder zur voriberge-
henden Vertretung eines Beamten oder Bediensteten der EU fir die Dauer seiner Abwesenheit ein-
gestellt werden. Der Vertragsbedienstete hat nach Art. 15 VO ein Wahlrecht zwischen den Rechts-
vorschriften entweder des Beschaftigungslandes oder des Staates, dessen Rechtsvorschriften vor
Aufnahme der Beschaftigung zuletzt auf ihn anzuwenden war bzw. dessen Staatsangehdrigkeit er

besitzt.

3.9 Mitglieder und Beschaftigte diplomatischer Missionen und konsularischer
Vertretungen und ihre Angehorigen

Fir Mitglieder und Beschaftigte diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen und ihre
Familienangehorigen (Eltern und Kinder) gelten grundsétzlich die Regelungen der Wiener Uberein-

kommen.
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0 3.9a Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von EU-Organen und EU-Institutionen, EU-Beamte und Mitarbeiter des
Europaischen Patentamtes (EPA) sowie des Europaischen Laboratoriums fiir Molekularbiologie (EMBL)

EU-Staatsangehdrige, die bei einer konsularischen Vertretung eines Drittstaaten im Gebiet eines
Mitgliedstaates beschéftigt sind, dessen Staatsangehdrigkeit sie nicht besitzen, aber in dessen Ge-
biet sie wohnen, unterliegen nicht den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates (und damit dem An-
wendungsbereich der Verordnungen), wenn dieser von den Mdglichkeiten nach Art. 71 Abs. 2 des
Wiener Ubereinkommens Gebrauch gemacht hat, und diese Beschéaftigten vom System der sozialen
Sicherheit ausgenommen hat (vgl. Urteil EuGH vom 15.01.2015 — C-179/13 Evans).

3.9a Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von EU-Organen und EU-Institutionen,
EU-Beamte und Mitarbeiter des Europaischen Patentamtes (EPA) sowie des Europa-

ischen Laboratoriums fiur Molekularbiologie (EMBL)

Soweit sie die Voraussetzungen des BEEG erfiillen, haben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von EU-
Organen oder EU-Institutionen sowie EU-Beamte einen Anspruch auf Elterngeld, es sei denn, eine
unionsrechtliche Spezialvorschrift schliel3t einen solchen aus. Die Befreiung von der Steuer- und
Sozialversicherungspflicht in Deutschland, stellt keine solche Ausschlussvorschrift dar. Auch die Mit-
arbeiter des Europaischen Patentamtes (EPA) und des Europaischen Laboratoriums fur Molekular-
biologie (EMBL) haben einen Anspruch auf Elterngeld, da es in den Statuten der EPA und des EMBL
keine dem Elterngeld vergleichbare Leistung gibt und Ausschlussgriinde fir einen Anspruch nicht

vorliegen.

Nach dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit (ex-Art. 10 EGV = Art. 4 Absatz 3 EUV) in Ver-
bindung mit dem Statut der Beamten der Europaischen Gemeinschaften sind die Gehalter und/oder
Bezulge, die der berechtigten Person von Einrichtungen/Institutionen der EU, wie zum Beispiel Kom-
mission, Parlament, Europaischer Zentralbank (EZB), Europaisches Amt fur Personalauswahl ge-
zahlt werden, den im Inland versteuerten Einktnften im Sinne des BEEG gleichzustellen, soweit sie
der Sache nach vergleichbar sind. Dies betrifft die regelmaRigen Dienstbezlige sowie Haushaltszu-
lage, die Zulage fur unterhaltsberechtigte Kinder und die Erziehungszulage gem. Art. 67 EU-
Beamtenstatut. Die Vergutung wahrend des Elternurlaubs gem. Art. 42a Abs. 2 EU-Beamtenstatut
ist hingegen nicht als Dienstbezug zu werten und wird geman § 3 Abs. 1 Nr. 3 angerechnet. Monate
mit Bezug der Elternurlaubsvergitung gelten damit gem. § 4 Abs. 4 Satz 3 als verbrauchte Basisel-

terngeldmonate.

Die Gehalter, die der berechtigten Person vom EPA oder vom EMBL gezahlt werden, sind dem im
Inland zu versteuernden Einkinften im Sinne des BEEG dagegen nicht gleichzustellen, da es sich

nicht um Einkommen im Sinne von § 2 Abs. 1 BEEG handelt und sie auch nicht nach einer anderen
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Regelung gleichzustellen sind. Fur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des EPA und des EMBL kommt
die Gewahrung von Mindestelterngeld in Betracht (vgl. BSG v. 20.05.2014, B 10 EG 9/13).

3.10 Ausnahmevereinbarung nach Art. 16 Abs. 1 VO (Quasientsendung)

Nach Art. 16 Abs. 1 VO kdénnen die zustandigen Behorden der EU-Staaten oder der Schweiz oder
die von diesen Behorden bezeichneten Einrichtungen flr einzelne Personen oder Personengruppen
Ausnahmen von den grundsatzlichen Regelungen Uber die anzuwendenden Rechtsvorschriften (Art.
11 bis 15 VO) vereinbaren oder im gegenseitigen Einvernehmen zulassen. Solche Ausnahmever-
einbarungen kommen insbesondere in Betracht, wenn eine Person im Auftrag oder im Interesse
eines Unternehmens in einem anderen EU-Staat oder der Schweiz tatig ist, ohne dass eine Entsen-
dung im eigentlichen Sinne vorliegt, oder wenn die Entsendedauer nach Art. 12 VO uberschritten

werden soll.

Die Ausnahmevereinbarungen werden in der gleichen Weise angezeigt wie die Entsendung als sol-
che. Eine Ausnahmevereinbarung nach Art. 16 VO kann auch fir eine zurlickliegende Zeit getroffen
werden (EuGH, Urteil vom 17. Mai 1984 in der Rechtssache 101/83 -, SozR 6050 Art. 17 Nr. 2).
Wird nach Art. 16 VO eine Unterstellung unter die deutschen Rechtsvorschriften vereinbart, kann
Elterngeld ruckwirkend bewilligt werden, soweit der Anspruch nicht ausgeschlossen oder verjahrt

ist, frihestens jedoch vom Monat der Unterstellung unter die deutschen Rechtsvorschriften an.

Wourde eine Person nach Art. 16 VO den deutschen Rechtsvorschriften unterstellt, kann sie Eltern-
geld nach deutschen Rechtsvorschriften erhalten. Umgekehrt sind im Falle einer Unterstellung unter
die Rechtsvorschriften eines anderen EU-Staates oder der Schweiz auf die Person Regelungen die-

ses anderen Staates anzuwenden.

Die Unterstellung unter die Rechtsvorschriften eines EU-Staates oder der Schweiz hat dabei nur
Wirkungen in Bezug auf die entsandte Person selbst. Anspriiche eines anderen Elternteils, der
selbst nicht den Rechtsvorschriften eines anderen EU-Staates unterliegt, werden durch die Rege-
lungen des Art. 16 VO nicht berthrt (vgl. EuGH-Urteil vom 3. Juni 1999 in der Rs C-211/97, Gomez
Rivero). Ob diese Ansprliche ruhen, bestimmt sich allein nach den im konkreten Fall anzuwenden-
den Konkurrenzregelungen der VO und DVO. Ist ein Elternteil nach Art. 16 VO den deutschen
Rechtsvorschriften unterstellt, kann er dementsprechend dem anderen Elternteil einen Anspruch auf

Elterngeld vermitteln, wenn dieser nicht selbst den deutschen Rechtsvorschriften unterliegt.

Das Vorliegen einer Ausnahmevereinbarung ist stets zu priifen, wenn angegeben worden ist, dass
keine Beitrage zur deutschen Sozialversicherung entrichtet werden. Hier ist erforderlichenfalls bei
der zustandigen Einzugsstelle fir den Gesamtsozialversicherungsbeitrag (vgl. §§ 28h, 28i SGB V)

anzufragen, ob die Person gemal Art. 16 VO den Rechtsvorschriften eines anderen EU-Staates
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oder der Schweiz unterstellt worden ist. Kann der Sachverhalt auf diesem Wege nicht geklart wer-
den, ist der zustandige Trager / die zustandige Stelle bzw. die jeweilige Verbindungsstelle um Aus-

kunft zu ersuchen.

Soweit eine Ausnahme Uber den 24-Monatszeitraum hinaus vereinbart wurde, sind fir die Zustim-

mung in Deutschland folgende Stellen zustandig:

Beschéftigte Personen: Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung — Ausland, Bonn
Selbstandige Personen: Deutsche Rentenversicherung — Bund —
3.1 Beamte (Art. 11 Abs. 3 Buchst. b VO)

Beamte und ihnen gleichgestellte Personen (z.B. Soldaten, Dienstordnungsangestellte, Richter), die
in einem Dienstverhaltnis zu einer deutschen juristischen Person des o6ffentlichen Rechts stehen
und von ihrem Dienstherrn in einem anderen EU-Staat oder der Schweiz beschaftigt werden, unter-
liegen nach Art. 11 Abs. 3 Buchst. b VO weiterhin den deutschen Rechtsvorschriften. In diesen Fal-

len kdnnen sie deutsches Elterngeld beanspruchen.

Beamte und ihnen gleichgestellte Personen eines anderen EU-Staates oder der Schweiz, die in
Deutschland beschaftigt werden, unterliegen den Rechtsvorschriften des anderen Staates, und zwar
nach Art. 11 Abs. 3 Buchst. b VO, wenn sie fir eine Behdrde oder Einrichtung des anderen Staates
in Deutschland tatig werden. Da in diesem Fall auf die Beamten und die ihnen gleichgestellten Per-
sonen die Rechtsvorschriften des anderen EU-Staates oder der Schweiz anzuwenden sind, be-
stimmt sich ihr Anspruch auf Elterngeld und weitere Familienleistungen grundsatzlich nach diesen
Rechtsvorschriften. Wenn Beamte oder ihnen gleichgestellte Personen in Deutschland einen Wohn-
sitz oder ihren gewdhnlichen Aufenthalt begrinden, kdnnen sie einen nachrangigen Elterngeldan-
spruch haben. Etwas anderes kann sich jedoch ergeben, wenn der andere Elternteil der Kinder
deutschen Rechtsvorschriften und nicht seinerseits geman Art. 11 bis 16 VO den Rechtsvorschriften
eines anderen EU-Staates oder der Schweiz unterliegt.

Art. 11 Abs. 3 Buchst. b VO gilt unabhangig von der Dauer der Entsendung.

3.12 Seeleute (Art. 11 Abs. 4 VO)

Seeleute unterliegen nach Art. 11 Abs. 4 VO grundsétzlich den Rechtsvorschriften desjenigen Staa-
tes, dessen Flagge das Schiff fihrt. Staatsangehdrige eines anderen EU-Staates oder der Schweiz,
die auf einem Schiff beschaftigt sind, das die deutsche Flagge fuhrt, unterliegen somit den deutschen
Rechtsvorschriften. Seeleute, die einer Beschaftigung an Bord eines unter der Flagge eines Mit-
gliedstaats oder der Schweiz fahrenden Schiffes nachgehen und ihr Entgelt flr diese Tatigkeit von

einem Unternehmen oder einer Person mit Sitz oder Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat oder
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der Schweiz erhalten, unterliegen jedoch den Rechtsvorschriften des letzteren Mitgliedstaats / der

Schweiz, sofern sie in diesem Staat wohnen.

3.13 Anspriiche von Rentnern (Art. 67 Satz 2 und Art. 68 Abs. 1 VO)

Zu den Rentnern im Sinne von Art. 68 Abs. 1 VO zahlen alle Bezieher von Renten wegen Alters,
wegen verminderter Erwerbsfahigkeit und wegen Todes aus einer der gesetzlichen Rentenversiche-
rungen (§ 33 SGB VI) sowie die Bezieher einer Verletztenrente oder einer Hinterbliebenenrente aus
der gesetzlichen Unfallversicherung (§§ 56 und 63 SGB VII). Zu den Rentnern gehdren ferner ehe-
malige Bergleute, die eine Knappschaftsausgleichsleistung (§ 239 SGB VI) beziehen.

Als Rentner im Sinne von Art. 68 Abs. 1 VO gelten auch Ruhestandsbeamte und ihnen Gleichge-
stellte, die Versorgungsbeziige nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vorschriften bzw. Grunds-

atzen erhalten.

Als Rentenbezug gilt die Zeit ab Rentenbeginn, auch wenn wahrend des Rentenantragsverfahrens

eine andere, nachrangige Leistung (z. B. Krankengeld) gewahrt worden ist.

Zur Gewahrung der Familienleistungen ist grundsatzlich der fur die Rentenzahlung zustandige Staat
verpflichtet (Art. 67 Satz 2 VO). Der Wohnsitz der Kinder ist gemanR Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffer ii

VO nur von Bedeutung, wenn Renten aus mehreren EU-Staaten oder der Schweiz bezogen werden.

Ein Rentner, der nach den Rechtsvorschriften nur eines einzigen EU-Staates oder der Schweiz
Rente bezieht, erhalt nach Art. 68 Abs. 1 Buchst. a VO i.V.m. Art. 67 Satz 2 VO die Familienleistun-
gen des flr die Rente zustandigen Staates. Danach erhalt ein Bezieher einer deutschen Rente un-
abhangig davon, in welchem EU-Staat/Schweiz er wohnt, deutsche Familienleistungen und damit
auch das deutsche Elterngeld. Ob dabei volles deutsches Elterngeld oder nur ein Unterschiedsbe-
trag zu zahlen ist, richtet sich nach Art. 68 Abs. 2 VO.

Bezieht ein Rentner ausschlie3lich die Rente eines anderen EU-Staates als Deutschland oder der
Schweiz, stehen ihm nach Art. 68 Abs. 1 Buchst. a VO nur die Familienleistungen dieses anderen
Staates zu. Erflllt ein solcher Rentner jedoch gleichzeitig die Anspruchsvoraussetzungen nach in-
nerstaatlichem deutschem Recht, z. B. auf Grund eines inlandischen Wohnsitzes, wird dieser An-
spruch auf Elterngeld nicht ausgeschlossen (EuGH, Urteil vom 20. Mai 2008 in der Rechtssache
Bosmann, C-352/06). Vielmehr sind in einem solchen Fall deutsche Familienleistungen unter An-
rechnung der Leistungen des anderen EU-Staates / der Schweiz zu zahlen bzw. bei Beschaftigung
oder selbstandiger Erwerbstatigkeit des Rentners oder eines anderen Elternteils in Deutschland ge-
maf Art. 68 Abs. 1 Buchst. a VO in voller Hohe.
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Ein Rentner, der nach den Rechtsvorschriften zweier oder mehrerer EU-Staaten oder der
Schweiz Rente bezieht, erhalt nach Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziff. ii) VO vorrangig die Familienleis-
tungen nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates / der Schweiz, der Wohnland der Kinder
ist, wenn er nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates / der Schweiz Rente bezieht. Somit
stehen einem Rentner, dessen Kinder in Deutschland wohnen und der neben einer deutschen Rente
eine oder mehrere Renten aus anderen EU-Staaten oder der Schweiz bezieht, vorrangig deutsche
Familienleistungen zu. Umgekehrt sind einem Rentner, dessen Kinder in einem anderen Mitglied-
staat oder der Schweiz wohnen, vorrangig Familienleistungen dieses Wohnlandes zu zahlen, wenn

er nach dessen Rechtsvorschriften Rente bezieht.

3.14 Wohnsitz (Art. 1 Buchst. j) VO und Art. 11 DVO)

Den Wohnsitz hat eine Person am Ort ihres gewohnlichen Aufenthalts. Art. 11 DVO trifft Regelungen
dartber, wie zu verfahren ist, wenn eine Meinungsverschiedenheit zwischen den Behdérden ver-

schiedener Staaten iber den Wohnsitz besteht.

3.15 Urteil des EuGH in der Rechtssache Bosmann, C-352/06, und Vermittiung

von Anspriuchen bei zwei zu berucksichtigenden Elternteilen

3.15.1 Urteil des EuGH in der Rechtssache Bosmann, C-352/06

Der EuGH hat in der Rechtssache Bosmann, Urteil vom 20. Mai 2008, Rechtssache C-352/06, die
VO 1408/71 dahingehend ausgelegt, dass das Beschaftigungslandprinzip in Art. 13 VO 1408/71
dem nicht entgegen steht, dass jemand, der den Vorschriften des Beschéaftigungslands unterliegt,
auch Anspruche nach dem Recht des Wohnlands haben kann. Voraussetzung dafir ist, dass die
Regelungen im nationalen Recht den Anspruch vorsehen. Fur das Elterngeld bedeutet dies, dass
eine Person, die im EU-Ausland oder der Schweiz beschaftigt ist, aber in Deutschland wohnt, einen
(eigenen) Anspruch auf deutsches Elterngeld haben kann. Mal3geblich ist allein, ob die Vorausset-
zungen des BEEG vorliegen. Das Urteil ist auch flir Sachverhalte, die unter die neue VO und die
DVO fallen, maligebend.

Das bedeutet, dass ein Anspruch auf Elterngeld auch bestehen kann, wenn

— beide Eltern im EU-Ausland oder der Schweiz arbeiten, aber mit dem Kind in Deutschland woh-
nen,

— beide Eltern im EU-Ausland oder der Schweiz in verschiedenen Landern arbeiten und mit dem

Kind in Deutschland wohnen oder
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ein alleinerziehender Elternteil im EU-Ausland oder der Schweiz arbeitet und mit dem Kind in

Deutschland wohnt.

3.15.2 Vermittlung von Anspriichen bei zwei zu berlicksichtigenden Elternteilen

Nach der Rechtsprechung des EuGH in der Rechtssache Bosmann, Urteil vom 20. Mai 2008,

Rechtssache C-352/06, kdnnen nunmehr Elternteile, die im EU-Ausland oder der Schweiz arbeiten

und in Deutschland wohnen, eigene Anspriche auf Elterngeld haben. Es bleiben aber auch Falle,
in denen gemaf Art. 67 VO i.V.m. Art. 60 Abs. 1 Satz 2 DVO der Elternteil, der nach Art. 13 ff. VO

den Rechtsvorschriften eines Staates unterliegt, von dem anderen Elternteil einen Anspruch auch

auf die Familienleistungen des anderen Staates vermittelt bekommt, dessen Rechtsvorschriften der

andere Elternteil unterliegt.*

Beispiel: Familie wohnt in der Schweiz, Vater arbeitet in Deutschland, Mutter arbeitet in der

Schweiz . In der Schweiz gibt es keine Elterngeldleistung. Mutter vereinbart mit
schweizerischem Arbeitgeber, 12 Monate nicht zu arbeiten, Vater nimmt zwei Monate

Elternzeit.

Lésung: Vater unterliegt unmittelbar als Arbeitnehmer in Deutschland deutschen Rechtsvor-

schriften und bekommt zwei Lebensmonate Elterngeld. Mutter unterliegt eigentlich
schweizerischen Rechtsvorschriften, bekommt aber von ihrem deutschen Rechtsvor-
schriften unterliegenden Mann als Familienangehdérige auch einen Anspruch auf deut-
sche Familienleistungen vermittelt. Obwohl sie schweizerischen Rechtsvorschriften

unterliegt, hat sie einen Anspruch auf deutsches Elterngeld.

3.16 Fallkonstellationen

Folgende Fallkonstellationen sind denkbar:

Erwerbstatigkeit beider Eltern in unterschiedlichen Mitgliedstaaten der EU oder der
Schweiz, von denen einer zugleich Wohnland ist

Wenn die Eltern in verschiedenen Mitgliedstaaten der EU oder der Schweiz erwerbstatig sind,
unterliegt jeder Elternteil den Rechtsvorschriften eines anderen Landes. Es kénnen sich somit
fur beide Elternteile Anspriche in jeweils zwei Landern (den Beschaftigungslandern) ergeben,
von denen jedoch einer vorrangig ist. Vorrangig ist bei Anspriichen in zwei Beschéaftigungslan-
dern immer der Anspruch im Beschéaftigungsland, das zugleich Wohnland des Kindes ist (Art. 68

VO). Der andere Anspruch ist nachrangig, mit der Folge, dass gegebenenfalls

4Vgl. hierzu auch EuGH, Urteil vom 10. Oktober 1996 in der Rechtssache Hoever/Zachow, C- 245/94, Urteil
vom 7. Juni 2005 in der Rechtssache Dodl/Oberhollenzer, C-543/03 und Urteil vom 7. Juli 2005 in der
Rechtssache Weide, verheiratete Schwarz, C-153/03
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Unterschiedsbetrage von dem Land geleistet werden missen, in dem der Anspruch auf Fami-

lienleistungen zwar nachrangig, aber die Leistung héher ist.

Erwerbstatigkeit beider Eltern in unterschiedlichen Mitgliedstaaten der EU oder der
Schweiz, Familie wohnt in einem dritten Land

Wenn die Eltern in verschiedenen Landern erwerbstatig sind und das Kind in einem dritten Land
wohnt, so bestehen fir beide Elternteile gleichrangig Anspriiche auf Familienleistungen in beiden
Beschéaftigungslandern. Vorrangig ist hier von dem Beschaftigungsland zu leisten, das den ho-
heren Leistungsbetrag vorsieht (Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziff. i VO). Dieses Land zahlt den Leis-
tungsbetrag in voller H6he aus. Das andere Land zahlt keine Leistungen, sondern erstattet dem
Land mit den héheren Leistungen die von diesem erbrachten Betrage zur Halfte (Art. 58 DVO).
Die Erstattung zur Halfte ist betragsmaRig auf die Héhe der eigenen Leistungen des erstattungs-
pflichtigen Landes begrenzt. Ein Anspruch auf Familienleistungen im Wohnland des Kindes be-

steht nachrangig nach beiden Anspriichen in den Beschaftigungslandern.

Erwerbstatigkeit eines Elternteils in einem anderen Land als dem Wohnland, keine Er-
werbstétigkeit des anderen Elternteils

Ist ein Elternteil in einem anderen Land als dem Wohnland des Kindes erwerbstatig und der
andere Elternteil im Wohnland nicht erwerbstétig, unterliegt ebenfalls jeder Elternteil den Rechts-
vorschriften eines anderen Landes: der erwerbstatige Elternteil denen des Beschaftigungslan-
des und der nicht erwerbstatige denen des Wohnlandes. Es kénnen sich aber flr beide Eltern-
teile Anspriche in jeweils zwei Landern ergeben, von denen jedoch einer vorrangig ist. Der er-
werbstatige Elternteil kann vorrangig einen Anspruch im Beschaftigungsland haben. Nachrangig
kann er einen eigenen Anspruch im Wohnland haben. Der nicht erwerbstatige Elternteil bekommt
vom erwerbstatigen Elternteil einen Anspruch in dessen Beschaftigungsland vermittelt, der vor-
rangig ist. Der Anspruch im Wohnland ist nachrangig, mit der Folge, dass gegebenenfalls Unter-

schiedsbetrage vom Wohnland geleistet werden missen, wenn die Leistung dort hoher ist.

Konkret bedeutet dies, dass Elterngeld wie folgt gezahlt werden muss:

Wohnort des Kindes in Deutschland

Vater Mutter Anspriiche

1)

Arbeitnehmer / Selbstandi-
ger / Beamter im EU-
Ausland oder der Schweiz

Keine Arbeitnehmerin /
Selbstandige / Beamtin

EU-Ausland/Schweiz: vorrangig
Deutschland: ggf. Unterschiedsbetrage
Art. 68 Abs. 1 Buchst. a VO

2) Arbeitnehmer / Selbstandi- | Arbeitnehmerin/ Selbstan- | Deutschland: vorrangig
ger / Beamter im EU- dige/ Beamtin in Deutsch- | EU-Ausland/Schweiz: ggf. Unterschieds-
Ausland oder der Schweiz | land betrage
Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffer i VO
3) Arbeitnehmer / Selbstandi- | Keine Arbeitnehmerin / Deutschland: ausschlieRlich

ger / Beamter in Deutsch-
land

Selbstandige / Beamtin
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4) Arbeitnehmer / Selbstandi- | Arbeitnehmerin / Selbstan- | Deutschland: vorrangig
ger / Beamter in Deutsch- | dige / Beamtin im EU- EU-Ausland/Schweiz: ggf. Unterschieds-
land Ausland oder der Schweiz | petrage
Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffer i VO
5) Arbeitnehmer / Selbstandi- | Arbeitnehmerin / Selbstan- | EU-Ausland/Schweiz vorrangig

ger / Beamter im EU-
Ausland oder der Schweiz

dige / Beamtin im EU-
Ausland oder der Schweiz

Deutschland ggf. Unterschiedsbetrage.

Arbeiten die Eltern in verschiedenen Staa-
ten, zahlt der Staat mit der hochsten Leis-
tung gem. Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffer i

2. Alternative der VO i.V.m. Art. 58 DVO

Wohnort des Kindes im EU-Ausland oder der Schweiz

Vater Mutter Anspriiche
1) Arbeitnehmer / Selbsténdi- | Keine Arbeitnehmerin / Deutschland: vorrangig
ger / Beamter in Deutsch- Selbstandige / Beamtin EU-Ausland/Schweiz: ggf. Unterschiedsbe-
land trage
Art. 68 Abs. 1 Buchst. a VO
2) Arbeitnehmer / Selbsténdi- | Arbeitnehmerin / Selb- EU-Ausland/Schweiz: vorrangig
ger / Beamter in Deutsch- standige / Beamtin im EU- | Deutschland: ggf. Unterschiedsbetrage
land Ausland oder der Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffer i VO
Schweiz, das zugleich
Wohnland ist
3) Arbeitnehmer / Selbstandi- | Arbeitnehmerin / Selb- Deutschland und Beschaftigungsland der
ger / Beamter in Deutsch- sténdige / Beamtin in ei- Mutter gleichrangig zustandig. Land mit den
land nem dritten Land der EU héheren Leistungen ist vorrangig vor dem
oder der Schweiz, das Beschéaftigungsland mit der niedrigeren
nicht Wohnland ist Leistung; anderer Staat erstattet zur Halfte
(Art. 58 DVO). Ggf. nachrangigen Unter-
schiedsbetrag aus Wohnland.
Art. 68 Abs. 1 Buchst. b VO
4) Arbeitnehmer / Selbstandi- | Keine Arbeitnehmerin / EU-Ausland/Schweiz: ausschlief3lich
ger / Beamter im EU- Selbstandige / Beamtin Art. 68 Abs. 1 Buchst. a VO
Ausland oder der Schweiz
5) Arbeitnehmer / Selbstandi- | Arbeitnehmerin / Selb- EU-Ausland/Schweiz: vorrangig
ger / Beamter im EU- standige / Beamtin in Deutschland: ggf. Unterschiedsbetrige
Ausland oder der Schweiz, | Deutschland Art. 68 Abs. 1 Buchst. b Ziffer i VO
das zugleich Wohnland ist
6) Arbeitnehmer / Selbsténdi- | Arbeitnehmerin / Selb- Deutschland: vorrangig

ger / Beamter in Deutsch-
land

standige / Beamtin in
Deutschland

EU-Ausland/Schweiz: ggf. Unterschiedsbe-
trage
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Sonderfall: Nur ein zu beriuicksichtigender Elternteil

Elternteil Anspriiche

kein/e Arbeitnehmer/-in / Selb- Wohnland: ausschliefilich
standige/r / Beamter/Beamtin

Arbeitnehmer/-in / Selbstandige/r / | Beschaftigungsland: vorrangig,

Beamter/Beamtin Wohnland: ggf. Unterschiedsbetrége nach nationalem Recht (vgl. EUGH,
Urteil vom 20. Mai 2008 in der Rechtssache Bosmann, C-352/06)

3.17 Deutschland ist vorrangig zustandig

Ist Deutschland vorrangig zustandig, ist das volle Elterngeld zu zahlen. Art. 60 Abs. 2 DVO ist zu

beachten.

3.18 Deutschland ist nachrangig zustandig: Berechnung der Unterschiedsbe-

trage

Ist ein anderes Land vorrangig und Deutschland nachrangig leistungsverpflichtet, sind von Deutsch-
land gegebenenfalls Unterschiedsbetrage zu zahlen. Anspriiche auf deutsches Elterngeld ruhen
nach Art. 68 Abs. 2 VO, wenn in dem Wohnland des Kindes ein Anspruch auf vergleichbare Fami-
lienleistungen vorgesehen ist und ein Elternteil dort eine Beschaftigung bzw. selbstandige Erwerbs-
tatigkeit ausliibt oder aus diesem Staat eine Rente bezieht oder wenn beide Elternteile im anderen

Staat eine Beschéaftigung bzw. selbstéandige Erwerbstatigkeit ausiben.

Der Anspruch auf Elterngeld ruht im Rahmen von Art. 68 Abs. 2 Satz 2 VO nur bis zur Hohe der
Leistungen, die nach den Rechtsvorschriften des anderen EU-Staates oder der Schweiz vorgesehen
sind. Ist das im anderen EU-Staat oder der Schweiz vorgesehene Elterngeld niedriger als das in
Deutschland zustehende Elterngeld, ist dieses in Héhe des Unterschiedsbetrages zu zahlen. Sind
die im anderen EU-Staat oder der Schweiz vorgesehenen Leistungen dagegen hdher, entfallt eine

Zahlung von deutschen Familienleistungen.

Fir die deutsche Familienleistung Elterngeld ist dabei der sich nach § 2 BEEG ergebende Betrag
anzusetzen, ggf. einschliellich des Geschwisterbonus nach § 2a Abs. 1 bis 3 BEEG und des Erhé-
hungsbetrages fur Mehrlingsgeburten nach § 2a Abs. 4 BEEG. Dieser Betrag steht fur das oder die

(Mehrlings-) Kinder zu, wegen dessen oder deren Geburt Elterngeld gezahlt wird.

Bei der Berechnung der in Deutschland im Rahmen von Art. 68 Abs. 2 VO zu zahlenden Elternge-
Idunterschiedsbetrage sind der Gesamtbetrag der deutschen Elterngeldbetrage im jeweiligen Monat
und der Gesamtbetrag an Elterngeldleistungen des anderen EU-Staats oder der Schweiz wegen der

Geburt desselben oder derselben Kinder flir denselben Monat gegentiberzustellen.
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Wenn aufgrund des Bezugs von vergleichbaren auslandischen Leistungen die Anzahl der deutsches
Basiselterngeldmonate bereits verbraucht sind, kann in Deutschland kein weiterer Anspruch auf El-
terngeld durch Elterngeld Plus oder Partnerschaftsbonus mehr gewahrt werden. Wenn die Anzahl
der Basiselterngeldmonate durch den Bezug vergleichbarer auslandischer Leistungen noch nicht
verbraucht ist, kann dartber hinaus deutsches Elterngeld (auch Elterngeld Plus und Partnerschafts-

bonus) bezogen werden.

3.18.1 Zu beriicksichtigende Familienangehorige

In die Berechnung der Unterschiedsbetrage sind die Elterngeldbetrage einzubeziehen, die fur die-
selben Familienangehdrigen (Kinder) in beiden Mitgliedstaaten oder der Schweiz nach den jeweils
geltenden Rechtsvorschriften vorgesehen sind. Es kommt nicht darauf an, dass die vorgesehenen

Familienleistungen tatsachlich gezahlt werden.

3.18.2 Zu beriicksichtigende Leistungen

In die Berechnung der Unterschiedsbetrage sind nur die mit dem Elterngeld vergleichbaren Leistun-
gen des anderen Staates einzubeziehen. Das Kindergeld und ihm vergleichbare Leistungen sind

nicht zu bericksichtigen.

Es sind die Elterngeldbetrage gegentber zu stellen, die aus Anlass der Geburt von einem oder
mehreren Kindern gezahlt werden, fir die in beiden Mitgliedstaaten oder der Schweiz Elterngeld-

leistungen mdglich sind.

Die im Teil Il des Anhangs | der VO genannten besonderen Geburts- und Adoptionsbeihilfen sind
keine Familienleistungen (Art. 1 Buchst. z VO) und deshalb nicht in die Berechnung der Unter-

schiedsbetrage einzubeziehen.

Beispiel 1: Die Familie lebt mit ihren 3 Kindern im Mitgliedstaat A. Kind 1 (K1) ist 7 Jahre, Kind 2
(K2) ist 11 Monate und Kind 3 (K3) ist einen Monat alt. Die Mutter arbeitet im Mitglied-
staat A, der Vater arbeitet in Deutschland. Die Mutter beantragt fir sich deutsches

Elterngeld.

Der Mitgliedstaat A ist vorrangig zur Zahlung von Familienleistungen zustandig (Art.
68 Abs. 1 b Ziffer i VO). Er zahlt je Kind 100 € Kindergeld und 400 € dafir, dass die
Mutter vorubergehend ihre Erwerbstatigkeit unterbricht und K3 betreut. Diese dem
Elterngeld vergleichbare Leistung sieht der Mitgliedstaat A nur fir 6 Kalendermonate

nach der Geburt des Kindes vor. In Deutschland besteht dem Grunde nach ein



Beispiel 2:
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Anspruch auf Elterngeld fiir K2 in Héhe von 1.000 € (einschliel3lich Geschwisterbo-
nus) und fir K3 in Héhe von 300 € (wegen der Anrechnung nach § 3 Abs. 2 BEEG).

Dem deutschen Elterngeld fir K3 in Hohe von 300 € sind die 400 € gegenuber zu
stellen, so dass fir K3 kein deutsches Elterngeld zu zahlen ist. Der Elterngeldan-
spruch fur K2 wird nicht mit den 400 € verrechnet, weil K2 nicht in beiden Staaten
berlcksichtigt wird (vgl. Teil 11 3.18.1). Folglich sind insgesamt 1.000 € Elterngeld zu
zahlen: fur K2 1.000 € und fur K3 0 € (300 € - 400 €).

Nach Ende des Elterngeldbezugs fir K2 ergibt sich ein Elterngeldanspruch fur K3 in
Hohe von 600 € (1.000 € einschlieflich Geschwisterbonus — 400 €).

Das Kindergeld wird nicht bertcksichtigt. Das Kindergeld wird von der Familienkasse

mit dem deutschen Kindergeld verrechnet.

Die Familie lebt mit ihren 3 Kindern im Mitgliedstaat A. Kind 1 (K1) ist 7 Jahre, Kind 2
(K2) ist 11 Monate und Kind 3 (K3) ist einen Monat alt. K1 und K2 haben denselben
Vater (V1). K3 hat einen anderen Vater (V2). Die Mutter arbeitet im Mitgliedstaat A,
V1 arbeitet in Deutschland und V2 arbeitet im Mitgliedstaat A. Die Mutter beantragt

fur sich deutsches Elterngeld.

Der Mitgliedstaat A ist vorrangig zur Zahlung von Familienleistungen zustandig (Art.
68 Abs. 1 b Ziffer i VO). Er zahlt je Kind 100 € Kindergeld und 400 € daflr, dass die
Mutter vorubergehend ihre Erwerbstatigkeit unterbricht und K3 betreut. Diese dem
Elterngeld vergleichbare Leistung sieht der Mitgliedstaat A nur fir 6 Kalendermonate

nach der Geburt des Kindes vor.

Dem deutschen Elterngeld sind die 400 € nicht gegentber zu stellen, weil hinsichtlich
des Elterngeldbezuges fur K3 kein grenziiberschreitender Sachverhalt vorliegt. Die
Mutter und V2 arbeiten und wohnen im Mitgliedstaat A. Ein deutscher Elterngeldan-
spruch fur die Betreuung von K3 besteht nicht. Die Mutter kann aber einen Elternge-
Idanspruch fiir die Betreuung von K2 haben, weil V1 in Deutschland arbeitet. Da Mit-
gliedstaat A fir K2 keine Leistungen Uber die ersten 6 Kalendermonate hinaus vor-

sieht, ruht der Anspruch auf Elterngeld fir K2 nicht.

Das Kindergeld wird nicht berlicksichtigt. Das Kindergeld wird von der Familienkasse

mit dem deutschen Kindergeld verrechnet.
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3.18.3 Ggf. tageweise Berechnung

Bei Ermittlung des Unterschiedsbetrages sind dem deutschen Elterngeld diejenigen Zahlungen des
anderen Landes gegenlber zu stellen, die das andere Land flr diesen Zeitraum nach seiner Rechts-

ordnung vorsieht.

Bei Ermittlung des Unterschiedsbetrages mussen gemaf Art. 68 VO dieselben Zahlungszeitraume
betrachtet werden. Das deutsche Elterngeld wird jeweils fir Lebensmonate ausgezahlt. Zahlt das
vorrangig zustandige andere Land die vergleichbare Leistung fir Kalendermonate oder tageweise,
so erfolgt die Anrechnung tageweise. Es wird also der jeweilige Tagessatz ermittelt und gegeniber-

gestellt.

Sieht das andere Land seine dem Elterngeld entsprechende Leistung beispielsweise erst ab dem
dritten Monat und nicht wie in Deutschland ab der Geburt des Kindes vor (so z. B. in Luxemburg),
ist auch bei vorrangiger Zustandigkeit des anderen Landes in den ersten beiden Monaten (bzw.
anteilig wegen der Lebensmonatszahlung) das volle zustehende deutsche Elterngeld zu zahlen.
Dennoch bleibt das andere Land vorrangig zustandig. Dies muss in den Bewilligungsbescheiden
deutlich gemacht werden. Wird in dieser Zeit, in der das andere Land keine dem Elterngeld ver-
gleichbare Leistung vorsieht, aus dem anderen Land eine den Mutterschaftsleistungen vergleich-
bare Leistung gewahrt, sind diese Leistungen wie das deutsche Mutterschaftsleistungen auf das

Elterngeld anzurechnen (siehe Teil | 3.1).

Wenn die Eltern aufgrund von WahIimdglichkeiten, die das andere Land in seinem Recht vorsieht,
die ihnen zustehende, dem Elterngeld vergleichbare Leistung entsprechend gestalten (aufteilen,
verlangern o. &.), ist dem deutschen Elterngeld der Betrag gegenlber zu stellen, der sich aufgrund

der Wahimaoglichkeit tatsachlich ergibt.

3.18.4 Anrechnung der vorrangigen auslandischen Leistung bei gleichzeitigem
Elterngeldbezug beider Elternteile

Beziehen beide Eltern gleichzeitig deutsches Elterngeld, so ist bei Ermittlung des deutschen Unter-
schiedsbetrages der gesamte monatlich zu vergleichende auslandische Betrag zu bertcksichtigen,

unabhangig davon, an wen dieser ausgezahlt wurde (Kind, Mutter oder Vater).

Die auslandische Leistung ist also vollstandig auf die deutsche Gesamtleistung (fur Mutter und Va-
ter) anzurechnen. Europarechtlich vorgegeben ist aber nur die Berechnung des Unterschiedsbetra-
ges. An wen dieser Unterschiedsbetrag auszuzahlen ist, richtet sich nach nationalem Recht. Mal3stab
sind dafiir die nach § 2 BEEG zustehenden Anspriiche. Der verbleibende Betrag ist also auf Vater und

Mutter nach dem Verhaltnis ihrer deutschen Anspriiche zu verteilen.
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Wurde der auslandische Betrag an das Kind ausgezahlt (eigenes Konto), so ist der flir Deutschland

verbleibende Zahlbetrag entsprechend dem Verhaltnis der deutschen Anspriiche von Vater und Mut-

ter zueinander an beide Elternteile auszuzahlen. Wurde der auslandische Betrag an die Mutter aus-

gezahlt, so ist er voll auf den deutschen Anspruch der Mutter anzurechnen. Wurde der auslandische

Betrag an den Vater ausgezahlt, so ist er voll auf den deutschen Anspruch des Vaters anzurechnen.

Beispiel 1:

Losung:

Beispiel 2:

Losung:

Familie wohnt in Frankreich. Mutter ist in Frankreich erwerbstatig, Vater in Deutsch-
land. Frankreich ist vorrangig leistungsverpflichtet. Monatliche Leistung: 1.000 €. In
Deutschland haben beide Elternteile einen Anspruch auf 1.800 € (Mutter bekommt

vom Vater den Anspruch vermittelt), insgesamt 3.600 €. Beide beziehen gleichzeitig.

Deutscher Gesamtanspruch: 3.600 €./.
franzosischer Leistungsbetrag: 1.000 €
verbleiben flir Deutschland zu zahlen: 2.600 €

Wurde der auslandische Betrag an das Kind ausgezahlt, so ist der fir Deutschland
verbleibende Betrag entsprechend dem Verhaltnis der deutschen Anspriche von
Vater und Mutter zueinander, also im Beispielsfall halftig, an beide Elternteile auszu-
zahlen. Wurde der auslandische Betrag an die Mutter ausgezahlt, so ist er voll auf
den Anspruch der Mutter anzurechnen. An sie sind daher 1.800 € — 1.000 € = 800 €

auszuzahlen. Der Vater bekommt seinen vollen deutschen Anspruch ausgezahilt.

Wurde der auslandische Betrag an den Vater ausgezahilt, so ist er voll auf den An-
spruch des Vaters anzurechnen. An ihn sind daher 1.800 € — 1.000 € = 800 € aus-

zuzahlen. Die Mutter bekommt ihren vollen deutschen Anspruch ausgezahilt.

Familie wohnt in Frankreich. Mutter ist in Frankreich erwerbstatig, Vater in Deutsch-
land. Frankreich ist vorrangig leistungsverpflichtet. Monatliche Leistung: 1.000 €. In
Deutschland hat Vater einen Anspruch auf 1.800 € und Mutter auf 1.200 €, insgesamt
3.000 €. Beide beziehen gleichzeitig.

Deutscher Gesamtanspruch: 3.000 €
. franzdsischer Leistungsbetrag: 1.000 €
verbleiben fir Deutschland zu zahlen: 2.000 € (= Verteilungsmasse)

Wurde der auslandische Betrag an das Kind ausgezahlt, so ist der fir Deutschland
verbleibende Betrag entsprechend dem Verhaltnis der deutschen Anspriiche von

Vater und Mutter zueinander, an beide Elternteile auszuzahlen:

Mutter: 2.000 € (Verteilungsmasse) x (1.200 € (eigener Anspruch) : 3.000 € (Ge-
samtanspruch der Eltern)) = 800 €
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Losung:
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Vater: 2.000 € (Verteilungsmasse) x (1.800 € (eigener Anspruch) : 3.000 € (Gesamt-
anspruch der Eltern)) = 1.200 €

Probe: 800 € + 1.200 € = 2.000 €

Wurde der auslandische Betrag an die Mutter ausgezahlt, so ist er voll auf den An-
spruch der Mutter anzurechnen. An sie sind daher 1.200 € — 1.000€ = 200 € auszu-

zahlen. Der Vater bekommt seinen vollen deutschen Anspruch ausgezahilt.

Wurde der auslandische Betrag an den Vater ausgezahlt, so ist er voll auf den An-
spruch des Vaters anzurechnen. An ihn sind daher 1.800 € — 1.000 € = 800 € aus-

zuzahlen. Die Mutter bekommt ihren vollen deutschen Anspruch ausgezahit.

Familie wohnt in Frankreich. Mutter ist in Frankreich erwerbstatig, Vater in Deutsch-
land. Frankreich ist vorrangig leistungsverpflichtet. Monatliche Leistung: 1.000 €. In
Deutschland hat Vater einen Anspruch auf 1.800 € und Mutter auf 600 €, insgesamt
2.400 €. Beide beziehen gleichzeitig.

Deutscher Gesamtanspruch: 2.400 €
. franzdsischer Leistungsbetrag: 1.000 €
verbleiben flir Deutschland zu zahlen: 1.400 € (= Verteilungsmasse)

Wurde der auslandische Betrag an das Kind ausgezahlt, so ist der fur Deutschland
verbleibende Betrag entsprechend dem Verhaltnis der deutschen Anspriiche von

Vater und Mutter zueinander an beide Elternteile auszuzahlen:

Mutter: 1.400 € (Verteilungsmasse) x (600 € (eigener Anspruch) : 2.400 € (Gesamt-
anspruch der Eltern)) = 350 €

Vater: 1.400 € (Verteilungsmasse) x (1.800 € (eigener Anspruch) : 2.400 € (Gesamt-
anspruch der Eltern)) = 1.050 €

Probe: 350 € + 1.050 € = 1.400 €

Wurde der auslandische Betrag an die Mutter ausgezahlt, so ist er voll auf den An-
spruch der Mutter anzurechnen. An sie sind daher 600 € — 1.000 € (begrenzt auf
600 €) = 0 € auszuzahlen. Der noch nicht angerechnete Restbetrag in Hohe von
400 € ist dem Vater anzurechnen. Er bekommt daher 1.800 € — 400 € ausgezahlt.

Wurde der auslandische Betrag an den Vater ausgezahlt, so ist er voll auf den An-
spruch des Vaters anzurechnen. An ihn sind daher 1.800 € — 1.000 € = 800 € aus-

zuzahlen. Die Mutter bekommt ihren vollen deutschen Anspruch ausgezahit.
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3.19 Anspriche bestehen nacheinander in zwei EU-Staaten oder der Schweiz
(Art. 59 DVO)

Art. 59 DVO regelt, dass bei einem Wechsel der anzuwendenden Rechtsvorschriften und/oder der
Zustandigkeiten zwischen zwei Mitgliedstaaten oder der Schweiz wahrend eines Kalendermonats
der Mitgliedstaat (oder die Schweiz), der zu Beginn des Kalendermonats zustandig war, die Zahlung
bis zum Ende des Kalendermonats fortsetzt. Ein Wechsel der anzuwendenden Rechtsvorschriften
und/oder ein Wechsel der Zustandigkeiten kann sich z.B. durch die Aufnahme einer Beschaftigung
oder selbstandigen Erwerbstatigkeit, durch den Beginn des Bezugs von Rentenleistungen oder
durch einen Umzug ergeben. Der Zeitpunkt, in dem der Wechsel der Zustandigkeit eintritt, richtet
sich nach dem Ereignis, durch den er ausgeldst wird. Tritt das Ereignis im Laufe eines Tages ein
(z.B. Umzug der Familie), so tritt der Zustandigkeitswechsel mit dem folgenden Tag ein. Fallt das
Ereignis (z.B. Beginn eines Arbeitsverhaltnisses) auf den Tageswechsel (24 Uhr bzw. 0 Uhr), tritt
der Zustandigkeitswechsel an dem zweiten der beiden Tage um 0 Uhr ein. Denkbar sind der voll-
stédndige Wechsel der anzuwendenden Rechtsvorschriften (Beispiel: Eine Familie hat zunachst voll-
standig nur den Rechtsvorschriften des einen Mitgliedstaates oder der Schweiz unterlegen und un-
terliegt nun vollstdndig nur noch Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates oder der
Schweiz), der Wechsel der vorrangigen und nachrangigen Zustandigkeit zweiter Mitgliedstaaten o-
der der Schweiz oder das Hinzutreten eines nun vorrangig oder nachrangig zustandigen Mitglied-

staats oder der Schweiz.

Bei einem Wechsel der Zustandigkeiten, so dass Deutschland wahrend eines Kalendermonats zu-

standig wird, ist das Elterngeld wie folgt zu zahlen:

Wenn der zuerst zustandige Staat ab dem Tag der Geburt des Kindes gezahlt hat und in der fol-
genden Zeit nach Kalendermonaten, dann zahlt er bis zum Ende des Kalendermonats, in dem der
Zustandigkeitswechsel stattfindet. Elterngeld ist ab Beginn des auf den Zustandigkeitswechsel fol-

genden Kalendermonats zu bewilligen.

Beispiel:  Die Familie wohnt im Mitgliedstaat A. Der Vater arbeitet im Mitgliedstaat A, die Mutter ist
nicht erwerbstatig. Das Kind wird am 15. Juli geboren. Am 10. Oktober zieht die Familie
nach Deutschland, der Vater nimmt am selben Tag eine Beschéaftigung in Deutschland
auf und die Mutter ist weiterhin nicht erwerbstatig. Mitgliedstaat A zahlt bis zum 31. Ok-
tober seine dem Elterngeld vergleichbare Leistung. Er teilt der Elterngeldstelle mit, dass
er vom 15. Juli bis 31. Oktober seine dem Elterngeld vergleichbare Leistung bewilligt
und gezahlt hat. Vom 1. November bis 14. November ist das Elterngeld in der fiir diese

Tage zustehenden Hoéhe zu zahlen.
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—  Der erste, zweite und dritte Lebensmonat werden durch die Zahlung des Mitgliedstaates A, der
vierte Lebensmonat (vom 15. Oktober bis 14. November) durch die Zahlungen des Mitglieds-

staates A (vom 15. bis 31. Oktober) und Deutschlands (vom 1. bis 14 November) verbraucht.

—  Wenn der zuerst zustandige Staat fir den vollen Geburts(kalender)monat des Kindes seine
dem Elterngeld vergleichbare Leistung gezahlt hat und in der folgenden Zeit ebenfalls, dann
zahlt er bis zum Ende des Kalendermonats, in dem der Zustandigkeitswechsel stattfindet. El-
terngeld ist ab Beginn des auf den Zustandigkeitswechsel folgenden Kalendermonats zu bewil-
ligen. (In Frankreich wird die dem Elterngeld vergleichbare Leistung beim 1. Kind ab dem 1. des

Geburtsmonats gezahlt, wenn kein Mutterschaftsgeld bezogen wurde.)

Beispiel: Wie oben. Mitgliedstaat A zahlt bis zum 31. Oktober seine dem Elterngeld vergleich-
bare Leistung. Er teilt der Elterngeldstelle mit, dass er vom 1. Juli bis 31. Oktober sein

Elterngeld bewilligt und gezahlt hat.

Vom 1. November bis 14. November ist das Elterngeld in der fir diese Tage zustehen-

den Hbhe zu zahlen.

Durch die Zahlungen des Mitgliedstaates A im Juli, August und September werden
drei Lebensmonate i. S. v. § 4 Abs. 4 Satz 3 BEEG verbraucht.

vii) Der vierte Lebensmonat wird durch die Zahlungen des Mitgliedsstaates A (vom
15. bis 31. Oktober) und Deutschlands (vom 1. bis 14. November) verbraucht.
Durch die Zahlung des Mitgliedsstaates A vom 1. bis 14. Juli tritt kein zusatzli-
cher Verbrauch eines weiteren Lebensmonats ein. Vor der Geburt in einem Mit-
gliedsstaat erbrachte Leistungen liegen aul3erhalb des Elterngeldbezugs in
Deutschland und bleiben daher als Lebensmonate mit anzurechnenden Einnah-
men nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BEEG auler Betracht.

Bei einem Wechsel der Zustandigkeiten, sodass Deutschland wahrend eines Kalendermonats seine

Zustandigkeit verliert, ist das Elterngeld wie folgt zu zahlen:

Das Elterngeld ist bis zum Ende des laufenden Kalendermonats tageweise anteilig auszuzahlen,
auch wenn der Lebensmonat schon friiher oder erst spater endet. Die andere Stelle im anderen
Mitgliedstaat oder der Schweiz ist nach Art. 59 Abs. 2 DVO lber das Ende der Zahlung zu unter-
richten. Ab Beginn des folgenden Kalendermonats tbernimmt der andere Mitgliedsstaat die Zahlung

der Leistung.
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Beispiel: Das Kind ist am 20. Marz geboren. Elterngeld steht in H6he von 900 € zu. Im Laufe
des 23. September tritt durch den Umzug der Familie ein Zustandigkeitswechsel ein
und Deutschland verliert seine Zustandigkeit. Das Elterngeld ist bis zum 30. Septem-
ber in Héhe von 210 € (900 / 30 x 7) zu zahlen.

3.20 Bezug von Elterngeld durch einen in einem anderen Land der EU oder der
Schweiz beschaftigten Elternteil / ,,Elternzeit*
Mdochte ein im EU-Ausland oder der Schweiz erwerbstatiger Elternteil deutsches Elterngeld in An-
spruch nehmen, so kann sich die Frage ergeben, ob sein auslandischer Arbeitgeber verpflichtet ist,
ihn wegen der Moglichkeit des Elterngeldbezugs von der Arbeit freizustellen. Dies ist jedoch nicht
der Fall. Ein auslandischer Arbeitgeber unterliegt nicht deutschen Rechtsvorschriften und ist daher
nicht auf Grund des BEEG verpflichtet, seine Mitarbeiter freizustellen. Gegebenenfalls muss der im
Ausland erwerbstatige Elternteil versuchen, mit seinem Arbeitgeber individuell einen verlangerten
Urlaub, eine Freistellung von der Arbeitsleistung oder eine Verringerung der Arbeitszeit auf maximal
32 Wochenstunden zu vereinbaren. Ist ihm dies nicht moglich, so liegt keine Unmaoglichkeit im
Sinne des § 4c Abs. 1 Nr. 3 BEEG vor. Der andere Elternteil ist also nicht zum alleinigen Bezug von

Elterngeld flr 14 Lebensmonate berechtigt (vgl. RL 4¢.1.3 Unmdglichkeit der Betreuung).

3.21 Wahrungsumrechnung

Nach Art. 90 DVO gilt als Wechselkurs zweier Wahrungen bei der Anwendung der VO und der DVO
der von der Europaischen Zentralbank verdffentlichte Referenzwechselkurs. Die Verwaltungskom-

mission bestimmt den Bezugszeitpunkt fir die Festlegung des Wechselkurses.
Der Beschluss H3 der Verwaltungskommission vom 15. Oktober 2009 sieht Folgendes vor:

Der Wechselkurs ist als Tageskurs zu verstehen, der von der Europaischen Zentralbank veroffent-

licht wird (auf der Seite der EZB: http://www.ecb.int/stats/exchange/eurofxref/html/index.en.html).

Wenn Betrage wahrend eines Zeitraums vor dem Elterngeldbezugszeitraum umzurechnen sind
(z.B. das Einkommen vor der Geburt des Kindes), ist der Wechselkurs malgeblich, der fir den letz-

ten Tag dieses Zeitraums verdffentlicht wurde.

Beispiel: Das Kind wurde am 15. Juli geboren. Es ist Einkommen vom 1. Juni des Vorjahres
bis zum 31. Mai zu bertcksichtigen. Es gilt der Wechselkurs, der fir den 31. Mai

veroffentlicht wurde.

Wenn Betrdge wahrend des Bezugszeitraums umzurechnen sind (z. B. Mutterschaftsleistungen o-

der dem Elterngeld vergleichbare Leistungen eines anderen Staates, Einkommen wahrend des


http://www.ecb.int/stats/exchange/eurofxref/html/index.en.html
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Elterngeldbezugs), ist der Wechselkurs malfigeblich, der flr den ersten Tag des Monats veroéffent-

licht wurde, der dem Monat unmittelbar vorausgeht, in dem die Bestimmung anzuwenden ist.

Beispiel: Wie oben. Nach der Geburt des Kindes ist Einkommen vom 1. Oktober bis 30. No-
vember zu berlcksichtigen. Fir die Umrechnung des Einkommens vom 1. Oktober
bis 31. Oktober ist der Wechselkurs vom 1. September mal3geblich. Fur die Umrech-
nung des Einkommens vom 1. November bis 30. November ist der Wechselkurs vom
1. Oktober maRRgeblich. Fur die Prognoseentscheidung zur Anrechnung von Einkom-
men ist das Einkommen mit dem Wechselkurs am 1. des Kalendermonats vor dem

Monat, in dem die Bewilligung erfolgt, umzurechnen.

Bei Ausgleichs- und Beitreibungsverfahren ist flr die Umrechnung des einzubehaltenden bzw. zu
zahlenden Betrags der Kurs des Tages ausschlaggebend, an dem das Ersuchen erstmals vorge-

bracht wurde.

Sofern der Beschluss nichts anderes vorgibt, gilt der Wechselkurs, der an dem Tag verdffentlicht

wurde, an dem die Behorde den entsprechenden Vorgang ausgefiihrt hat.

3.22 Besonderheit: An EU-Behorden abgeordnete oder entsandte Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter von Europaischen oder deutschen Behorden

Auch an EU-Behérden abgeordnete oder entsandte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Europai-

schen oder deutschen Behorden kénnen einen Anspruch auf Elterngeld haben.

Handelt es sich um Beamtinnen und Beamte oder sonstige Bedienstete der EU, die von einer ande-
ren EU-Behdrde abgeordnet oder entsandt werden, gilt fir sie dasselbe wie fur alle Beamtinnen und
Beamte oder sonstige Bedienstete der EU (vgl. BEEG-RL 3.9a Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter von EU-Organen und EU-Institutionen, EU-Beamte).

Gleiches gilt fir Beamtinnen und Beamte oder sonstige Bedienstete einer nationalen Behdérde, die
fur ihre Tatigkeit bei der EU von ihrer Behdrde beurlaubt und an die EU-Behdrde abgeordnet werden.

Denn dann erfolgt die Bezahlung durch die EU-Behdrde.

Wenn Beamtinnen und Beamte oder sonstiger Bedienstete an die EU-Behoérde als nationaler Ex-
perte entsandt oder nach § 123a BRRG bzw. § 29 BBG zugewiesen werden, bleiben sie-er Ange-
hériger der nationalen Behdrde und erhalten weiterhin Bezlige von der nationalen Besoldungsstelle.

Dann kdnnen sie auch einen Anspruch auf Elterngeld haben.
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4 Verfahren

4.1 Antrag

411 Ortliche Zustindigkeit, § 12 BEEG

Ortlich zustandig fuir Grenzganger in das EU-Ausland oder der Schweiz ist die Behorde des Bezirks,
in dem das Kind, fur das Elterngeld beansprucht wird, zum Zeitpunkt der ersten Antragstellung sei-
nen inlandischen Wohnsitz hat. Ortlich zustandig fiir Grenzganger aus dem EU-Ausland oder der
Schweiz nach Deutschland ist mangels inlandischen Wohnsitzes des Kindes die Elterngeldstelle am
Beschaftigungsort der berechtigten Person. Haben die Eltern verschiedene Beschaftigungsorte im
Inland, so ist die Elterngeldstelle zustandig, bei der der Antrag zuerst eingeht. Falls beide Elternge-
Idstellen den jeweiligen Antrag am gleichen Tag erhalten, missen sie sich auf die Zustandigkeit
verstandigen. Hat das Kind, fur das Elterngeld beansprucht wird, in den Fallen des § 1 Abs. 2 (vor
allem Entsandte, Diplomaten) zum Zeitpunkt der ersten Antragstellung keinen Wohnsitz in Deutsch-
land, so ist ortlich die Behorde des Bezirks zustandig, in dem die berechtigte Person ihren letzten
inlandischen Wohnsitz hatte. Hilfsweise ist die Behorde des Bezirks zustandig, in dem der entsen-
dende Dienstherr oder Arbeitgeber der berechtigten Person oder der Arbeitgeber des Ehegatten
oder der Ehegattin der berechtigten Person den inlandischen Sitz hat. Leben die Eltern in unter-
schiedlichen Mitgliedstaaten und unterliegt jeder Elternteil den Rechtsvorschriften seines Wohnsitz-
mitgliedstaates, ist — soweit kein Elternteil die Grenzgangereigenschaft erfiillt und kein Fall des § 1
Abs. 2 BEEG vorliegt — die flr den in Deutschland lebenden Elternteil zustandige Elterngeldstelle
auch fur den Anspruch des anderen Elternteils ortlich zustéandig. Ob fur ein Kind zugleich ein An-
spruch auf Elterngeld in einem anderen Mitgliedstaat besteht, ist durch Anfrage bei den auslandi-
schen Behdrden zu ermitteln. Die zustandigen Trager in den anderen Mitgliedstaaten sind bei Bedarf

Uber die Verbindungsstellen fur Familienleistungen im EU-Ausland zu ermitteln.

4.1.2 Antragseingang bei der deutschen Elterngeldstelle

Geht der Antrag bei der Elterngeldstelle ein, ist zu prufen, ob Deutschland vorrangig oder nachrangig

zustandig ist.
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41.21 Priufungsergebnis der Elterngeldstelle: Deutschland ist vorrangig

zustandig

Wenn die Elterngeldstelle zu dem Ergebnis kommt, dass Deutschland vorrangig zustandig ist, muss
sie sich mit der Familienkasse abstimmen, um eine einheitliche Entscheidung zur vorrangigen oder

nachrangigen Zustandigkeit von Deutschland zur Zahlung von Familienleistungen herbeizufihren.

Die Elterngeldstelle schreibt an die zustandige Familienkasse, dass sie in dem bestimmten Fall zu
dem Ergebnis gelangt ist, dass Deutschland vorrangig zustandig ist und bittet die Familienkasse um
Stellungnahme dazu. Die zusténdige Familienkasse kann unter Eingabe der Postleitzahl auf

https://familienportal.de/familienportal/familienleistungen/kindergeld/faqg (Eingabe ,Beratung vor

Ort", Auswahl Leistung, Eingabe PLZ) gefunden werden.


https://familienportal.de/familienportal/familienleistungen/kindergeld/faq
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Ablaufschema 1:
Deutschland ist vorrangig zustandig
Wenn die Familienkasse auch zu dem Ergeb- Wenn die Familienkasse zu dem Ergebnis ge-
nis gekommen ist, dass Deutschland vorran- kommen ist, dass Deutschland nachrangig zu-
gig zustandig ist: standig ist:
Entscheidung Uber Elterngeldanspruch nach Prifung, ob die Elterngeldstelle aufgrund der
nationalem Recht (Art. 60 Abs. 2 DVO) Begrindung der Familienkasse ebenfalls zu

dem Ergebnis kommt, dass Deutschland nach-
rangig zustandig ist

Wenn ja: siehe Verfahren, wenn Elterngeld-
stelle zu dem Ergebnis kommt, dass Deutsch-
land nachrangig zustandig ist (siehe 4.1.2.2)

Wenn ein Anspruch auf Elterngeld besteht: Wenn nein: Kommen Familienkasse und El-
Zahlung des Elterngeldes terngeldstelle nicht zu demselben Ergebnis, ist
der jeweiligen Fachaufsichtsbehérde unter Ak-
tenvorlage zu berichten.

Verfahren unter den EU-Tragern

Art. 60 Abs. 2 Satz 3 DVO:

Ubermittlung des Antrags (Kopie) an den zu-
standigen Trager im anderen EU-Staat (ggf.
Uber die jeweilige Verbindungsstelle), wenn
ein Anspruch auf einen Unterschiedsbetrag
bestehen kdnnte

Information des zustandigen Tragers im an-
deren EU-Staat (ggf. Uber die jeweilige Ver-
bindungsstelle) Uber die Elterngeldentschei-
dung (an wen fir welchen Zeitraum fir die
Betreuung welches Kindes in welcher Hohe
Elterngeld gezahlt wird)

Information des Antragstellers darlber, dass
sein Antrag und die Entscheidung Uber sei-
nen Elterngeldanspruch an den zustandigen
Trager im anderen EU-Staat weitergeleitet
wurden

41.2.2 Prufungsergebnis der Elterngeldstelle: Deutschland ist nachrangig

zustandig

Wenn die Elterngeldstelle zu dem Ergebnis kommt, dass Deutschland nachrangig zustandig ist,
muss sie sich ebenfalls mit der Familienkasse abstimmen, um eine einheitliche Entscheidung zur
vorrangigen oder nachrangigen Zustandigkeit von Deutschland zur Zahlung von Familienleistungen

herbeizufiihren.

Die Elterngeldstelle schreibt an die zustandige Familienkasse, dass sie in dem bestimmten Fall zu

dem Ergebnis gelangt ist, dass Deutschland nachrangig zustandig ist und bittet die Familienkasse
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um Stellungnahme dazu. Die zustandige Familienkasse kann unter Eingabe der Postleitzahl auf

PLZ-Suche - Familien-Wegweiser des Bundesfamilienministeriums gefunden werden.

Ablaufschema 2:

Deutschland ist nachrangig zustandig

Wenn die Familienkasse auch zu dem Ergeb- Wenn die Familienkasse zu dem Ergebnis ge-
nis gekommen ist, dass Deutschland nach- kommen ist, dass Deutschland vorrangig zu-
rangig zustandig ist: standig ist:

Elterngeldstelle trifft unverziglich vorlaufige Prifung, ob die Elterngeldstelle aufgrund der
Entscheidung Uber die nachrangige Zustan- Begriindung der Familienkasse ebenfalls zu
digkeit Deutschlands (Art. 60 Abs. 3 DVO) dem Ergebnis kommt, dass Deutschland vor-

rangig zustandig ist

Wenn ja: siehe Verfahren, wenn Elterngeld-
stelle zu dem Ergebnis kommt, dass Deutsch-
land vorrangig zustandig ist (siehe 4.1.2.1)

Verfahren unter den EU-Tragern Wenn nein: Kommen Familienkasse und El-
terngeldstelle nicht zu demselben Ergebnis, ist
der jeweiligen Fachaufsichtsbehorde unter Ak-
tenvorlage zu berichten.

Weiterleitung des Antrags (Kopie) an die zu-
standige Stelle im anderen EU-Staat, ggf.
Uber die Verbindungsstelle (Art. 60 Abs. 3
DVO)

Information des Antragstellers tber die Wei-
terleitung seines Antrags (Art. 60 Abs. 3
DVO)

Zahlung des vorlaufigen Elterngeldunter-
schiedsbetrags soweit der Leistungsbetrag
des anderen EU-Staats bestimmbar ist (Art.
68 Abs. 3 Buchst. a VO)

Wenn die zustandige Stelle im anderen EU-
Staat zu der Entscheidung der Elterngeld-
stelle innerhalb von zwei Monaten keine Stel-
lungnahme oder eine zustimmende Stellung-
nahme abgibt, gilt die vorlaufige Entschei-
dung der Elterngeldstelle (Art. 60 Abs. 3
DVO). Sie erhalt eine Information Giber die im
anderen Staat zustehenden Leistungen.

Entscheidung Uber Elterngeld- -Unter-
schiedsbetrag nach nationalem Recht

Zahlung des Unterschiedsbetrags

Ggf. Verrechnung Uberzahlten Elterngeldes
(Art. 60 Abs. 5 DVO)

Wenn die zustandige Stelle im anderen EU-
Staat der vorlaufigen Entscheidung der El-
terngeldstelle widerspricht, gilt Art. 6 Abs. 2
bis 5 DVO (Art. 60 Abs. 4 DVO)



http://www.familien-wegweiser.de/wegweiser/familie-regional.html
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41.3 Antragseingang bei einer auslandischen Stelle, die fiir Familienleistungen

zustandig ist

Der Antrag auf Elterngeld kann auch bei der entsprechenden Stelle im anderen Staat gestellt werden
(Art. 81 VO). Der Tag, an dem der Antrag auf Elterngeld bei der fir Familienleistungen zustéandigen
Stelle im anderen Staat eingegangen ist, gilt auch als Tag des Antragseingangs bei der zustandigen

Elterngeldstelle in Deutschland.

Achtung: Die Elterngeldstelle hat zwei Monate nach Eingang des Antrags Zeit, um der vorlaufigen
Entscheidung der anderen Behdrde entgegenzutreten (Art. 60 Abs. 3 DVO), falls diese zu einem
anderen Ergebnis kommt. In dieser Zeit mussen unverziglich noch fehlende Unterlagen angefor-
dert, ggf. Ubersetzungen veranlasst und die einheitliche Entscheidung (iber die Zustandigkeit mit
der Familienkasse herbeigefiihrt werden (siehe 4.1.2). Sollte fir die Elterngeldstelle absehbar sein,
dass innerhalb der zwei Monate keine einheitliche Entscheidung moglich ist, muss sie der vorlaufi-

gen Entscheidung des Tragers im anderen Staat vorsorglich innerhalb der Frist entgegentreten.

Reagiert die Elterngeldstelle nicht, wird die vorlaufige Entscheidung des anderen Tragers im ande-
ren Staat Uber die vorrangige Zustandigkeit zur Zahlung von Kindergeld und Elterngeld auch fur die

deutschen Behorden verbindlich.

Kommen Familienkasse und Elterngeldstelle zu dem Ergebnis, dass die Entscheidung des anderen
Tragers im anderen Staat falsch ist, gilt Art. 6 Abs. 2 bis 5 DVO (Art. 60 Abs. 4 DVO).

Kommen Familienkasse und Elterngeldstelle zu dem Ergebnis, dass die Entscheidung des anderen
Tragers im anderen Staat zutrifft, ist je nach vorrangiger oder nachrangiger Zustandigkeit zu verfah-

ren.

41.4 Antragseingang bei der deutschen Familienkasse

Geht der Antrag zuerst bei der Familienkasse ein (vom Antragsteller oder aus einem anderen EU-
Staat oder der Schweiz), leitet sie das Verfahren zur einheitlichen Entscheidung von Familienkasse

und Elterngeldstelle tber die vorrangige oder nachrangige Zustandigkeit ein.

Auch fur die Familienkasse qilt, dass sie eine Frist von zwei Monaten hat, um der vorlaufigen Ent-
scheidung des anderen Tragers im anderen EU-Staat oder der Schweiz entgegezutreten, falls diese
zu dem Ergebnis kommt, Deutschland ware vorrangig zustandig. Anderenfalls wird diese Entschei-
dung auch fur die Elterngeldstelle verbindlich. Es ist deshalb unverzuglich auf die Anfrage der Fa-

milienkasse zu reagieren.
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Geht ein Antrag oder ein Rechtsbehelf, der an einen auslandischen Trager gerichtet ist, bei der
Elterngeldstelle ein, so ist der Antrag oder der Rechtsbehelf geman Art. 81 VO entweder unmittelbar
oder Uber die auslandische Verbindungsstelle dem auslandischen Trager unverziglich zu Gbermit-

teln. Hierbei ist das Eingangsdatum bei der Elterngeldstelle mitzuteilen.

4.2 Rechtsbehelfe

Nach Art. 81 VO koénnen auch Rechtsbehelfe gegen Entscheidungen innerhalb der Rechts-
behelfsfrist bei der entsprechenden Behodrde, dem entsprechenden Trager oder dem entsprechen-
den Gericht im anderen EU-Staat eingereicht werden. Die entsprechenden Stellen in anderen EU-
Staaten sind die Stellen, die ebenfalls flr Familienleistungen zustandig sind. Der Rechtsbehelf wird
dann unverzuglich an die zustandige Stelle in Deutschland (ggf. Uber die Verbindungsstelle) weiter-
geleitet. Der Tag, an dem der Rechtsbehelf bei der anderen Stelle eingegangen ist, gilt auch fur die

Elterngeldstelle als Tag, an dem der Rechtsbehelf eingelegt wurde bzw. die Klage erhoben wurde.

Andersherum kénnen Personen auch bei der Elterngeldstelle Rechtsbehelfe einlegen, die fir eine
Elterngeldstelle / eine andere fir Familienleistungen zustandige Stelle in einem anderen EU-Staat
bestimmt sind und fir die diese Stelle zustandig ist. Sie sind mit einem Eingangsstempel zu verse-

hen und unverziglich an die zustandige Stelle weiterzuleiten (ggf. Uber die Verbindungsstelle).

4.3 Verrechnung (Art. 84 VO und Art. 72, 73 und 74 DVO)

Nach Art. 72 Abs. 1 DVO kdnnen die in einem EU-Staat oder der Schweiz einem Leistungsempfan-
ger unrechtmaRig gezahlten Leistungen von nachzuzahlenden oder laufenden Leistungen einbehal-
ten werden, auf die der Leistungsempfanger in einem anderen EU-Mitgliedstaat oder der Schweiz
Anspruch hat. Die Anwendung der Vorschrift setzt voraus, dass der die Einbehaltung begehrende
Trager berechtigt ist, die zu Unrecht gezahlte Leistung von dem Empfanger zurlickzufordern. Die
Zulassigkeit einer Ruckforderung des EU-Staates oder der Schweiz, in dem die Leistungen zu Un-
recht gewahrt worden sind, bestimmt sich nach den Rechtsvorschriften dieses Staates. Die Einbe-
haltung des Uberzahlten Betrages erfolgt nach den Rechtsvorschriften des EU-Staates oder der

Schweiz, in dem der zuriickgeforderte Betrag einbehalten werden soll.

Im Falle vorlaufig gezahlter Familienleistungen hat der zunachst in Anspruch genommene Trager
gemal Art. 73 DVO spatestens drei Monate nach der abschliellenden Entscheidung uber die Zu-
standigkeit dem zustandigen Trager eine Abrechnung Uber die vorlaufig gezahlten Betrage zu Uber-

mitteln.

Flr das Ersuchen um Einbehaltung und Erstattung unrechtmafig bzw. vorlaufig gezahlter Leistun-

gen ist das entsprechende strukturierte elektronische Dokument zu verwenden.



32
4 Verfahren
4.4 Ubergangsvorschrift (Art. 87 VO)

4.4 Ubergangsvorschrift (Art. 87 VO)

Entsprechend Art. 87 Abs. 8 VO sollten die laufenden Elterngeldfalle, die nach der VO 1408/71 ge-
I6st wurden, erst dann auf die neue VO umgestellt,

— wenn sich ab dem 1. Mai 2010 der Sachverhalt &ndert oder

— die betroffene Person einen Antrag darauf stellt, dass ihr Anspruch nach der neuen VO geprift

wird.

Wird der Antrag bis zum 31.07.2010 gestellt, gilt die VO fir diese Familie ab dem 01.05.2010. Wird
der Antrag danach gestellt, gilt die VO ab dem ersten Tag des folgenden Monats.

Andert sich der Sachverhalt nicht und beantragt die betroffene Person nicht die Anwendung der
neuen Verordnungen, ist die VO 1408/71 bis zum 30.04.2020 anzuwenden. Fur noch nicht bestands-
kraftig entschiedene Anspruchszeitraume bis zum 30.04.2010 ist die VO 1408/71 anzuwenden (Art.
87 Abs. 1 VO).

Diese Regelungen nach Art. 87 Abs. 8 VO gelten entsprechend fiir grenziiberschreitende Sachverhalte
im Verhaltnis zur Schweiz, fir die die VO und DVO ab dem 1. April 2012 Anwendung finden.

4.5 Verbindungsstellen (Art. 1 Abs. 2 Buchst. b DVO)

Um die Durchfiihrung der Gber- und zwischenstaatlichen Regelungen zu erleichtern, kénnen die ,Ver-
bindungsstellen” unmittelbar untereinander verkehren. Die Verbindungsstellen haben im Rahmen ihrer
Zustandigkeit die Durchfiihrung der Uber- und zwischenstaatlichen Rechtsvorschriften zu férdern. Sie

beantworten Anfragen und Amtshilfeersuchen.

,verbindungsstelle® im Wortgebrauch der VO und der DVO gemal § 4 des Gesetzes zur Koordinie-
rung der Systeme der sozialen Sicherheit in Europa fir den Bereich des Kindergeldes, des Kinder-
zuschlages, des Elterngeldes und des Erziehungsgeldes nach den Rechtsvorschriften der Lander
ist in Deutschland die Familienkasse Direktion der Bundesagentur fir Arbeit (Familienkasse Direk-
tion, 90327 Ndurnberg; Familienkasse-Direktion@arbeitsagentur.de; Familienkasse-Direk-
tion.RV1@arbeitsagentur.de).

Die Verbindungsstelle flr Familienleistungen ist kein Ansprechpartner flr Blrgerinnen und Birger.

Ihre Einschaltung erfolgt im Einzelfall Gber die Elterngeldstelle.

Die Verbindungsstellen sind im EESSI-Directory benannt, welches nun unter folgendem Link aufge-

rufen werden kann:
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http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catld=1028&langld=de (Funktion ,Suche nach Zustandigkei-

ten®; Funktion ,erweiterte Suche®, Land wahlen; unter ,Funktion® ,Verbindungsstelle“ und unter
.Zweige der sozialen Sicherheit* Familienleistungen — Leistungen fir Kindererziehung“ wahlen).
Zusatzlich zum EESSI-Directory kann auch der Link zum Clerk Access Interface (CAl) genutzt wer-
den. Der Link ermdglicht die Suche nach allen im IR erfassten Tragern der 32 EESSI-
Teilnehmerstaaten. Darin ist die EESSI-Bereitschaft der Trager erkennbar und es lasst sich z.B.
nach Gultigkeitsdatum, BUC-Kompetenzen (Zustandigkeiten) und Funktionen filtern. Mdglich sind
eine Textsuche (Freitext, Name des Tragers/Akronym), Kontextbezogene Suche (Sektor der sozia-
len Sicherheit, BUC, Rolle,) oder festgelegte Suchkriterien.

https://ec.europa.eu/social/social-security-directory/cai/cai/select-country/language/de



http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1028&langId=de
https://ec.europa.eu/social/social-security-directory/cai/cai/select-country/language/de

	BMFSFJ/211      03/2023
	Teil I Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz
	Gesetzestext – BEEG
	Richtlinien Teil I
	Vorbemerkungen
	0.1 Geltung der Richtlinien
	0.2 Sozialrechtlicher Bezugsrahmen
	0.2.1 Ergänzende Geltungen der Regelungen des SGB
	0.2.2 Unbeachtlichkeit missbräuchlicher Rechtsausübung
	0.2.2.1 Vorgaben des Bundessozialgerichts
	0.2.2.2 Anwendungsbereich
	0.2.2.3 Fallgruppen
	0.2.2.3.1 Übergabe der Betriebsinhaberschaft oder Geschäftsführung zum Zeitpunkt des Elterngeldbezugs
	0.2.2.3.3 Lohnverzicht oder Stundenkonten während der Bezugszeit
	0.2.2.3.3 Verzicht auf die nachgeburtlichen Mutterschaftsleistungen während der Schutzfristen nach § 3 Absatz 2 und 3 MuSchG


	0.2.3 Nachweis der Anspruchsvoraussetzungen

	0.3 Prüfablauf zur Elterngeldermittlung
	0.4 Haushaltsrecht
	0.5 Fristen zur Aufbewahrung von Elterngeldakten

	§ 1  Anspruchsberechtigung
	1.0 Allgemeine Vorgaben, Anwendungsbereich
	1.1 Grundsätzliche Berechtigungsvoraussetzungen (Abs. 1)
	1.1.1 Voraussetzungen nach § 1 Abs. 1 Satz 1
	1.1.1.1 Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt: Deutschland (Nr. 1)
	1.1.1.1.1 Wohnsitz
	1.1.1.1.2 Gewöhnlicher Aufenthalt
	1.1.1.1.3 Aussiedler/Spätaussiedler

	1.1.1.2 Häusliche Gemeinschaft mit seinem Kind (Nr. 2)
	1.1.1.2.1 Eigenes Kind
	1.1.1.2.2 Häusliche Gemeinschaft

	1.1.1.3 Betreuung des Kindes und keine volle Erwerbstätigkeit (Nr. 3 und 4)
	1.1.1.3.1 Betreuung und Erziehung des Kindes (Nr. 3)
	1.1.1.3.2 Keine oder keine volle Erwerbstätigkeit (Nr. 4)

	1.1.1.4 Ausnahmen
	1.1.2 Mehrlingsgeburten


	1.2 Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt außerhalb Deutschlands (Abs. 2)
	1.2.1 Arbeitnehmer, die gem. § 4 SGB IV dem deutschen Sozialversicherungsrecht unterliegen (= Entsandte) (Abs. 2 Nr. 1, 1. Alt.)
	1.2.2 Abordnung, Versetzung, Abkommandierung ins Ausland (Abs. 2 Nr. 1, Alt. 2)
	1.2.3 Entwicklungshelfer (Abs. 2 Nr. 2, 1. Alt.)
	1.2.4 Missionare (Abs. 2 Nr. 2, 2. Alt.)
	1.2.5 Tätigkeit bei einer zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung (Abs. 2 Nr. 3)
	1.2.6 Ehegatten und Lebenspartner
	1.2.7 Örtlich zuständige Behörde

	1.3 Mit dem Kind nicht verwandte Anspruchsberechtigte (Abs. 3)
	1.3.1 Haushaltsaufnahme mit dem Ziel der Annahme als Kind
	1.3.2 Haushaltsaufnahme eines Kindes des Ehegatten oder Lebenspartners
	1.3.3 Anspruchsberechtigung schon vor Wirksamkeit der Vaterschaft

	1.4 Bezug des Elterngeldes durch Verwandte (Abs. 4)
	1.5 Vorübergehend keine Betreuung durch die berechtigte Person (Abs. 5)
	1.6 Keine volle Erwerbstätigkeit (Abs. 6)
	1.6.1 Erwerbstätigkeit bis zur Grenze von 32 Wochenstunden
	1.6.1.1 Abhängig Beschäftigte
	1.6.1.2 Berechnung des Umfangs der Teilzeittätigkeit bei abweichenden Regelungen zur Bemessung des Arbeitsumfangs
	1.6.1.3 Selbstständige und mithelfende Familienangehörige
	1.6.1.4 Studierende

	1.6.2 Ausnahmen von der 32-Stunden-Grenze
	1.6.2.1 Beschäftigung zur Berufsbildung
	1.6.2.2 Tagespflegepersonen
	1.6.2.3 Zusätzliche Erwerbstätigkeit


	1.7 Nicht freizügigkeitsberechtigte Ausländer (Abs. 7)
	1.7.1 Abgrenzung nicht freizügigkeitsberechtigte Ausländer / freizügigkeitsberechtigte Ausländer
	1.7.1.1 Sonderregeln für britische Staatsangehörige

	1.7.2 Anspruchsvoraussetzungen für nicht freizügigkeitsberechtigte Ausländer
	1.7.2.1 Anspruchsberechtigte Ausländer
	1.7.2.2 Ausnahmen
	1.7.2.2.1 Ausnahmen nach Abs. 7 Nr. 2, Buchst. a, b und d
	1.7.2.2.2 Ausnahmen nach Abs. 7 Satz 1 Nr. 2, Buchst. c in Verbindung mit Nr. 3 und Nr. 4 und Abs. 7 Satz 2

	1.7.2.3 Übergangsregelung für Aufenthaltstitel nach den §§ 16/ 16 Abs. 5, 16b Abs.  3, 17 Abs.  3, 17a/17a Abs. 4, 17b, 18 Abs. 3 (i.V.m. § 12 oder § 15a BeschV), 18c, 18d, und 20 Abs. 7 Aufenthaltsgesetz, die bis zum 29.2.2020 erteilt wurden (§ 1 Abs...
	1.7.2.4 Staatenlose
	1.7.2.5 Sonderregeln für marokkanische, tunesische, algerische und türkische Staatsangehörige – Europa-Mittelmeer-Abkommen und ARB 3/80
	1.7.2.6 Prüfschritte zur Prüfung der Europa-Mittelmeer-Abkommen und des ARB 3/80
	1.7.2.7 Das Vorläufige Europäische Abkommen über soziale Sicherheit (Europarat)
	1.7.2.8 Sonderregelung nach der VO (EU) Nr. 1231/2010 (DrittstaaterVO) in grenzüberschreitenden Sachverhalten zwischen EU-Mitgliedstaaten

	1.7.3 NATO-Truppenmitglieder
	1.7.3.1 Grundsatz: kein Anspruch
	1.7.3.2 Ausnahme: sozialversicherungspflichtig Erwerbstätige

	1.7.4 Mitglieder und Beschäftigte diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen
	1.7.4.1 Mitglieder und Beschäftigte diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen Deutschlands im Ausland
	1.7.4.2  Mitglieder und Beschäftigte diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen anderer Staaten in Deutschland


	1.8 Entfallen des Anspruchs bei Überschreitung der Einkommensgrenze

	§ 2 Höhe des Elterngeldes
	2.0 Allgemeine Vorgaben
	2.0.1 Inhalt und Aufbau der Regelungen der §§ 2 ff.
	2.0.2 Begriffsbestimmungen
	2.0.2.1 Maßgebliche Einkommensbegriffe
	2.0.2.1.1 Berücksichtigung von Negativ und Nulleinkünften
	2.0.2.1.1.1 Feststellung der Ausübung einer Erwerbstätigkeit
	2.0.2.1.1.2 Bestimmung von Einkommensberechnungszeiträumen
	2.0.2.1.1.3 Ermittlung und Berücksichtigung von Einkommen
	2.0.2.1.2 Feststellung des Einkommenswegfalls
	2.0.2.1.3 Feststellung von Einkommensminderungen

	2.0.2.2 Maßgebliche Einkommensberechnungszeiträume
	2.0.2.2.1 Bemessungszeitraum
	2.0.2.2.2 Bezugszeitraum – Bezugsmonate mit und ohne Einkommen

	2.0.2.3 Maßgebliche Betrachtungszeiträume zur Ermittlung der Abzugsmerkmale für Steuern und Sozialabgaben
	2.0.2.3.1 Maßgeblicher Betrachtungszeitraum zur Ermittlung der Abzugsmerkmale für Steuern
	2.0.2.3.2 Maßgeblicher Betrachtungszeitraum zur Ermittlung der Abzugsmerkmale für Sozialabgaben


	2.0.3 Berechnungsschritte zur Ermittlung des Elterngeldes
	2.0.3.1 Ermittlung des Bemessungseinkommens (§ 2 Abs. 1)
	2.0.3.2 Ermittlung des Einkommensunterschiedsbetrags (§ 2 Abs. 3), Einkommen im Bezugszeitraum
	2.0.3.3 Berechnung der Elterngeldhöhe
	2.0.3.3.1 Allgemeine Vorgaben zur Berechnung der Elterngeldhöhe, Rundungsregeln
	2.0.3.3.2 Unterschiedliche Elterngeldbeträge für Bezugsmonate mit und ohne Einkommen


	2.0.4 Prüfablauf zur Ermittlung der Elterngeldhöhe

	2.1 Einkommensabhängiges Elterngeld für Bezugsmonate ohne Einkommen (Abs. 1)
	2.1.0  Allgemeine Vorgaben
	2.1.0.1 Anwendungsbereich, Geltung für Bezugsmonate mit vollständigem Einkommenswegfall
	2.1.0.2 Bedeutung des ermittelten Wertes zum Bemessungseinkommen

	2.1.1 Ermittlung des Bemessungseinkommens (Sätze 1 und 3)
	2.1.1.1 Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bemessungszeitraum (Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 2c Abs. 1 und 2 und § 2d Abs. 1 und 2)
	2.1.1.1.1 Ermittlung des Bemessungszeitraumes (§ 2b)
	2.1.1.1.2 Ermittlung der zu berücksichtigenden Brutto-Einkünfte im Bemessungszeitraum (§ 2 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 2c und § 2d), ggf. Währungsumrechnung
	2.1.1.1.3 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der Brutto-Einkünfte im Bemessungszeitraum

	2.1.1.2 Ermittlung der Abzüge für Steuern im Bemessungszeitraum (§ 2e)
	2.1.1.3 Ermittlung der Abzüge für Sozialabgaben im Bemessungszeitraum (§ 2f)
	2.1.1.4 Ermittlung des Elterngeld-Nettos im Bemessungszeitraum (Bemessungseinkommen) (Abs. 1 Satz 3)
	2.1.1.5 Berechnung der Elterngeldhöhe, insb. Anwendung der Ersatzquote (Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 2)

	2.1.2 Deckelung des Elterngeldes auf den Höchstbetrag von 1.800 Euro für Bezugsmonate ohne Einkommen (Satz 2)
	2.1.3 Zu berücksichtigende Brutto-Einkünfte (Satz 3)
	2.1.3.0 Anwendungsbereich und systematische Einordnung
	2.1.3.0.1 Geltung der Begriffsbestimmung des § 2 Abs. 1 Satz 3 für die Einkommensermittlung im Bemessungszeitraum und Bezugszeitraum
	2.1.3.0.2 Verhältnis von § 2 Abs. 1 Satz 3 und § 3

	2.1.3.1 Steuerliche Vorgaben für die elterngeldrechtlichen Einkommensbegriffe
	2.1.3.1.1 Erwerbseinkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 4 EStG
	2.1.3.1.2 Nichtberücksichtigung von steuerfreien Einnahmen im Sinne des § 3 EStG
	2.1.3.1.3 Berücksichtigung des horizontalen Verlustausgleichs, Unzulässigkeit des vertikalen Verlustausgleichs
	2.1.3.1.4 Steuerliche Grundsätze der zeitlichen Zuordnung von Einkünften

	2.1.3.2 Im Inland zu versteuerndes Einkommen
	2.1.3.2.1 Berücksichtigung von Auslandseinkünften, die in der EU, im EWR oder in der Schweiz zu versteuern sind, Währungsumrechnung
	2.1.3.2.2 Nichtberücksichtigung von Auslandseinkünften, die nicht in der EU, im EWR oder der Schweiz zu versteuern sind

	2.1.3.3 Nichtberücksichtigung von Erwerbseinkünften aufgrund von elterngeldrechtlichen Sonderregelungen
	2.1.3.4 Einzelfragen bei der Ermittlung der zu berücksichtigenden Einkünfte


	2.2 Besondere Ersatzraten (Abs. 2)
	2.2.0 Allgemeine Vorgaben
	2.2.0.1 Systematik der Regelungen zu den Ersatzraten
	2.2.0.2 Einheitliche Geltung der Ersatzrate für Bezugsmonate mit und ohne Einkommen

	2.2.1 Geringverdienerregelung (Satz 1)
	2.2.2 Abgesenkte Ersatzrate (Satz 2)

	2.3 Einkommensabhängiges Elterngeld für Bezugsmonate mit Einkommen (Abs. 3)
	2.3.0 Anwendungsbereich, Geltung für Bezugsmonate mit teilweisem Einkommenswegfall
	2.3.1 Ermittlung des Einkommensunterschiedsbetrages (Satz 1 und 2)
	2.3.1.1 Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum (Abs. 3 Satz 1 i.V.m. Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 2c Abs. 1 und 2 und § 2d Abs. 1 und 3)
	2.3.1.1.1 Ermittlung der Bezugsmonate mit Einkommen (Abs. 3 Satz 1)
	2.3.1.1.2 Ermittlung der zu berücksichtigenden Brutto-Einkünfte im Bezugszeitraum (§ 2 Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 2c und § 2d), Währungsumrechnung
	2.3.1.1.3 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der Brutto-Einkünfte im Bezugszeitraum

	2.3.1.2 Ermittlung der Abzüge für Steuern im Bezugszeitraum (§ 2e)
	2.3.1.3 Ermittlung der Abzüge für Sozialabgaben im Bezugszeitraum (§ 2f)
	2.3.1.4 Ermittlung des Elterngeld-Nettos im Bezugszeitraum

	2.3.2 Deckelung des Bemessungseinkommens auf den Höchstbetrag von 2.770 Euro für Bezugsmonate mit Einkommen (Satz 2)
	2.3.3 Berechnung des Einkommensunterschiedsbetrages (Abs. 3 Satz 1 und 2)
	2.3.4 Berechnung der Elterngeldhöhe, insb. Anwendung der Ersatzrate auf den Unterschiedsbetrag (Abs. 1 Satz 1 i.V.m. Abs. 2)
	2.3.5 Berechnungsarten des Elterngeldes

	2.4 Mindestbetrag

	§ 2a  Geschwisterbonus und Mehrlingszuschlag
	2a.1 Geschwisterbonus (Abs. 1)
	2a.1.1 Berechnung des Geschwisterbonus (Satz 1)
	2a.1.2 Geschwisterkinder (Satz 1 Nr. 1 und 2)

	2a.2 Altersgrenze in Sonderfällen (Abs. 2)
	2a.2.1 Adoption (Satz 1 und 2)
	2a.2.2 Kinder mit Behinderung (Satz 3)

	2a.3 Wegfall des Geschwisterbonus bei Überschreiten der Altersgrenzen (Abs. 3)
	2a.4 Mehrlingszuschlag (Abs. 4)

	§ 2b  Bemessungszeitraum
	2b.1 Bemessungszeitraum für das Einkommen ausschließlich aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit (Abs. 1)
	2b.1.1 Maßgeblichkeit des Zwölfmonatszeitraums (Satz 1)
	2b.1.2 Bestimmung des Zwölfmonatszeitraums (Satz 2)
	2b.1.2.1 Zeiten des Elterngeldbezugs für ein älteres Kind (Nr. 1)
	2b.1.2.2 Zeiten der mutterschutzgesetzlichen Beschäftigungsverbote oder des Bezugs von Mutterschaftsgeld (Nr. 2)
	2b.1.2.3 Zeiten schwangerschaftsbedingter Erkrankungen (Nr. 3)
	2b.1.2.4 Zeiten des Wehrpflicht- oder Zivildienstes (Nr. 4)

	2b.1.3 Verzicht auf Ausklammerung (Satz 3)
	2b.1.4 Einkommensausfälle aufgrund der Covid-19-Pandemie (Satz 4)
	2b.1.5 Zeiten des aufgeschobenen Elterngeldbezugs für ein älteres Kind (Satz 5)

	2b.2 Bemessungszeitraum für das Einkommen ausschließlich aus selbstständiger Erwerbstätigkeit (Abs. 2)
	2b.2.1 Maßgeblichkeit der Gewinnermittlungszeiträume (Satz 1)
	2b.2.2 Voraussetzung der Verschiebung des Bemessungszeitraums, Antragserfordernis (Satz 2)

	2b.3 Bemessungszeitraum für das Einkommen aus Mischeinkünften (Abs. 3)
	2b.3.1 Maßgeblichkeit des Veranlagungszeitraums (Satz 1)
	2b.3.2 Voraussetzung der Verschiebung des Bemessungszeitraums, Antragserfordernis (Satz 2)

	2b.4 Antragsrecht für Eltern mit geringen selbstständigen Einkünften (Abs. 4)
	2b.4.1 Grundvoraussetzungen des Antragsrechts (Satz 1)
	2b.4.2  Berücksichtigung allein des Einkommens aus nichtselbständiger Erwerbstätigkeit (Satz 2)
	2b.4.3 Nachweise zur Feststellung der Höhe der Einkünfte (Satz 3)
	2b.4.4 Abschließende Entscheidung über die Lage des Bemessungszeitraums (Satz 4)


	§ 2c Einkommen aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit
	2c.0 Allgemeine Vorgaben
	2c.0.1 Anwendungsbereich
	2c.0.2 Prüfablauf zur Ermittlung des Elterngeld-Nettos aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit

	2c.1 Zu berücksichtigende Brutto-Einkünfte aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit (Abs. 1)
	2c.1.0 Allgemeine Vorgaben zur Ermittlung der zu berücksichtigenden Einkünfte aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit
	2c.1.0.1 Anwendungsbereich und systematische Einordnung von § 2c
	2c.1.0.2 Prüfablauf zur Ermittlung des Elterngeld-Bruttos aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit

	2c.1.1 Laufender Arbeitslohn (Sätze 1 und 2)
	2c.1.1.1 Einnahmen in Geld oder Geldeswert (Satz 1)
	2c.1.1.2 Nichtberücksichtigung von sonstigen Bezügen (Satz 2)

	2c.1.2 Umrechnung des kalendermonatlichen Einkommens auf den Lebensmonat bei Einkommen in der Bezugszeit
	2c.1.2.1 Umrechnung von Einkommen für Kalendermonate mit durchgehendem Stundenumfang auf den Lebensmonat
	2c.1.2.2 Feststellung des Einkommens für Lebensmonate, in denen nicht gearbeitet wurde
	2c.1.2.3 Umrechnung von Einkommen für Kalendermonate auf Lebensmonate bei wechselndem Arbeitsstundenumfang

	2c.1.3 Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit (Satz 3)
	2c.1.4 Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrages bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos (Satz 1 und 4)
	2c.1.4.0 Allgemeine Vorgaben
	2c.1.4.0.1 Anknüpfung an den steuerrechtlichen Arbeitnehmer-Pauschbetrag des § 9a Satz 1 Nr.1 EStG, maßgebliche Fassung bei Gesetzesänderungen (Satz 4)
	2c.1.4.0.2 Einordnung in den Prüfablauf
	2c.1.4.0.3 Abgrenzung zur Berücksichtigung des Arbeitnehmer-Pauschbetrags bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlagen für die Abzüge für Steuern und Sozialabgaben

	2c.1.4.1 Monatsweiser Abzug eines Zwölftels des Arbeitnehmer-Pauschbetrags
	2c.1.4.2 Lebensmonatsweiser Abzug eines Zwölftels des Arbeitnehmer-Pauschbetrags bei der Ermittlung des Elterngeld-Bruttos im Bezugszeitraum
	2c.1.4.3 Abzug eines Zwölftels des Arbeitnehmer-Pauschbetrags vor der Berechnung des monatlichen Durchschnitts der Brutto-Einkünfte

	2c.1.5 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu berücksichtigenden Brutto-Einkünfte

	2c.2 Nachweis der Einnahmen aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit über Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 2)
	2c.2.0 Allgemeine Vorgaben
	2c.2.0.1 Anwendungsbereich
	2c.2.0.2 Verhältnis zur Nutzung der Verdienstbescheinigung nach § 9

	2c.2.1 Maßgeblichkeit der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
	2c.2.2 Richtigkeits- und Vollständigkeitsvermutung der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
	2c.2.3 Einzelfragen zur Nutzung der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen
	2c.2.3.1 Ermittlung von sonstigen Bezügen im Sinne des § 38a Abs. 1 Satz 3 EStG
	2c.2.3.2 Ermittlung von pauschal besteuerten Einnahmen, u.a. auch im Sinne des § 2e Abs. 2
	2c.2.3.3 Ermittlung von Einkommen aus geringfügiger Erwerbstätigkeit und aus Midijob im Sinne des § 2f Abs. 2 Satz 2 und 3
	2c.2.3.4 Ermittlung von steuerfrei gestellten Teilbeträgen


	2c.3 Nachweis der Abzugsmerkmale über Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 3)
	2c.3.0 Anwendungsbereich
	2c.3.1 Ermittlung der Abzugsmerkmale
	2c.3.1.1 Erforderliche Abzugsmerkmale
	2c.3.1.2 Maßgeblichkeit der Lohn- und Gehaltsbescheinigungen (Abs. 3 Satz 1)

	2c.3.2 Auswahlregeln bei der Ermittlung der Abzugsmerkmale
	2c.3.2.1 Vorrang der aktuelleren Angabe (Satz 1)
	2c.3.2.2 Vorrang der Angabe mit der überwiegenden Geltung im Zeitverlauf (Satz 2)
	2c.3.2.3 Abweichende Geltung der Steuerklasse IV bei überwiegenden Einkommensanteil aus selbstständiger Erwerbstätigkeit (§ 2e Abs. 3 Satz 2, 2. Variante)


	2.c.3.3 Richtigkeits- und Vollständigkeitsvermutung

	§ 2d Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit
	2d.0 Allgemeine Vorgaben zur Ermittlung des Einkommens aus selbstständiger Erwerbstätigkeit
	2d.0.1 Anwendungsbereich
	2d.0.2 Begriffsbestimmung „Gewinneinkünfte“
	2d.0.3 Prüfablauf zur Ermittlung des Elterngeld-Nettos aus selbstständiger Erwerbstätigkeit

	2d.1 Zu berücksichtigende Brutto-Einkünfte aus selbstständiger Erwerbstätigkeit (Abs. 1)
	2d.1.0 Anwendungsbereich und systematische Einordnung des Abs. 1
	2d.1.1 Gewinneinkünfte
	2d.1.2 Betriebsausgaben
	2d.1.3 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu berücksichtigenden Brutto-Einkünfte

	2d.2 Nachweis der Gewinneinkünfte für den Bemessungszeitraum (Abs. 2)
	2d.2.1 Maßgeblichkeit des Einkommensteuerbescheides (Satz 1)
	2d.2.2 Nachweis des Einkommens bei nicht zu erstellendem Steuerbescheid (Satz 2)

	2d.3 Nachweis der Gewinneinkünfte in Bezugsmonaten (Abs. 3)
	2d.3.1 Mindestanforderungen nach § 4 Abs. 3 EStG (Satz 1)
	2d.3.2 Ermittlung der Betriebsausgaben in der Bezugszeit (Satz 2)

	2d.4 Nachweis der Abzugsmerkmale über den Steuerbescheid (Abs. 4)
	2d.4.0 Anwendungsbereich
	2d.4.1 Ermittlung der Abzugsmerkmale
	2d.4.1.1 Erforderliche Abzugsmerkmale
	2d.4.1.2 Maßgebliche Nachweise
	2d.4.1.2.1 Nachrangige Maßgeblichkeit des Einkommensteuerbescheides hinsichtlich der Abzüge für Steuern (Satz 1)
	2d.4.1.2.2 Ermittlung der Abzüge für Sozialabgaben nach § 20 SGB X


	2d.4.2 Auswahlregeln bei der Ermittlung der Abzugsmerkmale, Vorrang der Angabe mit der überwiegenden Geltung im Zeitverlauf (Satz 2)

	2d.5 Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus selbstständiger Arbeit (Abs. 5)
	2d.5.1 Reines Zuflussprinzip
	2d.5.2 Realisationsprinzip
	2d.5.3  Besonderheiten zur zeitlichen Zuordnung von Einnahmen im Bezugszeitraum


	2e.0 Anwendungsbereich, Geltung für Auslandseinkommen
	2e.1 Ermittlung der Abzüge für Steuern (Abs. 1)
	2e.1.1 Berücksichtigungspflichtige Steuerarten (Satz 1)
	2e.1.1.0 Einheitliche Geltung der Abzugsmerkmale
	2e.1.1.0.1 Anwendung auf die gesamte Bemessungsgrundlage
	2e.1.1.0.2 Geltung auch für den Bezugszeitraum

	2e.1.1.1 Erforderliche Abzugsmerkmale für Steuern
	2e.1.1.1.1 Katalog der für die Abzüge für Steuern erforderlichen Abzugsmerkmale, Kirchensteuerpflicht im Ausland
	2e.1.1.1.2 Katalog der nicht erforderlichen Abzugsmerkmale

	2e.1.1.2 Bestimmung der maßgeblichen Abzugsmerkmale, Auswahlregeln
	2e.1.1.3 Beispielsfälle
	2e.1.1.3.1 Fälle wechselnder Angaben zur Kirchensteuerpflicht und zu den Freibeträgen für Kinder
	2e.1.1.3.2 Fälle wechselnder Steuerklasse, ggf. i.V.m. dem Faktor nach § 39f EStG

	2e.1.1.4 Vorgaben für die Steuerabzüge auf Einkünfte im Bezugszeitraum, wenn die berechtigte Person im Bemessungszeitraum keine zu berücksichtigenden Einkünfte hatte

	2e.1.2 Anwendung des lohnsteuerrechtlichen Programmablaufplans (Satz 2)
	2e.1.2.1 Maßgeblicher Programmablaufplan
	2e.1.2.2 Maßgebliche Eingabewerte
	2e.1.2.3 Nutzbarkeit des unveränderten lohnsteuerlichen Programmablaufplans


	2e.2 Bemessungsgrundlage für die Steuerabzüge (Abs. 2)
	2e.2.0 Allgemeine Vorgaben
	2e.2.0.1 Gemeinsame Bemessungsgrundlage für Einkommen aus nichtselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit
	2e.2.0.2 Prüfablauf
	2e.2.0.2.1 Ermittlung der maßgeblichen Einkünfte für die Bemessungsgrundlage der Abzüge für Steuern
	2e.2.0.2.2 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu berücksichtigenden Einkünfte aus Erwerbstätigkeit


	2e.2.1 Für die Bemessungsgrundlage für die Steuerabzüge maßgebliche Einkünfte aus Erwerbstätigkeit (Satz 1)
	2e.2.1.1 Nichtberücksichtigung von pauschal besteuerten Einnahmen
	2e.2.1.2 Nichtberücksichtigung von sonstigen Bezügen
	2e.2.1.3 Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags ausschließlich über lohnsteuerrechtlichen Programmablaufplan

	2e.2.2 Allgemein zu berücksichtigende Freibeträge und Pauschalen (Satz 2)
	2e.2.2.1 Abzug des Arbeitnehmer-Pauschbetrags (Nr. 1)
	2e.2.2.1.1 Bei (auch) nichtselbstständig Erwerbstätigen
	2e.2.2.1.2 Bei ausschließlich selbstständig Erwerbstätigen

	2e.2.2.2 Abzug der Vorsorgepauschale (Nr. 2)
	2e.2.2.2.1 Kleine Vorsorgepauschale – v.a. für Beamte, Richter und Soldaten (Buchst. a)
	2e.2.2.2.2 Große Vorsorgepauschale – v.a. für Selbstständige und nichtverbeamtete Arbeitnehmer (Buchst. b)
	2e.2.2.2.3 Besonderheiten bei der Ermittlung der Vorsorgepauschale



	2e.3 Besondere Vorgaben für die Ermittlung der Abzüge für die Einkommensteuer (Abs. 3)
	2e.3.1 Grundsätzliche Maßgeblichkeit der eingetragenen Steuerklasse (Satz 1)
	2e.3.2 Abweichende Geltung der Steuerklasse IV (Satz 2)
	2e.3.2.1 Fälle ohne Steuerklasse – ausschließlich im Ausland Beschäftigte und ausschließlich Selbstständige (Satz 2, 1. Variante)
	2e.3.2.2 Fälle von Mischeinkommen – Geltung der Steuerklasse IV bei überwiegendem Einkommensanteil aus selbstständiger Erwerbstätigkeit (Satz 2, 2. Variante)


	2e.4 Besondere Vorgaben für die Ermittlung der Abzüge für den Solidaritätszuschlag (Abs. 4)
	2e.5 Besondere Vorgaben für die Ermittlung der Abzüge für die Kirchensteuer (Abs. 5)
	2e.6 Unerheblichkeit anderer Maßgaben (Abs. 6)

	§ 2f Abzüge für Sozialabgaben
	2f.0 Anwendungsbereich, Geltung für Auslandseinkommen
	2f.1 Ermittlung der Abzüge für Sozialabgaben (Abs. 1)
	2f.1.1 Berücksichtigungspflichtige Sozialversicherungszweige
	2f.1.1.0 Einheitliche Geltung der Abzugsmerkmale
	2f.1.1.1 Erforderliche Abzugsmerkmale, Auswahlregeln
	2f.1.1.1.1 Katalog der für die Abzüge für Sozialabgaben erforderlichen Abzugsmerkmale
	2f.1.1.1.2 Katalog der nicht erforderlichen Abzugsmerkmale

	2f.1.1.2 Bestimmung der maßgeblichen Abzugsmerkmale, Auswahlregeln
	2f.1.1.3 Beispielsfälle
	2f.1.1.3.1 Fälle mit Einkommen ausschließlich aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit
	2f.1.1.3.2 Fälle mit Einkommen ausschließlich aus einer selbstständigen Einkunftsart
	2f.1.1.3.3 Fälle mit Einkommen aus unterschiedlichen selbstständigen Einkunftsarten
	2f.1.1.3.4 Mischfälle mit Einkommen aus selbstständiger und nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit

	2f.1.1.4 Vorgaben für die Sozialabgabenabzüge auf Einkünfte im Bezugszeitraum, wenn die berechtigte Person im Bemessungszeitraum keine zu berücksichtigenden Einkünfte hatte

	2f.1.2 Anwendung der Beitragssatzpauschalen
	2f.1.2.1 Kranken- und Pflegeversicherung (Nr.1)
	2f.1.2.2 Rentenversicherung (Nr. 2)
	2f.1.2.3 Arbeitsförderung (Nr. 3)


	2f.2 Bemessungsgrundlage für die Sozialabgabenabzüge (Abs. 2)
	2f.2.0 Allgemeine Vorgaben
	2f.2.0.1 Gemeinsame Bemessungsgrundlage für Einkommen aus nichtselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit
	2f.2.0.2 Prüfablauf
	2f.2.0.2.1 Ermittlung der maßgeblichen Einkünfte für die Bemessungsgrundlage für die Sozialabgabenabzüge
	2f.2.0.2.2 Berechnung des monatlichen Durchschnitts der zu berücksichtigenden Einkünfte aus Erwerbstätigkeit


	2f.2.1 Für die Bemessungsgrundlage der Abzüge für Sozialabgaben maßgeblichen Einnahmen aus Erwerbstätigkeit (Satz 1)
	2f.2.2 Einnahmen aus geringfügigen Tätigkeiten (Satz 2)
	2f.2.2.1 Nichtberücksichtigung von Einnahmen aus geringfügiger Beschäftigung
	2f.2.2.2 Berücksichtigung von Einnahmen aus geringfügiger selbstständiger Tätigkeit

	2f.2.3 Umrechnung von Einnahmen im Midijob-Bereich, Übergangszonenentgelt (Satz 3)
	2f.2.3.1 Ermittlung von Einnahmen im Midijob-Bereich
	2f.2.3.2 Elterngeldrechtliche Besonderheiten bei der Ermittlung des Übergangszonenentgeltes, Wert des elterngeldrechtlichen Umrechnungsfaktors
	2f.2.3.3 Berechnung des Übergangszonenentgelts für Monate mit Einnahmen außerhalb des Übergangszonenbereiches
	2f.2.3.4 Kalendermonatsweise Berechnung des Übergangszonenentgelts vor der ggf. erforderlichen Umrechnung auf Lebensmonate


	2f.3 Unerheblichkeit anderer Maßgaben (Abs. 3)

	§ 3 Anrechnung von anderen Einnahmen
	3.0 Allgemeine Vorgaben
	3.0.1 Anwendungsbereich, Verhältnis zu § 2 Abs. 3
	3.0.2 Prüfablauf, Reihenfolge der Anrechnung

	3.1 Grundsätzliche Vorgaben (Abs. 1)
	3.1.0 Maßgebliche Anrechnungsbeträge
	3.1.0.1 Anrechnung „netto für netto“
	3.1.0.2 Währungsumrechnung bei ausländischen Anrechnungsbeträgen

	3.1.1 Arten anzurechnender Einnahmen (Satz 1)
	3.1.1.1 Mutterschaftsleistungen (Nr. 1)
	3.1.1.1.1 Anzurechnende Mutterschaftsleistungen
	3.1.1.1.2 Leistungsgleichstellung nach Artikel 5 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004
	3.1.1.1.3 Nicht nach Nr. 1 anzurechnende Mutterschaftsleistungen

	3.1.1.2 Dienstbezüge während Beschäftigungsverboten nach der Geburt (Nr. 2)
	3.1.1.3 Dem Elterngeld vergleichbare Leistungen anderer Staaten und über- und zwischenstaatlicher Einrichtungen (Nr. 3)
	3.1.1.4 Elterngeld für ein älteres Kind (Nr. 4)
	3.1.1.5 Einnahmen als Ersatz für Erwerbseinkommen (Nr. 5)
	3.1.1.5.1 Steuerlicher Begriff des Erwerbseinkommen
	3.1.1.5.2 Vorliegen einer Einkommensersatzfunktion
	3.1.1.5.3 Katalog der anzurechnenden und nicht anzurechnenden Einnahmen
	3.1.1.5.4 Geltungsvorrang des § 2 Abs. 3 (Buchst. a)
	3.1.1.5.5 Anrechnungsausschluss bei anspruchsmindernder Berücksichtigung des Elterngeldes (Buchst. b)


	3.1.2 Taggenaue Anrechnung bei nur teilweise übereinstimmenden Bezugszeiten (Satz 2)
	3.1.3 Anrechnung bei zumindest teilweise übereinstimmenden Bemessungszeiträumen von Elterngeld und Einkommensersatzleistungen im Sinne der Nr. 4 oder 5 (Satz 3)
	3.1.4 Anrechnung von Einkommensersatzleistungen, deren Bezug nach der Geburt beginnt (Satz 4)
	3.1.4.1 Beginn des Bezugs nach der Geburt des Kindes
	3.1.4.2 Das Bemessungseinkommen der anderen Leistung
	3.1.4.3 Höhe des Anrechnungsfreibetrags
	3.1.4.3.1 Berechnungsschema und Rechenbeispiele für den Anrechnungsfreibetrag nach Satz 4
	3.1.4.3.2 Einheitlicher Anrechnungsfreibetrag für alle Lebensmonate mit Bezug der anderen Leistung
	3.1.4.3.3 Besonderheiten der Berechnung des Bemessungsunterschieds bei nachgeburtlichem Einkommen aus mehreren Tätigkeiten:



	3.2 Von Anrechnung freigestellter Elterngeldbetrag (Abs. 2)
	3.2.1 Grundbetrag von 300 Euro (Satz 1)
	3.2.2 Erhöhungsbetrag bei Mehrlingsgeburten (Satz 2)
	3.2.3 Kein Erhöhungsbetrag bei Geschwisterbonus

	3.3 Besondere Anrechnungsvorgaben bei ausländischem Elterngeld (Abs. 3)

	§ 4 Bezugsdauer, Anspruchsumfang
	4.1 Elterngeldvarianten und Rahmenfrist für den Leistungsbezug (Abs. 1)
	4.1.1 Varianten des Elterngeldes: Basiselterngeld und Elterngeld Plus
	4.1.2 Bezugszeitraum für Basiselterngeld
	4.1.3 Bezugszeitraum Elterngeld Plus
	4.1.4 Bezugszeitraum für Adoptivkinder und Kinder im Sinne von § 1 Abs. 3 Satz  1

	4.2 Bezugsmodalitäten
	4.2.1 Auszahlung des Elterngeldes in Monatsbeträgen für Lebensmonate
	4.2.2 Leistungsende
	4.2.3 Modalitäten des Bezugs beider Eltern

	4.3 Leistungsdauer
	4.3.1 Inanspruchnahme von zwölf Monatsbeträgen
	4.3.2 Partnermonate
	4.3.2.1 Inanspruchnahme der Partnermonate
	4.3.2.2 Nichteintreten der Prognose einer Einkommensminderung

	4.3.3 Elterngeld Plus

	4.4 Bezugsdauer
	4.4.1 Höchstbezugszeit
	4.4.2 Mindestbezugszeit
	4.4.3 Lebensmonate mit Bezug von nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 – 3 anzurechnenden  Leistungen und Versicherungsleistungen gem. § 192 Abs. 5 S. 2 VVG

	4.5 Elterngeld für Eltern besonders frühgeborener Kinder (Abs. 5)
	4.5.1 Leistungsbezug (Satz 1 Nr. 1 bis 4))
	4.5.2 Berechnung (Satz 2)
	4.5.3 Ausnahmeregelungen zu Bezugsdauer und Leistungsvariante für Eltern zu früh geborener Kinder  (Satz 3 Nr. 1 bis 4)


	§ 4a Berechnung von Basiselterngeld und Elterngeld Plus
	4a.1 Berechnung von Basiselterngeld
	4a.2 Berechnung von Elterngeld Plus
	4a.2.1 Berechnungsmethode des Elterngeld Plus
	4a.2.2 Höchstbetrag des Elterngeld Plus (Deckelungsbetrag)
	4a.2.3 Halbierung der Mindestbeträge im Elterngeld Plus


	§ 4b Partnerschaftsbonus
	4b.1 Allgemeines
	4b.1.1 Umfang der Erwerbstätigkeit im Partnerschaftsbonus
	4b.1.2 Voraussetzungen des § 1

	4b.2 Bezugsdauer
	4b.2.1  Anspruch auf höchstens vier Monatsbeträge
	4b.2.2  Mindestbezugsdauer zwei Lebensmonate

	4b.3 Bezug gleichzeitig und in aufeinanderfolgenden Lebensmonaten
	4b.3.1 Gleichzeitiger Bezug des Partnerschaftsbonus
	4b.3.2 Bezug in aufeinanderfolgenden Lebensmonaten

	4b.4 Fortsetzung im alleinigen Bezug
	4b.5 Nichterfüllen der Voraussetzungen in einzelnen Monaten

	§ 4c Alleiniger Bezug durch einen Elternteil
	4c.1 Allgemeines zum alleinigen Leistungsbezug
	4c.1.1 Alleinerziehende
	4c.1.2 Gefährdung des Kindeswohls
	4c.1.3 Unmöglichkeit der Betreuung

	4c.2 Alleiniger Bezug des Partnerschaftsbonus

	§ 4d Weitere Berechtigte
	4d.1 Sonderregelung für Berechtigte, die nicht Eltern sind

	§ 5 Zusammentreffen von Ansprüchen
	5.1 Aufteilung der Monatsbeträge (Abs. 1)
	5.2 Aufteilung ohne einvernehmliche Entscheidung der Berechtigten (Abs. 2)
	5.3 Sonderregelung für Berechtigte, die nicht Eltern sind (Abs. 3)

	§ 6 Auszahlung
	§ 7 Antragstellung
	7.1 Antrag (Abs. 1)
	7.2 Bindungswirkung des Antrags (Abs. 1 Satz 3)
	7.2.1 Änderung des Antrags (Absatz 2 Satz 1)
	7.2.2 Einzelheiten zu den Änderungsmöglichkeiten (Sätze 2 bis 5)

	7.3 Antrag, Mitwirkung der anderen berechtigten Person (Abs. 3)
	7.3.1 Antrag einer allein anspruchsberechtigten oder allein sorgeberechtigten Person auf Elterngeld
	7.3.2 Antrag einer Person, neben der eine andere Person anspruchsberechtigt ist
	7.3.2.1 Weder gleichzeitiger Antrag noch Anzeige
	7.3.2.2 Gleichzeitiger Antrag (Abs. 3 Satz 2 1. Variante)
	7.3.2.3 Anzeige (Abs. 3 Satz 2 2. Variante)

	7.3.3 Späterer Antrag der „anderen berechtigte Person“ (Abs. 3 Satz 3)


	§ 8 Auskunftspflicht, Nebenbestimmungen
	8.0 Verhältnis zu den Regelungen des SGB I, SGB X und SGB III
	8.1 Auskunftspflicht nach Ablauf des Bezugszeitraums beim Elterngeld (Abs. 1)
	8.1a Mitwirkungspflichten, § 8 Absatz 1a
	8.2 Widerrufsvorbehalt (Abs. 2)
	8.2.1 Widerrufsvorbehalt im Rahmen der Bewilligung von Elterngeld bei Angabe fehlenden Erwerbseinkommens im Antrag
	8.2.2 Widerrufsvorbehalt bei Angabe der Unterschreitung der Einkommensgrenze gem. § 1 Abs. 8 und fehlendem Nachweis

	8.3 Vorläufige Bewilligung (Abs. 3)
	8.3.1 Vorläufige Bewilligung bei Ungewissheit über das Überschreiten der Einkommensgrenze gemäß § 1 Abs. 8 (§ 8 Abs. 3 Nr. 1)
	8.3.2 Vorläufige Bewilligung von Elterngeld bei Einkommensschätzung und –prognose (§ 8 Absatz 3  Nr. 2 und 3)
	8.3.3  Vorläufige Bewilligung der Elterngeldhöhe im Falle des Partnerschaftsbonus

	8.4 Umsetzung von § 1 Abs. 8

	§ 9 Einkommens- und Arbeitszeitnachweis, Auskunftspflicht des Arbeitgebers beim Elterngeld
	9.1  Bescheinigungspflicht des Arbeitgebers
	9.2 Elektronische Abfrage und Übermittlung von Entgeltbescheinigungsdaten

	§ 10 Verhältnis zu anderen Sozialleistungen
	10.0 Übersicht
	10.1 Beschränkte Berücksichtigung als Einkommen (Abs. 1)
	10.2 Schutz bei Ermessens- und freiwilliger Leistungsgewährung (Abs. 2)
	10.3 Schutz bei Nutzung von Elterngeld Plus (Abs. 3)
	10.4 Erweiterter Schutz bei Mehrlingsgeburten (Abs. 4)
	10.5 Berücksichtigung des Elterngeldes bei Bürgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5)
	10.5.1 Berücksichtigung des Elterngeldes als Einkommen bei Bürgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5 Satz 1)
	10.5.2 Elterngeldfreibetrag bei Bürgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5 Satz 2 und Satz 3)
	10.5.3  Keine Berücksichtigung des Mutterschaftsgeldes nach § 19 MuSchG als Einkommen bei Bürgergeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag und Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (Abs. 5 Satz 4)

	10.6 Einkommensabhängige Kostenbeiträge (Abs. 6)

	§ 11 Unterhaltspflichten
	§ 12 Zuständigkeit; Bewirtschaftung der Mittel
	12.1 Zuständigkeit (Absatz 1)
	12.1.1 Die für die Ausführung des BEEG zuständigen Behörden (Absatz 1 Satz 1)
	12.1.2 Örtliche Zuständigkeit (Absatz 1 Satz 2)
	12.1.3 Kein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt in Deutschland (Absatz 1 Satz  3)

	12.2 Beratung zur Elternzeit (Absatz 2)
	12.3 Aufbringung der Mittel (Absatz 3)

	§ 13 Rechtsweg
	§ 14 Bußgeldvorschriften
	14.0 Geltung des OWiG
	14.1 Abgrenzung zur Vollstreckung von Handlungspflichten
	14.2 Entscheidung über die Einleitung eines Bußgeldverfahrens
	14.3 Ordnungswidrigkeiten nach § 14
	14.4 Verwarnung/Verwarnungsgeld bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten
	14.5 Verhängung eines Bußgeldes
	14.6 Höhe des Bußgeldes
	14.6.1 Richtwerte für das Bußgeld
	14.6.2 Minderungs- und Erhöhungsgründe für das Bußgeld

	14.7 Abschöpfen des wirtschaftlichen Vorteils
	14.8 Verjährung
	14.9 Ahndungszuständigkeit

	§ 15 Anspruch auf Elternzeit
	15.0 Grundsätzliches
	15.0.1. Ruhen der arbeitsvertraglichen Hauptpflichten
	15.0.2. Auswirkungen der Elternzeit auf eine Stufenlaufzeit (Entgeltanspruch)

	15.1 Elternzeitberechtigte
	15.1.1 Arbeitnehmerbegriff
	15.1.1.1 Elternzeit bei befristeten Verträgen, bei Teilzeittätigkeit und geringfügiger Beschäftigung
	15.1.1.2 Fehlender Elternzeitanspruch nach dem BEEG
	15.1.1.3 Elternzeit in Fällen mit Auslandsbezug
	15.1.1.4 Ende der Elternzeit mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses

	15.1.2 Verhältnis zum Kind
	15.1.3 Betreuung und Erziehung im selben Haushalt

	15.1a Großelternzeit
	15.2 Dauer der Elternzeit
	15.2.1  Elternzeitanspruch bis zum dritten Geburtstag
	15.2.2 Inanspruchnahme von Elternzeit zwischen dem dritten und achten Geburtstag des Kindes
	15.2.2.1 Genaue Berechnung
	15.2.3 Anrechnung der Mutterschutzfrist

	15.2.4 Kurze Geburtenfolge / Mehrlinge
	15.2.4.1 Inanspruchnahme bei kurzer Geburtenfolge / Mehrlingen


	15.3 Gleichzeitige Elternzeit
	15.4 Zulässige Teilzeitarbeit
	15.5 Fortsetzung der bisherigen Teilzeit/ neuer Teilzeitanspruch
	15.5.1 Verringerung der Arbeitszeit (Abs. 5-7)
	15.5.2 Anspruch auf Arbeitszeitverringerung
	15.5.2.1 Voraussetzungen
	15.5.2.2 Anspruchsmitteilung / Fristen
	15.5.2.3 Ablehnung des Arbeitgebers und Zustimmungsfiktion

	15.5.3 Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer, die die Voraussetzungen für den Anspruch nicht erfüllen
	15.5.4 Rechtsfolgen der Elternzeit für Mandatsträger (z.B. Betriebsrat,   Personalrat, Aufsichtsrat)


	§ 16  Inanspruchnahme der Elternzeit
	16.1 Anmeldung der Elternzeit
	16.1.1 Anmeldefristen
	16.1.1a Grundsatz der freien Wählbarkeit der Elternzeit, Ausnahmen
	16.1.2 Festlegung für zwei Jahre
	16.1.3 Aufteilung der Elternzeit in Abschnitte
	16.1.4 Drittes Jahr der Elternzeit
	16.1.5 Arbeitgeberbescheinigung bei Arbeitgeberwechsel

	16.2 Fristversäumnis
	16.3 Verkürzung / Verlängerung
	16.3.1  Vorzeitige Beendigung / Verlängerung der Elternzeit grundsätzlich mit Zustimmung des Arbeitgebers
	16.3.2. Vorzeitige Beendigung der Elternzeit in besonderen Fällen
	16.3.3. Vorzeitige Beendigung der Elternzeit zur Inanspruchnahme des Mutterschutzes
	16.3.4. Verlängerung der Elternzeit in Ausnahmefällen
	16.3.5 Wegfall der Voraussetzungen der Elternzeit
	16.3.6 Auswirkungen von Vertragsänderungen auf die Elternzeit

	16.4. Tod des Kindes
	16.5 Mitteilungspflicht des Arbeitnehmers oder der Arbeitnehmerin
	16.6 Rechtsfolgen der Elternzeit

	§ 17 Urlaub
	17.1 Kürzung des Urlaubs
	17.2 Übertragung des Resturlaubs
	17.3 Abgeltung des Resturlaubs
	17.4 Kürzungsmöglichkeit von Urlaub

	§ 18 Kündigungsschutz
	18.1 Kündigungsverbot
	18.2 Kündigungsschutz ohne Elternzeit

	§ 19 Kündigung zum Ende der Elternzeit
	§ 20 Zur Berufsbildung Beschäftigte, in Heimarbeit Beschäftigte
	20.1 Zur Berufsbildung Beschäftigte
	20.2 In Heimarbeit Beschäftigte

	§ 21 Befristete Arbeitsverträge
	21.1 Befristungsmöglichkeiten nach Abs. 1
	21.2 Befristungsmöglichkeiten nach Abs. 2
	21.3 Dauer der Befristung
	21.4 Kündigungsrecht des Arbeitgebers
	21.5 Anwendbarkeit des Kündigungsschutzgesetzes

	§ 22 Bundesstatistik
	22.1 Grundsätzliches
	22.2 Statistische Angaben zum Elterngeld

	§ 23 Auskunftspflicht; Datenübermittlung an das Statistische Bundesamt
	23.1 Auskunftspflicht der zuständigen Stellen
	23.2 Auskunftspflicht der Antragsteller
	23.3 Datenübermittlung

	§ 24 Übermittlung von Tabellen mit statistischen Ergebnissen durch das Statistische Bundesamt
	§ 24a  Übermittlung von Einzelangaben durch das Statistische Bundesamt
	§ 25 Datenübermittlung durch die Standesämter
	§ 26 Anwendung der Bücher des Sozialgesetzbuches
	26.1 Geltung des Sozialgesetzbuches
	26.2 Bedeutsame Vorschriften des SGB I
	26.3 Bedeutsame Vorschriften des SGB X
	26.4 § 328 Abs. 3 und § 331 SGB III
	26.5 Sonstige relevante Vorschriften des SGB V und XI
	26.5.1 SGB V – Gesetzliche Krankenversicherung
	26.5.2 SGB XI – Soziale Pflegeversicherung


	§ 27 Sonderregelung aus Anlass der Covid-19-Pandemie
	27.0  Grundsätzliches zur Tätigkeit einer Ärztin/eines Arztes oder anderen  Personals in Impf-, Testzentren oder mobilen Impf-, Testteams
	27.1 Verschiebung des Elterngeldbezugs (Absatz 1)
	27.1.1 Verschiebung des Elterngeldbezugs durch Eltern mit systemrelevanten   Berufen (Satz 1)
	27.1.2 Antritt spätestens bis zum 30. Juni 2021 (Satz 2)
	27.1.3 Verschiebung auf Zeiträume nach Vollendung des 14. Lebensmonats
	27.1.4 Lücken im Bezug nach Vollendung des 14. Lebensmonats

	27.2 Partnerschaftsbonus (Absatz 2)
	27.2.1 Verschiebung des Partnerschaftsbonus durch Eltern mit systemrelevanten Berufen (Satz 1)
	27.2.2 Behandlung nach Beginn des Bezugs (Satz 2)

	27.3 Partnerschaftsbonus in der Zeit vom 1. März 2020 bis 23. September 2022

	§ 28 Übergangsvorschriften
	28.1 Geltung der Elterngeldvorschriften des BEEG in der für Geburten bis zum 31. August 2021 anzuwendenden Fassung
	28.2 Übergangsregelungen für die Elterngeldvorschriften des BEEG in der für Geburten ab dem 1. Januar 2013 anzuwendenden Fassung
	28.3 Anrechnungsvorschriften für Landeserziehungsgeld
	28.4 Übergangsregelung zur Änderung von § 1 Absatz 7

	Teil II Europarechtliche Kollisionsvorschriften (ab 1. Mai 2010)

	(Geringfügige selbstständige Tätigkeiten werden einbezogen, vgl. Wortlaut § 2f Abs. 2 Satz 2 [nichtselbstständige] „Beschäftigungen“)
	nur bei Einkünften ausschließlich aus selbstständiger Erwerbstätigkeit:
	[Freibeträge und Pauschalen (u.a. der Arbeitnehmer-Pauschbetrag und die Vorsorgepauschale) vermindern die Bemessungsgrundlage für die Steuerabzüge. Sie werden unter Zugrundelegung der Abzugsmerkmale über den lohnsteuerrechtlichen Programmablaufplan automatisch abgezogen.]
	Gesetzestexte – EU
	Richtlinien Teil II
	1 Allgemeines: Relevante Europarechtliche Regelungen
	2 Anwendungsbereich der VO und DVO
	2.1 Räumlicher Geltungsbereich
	2.2 Sachlicher Geltungsbereich (Art. 3 und Art. 1 Buchst. z VO)
	2.3 Persönlicher Geltungsbereich (Art. 2 VO)
	2.3.1 Personen mit grenzüberschreitendem Bezug
	2.3.2 Flüchtlinge und Staatenlose
	2.3.3 Familienangehörige
	2.3.4 Hinterbliebene
	2.3.5 Drittstaatsangehörige


	3 Prüfung, welche nationalen Vorschriften anzuwenden sind
	3.1 Grundsätzliche Rechtsfolge bei Anwendbarkeit der VO: bei Erwerbstätigen Beschäftigungslandprinzip, bei nicht Erwerbstätigen Wohnlandprinzip (Art. 68 VO)
	3.2 Beschäftigung
	3.3 Einer Beschäftigung gleichgestellte Tatbestände
	3.4 Bezug von Arbeitslosengeld
	3.5 Selbständige Erwerbstätigkeit
	3.6 Einer selbständigen Erwerbstätigkeit gleichgestellte Tatbestände
	3.7 Entsandte Arbeitnehmer (Art. 12 VO)
	3.8 Vertragsbedienstete der Europäischen Gemeinschaften (Art. 15 VO)
	3.9 Mitglieder und Beschäftigte diplomatischer Missionen und konsularischer Vertretungen und ihre Angehörigen
	3.9a  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von EU-Organen und EU-Institutionen,  EU-Beamte und Mitarbeiter des Europäischen Patentamtes (EPA) sowie des Europäischen Laboratoriums für Molekularbiologie (EMBL)
	3.10 Ausnahmevereinbarung nach Art. 16 Abs. 1 VO (Quasientsendung)
	3.11 Beamte (Art. 11 Abs. 3 Buchst. b VO)
	3.12 Seeleute (Art. 11 Abs. 4 VO)
	3.13 Ansprüche von Rentnern (Art. 67 Satz 2 und Art. 68 Abs. 1 VO)
	3.14 Wohnsitz (Art. 1 Buchst. j) VO und Art. 11 DVO)
	3.15 Urteil des EuGH in der Rechtssache Bosmann, C-352/06, und Vermittlung von Ansprüchen bei zwei zu berücksichtigenden Elternteilen
	3.15.1 Urteil des EuGH in der Rechtssache Bosmann, C-352/06
	3.15.2 Vermittlung von Ansprüchen bei zwei zu berücksichtigenden Elternteilen

	3.16 Fallkonstellationen
	3.17 Deutschland ist vorrangig zuständig
	3.18 Deutschland ist nachrangig zuständig: Berechnung der Unterschiedsbeträge
	3.18.1 Zu berücksichtigende Familienangehörige
	3.18.2 Zu berücksichtigende Leistungen
	3.18.3 Ggf. tageweise Berechnung
	3.18.4 Anrechnung der vorrangigen ausländischen Leistung bei gleichzeitigem Elterngeldbezug beider Elternteile

	3.19 Ansprüche bestehen nacheinander in zwei EU-Staaten oder der Schweiz (Art. 59 DVO)
	3.20 Bezug von Elterngeld durch einen in einem anderen Land der EU oder der Schweiz beschäftigten Elternteil / „Elternzeit“
	3.21 Währungsumrechnung
	3.22 Besonderheit: An EU-Behörden abgeordnete oder entsandte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Europäischen oder deutschen Behörden

	4 Verfahren
	4.1 Antrag
	4.1.1 Örtliche Zuständigkeit, § 12 BEEG
	4.1.2 Antragseingang bei der deutschen Elterngeldstelle
	4.1.2.1 Prüfungsergebnis der Elterngeldstelle: Deutschland ist vorrangig  zuständig
	4.1.2.2 Prüfungsergebnis der Elterngeldstelle: Deutschland ist nachrangig  zuständig

	4.1.3 Antragseingang bei einer ausländischen Stelle, die für Familienleistungen zuständig ist
	4.1.4 Antragseingang bei der deutschen Familienkasse

	4.2 Rechtsbehelfe
	4.3 Verrechnung (Art. 84 VO und Art. 72, 73 und 74 DVO)
	4.4 Übergangsvorschrift (Art. 87 VO)
	4.5 Verbindungsstellen (Art. 1 Abs. 2 Buchst. b DVO)





